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Vorwort

Seit 2010 veroffentlicht das Arbeitsfeld In-
terreligioser Dialog (ehemals: Kirche und Is-
lam) der Evangelischen Agentur (ehemals:
Haus kirchlicher Dienste) der Evangelisch-
lutherischen Landeskirche Hannovers ei-
nen Newsletter zum interreligiosen, speziell
christlich-muslimischen Dialog in
Niedersachsen.

Der Newsletter erscheint etwa zehn bis
zwolf mal im Jahr. Er fasst auf jeweils drei Sei-
ten zusammen, was sich in Niedersachsen und
daruber hinaus in den christlich-muslimischen
und interreligidsen Beziehungen getan hat.

Mittlerweile liegen sechzehn Jahrgange vor.
Da viele unserer Leser und Leserinnen den
Newsletter auch als Quelle schatzen, fassen
wir ihn regelmaBig zu Sammelbanden zusam-
men, die in geringer Auflage gedruckt werden.

Hiermit legen wir den vierten Sammelband
vor. Er umfasst die Jahre 2022 bis 2025.

Online finden Sie den Sammelband in der
Elektronischen Zeitschriftenbibliothek unter
der Adresse ezb.uni-regensburg.de/?2596535
oder Uber www.evangelische-agentur.de.

Hannover, im Januar 2026

Wolfgang Reinbold



Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 1, 2022

1. Niedersachsen

Hannover: Trauer um Ernst-Wolf Kleinwachter

Einer der Pioniere des interreligidsen Dialogs in Hannover, der evangelisch-lutherische Pastor Ernst-
Wolf Kleinwéachter, ist tot. Das teilte das Haus der Religionen in Hannover mit.

Kleinwéchter war einer der Grunder der Gruppe ,Religions for Peace Hannover®, die im Jahr 1995
entstand. Auch an der Grindung des Trégervereins des Hauses der Religionen im Jahr 2008 hatte er
entscheidenden Anteil. 2011 wurde er fir seine Verdienste mit dem Integrationspreis der Landeshaupt-
stadt Hannover ausgezeichnet.

Als entscheidenden Wendepunkt habe Kleinwéchter eine Reise nach Indien beschrieben, die er um
den Jahreswechsel 1989/1990 gemeinsam mit seiner Frau Anemone unternahm, teilte das Haus der
Religionen mit. Die interreligidsen Begegnungen auf dieser Reise hatten ihn tief beeindruckt. Insbeson-
dere der hinduistischen Tradition habe er sich seither eng verbunden gefuihlt. Den seit 1995 bestehen-
den Hindu-Tempel in Hannover-Badenstedt habe er bis zuletzt mit aller Kraft unterstiitzt. Auch das
christlich-jidische Gesprach habe ihm sehr am Herzen gelegen.

1938 hatte der in Oberschlesien geborene Kleinwéchter als 9-Jahriger die Synagoge in Hannover
mit eigenen Augen brennen gesehen. Sein Vater, ein Diplom-Ingenieur, war wegen seiner nach NS-
Begriffen ,halb-jadischen” Mutter zwangspensioniert worden (mehr).

2. Allgemeine Lage
2.1. Bundesinnenministerin will an Deutscher Islam Konferenz festhalten
Die neue Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) will an der Deutschen Islam Konferenz festhalten.

Fur die Bundesregierung und fiir sie personlich habe das muslimische Leben in Deutschland grof3e
Bedeutung, sagte Faeser der Deutschen Presse-Agentur. Sie wolle die Deutsche Islam Konferenz als
zentrales Forum fir den Dialog des Staates mit den Muslimen ,weiterentwickeln und mit mehr Leben
fullen®. Wichtig sei vor allem, die Teilhabe von Musliminnen und Muslimen und den gesellschaftlichen
Zusammenhalt zu stéarken. ,Dem zunehmenden Hass, den Bedrohungen und Anfeindungen gegeniber
Musliminnen und Muslimen stellen wir uns entschieden entgegen.” Die Bundesregierung werde die
Pravention von Muslimfeindlichkeit starken und dafiir sorgen, dass menschenverachtende Hetze kon-
sequent verfolgt werde. Die Ausbildung von Imamen und anderem religiosen Personal solle weiter
gestarkt werden, so Faeser. Im Bundesinnenministerium wird sich kinftig Staatssekretérin Juliane
Seifert (SPD) um die Islam Konferenz kiimmern (mehr).

Die Islamische Gemeinschaft Milli Gorus (IGMG) begriif3te die Absichtserklarung der neuen Innen-
ministerin. ,Aufgrund der bisherigen Enttauschungen sind die aktuell positiven Signale aus dem Bun-
desinnenministerium wichtig. Eine Weiterentwicklung unter Federfiihrung der neuen Ministerin bietet
zahlreiche Chancen, etwa dass die Themen der DIK endlich auch in Moscheegemeinden ankommen
und von Musliminnen und Muslimen angenommen werden®, erklarte der Generalsekretar des Verbands,
Bekir Altas (mehr).

2.2. Dusseldorf: Nordrhein-Westfalen plant Meldestelle fir islamfeindliche Straftaten

Die nordrhein-westfalische Landesregierung will rassistische und antimuslimische Straftaten klnftig
besser erfassen. ,Wir wollen neben der Meldestelle Antisemitismus, die in diesem Jahr ihre Arbeit auf-
nimmt, neue Meldestellen fir anti-muslimischen Rassismus, flr Antiziganismus, anti-schwarzen und
anti-asiatischen Rassismus sowie fir Queer-Feindlichkeit aufbauen®, sagte Integrationsstaatssekretarin
Gonca Turkeli-Dehnert (CDU) der Westdeutschen Allgemeinen Zeitung (WAZ).

Dem Bericht der WAZ zufolge, sollen die Meldestellen in Gemeinden und Vereinen eingerichtet wer-
den, zu denen potenziell Betroffene ein besonderes Vertrauensverhaltnis haben. ,So bekommen wir
einen genaueren Einblick und kénnen noch zielgerichteter unterstitzen®, sagte Turkeli-Dehnert. Bei
Angriffen auf Muslime sei von einer hohen Dunkelziffer auszugehen. Betroffene brachten Ubergriffe
oder Sachbeschadigungen oftmals nicht zur Anzeige (mehr).

2.3. Hamburg: Islamisches Zentrum scheidet aus dem Vorstand der Schura aus

Das Islamische Zentrum Hamburg (IZH) ist aus dem Vorstand des Rates der Islamischen Gemeinschaf-
ten (Schura Hamburg) ausgeschieden. Das sagte der neue Vorsitzende Fatih Yildiz der Deutschen
Presse-Agentur (dpa).


https://www.facebook.com/HdRHannover/photos/a.1449210195348853/3205865369683318/
https://www.merkur.de/politik/nancy-faeser-will-an-der-deutschen-islam-konferenz-festhalten-91249070.html
https://www.igmg.org/islamische-gemeinschaft-begruesst-weiterentwicklung-der-deutschen-islam-konferenz/
https://www.evangelisch.de/inhalte/195560/09-01-2022/nrw-plant-meldestelle-fuer-islamfeindliche-straftaten

Im November habe man den Schura-Vorstand umstrukturiert. Statt drei Co-Vorsitzenden gebe es
jetzt nur noch einen, so Yildiz. Die Anderung sei in erster Linie erfolgt, um den Vorstand handlungs-
fahiger und vielféltiger zu machen. Die gegenwaértig laufende Evaluation des Staatsvertrags habe dabei
nur eine untergeordnete Rolle gespielt.

Innensenator Andy Grote (SPD) begrufte den Schritt. ,Wir haben immer ganz klar gesagt: Hier
handelt es sich um Extremisten®. ,Deshalb waren wir jetzt auch nicht traurig, als wir erfahren haben,
dass das Islamische Zentrum aus dem Vorstand der Schura ausgeschieden ist.“ Die Beteiligung des
I1ZH erschdpfe sich nun ,in der reinen Mitgliedschaft®. Das sei ,eine neue Situation“, so Grote zur dpa.

Das Islamische Zentrum Hamburg, das die Blaue Moschee an der Alster betreibt, wird vom Landes-
amt fir Verfassungsschutz als Aul3enposten des iranischen Regimes in Europa gesehen. Es steht seit
Jahrzehnten unter Beobachtung. CDU, FDP und AfD fordern seit langem, den Staatsvertrag mit dem
Rat der Islamischen Gemeinschaften (Schura) zu kiindigen oder auf Eis zu legen (s. zuletzt Mitteilungen
7/2021, S. 2-3) (mehr).

2.4. Berlin: Kritik an geplanter Stelle fiir ,,konfrontative Religionsbekundung*

Ein informelles Blndnis von rund 120 Personen und Organisationen hat in einer Stellungnahme die
geplante Registerstelle fur ,konfrontative Religionsbekundung*® in Berlin kritisiert. Die Unterzeichner for-
dern die ,Unterlassung der (Weiter-)Forderung des Projekts durch 6ffentliche Mittel®.

Die Anlauf- und Dokumentationsstelle soll nach den vorliegenden Planen 2022 starten. In ihr sollen
Falle ,konfrontativer Religionsbekundung® in der Schule erfasst und ,passgenaue Praventionsstrategien
und fallbezogene Interventionen entwickelt werden. Unter ,konfrontativer Religionsbekundung® werden
dabei ,religidse Praxen sowie religiés konnotiertes (Alltags)Verhalten, die in der (Schul-) Offentlichkeit
ausgelebt und ausagiert werden, auf die Herstellung von Aufmerksamkeit zielen, provozieren wollen,
erniedrigen und/oder Dominanz herstellen sollen®, verstanden. Trager des Projekts ist der ,Verein fur
Demokratie und Vielfalt in Schule und beruflicher Bildung® (DEVI) (mehr).

Als erstes Teilprojekt hat der Verein eine Bestandaufnahme der Lage an Neukdllner Schulen vorge-
legt. Das Bundesfamilienministerium forderte das Projekt. Politisch unterstitzt wird DEVI unter anderem
von Neukolins Burgermeister Martin Hikel (SPD).

Aus Sicht der Kritiker ist das Vorhaben ,in vielfacher Hinsicht problematisch®. Dem Verein fehle
zunachst die ,fur eine so komplexe und sensible wissenschaftliche Aufgabe“ nétige ,wissenschaftliche
Befahigung“. Daruber hinaus sei er offenkundig nicht politisch neutral, sondern fokussiere sich aus-
schlieBlich auf ,muslimische Schiler*innen und ihre Religionspraxis®. SchlieRlich drange sich ,der
Verdacht auf, dass mit dem Projekt einer Registerstelle schulische Konflikte politisch instrumentalisiert
werden sollen, um eine ,gerichtsfeste* Dokumentation von ,konfrontativer Religionsbekundung und reli-
giésem Mobbing‘ an Berliner Schulen zu verfolgen, die beim anstehenden Gang zum Bundesverfas-
sungsgericht im Streit um das Berliner Neutralititsgesetz den Nachweis erbringen sollen, dass der
Schulfrieden in Berlin nicht nur in zu priifenden Einzelfallen, sondern in aller Regel durch religidse Kon-
flikte gefahrdet sei.“ Entgegen dem erklarten Ziel, zum Schulfrieden beizutragen, drohe das Projekt,
Konflikte zu verschérfen.

Erstunterzeichner sind die ehemaligen Staatssekretdre Mark Rackles (SPD) und Aleksander
Dzembritzki (SPD) sowie 120 namhafte Personen und Organisationen aus ganz Deutschland (mehr).

2.5. Mainz: Al-Nur Kindergarten bleibt geschlossen
Der muslimische Al-Nur Kindergarten in Mainz bleibt dauerhaft geschlossen. Das Oberverwaltungs-
gericht in Koblenz entschied, es gebe keinen Zweifel daran, dass das Land die Betriebserlaubnis Anfang
2019 zurecht widerrufen habe (AZ: 7 A 10652/21.0VG).

Als erster muslimischer Kindergarten in Rheinland-Pfalz hatte Al-Nur 2008 die Arbeit aufgenommen.
In den Folgejahren geriet der Trager ,Arab Nil-Rhein Verein" wiederholt in die Kritik. Das Landesamt fir
Soziales, Jugend und Versorgung hatte die SchlieBung der Einrichtung damit begriindet, der Trager
habe wiederholt gegen Betriebsauflagen verstoRen. Darliber hinaus vertrete er ,Inhalte der Ideologie*
der Muslimbruderschaft und radikaler Salafisten und stehe nicht mehr auf dem Boden der Verfassung
der Bundesrepublik Deutschland (mehr).

2.6. Halle: Luftgewehrschiisse auf Moschee in Halle-Neustadt

Auf eine Moschee in Halle-Neustadt sind drei Schiisse abgegeben worden. Ein Sprecher der Polizei
bestatigte auf Nachfrage der ,Welt* Schiisse aus einer ,Luftdruckwaffe” auf die Fenster der Moschee.
Zu dem Zeitpunkt befanden sich drei Personen vor dem Haus. Die Schisse sollen aus dem Fenster
eines Mehrfamilienhauses abgegeben worden sein, das sich auf der anderen Stral3enseite befindet. Die
Polizei ermittelte einen Tatverdachtigen, bei dem Waffen gefunden wurden. Der Staatsschutz wurde
eingeschaltet (mehr).


file:///C:/Users/reinbold/ShareFile/Persönliche%20Ordner/1%20Islam/Anwendungsdaten/Reinbold/Eigene%20Dateien%20Reinbold/www.kirchliche-dienste.de
https://www.sueddeutsche.de/service/jahreswechsel-hamburg-grote-begruesst-ausscheiden-des-izh-aus-schura-vorstand-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-220104-99-581747
https://demokratieundvielfalt.de/wp-content/uploads/2021/12/DEVI_Broschuere_Anlauf_und_Dokumentationsstelle_konfrontative_Religionsbekundung_A4_ICv2_03c-doppelseiten.pdf
https://neuedeutsche.org/de/artikel/stellungnahme-zum-neukoellner-projekt-anlauf-und-dokumentationsstelle-konfrontative-religionsbekund/?fbclid=IwAR1HYwTjt3ERD6y590BCxxigQFdcLmLB-nS9d5mqRsPySNfo2KC7MPiu844
https://www.evangelisch.de/inhalte/196270/25-01-2022/mainz-islamischer-kindergarten-darf-nicht-wieder-oeffnen
https://www.welt.de/politik/deutschland/article236427085/Halle-Drei-Schuesse-auf-Moschee-Tatverdaechtiger-festgenommen.html

2.7. Was sonst noch war

— Iserlohn/Dusseldorf: Emp6rung nach Schandung muslimischer Graber in Iserlohn (mehr); Zerstorun-
gen in der Silvesternacht auch auf dem Friedhof Diisseldorf-Gerresheim (mehr)

— Berlin: Brand in der Paul-Gerhardt-Kirche auf dem Prenzlauer Berg; Altar und Orgel zerstort; Landes-
kriminalamt ermittelt wegen schwerer Brandstiftung (mehr)

— Chemnitz: Brand eines Millcontainers vor DITIB-Moschee, Polizei ermittelt (mehr)

— Koln: DITIB veroffentlicht Bericht iber Moscheelibergriffe im Jahr 2020; registriert werden 111 Taten
insgesamt, davon 29 leichte und 4 schwere Sachbeschadigungen (mehr).

3. Meinungsforschung
3.1. Allensbach: Bedeutung des Christentums nimmt ab, Ablehnung des Islams konstant
Nach einer Umfrage des Instituts fiir Demoskopie Allensbach nimmt die Bedeutung des Christentums
in Deutschland weiter ab. Der Anteil derjenigen, die angeben, dass sie zumindest gelegentlich in die
Kirche gingen, sei seit den 1960er-Jahren ,von rund 60 Prozent auf heute unter 30 Prozent zuriickge-
gangen®, schreibt der Meinungsforscher Thomas Petersen in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung. Die
Zahl derjenigen, die angeben, dass sie Mitglied der evangelischen Kirche sind, sei auf 28 Prozent, die
Zahl der Katholiken auf 25 Prozent zuriickgegangen (1995: 37/36 Prozent).

Konstant sei demgegenuber die Ablehnung ,des Islams®. ,In der aktuellen Umfrage sagten 17 Pro-
zent der Befragten, der Islam gehdore zu Deutschland, 64 Prozent widersprachen ausdricklich. Die Zah-
len sind mit denen aus dem Jahr 2012 praktisch identisch® (mehr).

3.2. Forsa: Vertrauen in die Kirchen sinkt, Vertrauen in den Islam sehr gering
Die Kirchen verlieren deutlich an Vertrauen. Das ist das Ergebnis einer Umfrage des Meinungsfor-
schungsinstituts forsa.

Nach eigener Aussage haben 33 Prozent der Menschen in Deutschland grof3es Vertrauen in die
evangelische Kirche, 12 Prozent in die katholische Kirche. 2017 lagen die Werte bei 48 und 28 Prozent.
Das Vertrauen der Katholiken zur evangelischen Kirche sei mit 37 Prozent gro3er als das zur eigenen
Kirche (29 Prozent).

Zum Islam hétten 8 Prozent grof3es Vertrauen, teilte forsa weiter mit. Beim Zentralrat der Juden liege
der Wert demgegeniber bei 43 Prozent. Der Anteil der Menschen mit groRem Vertrauen zum Islam sei
von 2015 bis 2022 um 17 Prozentpunkte gesunken. Beim Zentralrat der Juden sei er seit 2010 um 16
Prozentpunkte gestiegen.

Der Umfrage liegt die Befragung von 4.000 Menschen zur Jahreswende 2020/2021 zugrunde (mehr).

4. Veranstaltungen

4.1. Fortbildung: Dialogbegleiter*in Christentum-Islam — Zertifikatskurs fir Multiplikatoren
18./19. Februar, 12./26. Méarz, 14./21. Mai, 10. Juni 2022

Georgsmarienhitte, Osnabriick, Bremen, Meppen, Duisburg, Osnabriick

Veranstalter: Katholische Erwachsenenbildung und Bistum Osnabriick

Leitung: Birgit Lemper, Michael Schober (mehr).

4.2. Aus der Begegnung heraus nachhaltig handeln

Christlich-muslimische Lehrer*innen-Fortbildung zur Bewahrung der Schopfung

10. Mérz 2022, 14-18 Uhr, online

Veranstalter: Renate Schulz, Bischéfliches Generalvikariat Hildesheim
Dozent/innen: Hamideh Mohagheghi, Christian Espelage, Michael Schober (mehr).

5. Video

Religionen in der Schule 2: Schiiten

Religionen im Gesprach

Gast: Hamideh Mohagheghi, Islamische Theologin, Universitat Paderborn

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

Hannover, den 26.1.2022

Unser Angebot enthélt Links zu Webseiten Dritter, fiir deren Inhalte wir keine Gewéhr Ubernehmen. Die verlinkten Seiten wurden zum Zeitpunkt der
Verlinkung auf RechtsverstdRe Uberprift, rechtswidrige Inhalte waren nicht erkennbar. Eine permanente Kontrolle der verlinkten Seiten ist ohne konkrete
Anhaltspunkte einer Rechtsverletzung nicht zumutbar. Bei Bekanntwerden von Rechtsverletzungen werden wir derartige Links umgehend entfernen.
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 2, 2022

1. Niedersachsen

1.1. Schura grindet ,,Zentrum fiur Islamische Seelsorge und soziale Arbeit“

Der Landesverband der Muslime (Schura) hat einen Verein fur Islamische Seelsorge und soziale Arbeit
gegrundet. Er trAgt den Namen ,Zentrum fir Islamische Seelsorge und soziale Arbeit in Niedersachsen®
(ZISS).

Die Schura sei bereits seit 2013 im Bereich der Gefangnis- und Krankenhausseelsorge aktiv, teilte
der Landesverband mit. Die Erfahrungen héatten gezeigt, dass die islamische Seelsorge gut angenom-
men werde und dass ein grofl3er Bedarf bestehe. ,Deshalb haben wir uns entschlossen, diese fir uns
sehr wichtige Arbeit Uber einen eigenstandigen Verein anzubieten, diese auszubauen und um den
Bereich der sozialen Arbeit zu erweitern®, sagte Recep Bilgen, der Vorsitzende der Schura Niedersach-
sen.

Zum Vorsitzenden des Vereins wurde Rakip Dumlu gewahlt. Der Vorstand setze sich ,aus aktiven
muslimischen Seelsorgern zusammen®, teilte Schura weiter mit. Zweck des Vereins sei die Férderung
der Seelsorge und der sozialen Arbeit sowie die Aus- und Fortbildung. Der Schwerpunkt der Tatigkeiten
sei ,die seelische und soziale Begleitung fiir muslimische Hilfesuchende und bei Bedarf an jedem ohne
Rucksicht auf Konfession, Nationalitéat und Weltanschauung“ (mehr).

1.2. Gottingen: Ehemaliger DITIB-Vorsitzender zu einer Bewahrungsstrafe verurteilt
Das Amtsgericht Goéttingen hat den ehemaligen Vorsitzenden der Géttinger Ditib-Moschee, Mustafa
Keskin, zu einer Freiheitsstrafe von zehn Monaten auf Bewéahrung verurteilt.

Das Gericht befand den 54-Jahrigen in vier Fallen der Volksverhetzung sowie in einem Fall der Bil-
ligung von Straftaten fur schuldig. Er war im Méarz 2021 als Vorsitzender der Moschee zurlickgetreten.
Zuvor hatte die sozialistische Jugendorganisation ,Die Falken darauf hingewiesen, dass auf seiner
Facebook-Seite antisemitische und antiarmenische Posts zu finden waren. Der Ditib-Landesverband
hatte sich nach Bekanntwerden der Vorwiirfe von den AuBBerungen distanziert (s. zuletzt Mitteilungen
712021, S. 1; mehr).

1.3. Justizministerin warnt vor ,,Féderaler Islamischer Union“
Justizministerin Barbara Havliza (CDU) hat vor neuen Methoden der Radikalisierung unter salafisti-
schen Muslimen gewarnt.

In jungster Zeit traten ,einflussreiche Protagonisten in Erscheinung, die ihre demokratiefeindliche
Ideologie im Vergleich zu ,klassischen’ Salafisten weit weniger auffallig“ offenbarten, sagte Havliza. Als
Beispiel nannte sie die ,Foderale Islamische Union“ in Hannover. Zwar gebe es weiterhin Prediger, die
auf Buhnen offen ihre radikalen Botschaften verbreiteten. Doch das neue Vorgehen sei oft moderner
und unterschwelliger. Eine zentrale Rolle spiele dabei eine professionelle Social-Media-Arbeit.

In der Sache gehe es darum, eine Spaltung zwischen Muslimen und Nicht-Muslimen herbeizufthren.
LHaufig geht es nur scheinbar um Religion und Minderheitenrechte, im Kern geht es vielmehr um die
verdeckte Verbreitung einer demokratiefeindlichen ldeologie.“ Diesen Formen misse mit gezielten
MaRnahmen der Radikalisierungspréavention entgegengewirkt werden, so die Justizministerin (mehr).
Das Landes-Demokratiezentrum veroéffentlichte eine Broschire zu ,Aktuellen Formen islamistischer Agi-
tation® (hier). Als zweites Beispiel wird hier der Aktivismus der Gruppe ,Muslim interaktiv“ beschrieben.

1.4. Trauer um Rabbiner Henry Brandt
Der ehemalige niedersachsische Landesrabbiner Henry G. Brandt ist tot. Das teilten unter anderem die
Israelitische Kultusgemeinde Minchen und der Zentralrat der Juden mit.

Zentralrats-Prasident Josef Schuster sagte, Brandt habe tber Jahrzehnte ,mit Klugheit und einem
grofRen Wissen“ den judisch-christlichen Dialog gefuhrt. Dabei sei es ihm gelungen, auch in schwierigen
Phasen den Gesprachsfaden nie abreiRen zu lassen. ,Beharrlich und ohne den eigenen Standpunkt zu
verleugnen, hat er immer wieder Briicken zu den Kirchen geschlagen.” Er sei im besten Sinne ,Lehrer
und Ratgeber” gewesen.

Der Ratsvorsitzende der Konfdderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen, Bischof Thomas
Adomeit, sagte, Brandt habe wesentlichen Anteil daran, ,dass sich das Verhaltnis der evangelischen
Kirchen zum Judentum in den vergangenen vier Jahrzehnten grundlegend gewandelt hat.“ In den Jah-
ren seines Wirkens in Niedersachsen von 1983 bis 1995 sei er ein wichtiger Partner im christlich-judi-
schen Dialog gewesen. Er habe versucht, Briicken zu bauen. Zugleich sei er deutlich geworden, wenn
Grenzen Uberschritten worden seien. So habe sich Brandt entschieden gegen das Eintreten einiger
Theologen fiir eine Mission unter Jidinnen und Juden gewandt.


https://schura-niedersachsen.de/pressemitteilungen/schura-gruendet-zentrum-fuer-islamische-seelsorge-und-soziale-arbeit-in-niedersachsen/
https://www.goettinger-tageblatt.de/Die-Region/Goettingen/Ditib-Moschee-in-Goettingen-Ex-Vorsitzender-wegen-Volksverhetzung-verurteilt
https://www.sueddeutsche.de/politik/extremismus-hannover-justizministerin-warnt-vor-neuen-salafisten-methoden-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-220222-99-233941
http://ldz-niedersachsen.de/html/download.cms?id=146&datei=neuewege_mag_v11a_ansicht-146.pdf
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Fur die Liberale Judische Gemeinde Hannover erklérte die Vorsitzende Rebecca Seidler, Brandt sei
,ein Mentor des neuen liberalen Judentums in Deutschland“ gewesen. ,Er hat die Grindung unserer
Gemeinde unterstutzt und Zeit seines Lebens mit Aufmerksamkeit und wertvollem Rat begleitet.“ Mit
,seiner intellektuellen Brillanz und seinen weisen Erzahlungen, die er oft spontan in seine Predigten
einstreute, hat er uns den Weg in ein traditionshewusstes, liberales Judentum gewiesen.*

Der Rat der Religionen Hannover erklarte, Brandt sei ein unschatzbarer Wegbereiter des interreligi-
Osen Dialogs und des Hauses der Religionen in Hannover gewesen. Mit ganzer Kraft habe er sich fur
die judisch-christliche und die judisch-muslimische Verstandigung eingesetzt (mehr).

1.5. Kloster Loccum beruft drei weitere Frauen in den Konvent

Das evangelische Kloster Loccum hat drei weitere Frauen in seinen Konvent berufen. Pastorin Amélie
Grafin zu Dohna, Pastorin Julia Koll und die Kirchenjuristin Annekatrin Herzog wirden im April in ihre
Ehrenamter eingefiihrt, teilte das Kloster mit.

Im vergangenen Jahr war mit der Hildesheimer Regionalbischéfin Adelheid Ruck-Schréder erstmals
eine Frau in das Leitungsgremium berufen worden. Die Voraussetzung dafiir hatte der Konvent mit einer
Anderung der Klosterverfassung geschaffen. Bis dahin konnten nur Manner ordentliches Mitglied im
Konvent sein. Ehrenamtlicher Abt des Klosters ist der hannoversche Landesbischof Ralf Meister (mehr).

1.6. Was sonst noch war

— Rabbiner Lengyel kritisiert Gedenkfeiern fir Opfer des Holocaust (mehr)

— Hannover: Schura und DITIB Niedersachsen laden zum Impfen in die Moscheen ein (mehr)

— Hannover: Interreligidoses Friedensgebet der Evangelischen Kirche und des Rates der Religionen aus
Anlass des Krieges in der Ukraine (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Zentralrat der Muslime schliel3st Deutsche Muslimische Gemeinschaft aus

Der Zentralrat der Muslime in Deutschland hat die Deutsche Muslimische Gemeinschaft (DMG) aus-
geschlossen. Bei der digitalen Vertreterversammlung habe ein Antrag Uber den Ausschluss die erfor-
derliche Zweidrittelmehrheit erreicht, teilte der Zentralrat mit (hier). Die Mitgliedschaft der DMG ruhte
bereits seit Dezember 2019.

Der Verfassungsschutz stuft die Deutsche Muslimische Gemeinschaft als ,wichtigste und zentrale
Organisation von Anhangern der ,Muslimbruderschaft’' (MB) in Deutschland® ein. Ihr Ziel sei es ,unter
anderem, gegentber Politik, Behdrden und zivilgesellschaftlichen Partnern als Ansprechpartnerin fir
einen vorgeblich geméRigten, weltoffenen Islam in Erscheinung zu treten.” Tatsachlich verfolge sie eine
-an der MB-ldeologie ausgerichtete Strategie der Einflussnahme im politischen und gesellschaftlichen
Bereich®. Die Muslimbruderschaft gilt als Organisation, die einen islamischen ,Gottesstaat anstrebt.

Unter ihrem vormaligen Namen ,Islamische Gemeinschaft Deutschland“ war die Deutsche Muslimi-
sche Gemeinschaft Griindungsmitglied des Zentralrats der Muslime und tiber diesen auch in den Koor-
dinationsrat der Muslime eingebunden (mehr). Die DMG &auf3erte sich bisher nicht zu dem Ausschluss.

2.2. Hamburg: Kritik am neuen Vorstand von DITIB-Nord

Der DITIB-Verband Nord (Hamburg und Schleswig-Holstein) hat einen neuen Vorstand. Zum Vorsitzen-
den wurde der Hamburger Mehmet Gok gewahlt. Stellvertretende Vorsitzende sind Safiye Kilic und
Fedayi lleri aus Bergedorf.

Nach einer Recherche des Magazins ,Der Spiegel“ sympathisierte Gok vor seiner Wahl mit den
rechtsextremen tirkisch-nationalistischen ,Grauen Woélfen®“. Auf seiner facebook-Seite habe er mehrere
einschlagige Seiten mit einem ,gefallt mir* versehen. Mittlerweile seien die Bezlige aus seiner Chronik
geldscht, so der Spiegel.

GOk erklarte dazu, er habe die Likes ,umgehend geléscht, zumal sie nicht Ausdruck meiner Haltung
sind“. Inzwischen gebe es bei Ditib Compliance-Regeln, die ,in Kirze bundesweit gultig“ seien (mehr).

Zuletzt waren Vorstande der Ditib immer wieder durch rechtsextreme Posts aufgefallen. In Géttingen
wurde der ehemalige Moscheevorsitzende wegen antisemitischer AuRerungen verurteilt (s.0. 1.1.). Im
November 2021 hatte eine Recherche des Géttinger Instituts fur Demokratieforschung sechs Ditib-
Vorstande identifiziert, die in den sozialen Netzwerken durch ,islamistisch-antidemokratische®, ,klar
antisemitische“ oder rechtsextreme Positionen auffielen (mehr).

2.3. Scharfe Kritik an Israel-Bericht von Amnesty International

Der neue Israel-Report der britischen Sektion von Amnesty International (Al) ist nach Einschatzung des
Zentralrats der Juden in Deutschland antisemitisch. Israel werde darin pauschal als ,,Apartheid-System*
eingestuft und dem judischem Staat damit ,de facto das Existenzrecht abgesprochen®.


file:///C:/Users/reinbold/ShareFile/Persönliche%20Ordner/1%20Islam/Anwendungsdaten/Reinbold/Eigene%20Dateien%20Reinbold/www.kirchliche-dienste.de
https://www.juedische-allgemeine.de/unsere-woche/trauer-um-rabbiner-henry-g-brandt/
https://www.landeskirche-hannovers.de/evlka-de/presse-und-medien/pressemitteilungen/landeskirche/2022/22-02-01
https://www.juedische-allgemeine.de/meinung/komplizierte-erinnerung/
https://www.haz.de/Hannover/Aus-der-Stadt/Islamische-Gemeinden-Schura-und-DITIB-bieten-offenes-Impfangebot-gegen-Corona
https://www.haz.de/Hannover/Aus-der-Stadt/Hannover-1500-demonstrieren-gegen-Putins-Krieg-gegen-die-Ukraine
http://zentralrat.de/33706.php
https://www.evangelisch.de/inhalte/196553/31-01-2022/zentralrat-schliesst-deutsche-muslimische-gemeinschaft-aus
https://www.spiegel.de/panorama/extremismus-bei-der-ditib-ein-faible-fuer-die-grauen-woelfe-a-579a9134-bda7-475c-bdac-c9e3adaa52c9
https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/Erneut-problematische-Postings-von-Moscheevorstaenden,ditib196.html
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Prasident Josef Schuster sagte, der Bericht werde der Wirklichkeit in Israel in keiner Weise gerecht.
Er werde ,den ohnehin verbreiteten israelbezogenen Antisemitismus in Europa weiter schiren®. Die
deutsche Sektion von Al misse sich von dem Bericht distanzieren.

In dem englischen Amnesty-Bericht wird Israel unter anderem vorgeworfen, dass sein Rechtssystem
sowie das staatliche Handeln darauf ausgerichtet seien, Palastinenser als eine ,untergeordnete nicht-
judische Rasse” (,inferior non-Jewish racial group®) zu behandeln. Demgegeniiber werde die Hamas
als normale politische Partei dargestellt und der palastinensische Terrorismus ,vollig auRer Acht gelas-
sen“. Der Bericht markiere einen neuen Tiefpunkt in der Delegitimierung und Damonisierung Israels.

Amnesty International untergrabe mit dem Bericht die eigene Glaubwiirdigkeit, so der Zentralrat
weiter: ,Wer am Holocaust-Gedenktag in den sozialen Netzwerken ,Nie wieder’ fordert, darf nicht eine
Woche spater einen antisemitischen Bericht in seinem Namen mittragen® (mehr).

Die deutsche Sektion von Amnesty International ging auf die Forderung nach Distanzierung nicht
ein. Man habe ,die Kritik der letzten Tage gehort* und beschéftige sich ,mit den Reaktionen und Forde-
rungen an unsere Organisation®, hie es (mehr).

2.4, Krieg in der Ukraine: Patriarch Kyrill nennt Gegner Russlands ,,Krifte des Bésen*

Das Oberhaupt der russisch-orthodoxen Kirche, Patriarch Kyrill, hat die Gegner der russischen Armee
in der Ukraine als ,Krafte des Bdsen“ bezeichnet. In seiner Sonntagspredigt warf er den ukrainischen
Soldaten vor, die historische Einheit zwischen den beiden Landern brechen zu wollen. ,Wir missen
alles tun, um den Frieden zwischen unseren Volkern zu bewahren und gleichzeitig unsere gemeinsame
historische Heimat vor all den Aktionen von auf3en zu schiitzen, die diese Einheit zerstéren kdnnen®,
betonte der Patriarch. Er warnte die Glaubigen vor ,dunklen Krafte von auften”, die sich tiber Russland
Jlustig machen” konnten. Derweil forderten Reprasentantinnen und Reprasentanten der Evangelischen
Kirche, der Katholischen Kirche und muslimischer Verbande ein Ende der Kdmpfe (mehr).

2.5. Was sonst noch war

— Islamrat: Fachtagung ,Muslimische Jugendliche im Radikalisierungsdiskurs® (mehr)

— Hamburg: Grinen-Abgeordnete: Staatsvertrag mit der Schura kann nicht fortgefihrt werden, ,solange
das Islamische Zentrum Hamburg Teil der Schura ist“ (mehr; vgl. Mitteilungen 1/2021, S. 1-2).

3. Veranstaltungen

Hamburg: Interreligioser Seelsorgekurs
Interreligibse Seelsorgeausbildung fir Hauptamtliche
Leitung: Susanne Bertels, Sonke Lorberg-Fehring
15. September 2022 — 1. Juni 2023 (mehr).

4. Video

Religionen in der Schule 2.2: Schiiten — Schleier, Religionsfreiheit, Homosexualitat, Feiertage
Religionen im Gesprach

Gast: Hamideh Mohagheghi, Islamische Theologin, Universitat Paderborn

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

5. Literatur: Neuerscheinungen

R. Ebrahim/U. Karagedik (Hg.), Kopftuch(verbot). Rechtliche, theologische, politische und padagogi-
sche Perspektiven, Wiesbaden 2021

N. Kermani, Jeder soll von da, wo er ist, einen Schritt naher kommen. Fragen nach Gott, Miinchen 2022

M. Khorchide u.a. (Hg.), Stereotype — Vorurteile — Ressentiments. Herausforderungen fir das interreli-
gidse Lernen, Gottingen 2022

S. Lorberg-Fehring (Hg.), Aspekte von Seelsorge: christlich, muslimisch, interreligiés. Eine Zwischenbi-
lanz, Hamburg 2021 (hier)

K. von Stosch (Hg.), Normativitat Heiliger Schriften in Judentum, Christentum und Islam, Tubingen 2021

Ufug.de (Hg.), Islamistische und rassistische Anschlage — ein Thema fir Unterricht und Schule, Berlin
2021 (hier).

Hannover, den 28.2.2022
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Verlinkung auf RechtsverstoRe uberprift, rechtswidrige Inhalte waren nicht erkennbar. Eine permanente Kontrolle der verlinkten Seiten ist ohne konkrete
Anhaltspunkte einer Rechtsverletzung nicht zumutbar. Bei Bekanntwerden von Rechtsverletzungen werden wir derartige Links umgehend entfernen.
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file:///C:/Users/reinbold/ShareFile/Persönliche%20Ordner/1%20Islam/Anwendungsdaten/Reinbold/Eigene%20Dateien%20Reinbold/www.kirchliche-dienste.de
https://www.juedische-allgemeine.de/politik/amnesty-bericht-schuert-antisemitismus/?q=amnesty
https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/menschenrechte-schuetzen-antisemitismussensibilitaet-staerken
https://www.deutschlandfunkkultur.de/orthodoxer-patriarch-bezeichnet-ukrainische-soldaten-als-kraefte-des-boesen-100.html
https://www.islamiq.de/2022/02/21/fachtagung-muslimische-jugendliche-im-radikalisierungsdiskurs/
https://www.abendblatt.de/hamburg/article234613039/nach-jahrelanger-kritik-rot-gruen-will-islamvertraege-pruefen-schura-islamisches-zentrum-hamburg-senat.html
https://krankenhausseelsorge-hamburg.de/kursangebote-ksa/Eventdetail/168/-/fraktionierter-interreligioeser-6-wochen-kurs-2022-23
https://www.religionen-im-gespraech.de/gespraeche/gespraeche-2022/2022-02-15-religionen-in-der-schule-4
https://www.missionsakademie.de/files/24_sitma_inhalt_WEB.pdf
https://www.ufuq.de/wp-content/uploads/2022/01/Broschuere-Islamistische-und-rassistische-Anschlaege-Webfassung-final.pdf
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 3, 2022

1. Niedersachsen

1.1. Neue Bilderdatenbank mit islamischen Motiven

Der gemeinniitzige Verein Cameo Kollektiv e.V. mit Sitz in Hannover hat ein umfangreiches Bildarchiv
mit islamischen Motiven ins Internet gestellt.

Fir das Archiv islamimbild.de hatten sich Fotografinnen und Fotografen zusammengetan, die Islam
und muslimisches Leben im deutschsprachigen Raum fotografiert hatten, teilte der Verein mit. Motiva-
tion sei es gewesen, ,die gangige, oft sehr einseitige Bildberichterstattung tUber den Islam zu erweitern,
Vielfalt sichtbar zu machen und Ausschnitte der Wirklichkeit zu zeigen, die zu oft ausgeklammert wer-
den.“ Das Bildarchiv wolle ,fotografische Arbeiten sichtbar machen, die ein differenziertes, authenti-
sches und diversitatssensibles Bild zeichnen.” Das Archiv werde kontinuierlich erweitert. Es wolle ,lang-
fristig muslimische Vielfalt in Deutschland sichtbar machen®. Die Fotografien kénnen auf Anfrage fur
Publikationen genutzt werden.

Den Impuls zur Erarbeitung des Bildarchivs gab ein Praxisfellowship an der Akademie fir Islam in
Wissenschaft und Gesellschaft (AIWG) in Frankfurt am Main. Der Fotograf Julius Matuschik setzte sich
im Rahmen des Projekts 18 Monate lang mit der visuellen Représentation des Islams in deutschen
Medien auseinander. Die AIWG wird geférdert vom Bundesministerium fur Bildung und Forschung und
der Stiftung Mercator (mehr).

1.2. Schura Niedersachsen nimmt zwei weitere Moscheen auf
Die Schura Niedersachsen hat auf ihrer jahrlichen Mitgliederversammlung zwei weitere Gemeinden auf-
genommen. Zugleich wurde Recep Bilgen fir weitere drei Jahre zum Vorsitzenden gewahlt.

Die Aufnahmeantrage der Gemeinden ,Orientbriicke Salzgitter e.V.* und ,Masjid Gulzar-e-Madina.
Pak German Centrum e.V.” in Ronnenberg seien einstimmig beflrwortet worden, teilte die Schura mit.
,Damit bekraftigen wir nochmals unsere Vielfalt der muslimischen Identitaten seit unserer Griindung®,
erklarte Bilgen (mehr).

1.3. Gottingen: Menschenrechtler warnen vor Gasimporten aus Katar
Die Gesellschaft fuir bedrohte Vdlker in Gottingen hat die Absicht der Bundesregierung, kiinftig Gas in
Katar zu kaufen, scharf kritisiert.

In dem Versuch, sich von einem ,brutalen Diktator wie Putin“ zu I6sen, werfe sich die Bundesregie-
rung gleich dem néchsten Unrechtsregime an den Hals, erklarte die Organisation. ,Die Menschen-
rechts-Bilanz Katars ist katastrophal®, sagte der Nahostexperte der Gesellschaft, Kamal Sido. Katar
finanziere geféhrliche islamistische Gruppierungen, die schon jetzt an vielen Konflikten beteiligt seien
und Uberall auf der Welt religiése Minderheiten terrorisierten. Es sei nicht ausgeschlossen, dass auch
Gelder an den sogenannten Islamischen Staat gingen. Ferner operiere die Internationale Muslimbru-
derschaft von Katar aus (mehr).

1.4. Was sonst noch war
— Osnabruck: Christen, Juden, Muslime und Bahai beten fur Frieden in der Ukraine (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. KéIn: Baugenehmigung fir Neubau der Verbandszentrale des VIKZ

Die Stadt Kéln hat die Baugenehmigung fiir den Neubau der Verbandszentrale des Verbands der Isla-
mischer Kulturzentren (VIKZ) erteilt.

Die Bauarbeiten fiir das Vorhaben im Gewerbegebiet Technologiepark in Kéln-Miingersdorf wirden
in Klrze beginnen, teilte der VIKZ mit. Zunachst erfolge der Riickbau der Bestandsgebaude auf dem
Areal an der Stolberger Strale 370a. Die anschlieRenden Tiefbauarbeiten wirden voraussichtlich bis
September 2022 andauern. Geplant ist eine Gesamtbauzeit von rund drei Jahren. Architekt der neuen
Verbandszentrale ist das renommierte Biro Gerkan, Marg und Partner.

Der Gebaudekomplex werde tiber eine Nutzflache von ca. 16.000 Quadratmetern verfiigen, hiel3 es
weiter. Vorgesehen sei eine offene und transparente Architektur mit Buros, Raumen fir Tagungen,
Seminaren, die Imam-Ausbildung und das Gebet. Darliber hinaus seien Veranstaltungsflachen, Woh-
nungen fir Studierende, ein Géastehaus, ein 6ffentliches Restaurant, eine Bibliothek und ein Lesecafé
vorgesehen.

Der Verband der Islamischen Kulturzentren e.V. ist eine 1973 in K&ln gegrundete islamische Religi-
onsgemeinschaft. Ihm gehdren bundesweit etwa 300 Gemeinden und Bildungsvereine an (mehr).


https://www.islamimbild.de/
https://schura-niedersachsen.de/pressemitteilungen/schura-jahreshauptversammlung-2022/
https://www.gfbv.de/de/news/fluessiggas-aus-katar-10724/
https://www.noz.de/lokales/osnabrueck/artikel/frieden-in-ukraine-runder-tisch-der-religionen-osnabrueck-betet-22677782
https://www.vikz-verbandszentrale.de/de/aktuelles-detailseite/baustart-f%C3%BCr-neubau-der-verbandszentrale-des-vikz-in-k%C3%B6ln-m%C3%BCngersdorf.html
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2.2. Nordrhein-Westfalen verbietet zwei islamistische Vereine

Der nordrhein-westfalische Innenminister Herbert Reul (CDU) hat binnen weniger Tage zwei Moschee-
vereine verboten. Das Verbot betrifft den sunnitischen Verein ,Islamischer Kulturverein Nural-Islam® in
Dortmund und das von der ,Fatime Versammlung“ betriebene schiitische ,Imam-Mahdi Zentrum® in
Miinster.

Nural-Islam sei ,ein Gewachshaus des Islamismus®, sagte Reul. Funktionare des Moscheevereins
seien Vertreter der radikal-salafistischen Ideologie. Sie stiinden ideologisch der Terrororganisation
sIslamischer Staat“ nahe. Dieses Gedankengut hatten sie an Mitglieder und Moscheebesucher, darunter
auch Kinder, weitergegeben. Der Verein sei dartber hinaus ein Rekrutierungszentrum fir das ,Abu-
Walaa“-Netzwerk gewesen, das die Ausreise von mindestens sieben Mannern in die Kampfgebiete des
.Islamischen Staates* organisiert habe (mehr).

Die ,Fatime Versammlung”“ sei ,eine Spendenblichse der Hisbollah®, sagte der Innenminister beim
Verbot des zweiten Vereins. Das Verbot sei erfolgt, weil der Verein gegen die demokratische Grundord-
nung und den Gedanken der Volkerverstandigung verstolRe. Mit dem Verbot sei ein ,wichtiger Auflen-
posten der Hisbollah* dicht gemacht worden. ,Es kann nicht sein, dass auf unserem Boden gegen
unsere Werte gehetzt und propagiert wird“, so Reul. Aktivitdten der Hisbollah sind seit 2020 in Deutsch-
land verboten (mehr).

2.3. NRW: Liberale Muslime kritisieren ,,rechtswidriges* Verfahren beim Religionsunterricht
Der Liberal-Islamische Bund (LIB) hat sich kritisch zum Zustand des Islamischen Religionsunterrichts
(IRU) in Nordrhein-Westfalen geéul3ert.

Die Vergabe der Lehrerlaubnis (Idschaza) sei schon vor der Novelle des Schulgesetzes ein zentraler
Streitpunkt gewesen. Nicht selten sei die Idschaza ,aufgrund von sachwidrigen Griinden seitens des
vorherigen IRU-Beirats verweigert worden®. Nun sei klar festgeschrieben, ,dass die Lehrerlaubnis nur
aus theologischen Griinden verweigert werden darf (§ 132a Absatz 6 Satz 3 Schulgesetz NRW).“ Die
Kommission knipfe sie allerdings ,auch an den Nachweis einer aktiven Moschee-Zugehdorigkeit®.

Dies sei ,evident rechtswidrig®, erklarte Waqar Tarig, Jurist und Berater des Bundesvorstands des
Liberal-Islamischen Bundes. Die Lehrerlaubnis diene dazu, ,sicherzustellen, dass bei den IRU-Lehr-
kraften eine Bekenntnisgebundenheit zum Islam gegeben ist. Ob jemand aktiv (oder auch passiv) einer
Moschee zugehorig ist oder nicht, ist aus islamisch-theologischer Sicht kein Kriterium fur eine Bekennt-
nisgebundenheit zum Islam.“ Im Gegenteil gelte: ,Man kann als glaubige muslimische Person gerade
aus einer religiosen Motivation heraus eine Zugehdrigkeit zu Moscheen aufgrund des in ihnen vertrete-
nen Islamverstandnisses ablehnen.*

Die Landesregierung musse die Einhaltung des geltenden Rechts durchsetzen, so Tariq weiter. ,Als
Exekutive lediglich ,ungliicklich’ zu sein (ber die Situation ist keine akzeptable Handlungsoption fur ein
an Gesetz und Recht gebundenes staatliches Organ.” Die ,Apathie” der Landesregierung sei nicht hin-
nehmbar. Lehrerinnen und Lehrern, deren ldschaza-Antrage ,auf Grund dieses rechtswidrigen
Vergabe-Kriteriums abgelehnt werden®, rate man, sich juristisch zur Wehr zu setzen.

Dariiber hinaus gelte nach wie vor, ,dass die Aufnahme insbesondere von DITIB und Islamrat in die
IRU-Kommission gegen die im Schulgesetz NRW normierten rechtlichen Voraussetzungen verstoft®.
Ditib mangele es ,insbesondere an der gesetzlich geforderten Eigenstandigkeit und Staatsunabhangig-
keit.“ Der Islamrat verehre bis heute den islamistischen ,,Grinder der Milli Géris-Bewegung Necmettin
Erbakan, der Antisemitismus verbreitete“ und zum Steuerbetrug angestiftet habe (mehr).

2.4. Bremen: Innensenator verbietet ,,Al-Mustafa Gemeinschaft*
Der Senator fir Inneres der Hansestadt Bremen hat den Verein ,Al-Mustafa Gemeinschatft e.V.“ (AMG)
in Woltmershausen verboten und das Vereinsvermdgen beschlagnahmt.

Es handele sich bei dem Verein um einen ,extremistischen Unterstutzerverein der ,Hizb Allah* (His-
bollah) in Bremen, so Innensenator Ulrich Maurer (SPD). Er rufe zum Hass gegen Angehdrige anderer
Religionen auf, lehne zentrale Elemente der volkerrechtlichen Ordnung ab und férdere Gewalt und Ter-
rorismus gegen den Staat Israel. Das Verbot des Vereins sei daher ,zwingend notwendig®“. ,Sobald
Antisemitismus propagiert und die Gewalt von Terrororganisationen glorifiziert und unterstitzt wird, gilt
eine Null-Toleranz-Politik“, so Maurer. Ebenfalls verboten wurde die so genannte ,Pfadfindergruppe®
des Vereins.

Der Verein stand seit vielen Jahren unter Beobachtung durch den Verfassungsschutz. Der mit ihm
verbundene Verein ,Waisenkinderprojekt Libanon e.V.“ wurde 2014 durch das Bundesinnenministerium
verboten. Nachfolgevereine wurden 2015 sowie 2021 ebenfalls verboten (mehr).

Die ,Al-Mustafa Gemeinschaft® galt als grofite schiitische Gemeinde Bremens. Sie war Mitglied im
Landesverband Schura Bremen. Die Schura erkléarte dazu, mit dem Verbot erldsche die Mitgliedschaft
»mit sofortiger Wirkung“. Der Verband distanziere sich ,von jeglichen terroristischen Organisationen und
deren Unterstutzern®.
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Zugleich fanden mit dem Verbot langjahrige Bestrebungen, ,sich konstruktiv mit den Vorwirfen und
den sich dadurch ergebenden Spannungen auseinander zu setzen, ein abruptes Ende. Es sei offen,
,wWo die neue Heimat fur die vielen Hundert schiitischen Musliminnen und Muslime zukdinftig sein wird.*
Die Schura bewerte Vereinsverbote von Religionsgemeinschaften ,deshalb sehr kritisch, da die Ursa-
chen eines Verbots hierdurch in der Regel nicht beseitigt, sondern in andere Lebens- bzw. Gesell-
schaftsbereiche verlagert werden® (mehr).

2.5. Koptischer Bischof kritisiert russischen Krieg gegen die Ukraine

Der Bischof der Koptisch-Orthodoxen Kirche in Deutschland, Anba Damian, hat den russischen Ein-
marsch in die Ukraine mit deutlichen Worten kritisiert. ,Der Krieg muss sofort und bedingungslos been-
det werden.“ Es gebe keine Rechtfertigung fir das Vorgehen des russischen Préasidenten, schreibt der
Didzesanbischof von Norddeutschland mit Sitz in Hoxter in einer Stellungnahme.

Personlich sei er von Wladimir Putin ,aufs schwerste® enttduscht, so Damian weiter. Noch bis vor
kurzem habe er ihn als ,Verteidiger und Beschiitzer der Orthodoxie“ bewundert, ,ihn in Schutz genom-
men und bei hochrangigen deutschen Politikern verteidigt.“ ,Jetzt bin ich aufs schwerste von ihm ent-
téduscht und fiihle mich in meiner Seele schwer verletzt.“ ,Dieser Albtraum und Wahnsinn, sowie diese
Eskalation der Gewalt mussen gestoppt werden!* (mehr).

Die Beurteilung des Krieges in der Ukraine ist unter den orthodoxen Nationalkirchen strittig (mehr).
Fir den Patriarch der russisch-orthodoxen Kirche sind die Gegner der russischen Armee in der Ukraine
.Krafte des Bosen” (s. Mitteilungen 2/2022, S. 3; mehr).

2.6. Was sonst noch war

— Koéln: Jahresempfang der Deutschen Bischofskonferenz fur die Partner im christlich-islamischen Dia-
log; Katholiken und Muslime betonen Verbundenheit (mehr)

— KdIn: Christlich-Muslimische Friedensinitiative Deutschland bildet 14 Friedensboten/Friedensbotinnen
aus (mehr)

— Hannover: Berliner Bischof Christian Stablein wird Beauftragter fur Flichtlingsfragen der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland (mehr)

— Neue Internetseite zum Islam in Deutschland und zur Geschichte deutscher Muslime: Moinund-
salam.de (hier)

— Lutherische Kirchen in Polen und Deutschland appellieren an das Oberhaupt der Russisch-Orthodo-
xen Kirche, sich fir ein Ende des Kriegs in der Ukraine einzusetzen (mehr)

— Bundesregierung erklart den 11. M&rz zum nationalen Gedenktag fir Opfer terroristischer Gewalt
(mehr)

— UNO erklart den 15. Marz zum internationalen Tag gegen Islamophobie (mehr).

3. Video

Wie liest man den Koran?

Religionen im Gesprach

Gast: Nimet Seker, Institut fur Studien der Kultur und Religion des Islam, Goethe-Universitat, Frankfurt
am Main

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

4. Literatur: Neuerscheinungen

P. Antes (Hg.), Islam Ill. Vom 19. Jahrhundert bis heute, Stuttgart 2022

H. Buss, Wissenschaft — Ausbildung — Politik. Die Goéttinger Theologische Fakultéat in der Weimarer
Republik, dem Nationalsozialismus und der Nachkriegszeit, Gottingen 2021 (hier)

U. Karagedik, Hadithhermeneutik. Methoden, Grundlagen und Praxis, Gottingen 2021

G. Kramer, Der Architekt des Islamismus. Hasan al-Banna und die Muslimbriider, Minchen 2022

D. Ruschenschmidt, Zwischen Kirchturm und Minarett. Der christlich-islamische Dialog seit 1973, Frank-
furt am Main 2022.

Hannover, den 29.3.2022
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 4, 2022

1. Niedersachsen

1.1. Goéttingen: Fastenbrechen in und vor der DITIB-Moschee

Auf Anregung der Gottinger Oberbirgermeisterin Petra Broistedt (SPD) hat der Vorstand der DITIB-
Moschee erstmals zu einem o6ffentlichen Fastenbrechen eingeladen. Etwa 300 Gaste folgten der Einla-
dung des neuen Ditib-Vorsitzenden Ali Serkan Sahbaz, unter ihnen Sozialdezernentin Anja Krause,
Polizeiprasidentin Gwendolin von der Osten, die tirkische Generalkonsulin Giil Ozge Kaya sowie
Repréasentanten der christlichen und judischen Religionsgemeinschaften und des Runden Tischs der
Abrahamsreligionen. Zur Bewirtung der vielen Géste wurden vor der Moschee Zelte aufgebaut.

Die Vorsitzende der Judischen Gemeinde Gottingen, Jaqueline Jurgenliemk, bezeichnete das
gemeinsame Fastenbrechen als einen ,Neustart”. Der friihere Vorsitzende der Ditib-Moschee war
nach antisemitischen AuRerungen wegen Volksverhetzung zu einer Freiheitsstrafe von zehn Monaten
auf Bewahrung verurteilt worden (s. Mitteilungen 2/2022, S. 1) (mehr). Der neue Vorsitzende Sahbaz
sagte, alle Vorstandsmitglieder der Moschee seien mittlerweile neu gewahlt worden. In Zukunft solle es
Aktionen gegen Antisemitismus und Hass geben. Jiurgenliemk erklarte, es gebe eine neue Vertrauens-
basis (mehr).

1.2. Programm gegen Radikalisierung startet an finf Orten in Niedersachsen
Um junge Menschen vor politischer oder religioser Radikalisierung zu schitzen, ist in finf niederséch-
sischen Stadten das bundesweit erprobte Praventionsprogramm ,Blickwechsel* angelaufen.

Seit Marz stiinden speziell ausgebildete Trainer in Hannover, Hildesheim, Wolfsburg, Gifhorn und
Rotenburg bereit, teilte das niedersachsische Justizministerium mit. Das Programm werde fir alle
Extremismusformen angeboten, etwa fir Rechtsextremismus und Islamismus. Es soll gefahrdete Per-
sonen zwischen 13 und 25 Jahren in Einzeltrainings vor einem Einstieg in die extremistische Szene
bewahren oder sie beim Ausstieg unterstitzen.

,Das Training ,Blickwechsel’ ist eine wichtige Erganzung zu unseren bestehenden Angeboten, weil
es Radikalisierungsprozesse schon sehr friih unterbrechen kann®, sagte Justizministerin Barbara
Havliza (CDU). In den 40-stiindigen Einzeltrainings starken padagogische Fachkréfte die psychosozia-
len Fahigkeiten der Betroffenen, insbesondere Empathie, Frustrationstoleranz, moralisches Urteilen und
Affektkontrolle.

Das Praventionskonzept wurde unter anderem von Mitarbeitern der Freien Universitat Berlin entwi-
ckelt. 2019 beschloss das Land Niedersachsen, das Angebot zu Gibernehmen. Geeignete Personen
kénnen von Jugendgerichten und Jugendstaatsanwaltschaften, von der Bewéahrungshilfe oder durch
padagogische Fachkrafte zugewiesen werden (mehr).

1.3. Hannover: Pro-Palastinensische Demonstranten greifen Gegendemonstranten an

Bei einer Pro-Paldstina-Demonstration in der Innenstadt Hannovers ist es zu einem Ubergriff auf
eine Gegendemonstration gekommen. Ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der Korperver-
letzung gegen einen Mann aus Hildesheim sei eingeleitet worden, teilte die Polizei mit.

Die Demonstranten hatten die Gegendemonstranten angegriffen und versucht, ihnen eine Israelfahne
zu entreil3en. Dabei wurde der ehemalige Landtagsabgeordnete Michael Héntsch zu Boden gestol3en.
Die Polizei drangte die Angreifer mit Pfefferspray zuriick und schiitzte die Gegendemonstration, bei der
unter anderen Mitglieder der Judischen Gemeinde anwesend waren. Zuvor hatten die Demonstranten
Parolen wie ,Israel — Kindermérder*, ,Israel — Ligner“ und ,Intifada“ skandiert.

Die Vorsitzende der Liberalen Judischen Gemeinde, Rebecca Seidler, und der Vorsitzende der
deutsch-israelischen Gesellschaft, Kay Schweigmann-Greve, kritisierten den Bericht Gber den Vorfall in
der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung (mehr). Sie habe die Ereignisse verzerrt wiedergegeben und
nicht hinreichend deutlich gemacht, dass es hier nicht um eine tatliche Auseinandersetzung von ,zwei
Lagern® gegangen sei.

Der Vorsitzende der Palastinensischen Gemeinde Hannover, Yazid Shammout, sagte dazu, die
Demonstration sei von einer Gruppe namens ,Die Feder” angemeldet worden. Von ihr habe er zuvor
noch nie gehort. Die Palastinensische Gemeinde habe sich von dem Aufruf zur Demonstration distan-
ziert (mehr).

1.4. Was sonst noch war
— Ramadanempfang der Schura Niedersachsen (mehr)
— Politik (mehr) und Kirchen (mehr) senden Griile zum Ramadan.
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2. Allgemeine Lage

2.1. FuBBball-Bundesliga: Schiedsrichter unterbrechen Spiele fiir Ramadan-Trinkpause

Erstmals haben Schiedsrichter der FuRball-Bundesliga Spiele unterbrochen, damit muslimische Spieler
ihr Fasten brechen kénnen.

Auf Bitten des Mainzer Spielers Moussa Niakhate unterbrach Schiedsrichter Matthias Jéllenbeck das
Nachholspiel zwischen Augsburg und Mainz am Abend des 6. April. Einige Tage spater unterbrach
Schiedsrichter Bastian Dankert die Partei zwischen Leipzig und Hoffenheim auf Bitten des Leipziger
Spielers Mohamed Simakan. In beiden Fallen wurden die Partien genau zum Zeitpunkt des Fastenbre-
chens fur einige Minuten unterbrochen.

Die beteiligten Vereine begrufRten die neue Praxis. Auf Anfrage des Sport-Informations-Dienstes
sagte der Leipziger Mannschaftsarzt Robert Percy Marshall: ,Da das Fasten einen direkten Einfluss auf
die korperliche und mentale Belastbarkeit haben kann, begrif3en wir es sehr, dass den Spielern eine
entsprechende Pause eingeraumt wird.“ Sobald mdéglich, versorge man die Athleten mit isotonischen
Getranken oder Proteinshakes. Ohnehin stehe man ,mit dem Sportler in standigem Austausch, was die
subjektive Belastbarkeit betrifft.*

Auch der Deutsche Fufball-Bund begrufte die Entscheidung der Schiedsrichter. ,Eine generelle
Anweisung gibt es dazu zwar nicht, aber wir unterstiitzen es nattrlich, wenn unsere Schiedsrichter auf
Bitten der Spieler wahrend des Ramadan solche Trinkpausen zulassen”, sagte Lutz Michael Frohlich,
Geschaftsfiihrer Sport und Kommunikation der neu gegriindeten ,DFB Schiri GmbH*, der Deutschen
Presseagentur. ,Das sollen sie gerne auch weiterhin so handhaben® (mehr).

Der Vorsitzende des Zentralrats der Muslime, Aiman Mazyek, sagte dem Deutschlandfunk, die Spie-
ler seien aus Sicht des Zentralrats nicht verpflichtet, tagstber zu fasten. Vielmehr kénnten sie an Spiel-
tagen und in der Vorbereitung auch tagstiber essen und trinken. Die Fastentage missten in dem Fall
nachgeholt werden. Einige Spieler wollten von dieser Ausnahmeregelung allerdings keinen Gebrauch
machen.

In der englischen ersten Ful3ball-Liga sind Spielunterbrechungen im Ramadan schon seit langerem
Ublich (mehr).

2.2. Universitat Bonn wirdigt Annemarie Schimmel
Die Universitat Bonn hat die Islamwissenschaftlerin und Orientalistin Annemarie Schimmel (1922—-2003)
mit einem Festakt zum 100. Geburtstag gewurdigt.

Der katholische Theologe Klaus von Stosch sagte, mit ihrem Namen verbinde sich ,die Bereitschatft,
sich von anderen Religionen faszinieren zu lassen, anstatt Abgrenzung zu betreiben.“ Sie sei ein ,echte
Bruckenbauerin® gewesen. Von Stosch leitet das neu gegriindete ,International Center for Comparative
Theology and Social Issues” (CTSI) an der Universitat Bonn.

Schimmel gilt als bedeutendste nicht-muslimische Islamwissenschaftlerin des 20. Jahrhunderts. Sie
verfasste Uber 100 Bucher und Artikel, vor allem Uber Mystik im Islam. Sie lehrte 25 Jahre lang an der
Harvard University in den USA und war zuvor als erste christliche Professorin an der Fakultat fur isla-
mische Theologie der Universitat in Ankara tatig. 1922 in Erfurt geboren, lernte Schimmel bereits als
Jugendliche Arabisch. In Berlin studierte sie Arabistik und Islamwissenschaften und wurde im Alter von
19 Jahren promoviert. 2003 starb sie in Bonn.

Das CTSI kiindigte an, jahrlich ein Annemarie-Schimmel-Fellowship ausschreiben zu wollen. Damit
solle internationalen Wissenschaftlern aus dem Bereich der Komparativen Theologie ein Forschungs-
aufenthalt in Bonn ermdglicht werden. Im kommenden Jahr starte zudem die Annemarie-Schimmel-
Lecture, die weltweit fihrende Experten des interreligiosen Dialogs nach Bonn bringen wolle. Erster
Redner sei der jordanische Prinz Ghazi bin Muhammad (mehr).

2.3. Berlin: Ermittlungen nach Ausschreitungen bei anti-israelischen Demonstrationen

Nach anti-israelischen Demonstrationen hat die Berliner Polizei Strafermittlungsverfahren wegen
besonders schweren Landfriedenbruchs, gefahrlicher Kérperverletzung und Volksverhetzung eingelei-
tet. Zwei Tatverdachtige wurden festgenommen.

Zuvor war eine Demonstration ,,Gegen die anhaltende Enteignung der Palastinenser in Jerusalem
und extreme Gewalt gegen die Palastinensische Zivilbevdlkerung® eskaliert. Es seien ,volksverhetzende
Parolen gerufen sowie Journalistinnen und Journalisten bedréngt, beleidigt und angegriffen” worden,
teilte die Polizei mit. Medienvertreter seien antisemitisch beleidigt worden (mehr).

Innensenatorin Iris Spranger (SPD) erklarte dazu: ,Meine Position ist glasklar: Als Gesellschaft mis-
sen wir uns eindeutig und geschlossen gegen Antisemitismus und Hass stellen. Straftaten werden mit
aller Konsequenz verfolgt, um hier eine unmissverstandliche Grenze zu ziehen.“ Ahnlich duRerte sich
Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) (mehr).
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2.4. Griechisch-Orthodoxe Akademie verdammt ,,totalitare“ Ideologie der ,,Russischen Welt*
Die Griechisch-Orthodoxe Akademie fur Theologische Studien in Volos, Griechenland, hat eine Erkla-
rung zur sogenannten Lehre der ,Russischen Welt* (Russki Mir) verdffentlicht.

Darin heil3t es, die unter anderem vom Moskauer Patriarchen Kyrill und dem russischen Prasidenten
Wiladimir Putin vertretene Lehre sei eine ,unorthodoxe*“ Ideologie und eine ,Haresie“. Sie basiere auf
volkischen Prinzipien, verbreite eine falsche, fundamentalistische, totalitire, nationalistische Lehre
(,ethno-phyletism®) und spalte die Orthodoxe Kirche. Wenn die Orthodoxe Kirche den Prinzipien der
~Russki Mir* folge, hore sie auf, die Kirche Jesu Christi zu sein, der in jeder Hinsicht das Gegenteil von
dem gelehrt habe, was gegenwartig in Moskau gelte (,If we hold such false principles as valid, then the
Orthodox Church ceases to be the Church of the Gospel of Jesus Christ®).

Die Erklarung wurde von mehr als 1400 namhaften Personen aus aller Welt unterzeichnet (mehr).

2.5. Was sonst noch war

— Berlin: Nimet Seker zur Professorin fir Islamische Textwissenschaft am Institut fur Islamische Theo-
logie der Humboldt-Universitat berufen (mehr)

— Jerusalem: Mehr als 150 Verletzte nach schweren Auseinandersetzungen auf dem Tempelberg und
in der Al-Aksa-Moschee (mehr).

3. Migrationsforschung

Statistisches Bundesamt: Mehr als jede vierte Person hat einen Migrationshintergrund

Im Jahr 2021 hatten 22,3 Millionen Menschen und somit 27,2 Prozent der Bevdlkerung in Deutschland
einen Migrationshintergrund. Das teilte das Statistische Bundesamt mit. Gegenuber dem Vorjahr sei die
Zahl um 2,0 Prozent gestiegen (2020: 21,9 Millionen).

Im Jahr 2021 hatten 53 Prozent der Bevolkerung mit Migrationshintergrund die deutsche und gut 47
Prozent eine auslandische Staatsangehorigkeit, teilte das Amt weiter mit. Die Uberwiegende Mehrheit
der auslandischen Bevoélkerung ist selbst zugewandert (84 Prozent). Bei den Deutschen mit Migrations-
hintergrund sind es nur 43 Prozent.

Etwa zwei Drittel der Personen mit Migrationshintergrund sind aus einem anderen europaischen
Land eingewandert oder deren Nachkommen. Wichtigste Herkunftsl&ander sind die Turkei (12 Prozent),
Polen (10), die Russische Fdderation (6), Kasachstan (6) und Syrien (5). Knapp die Hélfte (49 Prozent)
aller Personen mit Migrationshintergrund ist mehrsprachig.

Der Mikrozensus des Statistischen Bundesamts ist eine Stichprobenerhebung, bei der jahrlich rund
1 Prozent der Bevdlkerung befragt wird. Alle Angaben beruhen auf Selbstauskinften der Befragten. Um
aus den erhobenen Daten Aussagen Uber die Gesamtbevélkerung treffen zu kénnen, werden die Daten
an den Eckwerten der Bevdlkerungsfortschreibung hochgerechnet.

Der Mikrozensus ist die einzige amtliche Datenquelle zur Bevolkerung mit Migrationshintergrund.
Nach der zugrunde gelegten Definition hat eine Person einen ,Migrationshintergrund®, wenn sie selbst
oder mindestens ein Elternteil nicht mit deutscher Staatsangehdrigkeit geboren wurde (mehr).

4. Veranstaltungen

Islam auf dem Balkan

Der Balkan und seine religionspolitische Relevanz fur den Islam in Europa/Deutschland

9.-11. Mai 2022, Evangelische Akademie Loccum, in Prasenz und online

Referent/innen: Kerem Oktem, Bekim Agai, Eckehard Pistrick, Heiner Grunert, Evelyn Reuter, Christian
VolR3, Thomas Schad, Joseph Marko, Heike Karge, Tobias Flessenkemper, Florian Bieber, Aldin Kusur,
Esnaf Begi¢, Herbert Kupper, Ednan Arslan, Hans Hofmann, Engin Karahan (mehr).

5. Video

Religionen in der Schule 3: Sunniten

Religionen im Gesprach

Gast: Imam Aldin Kusur, Hannover

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

Hannover, den 27.4.2022
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 5, 2022

1. Niedersachsen

1.1. Hannover: Religionsgemeinschaften wollen verantwortlicher mit Schépfung umgehen
Vertreterinnen und Vertreter aus Judentum, Christentum und Islam haben in Hannover zu einem ver-
antwortungsvolleren Umgang mit der Schdpfung aufgerufen.

Der katholische Bischof Heiner Wilmer aus Hildesheim sagte bei der interreligidsen Zusammenkunft
im Forum St. Joseph in Hannover, ein so groRes gesellschaftliches Thema lasse sich nur gemeinsam
besprechen: ,Im Haus der Schépfung wohnen alle Menschen und Religionen.“ Der Ratsvorsitzende der
Konfdderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen, Bischof Thomas Adomeit, mahnte, die Religi-
onsgemeinschaften selbst missten noch viel in Sachen Umwelt- und Klimaschutz tun.

Rabbinerin Ulrike Offenberg sagte in ihrem Impulsvortrag, es sei ,schlimmster Verrat an Gott*, dass
Menschen seit der industriellen Revolution Gottes Schopfung und somit ihre eigenen Lebensgrundlagen
zerstorten. Religiose Menschen missten sich selbst, ihre Gemeinde und die Gesellschaft mit diesem
Verrat konfrontieren. Sie missten auch ihre Theologie und ihre religiose Lebensweise hinterfragen.
Wenn Gemeinden Abfallvermeidung, Umwelterziehung und Klimaneutralitdt umsetzten, sei all das ,ein
deutlicheres Zeugnis fir unsere Treue zu Gott* als Davidstern, Halbomond oder Kreuz, so die Rabbinerin
der liberalen judischen Gemeinde Hameln.

Muna Tatari, Professorin fir Islamische Theologie an der Universitat Paderborn, fligte hinzu, das
Verhaltnis eines Menschen zu Gott hange auch vom Verhaltnis zu anderen Lebewesen ab: ,Die Bezie-
hung zum Schépfer zeige sich ,an der Beziehung zur Schopfung®. Dirk Preuf3, Umweltbeauftragter der
katholischen Ditzese Hildesheim, sagte, die Trauer um die Zerstérung des Planeten sei auch ein gro-
Bes seelsorgliches Thema. Religionsgemeinschaften kénnten aber nur daflr ansprechbar sein, wenn
sie selbst ,glaubwiirdig alles uns Mdégliche unternehmen, die Ausbeutung der Natur zu beenden®.

Die niedersachsischen Kirchen hatten unter dem Titel ,Gemeinsam Schépfung bewahren® erstmals
zu einer judisch-christlich-muslimischen Begegnung eingeladen. Ministerprasident Stephan Weil (SPD)
wuinschte den Beteiligten, dass die Begegnung der drei Religionsgemeinschaften kinftig regelmafig
stattfinde. ,Als Land freuen wir uns sehr Uber diese Initiative“.

Ein Videomitschnitt der Veranstaltung findet sich hier.

1.2. Tag der Niedersachsen: Erstmals gemeinsame Meile der Religionsgemeinschaften

Beim 37. Tag der Niedersachsen vom 10. bis zum 12. Juni gibt es erstmals eine gemeinsame Meile der
Religionsgemeinschaften. Christen, Juden, Muslime, Jesiden und das Haus der Religionen gestalten in
Hannover ein gemeinsames Programm unter dem Titel ,Mehr Himmel auf Erden®, teilte die Konfodera-
tion evangelischer Kirchen in Niedersachsen mit. Die bisherige ,Kirchenmeile* werde zur ,Meile der
Kirchen und Religionsgemeinschaften® erweitert.

Zum Tag der Niedersachsen werden unter dem Motto ,Stadt.Land.Fest* insgesamt mehr als 400.000
Besucherinnen und Besucher erwartet. Die Zusammenarbeit der Religionsgemeinschaften sei ,ein
wunderbares Zeichen®, sagte der Ratsvorsitzende der Konfoderation evangelischer Kirchen in Nieder-
sachsen, Bischof Thomas Adomeit aus Oldenburg. ,Frieden, Gerechtigkeit und der Einsatz gegen den
Klimawandel sind Themen, die wir noch viel stérker als bisher gemeinsam angehen mussen.“ Der Tag
der Niedersachsen sei ein weithin sichtbarer Schritt flir diese gemeinsame Verantwortung. 2019 hatte
sich in Wilhelmshaven bereits die Gemeinschaft der Eziden an der damaligen Kirchenmeile beteiligt
(mehr).

1.3. Hildesheim: Dommuseum zeigt Sonderausstellung ,,Islam in Europa 1000-1250
Das Dommuseum Hildesheim zeigt ab dem 7. September die Sonderausstellung ,Islam in Europa
1000-1250“. Die Schau thematisiere die Gemeinsamkeiten der Kulturen im Mittelalter, teilte das Bistum
Hildesheim mit. Hochkaratige, seltene Leihgaben unter anderem aus Florenz, London, Paris und Wien
boten eine einzigartige Mdglichkeit, dieses auch fur die Gegenwart relevante Thema zu vertiefen.

Cérdoba, Palermo, Kairo und Konstantinopel seien im Mittelalter glanzende Metropolen mit florie-
render Wirtschaft, Wissenschaft und Kunst gewesen, heif3t es in der Ankiindigung. Kostbare Gefalie,
Stoffe, Schnitzereien und Ubersetzungen von wissenschaftlicher Literatur hatten aus den vom Islam
gepragten Regionen ihren Weg bis nach Mitteleuropa gefunden. Diese ,Migration der Objekte* sowie
die Vermittlung von Wissen und Technik hatten zu einer engen Verflechtung der Kulturen gefiihrt: ,In
den Kirchenschéatzen erhalten, zeugen sie von den Gemeinsamkeiten der Kulturen in der Zeit zwischen
1000 und 1250."

Die Schau wird begleitet von einem umfassenden Begleitprogramm, darunter Fihrungen in arabi-
scher, deutscher und turkischer Sprache (mehr).


https://www.youtube.com/watch?v=9LWB2UhQ1XM
https://www.landeskirche-hannovers.de/evlka-de/presse-und-medien/pressemitteilungen/konfoederation/2022/2022_05_31
https://www.islamiq.de/2022/05/10/dommuseum-zeigt-ausstellung-zu-christlich-islamischer-kunst/
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1.4. Was sonst noch war

— Landesbischof Meister sendet zum Ramadanfest Gluckwinsche an die muslimischen Verbénde
(mehr)

— Rechtsgutachten gibt griines Licht fur ,christlichen Religionsunterricht* (mehr)

— Oberlandesgericht Celle: 1S-Ruckkehrerin zu 39 Monaten Haft verurteilt (mehr)

— Burgdorf: Ezidin auf offener Strafe von ihrem Mann erstochen (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Konferenz fir Kirche und Islam der EKD besucht Bosnien-Herzegowina

Auf Einladung der Islamischen Gemeinschaft der Bosniaken in Deutschland und der Islamischen Glau-
bensgemeinschaft Bosnien-Herzegowina hat eine Delegation der Konferenz fir Kirche und Islam der
Evangelischen Kirche in Deutschland Bosnien besucht.

Auf dem Programm der einwéchigen Reise standen unter anderem Gesprache mit Gro3mufti Husein
Kavazovi¢, der Islamischen Fakultat der Universitat Sarajevo sowie mit den leitenden Theologen in
Mostar, Tuzla und Srebrenica.

LZiel der Reise war es, den bosnisch gepragten Islam besser kennenzulernen und uns Uber die
aktuelle Situation der muslimischen Gemeinschaft in Bosnien zu informieren®, sagte der Beauftragte fur
Kirche und Islam in der hannoverschen Landeskirche, Wolfgang Reinbold. ,Der Reichtum und die Viel-
falt des bosnischen Islams hat die Delegation beeindruckt. Viele Einrichtungen gehen zurlick auf das
15. und 16. Jahrhundert. Das wird in der Diskussion lber einen ,europaischen Islam’ oft Ubersehen.*

Die Reisegruppe wurde begleitet von einer dreikdpfigen Delegation der Islamischen Gemeinschaft
der Bosniaken in Deutschland, die die Gesprachstermine organisiert hatte. ,Es waren auferordentlich
fruchtbare Gesprache®, sagte der Imam der bosnischen Moschee in Hannover, Aldin Kusur. ,Der bos-
nische Islam ist ein autochthoner européischer Islam. Wir meinen, dass er eine wichtige Rolle in den
Herausforderungen spielen kann, die in Deutschland und in Bosnien-Herzegowina vor uns liegen.”

Weitere Mitglieder der Delegation waren Elisabeth Hartlieb (Karlsruhe), Ralf Lange-Sonntag (Biele-
feld), Sonke Lorberg-Fehring (Hamburg), Rafael Nikodemus (Dusseldorf), Stefan Schreiner (Universitat
Tubingen) sowie Adem Hasanovic (Wiesbaden) und Meho Travljanin (Berlin) (mehr).

2.2. Nordrhein-Westfalen erkennt Schule des Islamischen Sufismus als Kérperschaft an

Das Land Nordrhein-Westfalen hat die Gemeinschaft ,Maktab Tarighat Oveyssi Shahmaghsoudi (MTO)
— Schule des Islamischen Sufismus* als Kérperschaft des 6ffentlichen Rechts anerkannt. Das teilte die
MTO Shahmaghsoudi in Disseldorf mit.

Die Gemeinschaft hat nach eigenen Angaben weltweit etwa eine Million Mitglieder. Sie verfiigt tber
Zentren in DUsseldorf, KdIn, Frankfurt, Hannover, Stuttgart und Hamburg. ,Mit der Botschaft der Selbst-
erkenntnis als Grundlage fir ein Leben in Frieden und Freiheit bietet die MTO Sufi-Schule seit Uber 35
Jahren allen Menschen in Deutschland die Lehren des Sufismus an. Diese Lehren stehen allen Men-
schen offen, die den Zugang zur eigenen Spiritualitat suchen, unabhéangig vom kulturellen oder religio-
sen Hintergrund®, teilte die MTO mit. ,Mit der Verleihung des Status zur Kérperschaft des offentlichen
Rechts und der damit verbundenen Wertschatzung und Anerkennung, ist MTO darin bestarkt weiterhin
allen Menschen zu ermdglichen den Sufismus zu praktizieren und die Lehren der Selbsterkenntnis zu
verbreiten; Zugleich sind die Mitglieder der MTO bundesweit ermutigt, ihr soziales Engagement zum
Wohle der Gemeinschaft sowie die Teilnahme am gesellschaftlichen Diskurs zu intensivieren.*

Die Gemeinschaft flhrt sich zuriick auf Uways al-Qarani, der zur Zeit des Propheten Muhammad
lebte und als einer der ersten islamischen Mystiker gilt (mehr).

2.3. Hessen muss beim Religionsunterricht weiter mit DITIB kooperieren

Das Land Hessen muss den Islamischen Religionsunterricht mit dem DITIB-Landesverband fortsetzen.
Der Hessische Verwaltungsgerichtshof (VGH) in Kassel lehnte den Antrag des Landes auf Berufung
gegen den entsprechenden Beschluss des Verwaltungsgerichts Wiesbaden ab (AZ: 7 A 1802/21.Z; vgl.
Mitteilungen 8/2021, S. 1). Damit ist das Bemiihen von Kultusminister Alexander Lorz (CDU) geschei-
tert, den mit der tirkischen Religionsbehdrde Diyanet eng verbundenen Verband aus dem hessischen
Schulunterricht zu entfernen.

Das Land Hessen habe durch den Einrichtungsbescheid vom 17. Dezember 2012 eine Kooperati-
onspartnerschaft mit Ditib Hessen und der Ahmadiyya-Gemeinschaft flr einen bekenntnisorientierten
Islamunterricht an den Schulen geschlossen, begrindete der VGH den Beschluss. Dieser Bescheid
entfalte weiterhin ,Bindungswirkung®, denn er sei ,nicht zurickgenommen, widerrufen oder anderweitig
aufgehoben worden*. Die Mitteilung der Aussetzung des Bescheides vom 28. April 2020 genlige nicht.
Wenn das Land die Fortsetzung der Kooperation fur verfassungswidrig halte, musse es den Einrich-
tungsbescheid aufheben, so der VGH (mehr).
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2.4. Finanzgericht Berlin-Brandenburg gibt Klage der Muslimischen Jugend in Deutschland statt
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hat einer Klage des Vereins ,Muslimische Jugend in Deutsch-
land e.V.“ (MJD) gegen die Aberkennung der Gemeinnutzigkeit fur die Jahre 2007-2017 stattgegeben.

Dem Verein war die Gemeinnutzigkeit aberkannt worden, weil er von verschiedenen Verfassungs-
schutzberichten als Jugendorganisation der damaligen ,Islamischen Gemeinschaft in Deutschland®
(IGD) eingestuft worden war. Die IGD galt als zentrale Organisation der Muslimbruderschaft in Deutsch-
land (s. dazu zuletzt Mitteilungen 11/2019, S. 3).

Das Urteil sei eine wichtige Klarstellung darlber, dass das ,zivilgesellschaftliche Engagement der
MJD fur eine deutsch-muslimische Identitat authentisch ist und zu Unrecht behindert wurde®, erklarte
der Vorsitzende Sarwar Faraj. Es habe einen bitteren Beigeschmack, dass das Verfahren so lange
gedauert habe. Man werde die Jugendarbeit fortsetzen, um ,einen Beitrag als junge Muslime fiir die
Zukunft unserer Gesellschaft und unser aller Zusammenhalt darin zu leisten® (mehr).

2.5. Was sonst noch war

— Hamburg: Katholische Kirche will sich klinftig am interreligiosen Religionsunterricht beteiligen (mehr)
— Bremen: Pastor Andreas Quade zum Beauftragten der Bremischen Evangelischen Kirche fiir den
Dialog mit den Religionen ernannt (mehr)

— Potsdam: Missbrauchsvorwiirfe gegen Mitglieder des Kollegiums des Abraham-Geiger-Kollegs
(mehr).

3. Meinungsforschung

3.1. Studie der Evangelischen Kirche in Deutschland zu Vorurteilsstrukturen

Die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) hat in einer Studie den Zusammenhang zwischen
Kirchenmitgliedschaft, Religiositat und Vorurteilsstrukturen untersucht. Wichtige Ergebnisse:

— Kirchenmitglieder unterscheiden sich in ihren Einstellungen zu anderen Kulturen, Religionen und zu
Genderthemen insgesamt kaum von der Gesamtbevélkerung.

— Zwischen der Religiositat der Kirchenmitglieder und ihren Vorurteilsstrukturen besteht ein Zusammen-
hang: Je bedeutender der christliche Glaube fiir jemanden ist, desto weniger ausgepragt sind rassisti-
sche, islamfeindliche und antisemitische Einstellungen. Zugleich nehmen mit starkerer Religiositat die
Vorbehalte gegenuber sexueller Diversitét zu.

— Es gibt starke Unterschiede zwischen den ,monoreligios“ und den ,transreligiés“ Orientierten. Dabei
erweist sich Trans-Religiositat ,als eine religidse Orientierung, die generell die Etablierung einer pluralen
und durch Diversitat gepragten Gesellschaft beglinstigt.”

Als ,monoreligits” gilt eine Orientierung, die den Wahrheitsgehalt anderer Religionen als gering ein-
schétzt. Die transreligiése Orientierung sei Uberzeugt, dass auch andere Religionen einen wahren Kern
haben und dass man von der Begegnung mit ihnen profitieren kénne.

Der Leipziger Religionssoziologe Gert Pickel sagte dem evangelischen Magazin Chrismon, die
Transreligidsen neigten ,weniger zu Vorurteilen als die Gesamtbevolkerung®. Bei den Monoreligiosen
seien die Vorurteile hingegen starker ausgepragt. Diese Gruppe sei in den Kerngemeinden und in
bestimmten Regionen Deutschlands, die man als ,Bible Belts“ bezeichnen koénne, tGberproportional ver-
treten. ,Die Monoreligidsen machen 22 Prozent aus, eine kleine, sehr aktive Gruppe. Sie gehen von der
Uberlegenheit des Christentums aus, sind bereit, fiir ihre Religionen gréRere Opfer zu bringen und ver-
suchen, moglichst viele Menschen fir das Christentum zu gewinnen. Der Abstand der monoreligits
gepragten Kirchenmitglieder zur Gesamtbevélkerung bei Homophobie und Sexismus macht 30 bis 40
Prozent aus®, so Pickel (mehr).

3.2. Neue Allensbach-Studie zu Antisemitismus in Deutschland (mehr).

4. Video

Religionen in der Schule 3.2: Sunniten — Sportunterricht, Fasten, Geburtstage, Freitagsgebet
Religionen im Gesprach

Gast: Imam Aldin Kusur, Hannover

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

Hannover, den 3.6.2022
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 6, 2022

1. Niedersachsen

1.1. Evangelischer Dialogbeauftragter Reinbold: Bosnischer Islam kann Modell fiir Europa sein
In der Diskussion um den Islam in Europa sollte aus Sicht des evangelischen Theologie-Professors
Wolfgang Reinbold der bosnische Islam mehr in den Blick kommen. Mit seiner langen Erfahrung des
Zusammenlebens mit anderen Religionen stehe er fur einen offenen und toleranten Islam, sagte der
Beauftragte fur Kirche und Islam der hannoverschen Landeskirche dem Evangelischen Pressedienst
nach einer Bosnien-Reise. ,Der verfasste bosnische Islam mit seiner fast 600-jéhrigen Tradition kann
ein wunderbares Modell fur Europa sein.*

Zur kirchen&hnlichen Struktur des bosnischen Islam gehorten etwa Internate und theologische Hoch-
schulen mit groRer Tradition, erlauterte Reinbold. ,Vertreter der islamischen Glaubensgemeinschaft
krankt es, wenn europdische Politiker den Islam, auch in Bosnien, in erster Linie als Problem und nicht
als Teil Europas wahrnehmen.” Die heutige Islamische Glaubensgemeinschaft Bosnien-Herzegowina
sei im friihen 20. Jahrhundert durch ein Statut der dsterreichisch-ungarischen Monarchie entstanden,
mit dem Grof3-Mufti in Sarajevo als religiosem Oberhaupt.

Golfstaaten wie Katar und Saudi-Arabien versuchten zwar, ihre Islam-Auslegung mit millionen-
schweren Investitionen etwa in Moscheebauten zu férdern. Der Grof3-Mufti und die Muftis vor Ort seien
jedoch sehr darauf bedacht, die bosnische Tradition gegen solche Einflussnahmen zu verteidigen, etwa
indem sie nur Imame mit Lehrerlaubnis der bosnischen Gemeinschaft einstellten.

Von einer rickwartsgewandten islamischen ,Erweckung®, vor der Beobachter seit mehreren Jahren
warnen, sei zumindest in der Hauptstadt Sarajevo nichts zu spiiren gewesen, sagte Reinbold. ,Wenn
Sie hier abends ein Glas Wein trinken gehen, flihlen Sie sich wie in einer mitteleuropaischen Grof3stadt.”
Tatsachlich seien die bosnischen Religionsvertreter stolz darauf, dass judische Synagogen in ihrem
Land nicht von der Polizei beschiitzt werden missten. Auch seien sie sehr interessiert am interreligiosen
Austausch mit Christen und Juden (mehr).

1.2. Oldenburg: Muslimische Karate-Sportlerin darf nicht mit Kopftuch kampfen
Eine muslimische Kampfsportlerin ist bei einem internationalen Wettbewerb in Oldenburg wegen ihres
Kopftuchs disqualifiziert worden. Wegen des ,regelwidrigen Tragens einer Kopfbedeckung“ bewertete
die Jury die Vorfuhrung der 16-jahrigen Karate-Kampferin aus Leer mit null Punkten.

Der islamische Landesverband Schura Niedersachsen kritisierte das Verhalten des Veranstalters,
der ,International Budo Federation Deutschland®. Die Kampfrichter hatten sich ,diskriminierend und
demdtigend” verhalten. Das ,ausgrenzende Verhalten® sei nicht nachvollziehbar.

Die Foderation wies den Vorwurf zurlick. Die Wettkampfordnung sei ,seit vielen Jahren bekannt®.
Bei der Demonstration der Kampfformen gebe es aus traditionellen Griinden eine strenge Kleiderord-
nung, sagte Generalsekretar Andreas von der Haar dem Evangelischen Pressedienst (mehr).

Die Schura Niedersachsen appellierte an die Verantwortlichen, ,eine Anderung der Wettkampford-
nung respektive Kleiderordnung sachlich zu erdrtern und eine Losung zu erarbeiten, die zeitgemal? ist
und von allen Parteien akzeptiert wird. Zudem sollte dem diskriminierenden und demutigenden Verhal-
ten des Bundeskampfrichters Konsequenzen folgen und entsprechende MaRnhahmen ergriffen werden,
damit zukinftig allen Sportler:innen das gleiche wiirdevolle und wertschatzende Verhalten entgegen-
gebracht wird“ (mehr).

1.3. Beratungsstelle zur Pravention neo-salafistischer Radikalisierung zieht Zwischenbilanz
Sozialministerin Daniela Behrens (SPD) hat eine Zwischenbilanz der 2015 gestarteten Beratungsstelle
.beraten e.V. — Beratungsstelle zur Pravention neo-salafistischer Radikalisierung Niedersachsen® vor-
gestellt.

Die Préavention gegentber islamistischer und salafistischer Radikalisierung sei weiterhin eine wich-
tige Aufgabe, sagte die Ministerin. ,Wir brauchen eine nicht nachlassende Aufmerksamkeit fur das
Thema.” Seit der Griindung vor sieben Jahren habe die Beratungsstelle etwa 380 Anfragen wegen einer
mdglichen neo-salafistischen Radikalisierung erhalten. Zunéchst sei es vor allem darum gegangen, die
Ausreise junger Menschen in Gebiete des ,Islamischen Staates® zu verhindern. Inzwischen habe sich
der Fokus hin zu Ruckkehrenden aus Syrien und dem Irak verschoben. Ein wichtiges Thema sei auch
das Wohl von Kindern aus radikalisierten oder rigoristischen Familien. Im Blick auf die Gefahr islamis-
tisch motivierter Anschlage in Deutschland kdnne keine Entwarnung gegeben, so Behrens.

Das Land Niedersachsen unterstitzt die Arbeit der Beratungsstelle mit rund 700.000 Euro pro Jahr.
Die Ministerin bekréaftigte, die Unterstitzung solle fortgefuhrt werden. Die salafistische Szene in Nieder-
sachsen sei seit 2015 von 520 auf rund 900 Personen angewachsen (mehr).
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1.4. Bischof Meister: Antisemitisches Werk hatte nie auf der Documenta gezeigt werden dirfen
Nach Antisemitismusvorwurfen gegen die ,documenta fifteen“ mehrt sich die Kritik an der Leitung der
Kunstausstellung.

Der Landesbischof der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers, Ralf Meister, sagte dem
Evangelischen Pressedienst, es sei bereits seit Monaten tGber antisemitische Tendenzen auf der docu-
menta 15 diskutiert worden. ,Ich hatte mir friher ein entschiedenes Eingreifen der Verantwortlichen
gewilinscht. Ein solches Bild hatte nie 6ffentlich ausgestellt werden dirfen®, betonte er mit Blick auf das
antisemitische Werk ,People‘s Justice” des indonesischen Kiinstlerkollektivs , Taring Padi“. Das Beispiel
zeige, dass es auch in der Kunstszene antisemitische Stromungen gebe. Dem miisse sich die Gesell-
schaft entschieden entgegenstellen, so Meister.

Ahnlich auRerte sich der Vorsitzende des Landesverbands der Judischen Gemeinden von Nieder-
sachsen, Michael First: ,Weg mit dieser Kunst, die keine ist!“ Die documenta-Leitung miisse Verant-
wortung Ubernehmen oder abberufen werden.

Das mittlerweile entfernte Bild ,People‘s Justice” zeigt unter anderem einen Mann mit haifischartigen
Raffzéhnen und Zigarre. Eine angedeutete Schlafenlocke hangt herunter, auf dem Hut prangt die SS-
Rune. An anderer Stelle wird unter einem Kanonenrohr eine Person in Uniform gezeigt, die aussieht
wie ein Schwein. Auf dem roten Halstuch ist der Davidstern zu sehen, auf dem Helm der Name des
israelischen Geheimdienstes Mossad. Das fur die Arbeit verantwortliche Kollektiv Taring Padi hatte
erklart, das Werk stehe ,in keiner Weise mit Antisemitismus in Verbindung® (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Berlin: Islam-Institut an der Humboldt-Universitat feierlich eroéffnet

Das Berliner Institut fur Islamische Theologie der Humboldt-Universitat ist offiziell er6ffnet worden. Bei
dem Festakt sagte Berlins Wissenschaftssenatorin Ulrike Gote (Grlne), die Griindung sei ein ,histori-
scher Moment"® fur die Berliner Wissenschaftslandschaft. Erstmals seien bekenntnisgebundene islami-
sche Studien an einer Berliner Hochschule verankert. Der Festakt fand pandemiebedingt erst zweiein-
halb Jahre nach Beginn der Lehrtéatigkeit statt.

Gote betonte, die Theologien verschiedener Religionen kénnten eine ,grof3e Bereicherung“ in den
wissenschaftlichen Debatten sein. Dem Berliner Institut bescheinigte sie, bereits jetzt eine ,aulRer-
gewohnliche wissenschaftliche Dynamik® zu zeigen. Sie rief das Institut auf, ,ein unverzichtbarer und
international beachteter Teil des Berliner Wissenschaftsstandorts“ zu werden.

Der kommissarische Président der Humboldt-Universitéat, Peter Frensch, nannte die Institutsgrin-
dung angesichts von rund 300.000 muslimischen Berlinerinnen und Berlinern ,mehr als zeitgeman®. Er
betonte, das Institut habe nicht nur die Aufgabe, Lehrkréfte sowie Mitarbeitende muslimischer Gemein-
den auszubilden. Wie andere Theologien solle die islamische Theologie vielmehr eine ,tragende Rolle*
in der Universitat wahrnehmen, indem sie ethische Perspektiven auch fiir andere Facher eroffne.

Griundungsdirektor Michael Borgolte erinnerte an ,zahllose Konflikte“ auf dem Weg zur Institutsgriin-
dung. Sie seien nun lUberwunden. So sei der Beirat mit Vertretern verschiedener muslimischer Ver-
bande, an deren Einigungsbereitschaft es lange Zeit Zweifel gegeben habe, nun eine ,tragende Saule
des Instituts®. Jetzt komme es darauf an, dass die Humboldt-Universitat das Islam-Institut ,als wichtigen
Bewohner des Hauses akzeptiert®. Institutsdirektor Serdar Kurnaz kindigte an, das Institut wolle ,die
theologischen Traditionen der Musliminnen und Muslime in Deutschland weiterschreiben® (mehr).

2.2. Hamburg: Stellvertretender Leiter des Islamischen Zentrums muss Deutschland verlassen
Die Stadt Hamburg hat den stellvertretenden Leiter des Islamischen Zentrums Hamburg ausgewiesen.
Seyed Soliman Mousavifar miisse Deutschland innerhalb von drei Monaten verlassen und sich bis dahin
wochentlich bei der Polizei melden, teilte der Senat mit. Er habe ,nachweislich Terrororganisationen
und Terrorfinanzierer unterstitzt®, sagte Innensenator Andy Grote (SPD). Damit gemeint ist vor allem
die libanesische Hisbollah, die in Deutschland verboten ist.

Das Islamische Zentrum Hamburg, das die Blaue Moschee an der Alster betreibt, wird vom Landes-
amt fur Verfassungsschutz als Au3enposten des iranischen Regimes in Europa gesehen. Es steht seit
Jahrzehnten unter Beobachtung (s. zuletzt Mitteilungen 1/2022, S. 1-2) (mehr).

2.3. Nigeria: Viele Tote bei Terroranschlag auf einen Pfingstgottesdienst
In der Stadt Owo im slidwestnigerianischen Bundesstaat Ondo haben Angreifer wahrend der Pfingst-
messe in der katholischen St-Francis-Kirche mindestens 40 Menschen getétet.

Die Angreifer hatten nach dem Ende der Messe Sprengstoff in die Kirche geworfen, berichteten
Augenzeugen. Dann hétten sie durch die Kirchenfenster hindurch mit Sturmgewehren auf die Teilneh-
mer des Gottesdienstes geschossen. Der Provinzgouverneur von Ondo, Oluwarotimi Akeredolu, sprach
von einem ,schwarzen Sonntag” fir Nigeria.
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Bisher hat sich niemand zu dem Anschlag bekannt. Die nigerianische Regierung vermutet, dass die
Terrorgruppe ,Islamischer Staat* fur den Anschlag verantwortlich ist. ,Unsere Sicherheitsbehérden sind
der ISWAP auf der Spur®, sagte der nigerianische Innenminister, Ogbeni Rauf Aregbesola, mit Blick auf
die westafrikanische 1S-Sektion. ,Wir werden sie vor Gericht bringen.*

Der ISWAP ist vor allem im Nordosten Nigerias und im benachbarten Tschad aktiv. Er kampft seit
Jahren gegen die rivalisierende Gruppe Boko Haram sowie gegen das nigerianische Militdr. Hundert-
tausende Menschen wurden getttet und Millionen Menschen mussten fliehen (mehr).

Papst Franziskus und die katholischen Bischéfe in Deutschland verurteilten den Anschlag scharf.
»Ich bin entsetzt Uber diese schreckliche Bluttat, die das Zusammenleben zwischen den Religionen in
Nigeria einmal mehr gefahrdet®, erklarte der Vorsitzende der Kommission Weltkirche der Deutschen
Bischofskonferenz, Bertram Meier. Trotz der Gewalt sei er Giberzeugt, ,dass es zum Dialog keine Alter-
native gibt, um das friedliche Zusammenleben in einem Land zu férdern® (mehr).

2.4. Russisch-Orthodoxe Kirche bleibt Mitglied im Weltkirchenrat
Die Russisch-Orthodoxe Kirche bleibt Mitglied im Okumenischen Rat der Kirchen (ORK). Der Zentral-
ausschuss des ORK sprach sich gegen eine Suspendierung aus dem Weltkirchenrat aus.

Der neu gewdhlte Generalsekretar Jerry Pillay erklarte, der Weltkirchenrat habe die Aufgabe, die
Einheit der Kirchen ins Auge zu fassen. Es sei deshalb richtig, den Dialog aufrecht zu erhalten. ,Wir
missen versuchen, einen fruchtbaren Dialog zu fiihren und auch die Perspektive der Russisch-Ortho-
doxen Kirche zu verstehen®. Generalsekretar loan Sauca sagte, der ORK sei ein ,Ort fiir den Dialog“.
-Wir sind aufgerufen, eine freie und sichere Plattform der Begegnung und des Dialogs zu nutzen,
einander zu begegnen und einander zuzuhdren, auch wenn wir einmal nicht einer Meinung sind®.

Zuvor hatte die Synode der Evangelisch-reformierten Kirche Schweiz gefordert, der Ausschluss der
russisch-orthodoxen Kirche aus dem ORK miisse gepriift werden. Auch Theologinnen und Kirchenver-
treter in Deutschland hatten den Weltkirchenrat dazu aufgefordert, die Beziehungen zur Russisch-
Orthodoxen Kirche auf Eis zu legen. Der Moskauer Patriarch Kyrill hatte mit seinen AuRerungen zum
Krieg in der Ukraine wiederholt flr Entsetzen gesorgt (s. Mitteilungen 2/2022, S. 3).

Der Ziricher Kirchenratsprasident Michel Muller reagierte verargert auf die Entscheidung. Die For-
mulierung, dass sich der ORK als Plattform des Dialogs verstehe, auch wenn man ,einmal nicht einer
Meinung“ sei, sei ein Hohn. Tatsachlich seien die Russen nicht gesprachsbereit, und Kyrill rechtfertige
mit theologischen Mitteln einen Angriffskrieg, der an Brutalitat nicht zu Uberbieten sei. ,Zu verstehen
gibt es da nichts®, so Miiller (mehr).

2.5. Was sonst noch war

— Studie der Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend in Deutschland: Islamfeindlichkeit unter
jungen Menschen weniger stark verbreitet als im Durchschnitt der Bevélkerung (mehr)

— Oslo: Zwei Tote und mehr als zwanzig Verletzte bei Anschlag auf Club der Schwulenszene; Polizei
vermutet ,islamistisches® Motiv (mehr)

— England: Kinoverleiher setzt Film tiber Prophetentochter Fatima nach Protesten ab (mehr).

3. Video

Religionen in der Schule 4: Eziden

Religionen im Gesprach

Gast: llyas Yanc, Landesverband der Eziden in Niedersachsen, Oldenburg.

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

4. Literatur: Neuerscheinungen

K. Boehme, Interreligioses Begegnungslernen. Grundlegung einer interdisziplinaren Didaktik, Freiburg
2022

K. Roscher-Lagzouli, Die Frau jenseits der Schleier. Mein Weg in den Salafismus und wieder hinaus,
Ostfildern 2022

Zentrum Okumene der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau und der Evangelischen Kirche von
Kurhessen-Waldeck (Hg.), Zum Verhéltnis des Christentums zum Islam. Impulse fiir eine theologi-
sche Orientierung, Frankfurt am Main 2022 (hier).

Hannover, den 5.7.2022
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 7, 2022

1. Allgemeine Lage

1.1. Hessen: Islamischer Religionsunterricht ab ndchstem Schuljahr wieder mit DITIB

Im kommenden Schuljahr soll es in Hessen wieder Islamischen Religionsunterricht in Kooperation mit
dem DITIB-Landesverband geben. Die Landesregierung treffe Vorbereitungen, dass der bekenntnis-
orientierte Religionsunterricht im Schuljahr 2022/23 wieder aufgenommen werde, sagte Kultusminister
Alexander Lorz (CDU) in Wiesbaden.

Die Landesregierung respektiere die jingsten Entscheidungen der Gerichte (s. zuletzt Mitteilungen
5/2022, S. 2). Es bestlinden aber unverandert Zweifel, ob der Moscheeverband hinreichend unabhéngig
vom turkischen Staat sei, erklarte der Kultusminister bei der Sitzung des kulturpolitischen Ausschusses
im Landtag. ,Deshalb werden wir den Unterricht eng mit Unterrichtsbesuchen begleiten.”

In Hessen war der bekenntnisorientierte Islamische Religionsunterricht zusammen mit DITIB zum
Schuljahr 2013/2014 eingefuhrt worden. Im April 2020 hatte das Kultusministerium angekiindigt, den
Unterricht auszusetzen und dies mit Zweifeln an der Unabhangigkeit des Verbands begriindet. Gegen
diese Entscheidung ging DITIB juristisch vor und gewann den Prozess. Der Beschluss des Verwaltungs-
gerichtshofs in Kassel ist nicht anfechtbar.

Zuvor hatte wissenschaftliche Gutachten laut Ministerium zu dem Ergebnis gefuhrt, dass eine hin-
reichende Unabhéangigkeit des DITIB-Landesverbands vom tirkischen Staat nicht gegeben sei. ,Weil
jedoch seit der letzten Begutachtung einige Zeit vergangen ist, werden wir nun wieder externe Expertise
einholen®, kiindigte Lorz an. ,Auf dieser Basis ist dann zu entscheiden, ob der Einrichtungsbescheid
aus dem Jahr 2012, der die Grundlage fiir die Zusammenarbeit mit Ditib Hessen bildet, durch das Land
widerrufen wird.“

DITB Hessen reagierte mit Unverstandnis auf die Zweifel des Ministeriums. Sie seien mit Blick auf
die siebenjahrige stérungsfreie Schulpraxis des Religionsunterrichts nicht nachvollziehbar. Die Bedurf-
nisse der muslimischen Schilerinnen und Schiller kénnten nur durch einen bekenntnisorientierten
Religionsunterricht gestillt werden. Der staatliche ,Islamunterricht* sei in dieser Hinsicht nicht ausrei-
chend. Dariiber hinaus sei er verfassungsrechtlich bedenklich. Daher behalte sich DITIB Hessen eine
rechtsstaatliche Uberpriifung dieses Unterrichts vor.

Kultusminister Lorz versicherte, die Landesregierung halte an dem Ziel fest, dass es in Hessen auch
fur muslimische Schilerinnen und Schiler das Angebot eines bekenntnisorientierten Religionsunter-
richts geben soll. Zugleich werde der islamkundlich angelegte Schulversuch ,Islamunterricht bis auf
Weiteres fortgefiihrt (mehr).

1.2. Universitat Trier: Neues Masterstudium ,,Interreligiose Studien“ startet im Herbst

An der Universitat Trier startet zum Wintersemester 2022/2023 der neue Masterstudiengang ,Interreli-
gioése Studien: Judentum, Christentum, Islam®. Das interdisziplindre, gleichermal3en forschungs- und
praxisorientierte Studienprogramm werde von der katholischen Theologischen Fakultat Trier und der
Universitat Trier gemeinsam angeboten, teilte die Universitat mit. Es vermittele Schlisselkompetenzen
fur die interreligidse und transkulturelle Begegnung und trage ,zu einem wissenschaftlich informierten
Dialog auf Augenhdhe und einem konstruktiven, respektvollen Miteinander in unserer religits pluralen
und zugleich stark sakularisierten Gesellschaft bei“.

Verantwortlich fur den Studiengang ist der katholische Theologe und Islamwissenschaftler Dennis
Halft OP. Er vertritt gegenwartig den Lehrstuhl fur ,Abrahamitische Religionen mit Schwerpunkt Islam
und interreligiéser Dialog“ (mehr).

Der Masterstudiengang dauert regular vier Semester. Ein religioses oder konfessionelles Bekenntnis
wird nicht erwartet. Vorausgesetzt wird ein Bachelor-Abschluss in den Geistes- oder Sozialwissenschaf-
ten. Arbeitsperspektiven béten sich an der Schnittstelle von Religion, Politik und Gesellschaft, beispiels-
weise in der Jugendbildung, der Kulturvermittlung, der Politikberatung oder der Sozialen Arbeit, sagte
Halft dem Domradio (mehr).

1.3. Bayern: Verfassungsgerichtshof weist Klage gegen Islam-Unterricht ab
Der Bayerische Verfassungsgerichtshof hat eine Klage gegen das neue Wahlpflichtfach ,Islamischer
Unterricht® abgewiesen. Die Popularklage sei unzuldssig, entschied das Gericht. Gegen das neue Fach
hatten der Padagoge Ernst-Gunther Krause, der Bund fur Geistesfreiheit Bayern und die Regional-
gruppe Minchen im Férderkreis der Giordano-Bruno-Stiftung geklagt.

Mit einer Popularklage kdnnten alle Rechtsvorschriften des bayerischen Landesrechts angegriffen
werden, so das Gericht. Dazu gehérten allerdings nicht die Lehrplane zum Islamischen Unterricht. Sie
seien lediglich Verwaltungsvorschriften, ,die der inneren Gestaltung des Unterrichts dienen und denen
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nicht der Charakter von Rechtsvorschriften mit Auf3enwirkung zukommt“. Dass durch die gesetzliche
Regelung zum Islamischen Unterricht ein Grundrecht der Bayerischen Verfassung verfassungswidrig
eingeschrankt wirde, hatten die Antragsteller ,nicht in zuldssiger Weise gerugt‘. Entgegen der
Annahme der Klager handle es sich beim Islamischen Unterricht ,eindeutig und zweifelsfrei ,nicht um
konfessionellen Religionsunterricht®.

Vor einem Jahr hatte der Landtag die Uberfiihrung des Modellversuchs ,Islamischer Unterricht* in
ein reguléares Wabhlpflichtfach gebilligt. Das Fach richtet sich insbesondere an Schilerinnen und Schiler
muslimischen Glaubens, und zwar neben Ethik und statt einer Religionslehre. In dem Fach sollen staat-
liche Lehrkrafte Wissen (ber die islamische Religion sowie eine grundlegende Werteorientierung ,im
Geiste der Werteordnung des Grundgesetzes und der bayerischen Verfassung® vermitteln (vgl. Mittei-
lungen 7/2021, S. 2; mehr).

1.4. Nordrhein-Westfalen: Gericht bestéatigt Kopftuchverbot fiir Rechtsreferendarinnen

Eine Rechtsreferendarin, die Kopftuch tragt, hat in Nordrhein-Westfalen keinen Anspruch darauf, wah-
rend ihrer Ausbildung als Richterin oder Staatsanwaltin aufzutreten. Das entschied das Verwaltungs-
gericht Arnsberg (Az. 2 L 102/22).

Der Referendarin war untersagt worden, bei Verhandlungen auf der Richterbank zu sitzen oder fur
die Staatsanwaltschaft eine Sitzungsvertretung durchzufiihren. Auch Sitzungsleitungen oder Beweis-
aufnahmen blieben ihr verwehrt, weil sie dabei ihr Kopftuch tragen wollte. Das ist nach § 2 Abs. 1 Jus-
tizneutralitdtsgesetz NRW Beschaftigten in der Justiz verboten.

Die Referendarin klagte dagegen mit dem Argument, sie werde diskriminiert und habe Nachteile fir
ihr berufliches Leben zu befiirchten. Das Gericht folgte dieser Argumentation nicht und lehnte den
Antrag ab. Die Regelung des Justizneutralitatsgesetzes sei verfassungsgemal3, auch und gerade im
Hinblick auf Referendarinnen. Sie verfolge ein legitimes Ziel zur Wahrung der Neutralitét des Staates
und Erhaltung des Vertrauens in eine unabhéngige Justiz. Das Bundesverfassungsgericht hatte dies
2020 im Fall der Klage einer hessischen Referendarin grundsétzlich festgestellt (Az. 2 BvR 1333/17;
vgl. Mitteilungen 3/2022, S. 2-3).

Die Hamburger Rechtsanwaltin Tugba Uyanik, die die Referendarin vor Gericht vertrat, kritisierte die
Entscheidung des Gerichts. Musliminnen mit Kopftuch wiirden durch das Gesetz systematisch ausge-
grenzt und bek&men nicht die gleichen Ausbildungschancen, sagte sie dem Magazin Legal Tribune
Online. Hier werde ein Grundrecht von ,vorurteilsbehafteten Dritten eingeschrankt®. Die antragstellende
Referendarin erklarte: ,Es macht mich fassungslos, dass ich keine Gleichbehandlung erfahre, weil ich
—um es mal auf den Punkt zu bringen — in der Offentlichkeit meine Haare nicht zeige* (mehr).

1.5. Was sonst noch war

— Nordrhein-Westfalen: Neue Landesregierung startet Aufbau von vier Meldestellen zu queerfeindlichen
und rassistischen Vorféllen (mehr)

— Bosnien-Herzegowina: Proteste gegen geplantes neues Wahlgesetz (mehr)

— Rom: Vatikan weist ,Synodalen Weg"“ der deutschen katholischen Kirche in seine Grenzen (mehr).

2. Veranstaltungen

2.1. Jung, Muslimisch, Engagiert

Zivilgesellschaftliches Engagement und Selbstorganisation von jungen Muslim*innen
9.-11. September 2022, Evangelische Akademie Loccum

Leitung: Jordanka Telbizova-Sack (mehr).

2.2. Unselige Kontinuitaten?!

Historische Feindbildproduktion wahrnehmen, als Herausforderung protestantischer Geschichte anneh-
men und als postkoloniale Aufgabe aufnehmen

25.—26. Oktober 2022, Christian Jensen Kolleg, Breklum

Referent:innen: Johann-Hinrich Claussen, Nisa-Nur Evren, Ozan Zakariya Keskinkilig, Maike Lauther-
Pohl, Sénke Lorberg-Fehring, Gothart Magaard, Seyda Saricam, Matthias Schmidt, Nora Steen (mehr).

3. Video

Religionen in der Schule 4.2: Eziden — Feiertage, Gebote, ,,Ehrenmord®, Frau und Mann
Religionen im Gesprach

Gast: llyas Yanc, Landesverband der Eziden in Niedersachsen, Oldenburg.

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).
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4. Literatur: Neuerscheinungen

A. Abdel-Rahman, Kompetenzorientierung im islamischen Religionsunterricht. Eine Analyse ausge-
wahlter Curricula als Beitrag zur Fachdidaktik des islamischen Religionsunterrichts, Frankfurt 2022

W. Reinbold, Koran und Bibel: Ein synoptisches Textbuch fir die Praxis, Géttingen 2022 (mehr).

Hannover, den 2.8.2022
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 8, 2022

1. Niedersachsen

1.1. Neues Buch liber ,,Koran und Bibel“ stellt erstmals direkte Textvergleiche an

,Die Bibel und der Koran haben deutlich mehr Gemeinsamkeiten als viele Menschen, selbst religios
Gebildete, wissen®, sagt Professor Wolfgang Reinbold, Beauftragter fur interreligidsen Dialog im Haus
kirchlicher Dienste der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers. ,Mehr als zwei Drittel des
Korans enthalten Bezlige zu biblischen Geschichten, Figuren und Begriffen.*

Schwarz auf weil3 kdnnen Interessierte das in dem fast 1000-seitigen Buch nachlesen, das Reinbold
unter dem Titel ,Koran und Bibel: Ein synoptisches Textbuch fir die Praxis® jetzt verdffentlicht hat. Darin
stellt der Professor fir Neues Testament den 114 Suren des Korans ihnen entsprechende oder ver-
gleichbare biblische Texte gegentiber. So wird beispielsweise die Sure 12, die die Geschichte von Josef
und seinen Briidern erzahlt, eingebettet in die biblische Josefsgeschichte aus dem 1. Buch Mose. Dar-
Uber hinaus enthalt das Textbuch jidische und christliche Texte aus der Zeit bis zum 6. Jahrhundert
sowie etwa 500 Uberlieferungen aus dem Leben des Propheten Muhammad (Hadithe).

.Mein Buch interpretiert weder den Koran noch die Bibel, es sammelt lediglich Bezlige®, erlautert
Reinbold. ,Als Arbeitsbuch bildet es eine Grundlage fur den interreligiésen Dialog, aber auch fiir das
gegenseitige Kennenlernen des jeweils zentralen Glaubensbuches der beiden Religionen.” Die Evan-
gelisch-lutherische Landeskirche Hannovers hat den Druck mit einem namhaften Zuschuss unterstutzt.

»Das Buch ist ein wichtiger Beitrag fiir den interreligidsen Dialog“, sagt die islamische Theologin und
Religionswissenschaftlerin Hamideh Mohagheghi, die auch Sprecherin des Rates der Religionen in
Hannover ist. ,Durch den direkten Quellenvergleich wird deutlich, wie &hnlich die Hauptschriften des
Juden- und Christentums sowie des Islams sind. Diese oft Uberraschende Erkenntnis kann zu einer
Anndherung und tiefen Verstandigung zwischen den Religionen beitragen.*

Das Interesse an dem Buch sei schon vor seinem Erscheinen grol3 gewesen, berichtet Reinbold.
.Diese Textsammlung ist die erste ihrer Art.“ Er setze darauf, dass das Buch wachse, denn es werde
sicher viele Zuschriften geben mit Hinweisen auf mogliche Erganzungen. ,Das soll auch so sein, denn
schlieBlich ist dieses Buch auch ein Experiment mit Pioniercharakter” (mehr).

1.2. Was sonst noch war

— Drohbriefe gegen Moscheen und Kirchen mit ,NSU 2.0“ Absender (mehr)

— Verein ,Begegnung — Christen und Juden. Niedersachsen* feiert 40-jahriges Jubilaum (mehr)

— Hildesheim: Ausstellung ,Islam in Europa. 1000—1250" im Dommuseum eréffnet (mehr)

— Osnabriick: Wissenschaftliche Gesellschaft fur Islamische Theologie zeichnet ehemaligen DITIB-Vor-
sitzenden Yilmaz Kilic aus (mehr)

— Osnabrtick: Studie zu sexualisierter Gewalt stellt schwerwiegende Pflichtverletzungen im Bistum fest
(mehr)

— Hannover: Knabenchor kauft Gebaude der Evangelisch-lutherischen Heilig-Geist-Kirche (mehr)

— Hannover: Trauer um Wolfgang Raupach-Rudnick (mehr).

2. Allgemeine Lage
2.1. Koln: Christlich-Islamische Gesellschaft feiert 40. Geburtstag
Die 1982 gegriundete Christlich-Islamische Gesellschaft hat in KoIn ihren 40. Geburtstag gefeiert.

Fur das Bundesland Nordrhein-Westfalen erklarte Integrationsministerin Josefine Paul (Biindnis 90/
Die Grlinen), die Gesellschaft praktiziere ,.in vorbildlicher Weise Nachstenliebe®. Das gelte insbesondere
fur die muslimische Notfallbegleitung. Der Vorsitzende des Zentralrats der Muslime, Aiman Mazyek,
nannte den Einsatz des Vereins fur den interreligiésen Dialog ,Friedensarbeit an der Basis.“ Der Bi-
schofsvikar fur den interreligidsen Dialog im Erzbistum Kéln, Weihbischof Rolf Steinhduser, lobte die
gegenseitige Achtung und Wertschatzung.

Die Christlich-Islamische Gesellschaft ist der alteste deutsche Verein, der sich den christlich-musli-
mischen Beziehungen widmet. ,In den Anfangsjahren ging es oft darum, Uber Islam und Christentum
zu informieren und Vorurteile zurechtzurticken. Gesprache und viele Veranstaltungen wie die ,Christlich-
Islamischen Wochen' waren an der Tagesordnung. Der Islam kam langsam in dieser Gesellschaft an,
und viele unserer alteren Mitglieder haben daran mitgewirkt", sagt Geschéftsfihrer Thomas Lemmen.
,Heute sind wir Uber das Miteinander-Reden hinaus. Christliche und muslimische Mitglieder der Christ-
lich-Islamischen Gesellschaft stellen sich in gemeinsamer Verantwortung gesellschaftlichen Herausfor-
derungen. Augenhdhe ist das Merkmal unserer Arbeit“, so Dunya Elemenler, Vorsitzende der Christlich-
Islamischen Gesellschaft (mehr).
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2.2. Berlin: Bundeskongress der Rate der Religionen will in der Flache prasenter werden
Vom 11.—12. September 2022 fand in Berlin die 5. Tagung des Bundeskongresses der Rate der Religi-
onen statt.

Zentrales Thema des Kongresses war die Sichtbarkeit von Religion im offentlichen Raum. Den
Hauptvortrag hielt die Islamwissenschaftlerin Riem Spielhaus. Sie legte dar, dass die Kriterien fur ,Sicht-
barkeit* angesichts der veranderten, nicht mehr von den christlichen Kirchen dominierten Landschaft
neu justiert werden sollten. Es misse nach Wegen gesucht werden, die im Grundgesetz garantierte
Religionsfreiheit unabhéngiger von den Organisationsformen zu gewahrleisten. Dies sei nicht zuletzt
als Auftrag an den Staat zu verstehen, das Bild der Religionen und ihrer Rolle innerhalb der Zivilgesell-
schaft teilweise neu zu bestimmen.

Der Kongress plant, zukinftig starker in die Flache zu wirken und die Delegierten noch enger zu
vernetzen und einzubinden. Wo immer mdéglich, sollten Zusammenschliisse der Rate der Religionen
auf Landesebene in den Blick genommen werden, teilten die Veranstalter mit.

Der Kongress wurde vom Bundesministerium des Innern aus Mitteln der Deutschen Islamkonferenz
und von der Dr. Buhmann-Stiftung fir interreligiose Verstandigung geférdert. Dem turnusmaRig neu
gewahlten Sprecher:innenrat gehéren 2022-2023 an: Ahmad Alhamwi, Maria Adela Salinas (Minster),
Michael Baumer, Jan Aaron Hammel (Berlin), Joachim Valentin (Frankfurt) sowie Hamideh Mohagheghi
und Wolfgang Reinbold (Hannover).

Der nachste Kongress findet im September 2023 in Minster statt. Die Stadt begeht 2023 das 375.
Jubilaum des Westfalischen Friedens (1648), der die blutigen Auseinandersetzungen des DreiRigjahri-
gen Krieges beendete und der Religionsfreiheit den Weg bahnte. ,Wir freuen uns, den Bundeskongress
in diesem wichtigen Jubilaumsjahr bei uns zu Gast zu haben. Die Botschaft des Westfélischen Friedens
ist heute aktuell wie lange nicht. Und im Jahr 2023 muss klar sein: Wahren Frieden gibt es nicht ohne
Frieden der Religionen!“, so Ahmad Alhamwi (mehr).

2.3. Bremische Kirche stellt erstmals muslimische Erzieherin ein

Die Bremische Evangelische Kirche stellt eine muslimische Erzieherin ein. Peyruze Kaymaz habe ihr
Anerkennungsjahr in der Kindertagesstatte im Stadtteil Tenever absolviert und sei dort nun unbefristet
beschaftigt, teilte eine Sprecherin mit.

Es ist der erste Fall dieser Art. Ublicherweise sollen alle Mitarbeitenden in evangelischen Gemeinden
und Einrichtungen einer Kirche der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK) angehéren. Dieser
Grundsatz gelte auch weiter, betonte der Landesverbands-Chef der Kindertagesstatten der bremischen
Kirche, Carsten Schlepper. Zugleich gelte: ,wenn eine muslimische Fachkraft nicht nur aufgrund ihrer
exzellenten Fahigkeiten, sondern auch gerade wegen ihres authentischen Glaubens fur das padagogi-
sche Konzept einer Kita eine Bereicherung darstellt, so stellen wir sie gerne an.”

In der Kindertagesstatte in Tenever stammen den Angaben nach 24 der insgesamt 49 Kinder aus
muslimischen Familien. Kaymaz kdnne dort ihre eigene religitse Identitat in die interreligiose Erziehung
einbringen. ,Und sie ist eine wertvolle Gesprachspartnerin fur ihre christlichen Kolleginnen. Fir uns ist
das ein Glucksfall*, so Schlepper (mehr).

2.4. MolIn: Bestirzung Uber Brandanschlag auf Moschee

Auf eine Moschee in Mélin (Schleswig-Holstein) ist ein Brandanschlag veriibt worden. Die Tat habe sich
in der zum DITIB-Verband gehérenden ,Fatih Sultan Camii“ ereignet, teilte die Polizei mit. Ein Brand-
melder habe Alarm geschlagen. Bisher unbekannte Tater hatten offenbar Papier und Flugblatter an
einer Magnetwand in Brand gesetzt. Der Vorraum der Moschee wurde stark verqualmt. Die Polizei teilte
mit, sie ermittele ,in alle Richtungen®.

Der Biurgermeister der Stadt Mdélln, Ingo Schéper, aul3erte sich bestirzt. Die Stadt sei in standigem
Kontakt mit der Moschee, um kurzfristig zusétzliche SicherheitsmaRnahmen umzusetzen, sagte er. Die
Turkische Gemeinde Schleswig-Holstein rief zur Wachsamkeit auf. Der Angriff auf die Moschee sei
,Sehr besorgniserregend. 30 Jahre nach den rechtsextremistischen Brandanschléagen in Mélin rufe er
schlimmste Erinnerungen hervor und schockiere die turkische und die muslimische Gemeinde.

Der Beauftragte fur den Christlich-Islamischen Dialog der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nord-
deutschland, Sonke Lorberg-Fehring, verurteilte den Anschlag und &ufRerte seine Solidaritat und sein
Mitgefuhl. Auch andernorts wirden Muslime angegriffen, so jingst bei einer Demonstration vor einer
Moschee im Hamburg. ,Es ist unsere stéandige und niemals endende Aufgabe, gegen Islamhass und
die Bedrohung von Muslim:innen vorzugehen.*

Im November jahren sich die rechtsextremistischen Brandanschlage in Mélin zum 30. Mal. In der
Nacht vom 22. auf den 23. November 1992 hatten in der Mollner Innenstadt zwei Skinheads Molotow-
Cocktails in zwei Hauser geworfen, die von Auslandern bewohnt wurden. In der Mihlenstrale 9 starben
die 52-jahrige Bahide Arslan, ihre Enkelin Yeliz (10) und ihre Nichte Ayse (14). Neun weitere Menschen
wurden zum Teil schwer verletzt (mehr).


file:///C:/Users/reinbold/ShareFile/Persönliche%20Ordner/1%20Islam/Anwendungsdaten/Reinbold/Eigene%20Dateien%20Reinbold/www.kirchliche-dienste.de
https://www.bkrr.de/
https://www.kirche-bremen.de/aktuelles/presse-service/nachrichten-details/erste-muslimische-erzieherin-in-evangelischer-kita/
https://www.migazin.de/2022/09/11/jahre-moelln-bestuerzung-feuer-moellner/

35

2.5. Gesellschaft fur bedrohte Vélker kritisiert ,,Kriegsverbrechen® der tiirkischen Armee in Syrien
Nach Angaben der Gesellschaft fur bedrohte Vélker in Gottingen hat die turkische Armee ihre Angriffe
auf ethnische und religidse Minderheiten in Syrien im August ausgeweitet.

Es seien mehr als 1.900 Granatwerfer- und Raketenangriffe auf den Norden Syriens gezahlt worden.
Die Turkei habe insbesondere die ,Syrian Democratic Forces” (SDF) attackiert, die den sogenannten
.Islamischen Staat‘ bekampften, sagte der Nahostexperte der Menschenrechtsorganisation, Kamal
Sido. Turkische Truppen hatten mehr als 24-mal Gebiete im Siden von Afrin mit schwerer Artillerie
beschossen. Dort lebten viele kurdische, jesidische, alevitische und christliche Vertriebene. ,Auch die
multiethnische und multireligiose Region Qamischli wurde wiederholt Ziel tirkischer Angriffe”, so Sido.

Die Gesellschaft fir bedrohte Volker forderte BundesauBenministerin Baerbock auf, die ,volker-
rechtswidrige Aggression“ des NATO-Partners zu verurteilen. Es fanden ,Kriegsverbrechen statt, fir die
sich die AuRenministerin durch ihr Schweigen mitverantwortlich macht® (mehr).

2.6. Belgien: Justizminister bricht mit der offiziellen Vertretung der Muslime

Belgiens Justizminister Vincent Van Quickenborne hat der ,belgischen Moslemexekutive* (EMB) die
Anerkennung entzogen. Das Gremium galt bisher als offizieller Ansprechpartner der belgischen Mus-
lime.

Er habe ,noch nie einen solchen Amateurismus mitgemacht®, sagte Van Quickenborne dem Sender
VRT NWS, ,und dies bei einem Organ, dass eine entscheidende Rolle fur die moslemische Gesellschaft
in unserem Land einnimmt.“ Durch die Aberkennung wolle er ,den Weg fiir eine wirklich reprasentative,
transparente und professionelle Moslemexekutive freimachen.“ Solange es keine neue EMB gebe, wir-
den ,auch keine Zuschiisse mehr ausbezahlt‘. Hintergrund des Streits ist unter anderem der Umgang
der EMB mit Geldern sowie ein zu starker Einfluss Marokkos und Saudi-Arabiens (mehr).

Der Vorsitzende der EMB, Mehmet Ustiin, kritisierte die Entscheidung scharf. Die AuRerungen seien
»falsch, beleidigend und diffamierend®. Alle Bedingungen des Ministers seien akzeptiert worden (mehr).

2.7. Was sonst noch war

— KolIn: DITIB-Bundesverband startet mit Ausbildung von Krankenhausseelsorgern (mehr)

— Berlin: Initiative ,Ohne Unterschiede” protestiert gegen Berichterstattung zur Neukéllner Begeghungs-
statte (NBS) in der ARD-Reportage ,,Geld.Macht.Katar” sowie im Tagesspiegel, der Berliner Zeitung und
der ZEIT (mehr)

— Berlin: Zentralrat der Juden grindet ,Denkfabrik Schalom Aleikum. Forum fir jadisch-muslimischen
Dialog“ (mehr)

— Karlsruhe: Okumenischer Rat der Kirchen verabschiedet nach intensiver Diskussion Erklarung
~Seeking Justice and Peace for All in the Middle East® (hier)

— Streit um Wittenberger ,Judensau“: Klager erhebt Klage vor dem Bundesverfassungsgericht (mehr)
— Bayern: Verfassungsschutz stellt die bayerische AfD als Gesamtpartei unter Beobachtung (mehr).

3. Veranstaltungen

3.1. Fortschritte und Schwierigkeiten der Kooperationsmodelle zwischen Staat und Muslimen
11. Oktober 2022, 18-19.30 Uhr, Evangelische Akademie Loccum, Online

Referenten: Bekim Agai, Hans Hofmann, Engin Karahan. Leitung: Jordanka Telbizova-Sack (mehr).

3.2. Aus der Begegnung heraus Frieden schaffen

Christlich-muslimische Lehrer:innen-Fortbildung zum Thema ,Frieden®

12. Oktober 2022, 14.30-18 Uhr, Bistum Hildesheim, Online

Referent:innen: Christian Espelage, Hamideh Mohagheghi, Michael Schober; Leitung: Renate Schulz
(mehr).

4. Video

Hadith — Wie zuverlassig sind die Uberlieferungen liber das Leben des Propheten Muhammad?
Religionen im Gesprach

Gast: Yasar Sarikaya, Professur fir Islamische Theologie und ihre Didaktik, Universitat Giel3en
Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

Hannover, den 4.10.2022
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 9, 2022

1. Niedersachsen

1.1. Designierte Koalition legt Koalitionsvertrag 2022—-2027 vor

Die designierte Rot-Griine-Koalition hat sich auf einen Koalitionsvertrag geeinigt. Er tragt den Titel
»oicher in Zeiten des Wandels. Niedersachsen zukunftsfest und solidarisch gestalten®. Die folgenden
Passagen nehmen Bezug auf die Religionen und das interreligidse Miteinander:

»Wir mochten, dass Niedersachsen ein gutes Zuhause fir alle Menschen ist und alle Menschen die
gleichen Chancen haben. Unabhé&ngig von geschlechtlicher Identitat, Herkunft, Einkommen, Religion,
Sprache, sexueller Orientierung oder Alter sind alle ein gleichwertiger Teil unserer Gesellschaft.“ (S. 3)

Religion und Religionsunterricht: ,Die Kirchen wollen wir bei ihrem Weg zu einem gemeinsamen
Religionsunterricht unterstiitzen. Die Weiterentwicklung des Unterrichtsfachs Werte und Normen wollen
wir positiv begleiten und mit den Religionsgemeinschaften eruieren, wie ein gemeinsamer konfessions-
gebundener und konfessionsloser Unterricht fiir alle Schiilerinnen und Schiler entwickelt werden kann.
Den Dialog mit den muslimischen Religionsgemeinschaften tber eine rechtliche Anerkennung wollen
wir fortsetzen. Wir verstehen es als eine Aufgabe aller Beteiligten, im Rahmen der Feststellung einer
absehbaren Anerkennung uber die weiteren Schritte — wie beispielsweise die Ausbildung von Imamen
und muslimischen Religionslehrerinnen und Religionslehrer an 6ffentlichen Universitadten — im engen
Austausch zu bleiben und diese dann auch umzusetzen. Die judischen Gemeinden werden wir weiterhin
unterstitzen — auch mit Blick auf die anstehenden Sicherheitsausgaben. Wir begleiten positiv den Pro-
zess des Bundes, die kirchlichen Staatsleistungen fair abzulésen.“ (S. 67) (mehr).

1.2. Islamische Theologin: Kopftuchzwang hat im Koran keine Grundlagen
Die islamische Theologin Hamideh Mohagheghi aus Hannover sieht einen staatlich verordneten Kopf-
tuchzwang wie im Iran in erster Linie als Mittel der Regierenden, Macht auszuiben.

Das Tragen eines Kopftuchs misse fur Frauen im Islam freiwillig sein, sagte Mohagheghi dem Evan-
gelischen Pressedienst mit Blick auf die aktuellen Proteste von Frauen im Iran. Deshalb sehe sie die
Proteste mit Sympathie und solidarisiere sich mit ihnen. ,Keine weltliche Instanz darf vorschreiben, wie
Frauen sich zu kleiden haben®. Im Ubrigen gebe es ,im Koran nur drei Stellen, die zur Bekleidung etwas
sagen. Und aus keiner dieser drei Stellen geht hervor, dass es ein Gebot ist. Es ist eine Empfehlung
und in jedem Fall freiwillig.”

Seit dem Tod der 22-jahrigen Mahsa Amini demonstrieren zahlreiche Frauen im Iran gegen den
staatlich verordneten Zwang zum Tragen eines Kopftuchs. Amini war von der Sittenpolizei in Teheran
festgenommen worden, weil sie ihr Kopftuch in der Offentlichkeit nicht korrekt getragen habe. Hamideh
Mohagheghi engagiert sich in Hannover unter anderem im Rat der Religionen und fir das bundesweit
einzigartige Haus der Religionen (mehr).

1.3. Was sonst noch war

— Hannover: Bestlirzung nach moéglichen Angriff auf Synagoge am héchsten judischen Feiertag (mehr);
Ursache nach wie vor ungeklart (mehr)

— Hannover: Landesbischof Meister fordert Entfernung der Wittenberger ,Judensau“ (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Hamburg: Druck auf Schura zum Ausschluss des ,Islamischen Zentrums“ wachst

Vor dem Hintergrund der gewaltsamen Niederschlagung der Proteste im Iran wird der Ruf nach einem
Ausschluss des Islamischen Zentrums Hamburg (IZH) aus dem Rat der Islamischen Gemeinschaften
(Schura) lauter.

Fur den Landesparteitag der SPD Anfang November liege ein entsprechender Antrag des Kreisver-
bands Eimsbiittel vor, berichtet die ,Welt am Sonntag“ (WamS). ,Die Verknupfung des IZH und des
iranischen Regimes, das auf seine Kinder schief3t, ist unertraglich“, sagte der Birgerschaftsabgeord-
nete und stellvertretende SPD-Kreisvorsitzende, Danial llkhanipour, der WamsS. Landesvorstandsmit-
glied Armita Kazemi erklarte, ,ein Ausschluss des IZH ist dringend notwendig.*

Auch Griinen-Landeschefin Maryam Blumenthal und die Zweite Blrgermeisterin Katharina Fege-
bank distanzierten sich vom IZH. Die Vertrdge zwischen den Muslimen und der Stadt Hamburg wirden
nur ohne die iranische Moschee verlangert, so Fegebank. ,Eine Beteiligung des IZH an den Vertragen
der Stadt mit den islamischen Gemeinden ist flr mich nicht mehr denkbar. Das I1ZH ist der Gegenpol zu
unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung und steht auch — wie man aktuell sieht — fiir Repres-
sionen und Missachtung von Menschenrechten. Deshalb ist das fiir mich kein Vertragspartner® (mehr).
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CDU, AfD und FDP in der Hamburgischen Biirgerschaft fordern wegen der Beteiligung des IZH seit
langem die Aufkindigung des Vertrages. Das Ergebnis der Evaluation soll der Birgerschaft noch in
diesem Jahr vorgelegt werden.

Bei der Schura sei man sich der Kritik gegenliber dem 1ZH bewusst und nehme die Anschuldigungen
sehr ernst, sagte deren Vorsitzender Fatih Yildiz der WamS. Aktuell berate eine Schiedskommission,
ob die Mitgliedschaft zunéachst ruhen solle. Das werde bald entschieden. In einem nachsten Schritt
kdnne auch ein Ausschluss folgen. ,Darliber missen allerdings unsere 63 Mitglieder entscheiden.*
Notig sei eine Zwei-Drittel-Mehrheit (mehr).

Der Verfassungsschutz beobachtet die Moschee seit vielen Jahren. Er sieht sie als Propaganda-
zentrum und als wichtige Vertretung Irans in Deutschland (s. zuletzt Mitteilungen 7/2021, S. 2-3).

2.2. Berliner Moschee: Einstweilige Verfiigung gegen den rbb wegen falscher Berichterstattung
Das Landgericht Berlin hat eine einstweilige Verfligung gegen den rbb Rundfunk Berlin Brandenburg
erlassen. Dem Sender wird bei Androhung eines Ordnungsgelds bis zu 250.000 € untersagt, verschie-
dene Behauptungen Uber die ,Neukéliner Begegnungsstéatte® und Imam Taha Sabri zu wiederholen.
Gegen die ARD-Reportage ,,Geld.Macht.Katar“ sowie verschiedene Berichte im Tagesspiegel, der Ber-
liner Zeitung und der ZEIT hatte auch die Initiative ,Ohne Unterschiede® protestiert (s. Mitteilungen
8/2022, S. 3).

Der Sender habe durch einen Zusammenschnitt verschiedener Interviews und Aussagen vom Imam
Sabri ,unabweislich® den Eindruck erweckt, er habe im Interview gegeniiber dem Sender gelogen, so
der Gericht. Demgegeniber habe Sabri durch eidesstattliche Versicherungen glaubhaft gemacht, dass
dies nicht der Fall war.

Sabri hatte in dem Interview aus dem Jahr 2017 bestritten, der Tragerverein der Moschee bekomme
Geld aus Qatar. Dem hatte der Sender die Tatsache entgegengestellt, dass beim Kauf des Grundstlicks
im Jahr 2007 Geld aus Qatar geflossen war. Er hatte aber unterschlagen, dass danach nicht gefragt
worden war und dass der Verein nicht der Eigentimer des Grundsticks ist, sondern es lediglich ge-
pachtet hat. Der erweckte Eindruck stelle sich somit ,als unwahr dar®, so das Gericht.

Die Neukodliner Begegnungsstatte erklarte zu dem Urteil, es sei ,mehr als nur grob fahrlassig, dass
die beteiligten Anstalten ein solch offenkundig bdswilliges Vorgehen in ihnrem Programm® zulie3en. Ent-
gegen ,besseren Wissens der Journalisttinnen® werde der Verein seit Jahren mit einem anderen Verein
gleichgestellt. Imam Sabri sagte, all das sei sehr belastend. Nun seien er und sein Team ,erleichtert
und schépfen wieder Hoffnung“ (mehr).

2.3. Armut gemeinsam begegnen: EKD und KRM ermuntern zu interreligidsen Kooperationen
Vertreter der evangelischen Kirche und der Muslime setzen sich mit Blick auf steigende Energiekosten
und Inflation gemeinsam fir eine gezielte staatliche Unterstiitzung von Menschen ein, die unter den
wirtschaftlichen Entwicklungen besonders leiden. ,Es gehdrt zum zentralen Selbstverstéandnis sowohl
des Islam als auch des Christentums, die Benachteiligten in der Gesellschaft zu unterstiitzen und ihnen
zu einem Leben in Wirde zu verhelfen®, heil3t es in einer Erkldrung der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD) und des Koordinationsrates der Muslime (KRM).

Vertreterinnen und Vertreter der EKD und des Koordinationsrates waren zuvor in Dortmund zu einem
jahrlichen Austausch zusammengekommen. Im Mittelpunkt des Treffens stand das Thema ,Armut und
Gerechtigkeit. ,Als Religionsgemeinschaften stehen wir in der Verantwortung, uns mehr Gedanken
Uber die sozialen Fragen unserer Zeit wie Armut und Gerechtigkeit zu machen und gemeinsam Wege
aus den Krisen zu finden®, sagte KRM-Sprecher Eyup Kalyon. Die Ratsvorsitzende der EKD, Annette
Kurschus, machte einen konkreten Vorschlag und sagte: ,Die gemeinsame Aktion #Warmewinter der
EKD und der Diakonie bietet eine gute Mdglichkeit auch fir interreligidse Kooperationen.” Bei der Kam-
pagne geht es vor dem Hintergrund steigender Energiepreise und drohender sozialer Notlagen um prak-
tische Hilfen und Beratung.

Das Spitzengesprach zwischen EKD und muslimischen Verbanden wird seit 2005 mit je wechselnder
Gastgeberschaft organisiert. Zum Koordinationsrat der Muslime gehoéren der Zentralrat der Muslime
(ZMD), die Turkisch-Islamische Union (DITIB), der Islamrat, der Verband der Islamischen Kulturzentren
(VIKZ) sowie die Union der Islamisch-Albanischen Zentren in Deutschland (UIAZD) und der Zentralrat
der Marokkaner in Deutschland (ZRMD) (mehr).

2.4. Was sonst noch war

— Bundestag: Expertenkreis ,Politischer Islamismus® wird nicht fortgefuihrt (mehr)

— Auswartiges Amt: Aus fur externe Beratung im Referat ,Religion und AuR3enpolitik“ (mehr)

— KoélIn: Diskussion um ersten 6ffentlichen Gebetsruf in der DITIB-Zentralmoschee (mehr)

— Potsdam: Universitat bestatigt Vorwiirfe des Machtmissbrauchs im Abraham Geiger Kolleg; Forde-
rungen nach Rucktritt von Rabbiner Walter Homolka (mehr)

— Solingen: Tausende nehmen Abschied von Mevlide Geng (mehr).
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3. Meinungsforschung

Studie zu antimuslimischen und antisemitischen Einstellungen

Der Sachverstandigenrat fir Integration und Migration (SVR) hat eine Studie ,Antimuslimische und
antisemitische Einstellungen im Einwanderungsland — (k)ein Einzelfall?* vorgelegt.

Auf der Basis der Interviews im Rahmen des ,SVR-Integrationsbarometers 2020 (hier) kommt die
Studie zu folgenden Ergebnissen:

— Je nach Bevoélkerungsgruppe vertreten 10-50 Prozent der Befragten antisemitische Einstellungen.
Antimuslimische Einstellungen finden sich bei 30-50 Prozent der Befragten; sie haben in den vergan-
genen zehn Jahren insgesamt abgenommen.

— Antisemitische und antimuslimische Einstellungen sind bei Menschen mit Migrationshintergrund ver-
breiteter als bei Menschen ohne Migrationshintergrund. Beim Antisemitismus ist der Abstand besonders
grof3. Z.B.: ,Juden haben auf der Welt zu viel Einfluss“: Ohne Migrationshintergrund 11,3 Prozent;
(Spéat-) Aussiedler 28 Prozent; Tirkischer Hintergrund 52,2 Prozent.

— Menschen mit Migrationshintergrund, die in Deutschland die Schule besucht haben, sind seltener
antisemitisch und antimuslimisch eingestellt als jene, die in einem anderen Land zur Schule gegangen
sind. Z.B.: ,Juden haben auf der Welt zu viel Einfluss®: (Spat-) Aussiedler mit deutschem Schulab-
schluss 10 Prozent; mit Abschluss im Ausland 48,5 Prozent.

— Befragte ohne Migrationshintergrund, die Freundschaften mit Zugewanderten pflegen, sind seltener
antisemitisch und antimuslimisch eingestellt. Bei Befragten mit Migrationshintergrund, die Freundinnen
und Freunde mit einem anderen Migrationshintergrund als dem eigenen haben, sind nur antimuslimi-
sche Einstellungen seltener.

— Christinnen und Christen mit Migrationshintergrund zeigen haufiger antimuslimische Einstellungen als
jene ohne Migrationshintergrund.

Zum Abbau von Vorurteilen sagte der Leiter des wissenschaftlichen Stabs des SVR, Jan Schneider:
,Um Vorurteile gegenliber anderen abbauen zu kénnen, ist der Kontakt von Menschen unterschiedlicher
Herkunft und Religion besonders wichtig. Der interkulturelle und interreligiése Austausch sollte deshalb
vor allem mit Hilfe niedrigschwelliger Angebote etwa auf kommunaler Ebene geférdert werden, gerade
unter jungen Menschen.” Auch die Religionsgemeinschaften kdnnten hier wichtige Beitrage leisten. Die
Bundesregierung misse zudem den Abbau struktureller Diskriminierung in der Ausbildungs- und
Arbeitsmarktpolitik vorantreiben (mehr).

4. Veranstaltungen
4.1. Tag der Offenen Tur im neuen Haus der Religionen
22. November 2022, 14-20 Uhr, Haus der Religionen, Bohmerstr. 8, Hannover (mehr).

4.2. With or Without You? Searching a New European Policy on Turkey
29. November — 1. Dezember 2022, Evangelische Akademie Loccum
Tagungsleitung: Thomas Miiller-Farber, Christian Hagemann (mehr).

5. Video

Als Christ eine Muslimin heiraten?

Religionen im Gesprach

Gast: Imam Benjamin Idriz, Islamische Gemeinde Penzberg

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

6. Literatur: Neuerscheinungen
A. Mansour, Operation Allah. Wie der politische Islam unsere Demokratie unterwandern will, Frankfurt
am Main 2022.

Hannover, den 2.11.2022
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 10, 2022

1. Niedersachsen

1.1. Hannover: Bundespréasident Steinmeier eréffnet neu gestaltetes Haus der Religionen

Im Beisein von Bundesprasident Frank-Walter Steinmeier hat das Haus der Religionen in Hannover am
21. November seine neu gestalteten Rdume eingeweiht.

.Dieses Haus ist ein Symbol fiir ein vielfaltiges, ein offenes, ein tolerantes Deutschland®, sagte Stein-
meier in seiner Festrede. ,Es strahlt iber Hannover hinaus, denn es spiegelt eine religidse Vielfalt wider,
wie wir sie nicht nur in den groBen Stadten in Deutschland finden, sondern langst auch im landlicheren
Raum.“ ,Ihr Haus zeigt, dass ein ,Wir‘ entstehen kann, in dem der einzelne eben nicht sein ,Ich* aufgeben
muss. Und diese Erfahrung ist wichtig — fir die gesamte Demokratie. Insofern ist Ihr Haus der Religionen
auch ein Lernort der Demokratie, an dem Dinge eingelibt werden, die fiir unseren taglichen gemeinsa-
men Umgang miteinander in unserem Gemeinwesen immer wichtiger werden“ (mehr).

Die Neuerdffnung fand in Anwesenheit von 200 geladenen Gasten statt, unter ihnen Ministerprasi-
dent Stephan Weil, Oberbirgermeister Belit Onay, Regionsprasident Steffen Krach sowie weitere hoch-
rangige Personlichkeiten aus Politik, Religion und Kultur. Weil wiirdigte das Haus als einen vorbildlichen
Ort, an dem Christen, Juden, Muslime, Hindus, Buddhisten, Bahai, Aleviten, Eziden und Humanisten
gemeinsam fur gegenseitigen Respekt und Achtung eintreten. ,Das Projekt ist einzigartig in Deutsch-
land, darauf kénnen die Beteiligten stolz sein. Niedersachsen ist ein Land der Vielfalt und der Toleranz!",
so der Ministerprasident. Onay sagte, das Haus sei ,ein Symbol dafir, was diese Stadt ausmacht und
wie wir miteinander leben wollen.“ In der Welt gebe es viele Gegenden, in denen unterschiedliche Reli-
gionen es nicht einmal schafften, in einer Stadt gemeinsam zu leben. ,Hier in Hannover schaffen sie es
sogar, zu neunt in eine WG zu ziehen.”

Das 2005 begrindete Haus war in den vergangenen Jahren fir 1,26 Millionen Euro umgebaut wor-
den. Herzstiick ist nun eine multimediale Ausstellung, in der sich neun Gemeinschaften in neun Kuben
prasentieren. Das Haus vermittele so insbesondere Schulklassen und anderen Besuchergruppen einen
Eindruck von der Vielfalt religiosen Lebens, sagte der Vorsitzende des Tréagervereins, Professor Wolf-
gang Reinbold. ,Das ist eine Riesenchance fiir Schulklassen und andere Gruppen, die Welt der Religi-
onen kennenzulernen, und das unter einem Dach. Es wird immer wichtiger, dass wir lernen, mit Unter-
schieden umzugehen.”

Die Sprecherin des Rates der Religionen Hannover, Hamideh Mohagheghi, sagte in ihrer Begru-
Bung: ,Respekt gegenuber dem Anderssein, das ist ein wesentliches Ziel unserer Arbeit.“ Die neue
Ausstellung richte sich in erster Linie an die Schulklassen, die zu uns kommen, ,an diesen sehr beson-
deren aufRerschulischen Lernort. Wir wollen durch sie die Dialog- und Empathiefahigkeit sowie die Plu-
ralitats- und Demokratieféhigkeit starken.”

Das Haus der Religionen in Hannover ist das erste und bisher einzige Zentrum fir interreligiése und
interkulturelle Bildung in Deutschland. Seine Wurzeln reichen bis ins Jahr 1991 zuriick. Wahrend des
zweiten Golfkriegs schlossen sich damals engagierte Frauen und Méanner zu interreligiosen Gesprachs-
kreisen zusammen. Hintergrund waren auch die fremdenfeindlichen Anschlage von Hoyerswerda, Mélin
und Solingen und die Sorge um den kiinftigen Kurs der deutschen Gesellschaft nach der Wiederverei-
nigung. In Hannover traf sich die Gruppe an wechselnden Orten, bis sie schlielich 2005 als Mieterin
ein festes Domizil in der damaligen Athanasiuskirche fand. Hier unterhielt sie Birordume und eine kleine
Ausstellung, die von Schulklassen und anderen Gruppen besucht wurde.

Hinter dem Haus der Religionen stehen die Gemeinschaften der Christen, Juden, Muslime, Hindus,
Buddhisten, Bahai sowie der Aleviten, Eziden und Humanisten. Eine vergleichbare Bildungsstétte gibt
es nach Angaben der Initiatoren nur in Bern, wo 2014 ebenfalls ein ,Haus der Religionen“ entstand
(mehr). Finanziert wird das Haus langfristig vor allem von der Stadt Hannover, der Region und den
Kirchen. Oberbirgermeister Belit Onay ist Schirmherr (mehr).

1.2. Osnabriick: Islamwissenschaftler fordert Grindung einer Moschee-Stiftung
Der Osnabrucker Islamwissenschaftler Michael Kiefer hat anlasslich der Deutschen Islamkonferenz die
Grundung einer Moschee-Stiftung gefordert. Sie solle vom Staat finanziert werden, zugleich aber von
ihm und den muslimischen Verbanden unabhéangig arbeiten, sagte Kiefer in einem Gesprach mit dem
Evangelischen Pressedienst. Zweck der Stiftung solle die Bezahlung von in Deutschland ausgebildeten
Imamen sein, die dann in Moscheegemeinden arbeiten kdnnten. ,Mit 50 Millionen Euro pro Jahr kénnte
man 800 Imame in Vollzeit finanzieren.*

Die bisherige Islampolitik, die Islaminstitute und -Studiengange sowie ein Islamkolleg zur Ausbildung
von Imamen hervorgebracht habe, kranke daran, dass zu wenig bedacht worden sei, wie es mit den
Absolventen nach dem Studium weitergehe. Einzig die Lehramtsstudierenden hétten eine berufliche
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Perspektive. Die Moscheegemeinden hingegen hatten fur studierte Imame kein Geld. Sie seien froh,
wenn ihre im Ausland ausgebildeten Imame auch von dort entlohnt wiirden. So entsende etwa die tir-
kische Religionsbehotrde Diyanet fir Gemeinden des Verbands DITIB Imame nach Deutschland und
bezahle sie auch. Dadurch entstiinden Abhé&ngigkeiten, die Deutschland eigentlich nicht wolle und die
auch tatsachlich problematisch seien. ,Wenn Deutschland die Finanzierung der Imame aus dem Aus-
land, etwa aus der Turkei, aber auch aus Katar oder Marokko nicht will, muss es selbst Geld in die Hand
nehmen®, so Kiefer.

Orientierung fir die Summe boéten die Staatsleistungen, die Deutschland seit Bestehen der Bundes-
republik an die christlichen Kirchen zahle, erlauterte der Osnabrtcker Professor. Zuletzt habe der Bund
ihnen fast 600 Millionen Euro jahrlich Gberwiesen. Diese noch aus der Kaiserzeit stammenden Leistun-
gen seien aus seiner Sicht zwar hoéchst fragwiirdig. Das Geld aber sei geflossen und flieBe bis heute.
+~Warum sollten die Moscheen dann nicht auch in den Genuss einer Staatsfinanzierung kommen?“
(mehr).

1.3. Was sonst noch war

— Wolfsburg: Interreligiose Kindertagestagesstatte geplant; Gemeinden suchen Standort (mehr)

— Gottingen: Drohungen gegen muslimische und judische Gemeinden; Oberbirgermeisterin beruft
,Dialog der Religionen® ein, ,Appell zur Gefahrdung der Demokratie® initiiert (mehr)

— Hannover: Polizei ermittelt nach Verwistung muslimischer Kindergraber; Rat der Religionen verurteilt
die Tat (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Hamburg: Islamisches Zentrum tritt aus der Schura aus

Das Islamische Zentrum Hamburg (IZH) ist nicht langer Mitglied der Schura, dem Rat der islamischen
Gemeinschaften in Hamburg. Auf der Schura-Mitgliederversammlung am 20. November gab das Zen-
trum seinen Austritt bekannt.

Der Schura-Vorsitzende Fatih Yildiz erklarte dazu: ,Wir haben es uns nicht einfach gemacht und
zahlreiche Gespréache geflihrt, die zu dem Resultat gefiihrt haben, dass das 1ZH kein Mitglied mehr bei
der Schura ist.“ Damit kam das IZH einem mdoglichen Ausschluss zuvor.

Das Islamische Zentrum Hamburg steht seit langem in der Kritik (s. zuletzt Mitteilungen 9/2022, S.
1-2). Kurzlich hatte sich auch der Deutsche Bundestag fur die SchlieBung des Zentrums und der ihm
angeschlossenen ,Blauen Moschee® ausgesprochen. Der Bundestag stimmte mehrheitlich einem
Antrag der Ampel-Fraktionen zu, wonach gepruft werden soll, ,ob und wie das Islamische Zentrum
Hamburg als Drehscheibe der Operationen des iranischen Regimes in Deutschland geschlossen wer-
den kann®.

Die Hamburger Innenbehdrde erklarte dazu, ein Verbotsverfahren falle in die Zustandigkeit des Bun-
desinnenministeriums. Hamburg stehe bereit, dabei jede Unterstlitzung zu leisten. ,Wir gehen davon
aus, dass alle rechtlichen Moglichkeiten ausgeschopft werden, um gegen das IZH vorzugehen®, so ein
Sprecher der Behorde.

Die Hamburger SPD begrtif3te den Austritt des IZH aus der Schura. Nun kdnne man sich ,wieder auf
die Inhalte konzentrieren und damit die Evaluierung und Weiterentwicklung der Vertrage forcieren®,
sagte der religionspolitische Sprecher der Fraktion, Ekkehard Wysocki. Die CDU kritisierte, dass sich
die Schura nicht vom IZH distanziere. Es missten jetzt Grundlagen fur einen Neustart der Staatsver-
trage mit den muslimischen Verbanden gefunden werden, so Fraktionschef Dennis Thering. Die FDP
nannte den Austritt des 1ZH ,Uberfallig“. Das &ndere aber nichts daran, dass die Vertrage mit den mus-
limischen Verbanden gekindigt werden mussten.

Dem Austritt des IZH aus der Schura haben sich mittlerweile weitere schiitische Gemeinden ange-
schlossen. Die Islamische Gemeinschaft in Hamburg, die Libanesische Kulturelle Wohlfahrtsgemein-
schaft, der Verein Afghanischer Muslime ,Belal®, die Islamische Akademie Deutschland und der Verein
sinterkulturelle Dienste Kirchdorf‘ gaben in einer gemeinsamen Erklarung ihren Austritt bekannt. Als
mafigebliche Griinde nannten sie den Beschluss der Ampel-Koalition im Bundestag und die ,Stellung-
nahmen einiger Politiker Uber die Schiiten in Hamburg®. ,Es trifft uns zutiefst, wenn wir die einseitige
und unfaire Berichterstattung sehen. Das I1ZH und damit verbunden die Imam Ali-Moschee (Blaue
Moschee) ist das Herz vieler Schiiten in der gesamten Bundesrepublik und vielen Teilen Europas.
Unsere geliebte Moschee als ein ,Spionagenest’, ,Terrorhaus’ oder ,extremistische Einrichtung‘ zu
bezeichnen, stellt eine gravierende Diffamierung des wichtigsten europaischen Gotteshauses der Schi-
iten dar. Den Ruf nach SchlieBung sehen wir als Zasur und Einschnitt in die freie Religionsausiibung
und politisches Versagen®, so die Vereine (mehr).

Unterdessen hat der Hamburger Senat nach Medienberichten die Fortfihrung der Islam-Staatsver-

trage empfohlen. Der Austritt des IZH ermdgliche eine Fortentwicklung des Vertrags, heif3t es (mehr).
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2.2. Was sonst noch war

— Deutsche Islam-Konferenz: Bundesinnenministerin Faeser erklart Bekdmpfung von Muslimfeindlich-
keit und Imamausbildung zu zentralen Themen (mehr); Entsendung von Imamen aus dem Ausland soll
mittelfristig enden (mehr); Kritik an Ausklammerung des Islamismus (mehr)

— Nordrhein-Westfalen: Zentralrat der Muslime klagt fur Beteiligung an Kommission zum Islamunterricht
(mehr)

— Berlin: Museum fur Islamische Kunst bietet kostenlose Unterrichtsmaterialien zum Islam flr Schulen
und auBerschulische Bildungsarbeit (mehr).

3. Meinungsforschung

In welchen Berufen arbeiten Absolventen des Studiums der Islamischen Theologie?

Die Akademie fiir Islam in Wissenschaft und Gesellschaft (AIWG) an der Goethe-Universitat in Frankfurt
am Main hat gemeinsam mit den Universitaten Giel3en und Mainz erstmals eine Studie zur Frage vor-
legt, in welchen Berufen Absolventen und Absolventinnen des Studiums der Islamischen Theologie und
der Islamischen Religionspadagogik spater arbeiten. Wichtige Ergebnisse:

— Knapp 50 Prozent der Befragten sind in der Sozialen Arbeit oder verwandten Berufsfeldern beschaf-
tigt. Weitere 40 Prozent arbeiten in paddagogischen Handlungsfeldern. ,Kaum eine der befragten Perso-
nen ist hingegen hauptberuflicher Imam geworden.*

— Auf das Studium blicken die meisten Befragten als eine ,Phase der intellektuellen und personlichen
Entfaltung® zurlick. Gleichzeitig hatten sich viele eine fachlich passendere Vorbereitung auf ihre spate-
ren Tatigkeiten gewinscht.

— Im Lehramts-Studium wirden gut zwei Drittel den Studiengang noch einmal wahlen. lhnen bietet sich
nach dem Studium ein relativ klares Berufsbild und ein geregelter Ubergang in den Schuldienst. Im
Theologie-Studium wirde weniger als die Halfte noch einmal dasselbe studieren. Sie missen sich nach
dem Studium Berufsbilder erschlieen und sind in den ersten Jahren zumeist befristet beschéftigt. Die
Erwerbsquote liegt etwa auf dem Niveau anderer Geisteswissenschaften.

— Die Befragten bringen sich tGberdurchschnittlich stark in die Gesellschaft ein. Mehr als die Halfte en-
gagiert sich ehrenamtlich, insbesondere in religiosen und sozialen Einrichtungen.

Fir die Studie wurden Absolventen und Absolventinnen befragt, die zwischen 2016 und 2019 an den
Universitaten Erlangen-Nirnberg, Frankfurt, Gie3en, Minster, Osnabriick und Tibingen einen B.A.-
Abschluss oder ein Staatsexamen in Islamischer Theologie oder Religionspadagogik erworben haben.
200 von 570 Angeschriebenen nahmen teil (mehr).

4. Video

4.1. Ist Sexualitat im Islam ein Tabu? (mehr)

4.2. Ist Homosexualitat im Islam verboten? (mehr)

4.3. Akzeptiert der Islam LGBTQ+? (mehr)

Religionen im Gesprach

Gast: Andreas Ismail Mohr, Berlin

Moderation: Michaela Veit-Engelmann, Religionspadagogisches Institut Loccum.

5. Literatur: Neuerscheinungen

H. Frankemodlle, Gott glauben — judisch, christlich, muslimisch, Freiburg 2021

Osterreichischer Fonds zur Dokumentation von religiés motiviertem politischen Extremismus (Hg.), Der
politische Islam der Zwdélferschia. Margda‘lya, transregionale Netzwerke und die Herrschaft des
Rechtsgelehrten. Grundlagenbericht der Dokumentationsstelle Politischer Islam, Wien 2022 (hier)

W. Reinbold, Koran und Bibel: Ein synoptisches Textbuch fur die Praxis, Gottingen 2022 (Interview).

Wir wiinschen unseren christlichen Leserinnen und Lesern frohe Weihnachten.
Allen Leserinnen und Lesern wiinschen wir ein gesegnetes neues Jahr.

Den Interreligiosen Kalender 2023 finden Sie hier.

Hannover, den 19.12.2022
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 1, 2023

1. Niedersachsen

1.1. Hannover: Bestiirzung tiber Verwechslung zweier Leichen an der Medizinischen Hochschule
An der Medizinischen Hochschule Hannover (MHH) sind zwei Leichen vertauscht worden. So kam es,
dass versehentlich ein Muslim eingeaschert wurde. Das ist nach den islamischen Vorschriften unzulas-
sig. Der Fehler fiel erst auf, als der Sohn bei der rituellen Waschung bemerkte, dass die auf dem Wasch-
tisch liegende Leiche nicht sein Vater ist.

Die niedersachsischen Islamverbande Schura und DITIB &uRerten sich bestlrzt und forderten
umfassende Aufklarung. ,Der Vorsitzende Recep Bilgen fordert die Verantwortlichen der MHH auf, den
Fehler lickenlos sachlich aufzuarbeiten und sich aufrichtig bei den beiden beteiligten Familien zu ent-
schuldigen®, teilte Schura mit. Das Handeln der MHH sei ,leichtsinnig und verantwortungslos'.

,Nicht auszudenken, welches Leid dies fur die Familien bedeutet, die einerseits den Tod eines
geliebten Menschen verkraften miissen und andererseits die Aufklarung dieses schockierenden Um-
standes nur durch Zufall erfahren haben, sagte Emine Oguz vom Ditib-Landesverband Niedersachsen
Bremen. Wichtig sei nun, dass ,alle verantwortlichen Stellen gemeinsam fir Aufklarung sorgen, damit
dieser unverzeihliche ,Fehler nicht noch einmal vorkommt®. Ein alleiniges Bedauern sei nicht ausrei-
chend. Die Familie misse damit leben, ihn nicht nach den muslimischen Glaubensvorschriften bestattet
zu haben. ,Dieser Fehler bleibt fiir die Familie leider flr immer unverzeihlich®.

Die MHH erklarte, das Klinikum bedaure die Verwechslung zutiefst. ,Unser Mitgeflhl gilt den Ange-
hdrigen®, so Sprecher Stefan Zorn (mehr).

Unterdessen wurde bekannt, dass der Mann offenbar getdtet wurde. Als Tater werde sein Sohn
verdachtigt, sagte eine Sprecherin der Staatsanwaltschaft dem NDR. Er sei festgenommen und wegen
einer moglichen psychischen Erkrankung in einer psychiatrischen Klinik untergebracht worden (mehr).

1.2. Was sonst noch war

— Osnabrick: Erster Seelsorge-Kurs am Islamkolleg Deutschland abgeschlossen (mehr)

— Osnabrick: Runder Tisch der Religionen bestatigt Reinhold Mokrosch und Michael Grinberg als
Sprecher

— Bischdfe in Niedersachsen wirdigen verstorbenen Papst Benedikt XVI. (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Neuss: Hassrede in einer Moschee, Auswartiges Amt bestellt tirkischen Botschafter ein
Nach dem Bekanntwerden einer Hassrede des turkischen AKP-Abgeordneten Mustafa Acikgoz in einer
Moschee der rechtsradikalen ,Grauen Wolfe* in Neuss hat das Auswartige Amt den tirkischen Bot-
schafter einbestellt.

In seiner Rede in der ,Yunus-Emre-Moschee® hatte Acikgdz unter anderem gesagt, dass man
Anhangern der PKK und Anhangern des Predigers Fethullah Giilen kein Lebensrecht in der Turkei
gewahren werde und dass das auch fir Deutschland gelten solle. Diese ,Terroristen® seien ,gottlos*
und wurden versuchen, den Islam zu ,verchristlichen®. ,So Gott will, werden wir sie Uberall auf der Welt
aus ihren Lochern holen, in denen sie sich verstecken und sie vernichten®, drohte der tlrkische Parla-
mentarier und bekam dafur Beifall.

Der Fall, Uber den die Frankfurter Rundschau zuerst berichtet hatte, I6ste eine Welle der Empdérung
aus. Der Politologe Burak Copur forderte ein Verbot der Grauen Wolfe. ,Es ist htchste Eisenbahn, dass
wir den Prifantrag des Bundestags zum Verbot der ,Grauen Woélfe‘ vorgelegt bekommen und das Ver-
bot dieser menschenfeindlichen und brandgefahrlichen Gruppe in Deutschland endlich umsetzen®,
sagte er der Funke-Mediengruppe (mehr). Das Auswartige Amt bestellte den tirkischen Botschafter ein
und erklarte auf Twitter: ,Hetze und Hassrede haben in Deutschland nichts verloren. Dabei haben wir
unmissverstandlich in Erinnerung gerufen, dass ausléandische Wahlkampfveranstaltungen vorher von
uns genehmigt werden mussen.*

Der Abgeordnete hatte au3er der Neusser Moschee auch mehrere Moscheen des DITIB-Verbands
und Organisationen wie den Unternehmerverein ,MUSIAD* besucht. Die Wahlkampftouren werden von
dem AKP-Lobbyverein ,UID* (Union of International Democrats) organisiert. Seit Monaten touren AKP-
Abgeordnete mit Wahlkampfauftritten durch Moscheen und turkische Vereine. Betroffen sind auch
Moscheen der Verbénde Milli Gorus (IGMG) und ATIB (mehr).

Offentlich gemacht hatte den Auftritt des AKP-Abgeordneten der Journalist Eren Givercin. Er hatte
das Video auf Twitter geteilt und einige Passagen ins Deutsche Ubersetzt. In der Folge gerieten er und
die von ihm mitgegriindete ,Alhambra-Gesellschaft ins Visier AKP-naher Gruppen.
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Die Politik in der Tirkei sei schon langer ,massiv von der Konstruktion und Markierung von Feinden®
gepragt. ,Alle Personen und Institutionen, die nicht bedingungslos der Linie der tlirkischen Regierungs-
politik zu folgen bereit sind, werden als Feinde der Tirkei und Landesverrater markiert®, schreibt die
Alhambra-Gesellschaft in einer Stellungnahme.

,Wir erleben nun angesichts des sich aufheizenden Wahlkampfes in der Tirkei, dass diese Praxis
der Denunziation und Verleumdung massiv in die deutsche Gesellschaft getragen wird. Exemplarisch
werden wir als Alhambra Gesellschaft als ein solcher Feind markiert. Wir sind davon tberzeugt, dass
anhand unseres Beispiels alle turkeistammigen Burger:innen in Deutschland eingeschichtert werden
sollen. Sie sollen erkennen, dass eine eigene, freie, demokratische und selbstbestimmte Meinung als
Auflehnung gegen die tirkische Regierungspolitik gedeutet und zu nachhaltigen Repressalien gegen
die Betroffenen fuhren wird. Wir kdnnen erkennen, dass der Einfluss der tirkischen Regierung so weit
in die Strukturen der tirkisch gepréagten muslimischen Dachverbande hineinreicht, dass diese Verleum-
dungskampagnen auch von Personen innerhalb dieser Verbande unterstiitzt werden.*

Von dieser Kampagne werde man sich nicht einschiichtern lassen, so die Alhambra-Gesellschaft
weiter. ,Kritik an politisch Machtigen ist kein Verrat, keine Feindschaft gegeniber der Tirkei und ihrer
Bevolkerung. Kritik an den Zustanden innerhalb der muslimischen Dachverbande in Deutschland ist
keine Gegnerschaft gegen Muslim:innen* (mehr).

2.2. Berlin: Senat ermdglicht schnellere Bestattungen fir Juden und Muslime

In Berlin sollen Bestattungen kinftig in weniger als 48 Stunden nach dem Tod erlaubt sein, wenn die
Religion des Verstorbenen das verlangt. Der Senat beschloss, eine entsprechende Ausnahmeregelung
in das Berliner Bestattungsgesetz aufzunehmen.

Das Land Berlin folge mit der Reform unter anderem der Bitte von Juden und Muslimen, deren Vor-
schriften eine moglichst schnelle Bestattung vorsehen, teilte die Senatsverwaltung mit. Das Abgeord-
netenhaus muss die Gesetzesanderung noch beschlief3en.

Ahnliche Ausnahmeregelungen gibt es bereits in Hessen und dem Saarland. In Baden-Wiirttemberg,
Bayern und Hamburg schreiben die Gesetze keine Mindestfristen flr die Bestattung vor (mehr).

2.3. Hamburg: 3.500 Menschen bei Demonstration gegen Koranverbrennung
Bei einer Kundgebung gegen eine Koranverbrennung in Schweden sind in Hamburg mehrere tausend
Menschen auf die Stral’e gegangen — trotz Warnungen des Verfassungsschutzes.

Im Vorfeld hatte der Hamburger Verfassungsschutz davor gewarnt, sich der Demonstration anzu-
schliel3en. Hinter der Versammlung stehe das islamistische Netzwerk ,Muslim Interaktiv*, das dem ideo-
logischen Umfeld der in Deutschland verbotenen Hizb ut-Tabhrir (,Partei der Befreiung®) zugeordnet wird.
-Wer an dieser Demonstration teilnimmt, steht Seite an Seite mit Verfassungsfeinden, die eine Gesell-
schaftsform durchsetzen wollen, die mit unserer freiheitlichen demokratischen Grundordnung unverein-
bar ist, hiel3 es dazu.

Die einhalbstiindige Demonstration trug den Titel ,Der Koran ist die Zukunft. Kundgebung gegen
Koranverbrennung®. Anlass war die Aktion eines islamfeindlichen Provokateurs in Stockholm Ende
Januar, bei der ein Koran verbrannt wurde.

In Hamburg gehdren den Angaben des Verfassungsschutzes zufolge etwa 1.750 Personen zur
islamistischen Szene. 1100 Personen werden als gewaltorientierte Islamisten eingeordnet (mehr).

2.4. EU-Kommission ernennt neue Koordinatorin fir die Bekampfung von Hass gegen Muslime
Die Europédische Kommission hat Marion Lalisse zur neuen Koordinatorin fur die Bekdmpfung von Hass
gegen Muslime ernannt. Die Diplomatin war zuvor unter anderem in Jemen, Mauretanien und Marokko
tatig. Zuvor war der 2015 geschaffene Posten mehr als anderthalb Jahre lang vakant. Die EU-Kommis-
sarin fur Gleichstellungsfragen, Helena Dalli, sagte, die neue Koordinatorin solle MalRhahmen gegen
den Hass sowie gegen ,strukturelle und individuelle Diskriminierung von Muslimen® auf den Weg brin-
gen (mehr).

2.5. Bundestag erkennt Verbrechen des ,Islamischen Staats“ an Eziden als Vélkermord an

Der Deutsche Bundestag hat die Verbrechen des ,Islamischen Staats“ an den Eziden als Vélkermord
anerkannt. Einstimmig stimmte das Parlament einem entsprechenden Antrag (hier) der Ampelfraktionen
und der CDU/CSU-Fraktion zu.

Der Beschluss stehe stellvertretend flir das ganze Land, sagte Aul3enministerin Annalena Baerbock
(Bundnis 90/Die Grunen). ,Deutschland erkennt den Vélkermord an den Jesidinnen und Jesiden als
Gesellschaft an.“ Mit dem Gedenken sei zugleich der Auftrag verbunden, nicht nachzulassen in dem
Bemiuhen, die noch immer Vermissten zu finden und Gerechtigkeit fir die Opfer zu schaffen. Sie werde
sich dafiir einsetzen, dass die IS-Verbrechen vor dem Internationalen Gerichtshof verhandelt werden
konnten, sicherte die Auenministerin zu. Der ,Islamische Staat* hatte seit dem August 2014 Tausende
Ezidinnen und Eziden verschleppt, vergewaltigt, versklavt und ermordet (mehr).
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2.6. Allgemeine Rabbinerkonferenz schliel3st Rabbiner Walter Homolka aus
Rabbiner Walter Homolka ist aus der Allgemeinen Rabbinerkonferenz (ARK) ausgeschlossen worden.
Das bestétigte der Vorsitzende der Konferenz, Rabbiner Andreas Nachama, der Judischen Allgemei-
nen. Die Abstimmung sei bei einer Sitzung der ARK in Berlin mit der satzungsmafig erforderlichen
Zweidrittelmehrheit erfolgt. Neunzehn Mitglieder hatten fir und acht gegen den Ausschluss votiert.
Homolka war bis vor Kurzem Leiter des Abraham Geiger Kollegs in Potsdam, der Ausbildungsstatte
fur liberale Rabbiner in Deutschland. Er war unter anderem wegen Vorwirfen des Machtmissbrauchs
in die Kritik geraten. Der Zentralrat der Juden in Deutschland hatte ihm sein Vertrauen entzogen (mehr).
Die Allgemeine Rabbinerkonferenz ist ein Gremium liberaler und konservativer Rabbinerinnen und
Rabbiner unter dem Dach des Zentralrats der Juden (mehr).

2.7. Was sonst noch war

— Grol3e internationale Solidaritdt mit Opfern des Erdbebens in der Turkei und Syrien; Kirchen und
Religionsgemeinschaften rufen zu Spenden auf (mehr)

— Gesellschaft fir bedrohte Volker: Turkei bombardiert trotz des Erdbebens weiter die Kurdengebiete
im Norden Syriens; AuRenministerin Annalena Baerbock fordert ,humanitdren Zugang fur Syrien®
(mehr).

3. Meinungsforschung / Lageberichte
Die Integrationsbeauftragte des Bundes, Reem Alabali-Radovan, hat erstmals einen Lagebericht zum
Thema ,Rassismus in Deutschland: Ausgangslage, Handlungsfelder, MaRnahmen® vorgestellt (hier).

Der Lagebericht sei eine Premiere, ,und ich méchte als Integrationsbeauftragte und zugleich Anti-
rassismusbeauftragte der Bundesregierung damit in bewegten, aufgewihlten Zeiten erklaren und ein-
ordnen, mehr Verstandigung und Verstandnis schaffen®, erklarte die Staatsministerin. ,Erstmals liegt
mit meinem Bericht ein Dokument der Bundesregierung mit einer umfassenden Darlegung zu Rassis-
mus in Deutschland vor: mit Daten und Fakten, mit Analyse der Erscheinungsformen, mit Transparenz
Uber Leerstellen bei Pravention, Beratung oder Forschung.*

»,Gemeinsam sind wir die Brandmauer gegen rassistischen Hass", so die Ministerin weiter. Ereignisse
wie die Mordserie des Terrornetzwerks NSU und die terroristischen Anschlage von Halle und Hanau
machten deutlich, wie wichtig es sei, das Thema Rassismus zu beleuchten und konsequente Gegen-
strategien zu entwickeln. ,Rassistisch motivierte Gewalttaten sind dabei nur ein Teil des Phdnomens.
Hinzu kommen rassistische Diskriminierungen im Alltag, die sich bei der Bildung, der Arbeit, der
Gesundheit oder bei der Wohnungsfrage auswirken. Gemeinsam missen wir Strukturen aufbrechen,
damit Herkunft kein Schicksal ist®, so Alabali-Radovan (mehr).

4. Video

Mann und Frau im Islam — Religionen in der Schule 6

Religionen im Gesprach

Gast: Imam Benjamin Idriz, Penzberg

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

5. Literatur: Neuerscheinungen
S. Gulzel, Potenziale des Islam-Unterrichts. Eine empirische Untersuchung zur Selbsteinschatzung
muslimischer Kinder und Jugendlicher, Baden-Baden 2022.

Hannover, den 9.2.2023
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 2, 2023

1. Niedersachsen

1.1. Hannover: Gedenkveranstaltung fir Erdbebenopfer

Auf Einladung von Ministerpréasident Stephan Weil trafen sich in Hannover einige Hundert Menschen zu
einem offentlichen Gedenken der Opfer des Erdbebens in der Tirkei und Syrien.

»lch will zum Ausdruck bringen, dass wir in Niedersachsen gemeinsam trauern. Dass uns bewusst
ist, dass Menschen aus der Tirkei, aus Syrien wichtige Teile unserer Gesellschaft sind. Und dass wir
mit ihnen leiden“, sagte Weil. Die tiirkische Generalkonsulin Giil Ozge Kaya bedankte sich fiir die groRe
Hilfsbereitschaft. Sie werde auch in Zukunft nétig sein, denn der Wiederaufbau der Region werde viele
Jahre dauern. Auch Hannovers Oberbirgermeister Belit Onay appellierte an die Versammlung, das
Beben nicht zu vergessen, wie es zum Teil bereits zu beobachten sei. Man diirfe jetzt nicht zur Tages-
ordnung lbergehen. Auch sei die Frage zu diskutieren, wie es sein kénne, dass in einem Erdbeben-
gebiet neue Gebaude wie Kartenhduser eingestiirzt seien.

Zum Abschluss des Gedenkens sprachen sechs Reprasentanten und eine Reprasentantin der vom
Beben besonders betroffenen Religionsgemeinschaften Gebete (Imam Adnan lltus, DITIB-Niedersach-
sen; Imam Mohammed Ali Hasan Husein, Schura Niedersachsen; Erzbischof Hanna Aydin, Syrisch-
orthodoxe Kirche; Kantor Andrej Sitnov, Jidische Gemeinde Hannover; Sheikh Scherwan Serement,
Landesverband der Eziden; Regionalbischofin Petra Bahr, Evangelisch-lutherische Landeskirche Han-
novers; Komm. Regionaldechant Wolfgang Semmet, Bistum Hildesheim). Dem schweren Erdbeben am
6. Februar fielen mehr als 50.000 Menschen zum Opfer (mehr).

1.2. Was sonst noch war

— Schura Niedersachsen und Unternehmerverband MUSIAD rufen zu Spenden fiir Tirkei und Syrien
auf (mehr)

— EKD-Ratsvorsitzende Kurschus ruft zu Hilfe fir Erdbeben-Opfer auf (mehr)

— Gesellschaft fur bedrohte Volker: Turkei instrumentalisiert Erdbeben ,fur weitere Unterdriickung und
Assimilation® (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Neuer Vorstand im DITIB-Bundesverband

Die Mitgliederversammlung des DITIB-Bundesverbands hat einen neuen Vorstand gewahlit. Ihm geho-
ren an: die Theologen Muharrem Kuzey, Eyup Kalyon und Muhammed Sahin, die Diplom-Psychologin
Emine Se¢mez und die Vorsitzenden der DITIB-Verbande Baden-Wirttemberg, Koln und Dusseldorf
Erding Altuntas, Adem Onur und Kenan Kiraz. Zum Vorsitzenden ernannte der Vorstand Muharrem
Kuzey, Eylp Kalyon ist neuer Generalsekretar, Muhammed Sahin stellvertretender Generalsekretar.

Der neue Vorsitzende sagte nach seiner Wahl: ,In schwierigen Zeit sind wir ins Amt gewahlt worden.
Zutiefst bedrtckt uns alle das verheerende Erdbeben in der Turkei und Syrien. Neben der Bergung und
Erstversorgung in der Region geht es bald in die Phase des Neuaufbaus. Auch da werden wir nach
allen Kréaften helfen.”

DITIB leiste wichtige Beitrage fur den gesellschaftlichen Frieden und fir die Teilhabe der Muslime,
so Kuzey weiter. ,Diese Beitrdge werden bedauerlicherweise nicht selten torpediert, negiert, ins Gegen-
teil verkehrt oder Ubersehen.” Gegenseitige Solidaritat, Inklusion und Respekt missten ,dauerhaft Teil
unserer Leitkultur werden.” DITIB wolle ,auch hier ihren Beitrag leisten und ihre Verantwortung als
Religionsgemeinschaft ins Zentrum ihrer Tatigkeiten stellen.”

Ziel sei es weiterhin, ,die Anerkennung als Religionsgemeinschaft und spater als Kérperschaft des
offentlichen Rechts voranzubringen.” In diesem Prozess werde DITIB weiterhin ,die Zusammenarbeit
mit dem Staat und den anderen Islamischen, aber auch nichtmuslimischen Religionsgemeinschaften in
Deutschland suchen und weiter starken.*

Schlief3lich gelte: DITIB ,ist und bleibt [...] der starkste und wichtigste Garant fiir eine quellen- und
vernunftorientierte Auslegung und authentische Auslebung des Islam im Sinne der Gesamtheit der Mus-
lime.” Auf ,unsere Geschichte und Entwicklungen, auf unsere immer weiter wachsenden religiésen und
sozialen Dienstleistungen® schaue man voller Stolz. ,Und gleichzeitig sehen wir noch viel Potential, das
wir weiter entwickeln werden® (mehr).

Muharrem Kuzey ist 2017 an der Universitat Tibingen mit einer Arbeit Uber die ,Konstruktion religi-
dser ldentitat durch Verketzerung (takfir) am Beispiel des osmanischen Sayh al-islam Ibn Kemal (gest.
940/1534)“ promoviert worden. Er war zuvor Vorsitzender des religidsen Beirats der , Turkisch-Islami-
sche Union der Anstalt fir Religion (D.1.T.1.B.) K&In e.V.“ und Religionsattaché des turkischen Staates.
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Insider kritisierten, die Wahl Kuzeys sei ebenso sehr durch das tirkische Religionsministerium
bestimmt worden wie die Wahl seiner Vorganger. Laut Satzung der DITIB sucht der aus Beamten der
turkischen Religionsbehdrde Diyanet bestehende Beirat die zur Wahl stehenden Personen im Vorfeld
aus. Dariiber hinaus haben tirkische Beamte bei der Wahl ein gréReres Stimmgewicht als die Mitglieds-
gemeinden der DITIB in Deutschland. Auf diese Weise halte der tirkische Staat die Zigel fest in der
Hand, sagte der Journalist Eren Guvercin der Frankfurter Rundschau. ,Die Art und Weise, wie der
DITIB-Bundesvorstand bestimmt wird, zeigt uns in erster Linie, wie sehr Ankara und die Funktionare
der eigenen Basis und den eigenen Gemeinden misstrauen® (mehr).

Kuzeys Vorganger Kazim Tirkmen hatte sein Amt im August 2022 tiberraschend und zunachst ohne
offentliche Erklarung niedergelegt. Nach einer Anfrage der Zeitung ,Welt“ hatte der Verband erklart,
Tirkmens Amtszeit sei im August beendet gewesen. Dariiber hinaus habe er ,seinen beiden schul-
pflichtigen Grundschulkindern den Einstieg ins neue Schuljahr pinktlich zum 1.9.“ ermdglichen wollen.
Er sei bis zur Wahl eines neuen Vorstands jedoch ,weiterhin in seinem Ehrenamt als DITIB-Bundesvor-
sitzender tatig“ (mehr).

2.2. Abu Dhabi ertdffnet Zentrum aus Synagoge, Kirche und Moschee

In Abu Dhabi ist ein interreligioses Zentrum fir Juden, Christen und Muslime eingeweiht worden. Das
~LAbrahamic Family House" umfasst eine Moschee, eine Synagoge und eine Kirche sowie gemeinsam
zu nutzende Konferenzrdume. Angestol3en wurde das Projekt durch die Unterzeichnung des ,Doku-
ments Uber die Briderlichkeit aller Menschen“ durch Papst Franziskus und den GrofRimam der Kairoer
Al-Azhar-Universitat, Ahmad al-Tayyeb, 2019 in Abu Dhabi (mehr).

Der Prasident der Vereinigten Arabischen Emirate, Scheich Mohammed bin Sajid al-Nahjan, nannte
bei der Einweihungszeremonie gegenseitigen Respekt, Verstandnis und Diversitat eine Kraft fir
gemeinsamen Fortschritt. Die Emirate blickten auf eine stolze Geschichte der Zusammenarbeit von
Menschen unterschiedlicher Herkunft. 2020 hatten die Vereinigten Arabischen Emirate einen Friedens-
vertrag mit Israel geschlossen.

Der Leiter der Vatikanbehérde fur interreligiosen Dialog, Kardinal Miguel Angel Ayuso, sagte, das
Projekt sei ,ein konkretes Beispiel, wie Menschen aus unterschiedlichen Religionen, Kulturen, Traditio-
nen und Glaubensrichtungen zum Wesentlichen zurlickkehren: Nachstenliebe®.

Entworfen wurde der Komplex des ,Hauses der abrahamitischen Familie“ von dem britischen Archi-
tekten Sir David Adjaye. Die drei kubischen Sakralbauten mit 30 Meter Kantenlange zeigen eine ver-
wandte Formensprache, tragen aber den architektonischen Merkmalen und kultischen Erfordernissen
der jeweiligen Religion Rechnung. Das Zentrum liegt in Abu Dhabis neuem Kultur-Viertel Sa‘adiyat
Island. Zu den Attraktionen der Insel gehdren daneben der ,Louvre Abu Dhabi“ und das noch im Bau
befindliche Guggenheim Museum (mehr).

2.3. Leipziger Buchmesse schlief3t islamisches Zentrum Hamburg aus; Verbot gefordert

Das Islamische Zentrum Hamburg darf nicht auf der Leipziger Buchmesse 2023 ausstellen. ,Das Isla-
mische Zentrum Hamburg (IZH) ist gemald des Hamburger Verfassungsschutzes eng mit dem irani-
schen Regime verbunden und unterstitzt dessen menschenrechtsverletzendes Vorgehen. Aus diesem
Grund haben wir heute die Anmeldung des IZH zur Leipziger Buchmesse abgelehnt®, teilten die Orga-
nisatoren mit. Die Messe stehe fir Freiheit und Menschenrechte und trete fir Frauenrechte ein: ,Diese
Haltung unterstreichen wir mit unseren Veranstaltungen.*

Kulturstaatsministerin Claudia Roth begriifdte die Entscheidung. ,Eine Organisation, die offenkundig
eng mit dem verbrecherischen Mullah-Regime im Iran verbunden ist, hat auf der Leipziger Buchmesse
nichts verloren® (mehr). Die innenpolitische Sprecherin der Griinen im Bundestag, Lamya Kaddor, sagte
der Suddeutschen Zeitung, in Deutschland existierten eine Reihe islamischer Zentren und Organisatio-
nen, mit deren Hilfe der Iran versuche, Einfluss auf hier lebende Schiiten zu nehmen. Betroffene berich-
teten Uber Einschichterungsversuche und Drangsalierungen. ,Nach unserem Wissensstand liegen
diese Erkenntnisse den zustandigen Behdrden vor.“ Damit sollten die Voraussetzungen fir eine Schlie-
Bung des IZH gegeben sein. ,Wir erwarten von Bundesinnenministerin Nancy Faeser, dass das zeitnah
erfolgt* (mehr).

2.4. Verfahren gegen Bremer Pastor wegen Volksverhetzung geht weiter
Das Verfahren gegen den Bremer Pastor Olaf Latzel wegen des Vorwurfs der Volksverhetzung muss
neu aufgerollt werden. Das Oberlandesgericht (OLG) der Hansestadt gab der Revision der Staatsan-
waltschaft gegen den Freispruch Latzels statt. Das Urteil sei lickenhaft, kritisierte der Vorsitzende Rich-
ter Klaus-Dieter Schromeck. Mit der Entscheidung geht das Verfahren zuriick an das Landgericht und
muss dort von einer anderen Berufungskammer neu aufgenommen werden (Az. 1Ss48/22).

Der heute 55 Jahre alte Seelsorger der evangelikalen Bremer St.-Martini-Gemeinde hatte sich in
einer ,biblischen Fahrschule zur Ehe® im Oktober 2019 abféllig Uber Gender und Homosexuelle geu-
Rert. Das Bremer Amtsgericht wertete das als Volksverhetzung und verurteilte ihn im November 2020
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zu einer Geldstrafe in Hoéhe von 90 Tagessatzen zu je 90 Euro. Das Landgericht hingegen sprach den
evangelischen Theologen im Mai 2022 in einem Berufungsverfahren frei. Es sah seine Worte von der
Religions- und Meinungsfreiheit gedeckt.

In der Verhandlung vor dem OLG kritisierte der Vertreter der Generalstaatsanwaltschaft, Florian
Maal3, der Freispruch sei nicht ausreichend begriindet, weil das Eheseminar im Urteil nicht vollstandig
wiedergegeben sei. Zum Verstandnis dessen, was Latzel gesagt habe, missten Gedankengénge und
Uberleitungen nachvollziehbar sein. Das sei nur lickenhaft méglich.

Die Richter des OLG schlossen sich dieser Einschatzung an. Die Feststellungen des Landgerichts
triigen den Freispruch nicht. Der Kontext der AuRerungen Latzels sei in der Begriindung der Kammer
manchmal nur zusammenfassend, manchmal gar nicht mitgeteilt. Richter Schromeck erganzte mit Blick
auf die Grundrechte, dass die Menschenwirde die Religionsfreiheit beschranke. Natirlich kénne man
sich kritisch zur Homosexualitat &uern, dann aber komme es auf Form und Wortwahl an.

Latzel ist seit Dezember 2007 Pastor der Bremischen Evangelischen Kirche, die aufgrund seiner
AuRerungen im Oktober 2019 ein Disziplinarverfahren gegen ihn eingeleitet hat, das zurzeit ruht. Sobald
ein rechtskraftiges Urteil feststehe, werde es wieder aufgenommen, sagte eine Kirchensprecherin
(mehr).

2.5. Osterreich: Neue ,,Osterreichische Islamkonferenz* will Dialog férdern
In Osterreich hat das ,Muslimische Forum Osterreich“ (MFO) eine ,Osterreichische Islamkonferenz*
gegrindet.

Die Plattform werde den Dialog mit Politik, Medien, Kirchen, Wissenschaft und Zivilgesellschaft
suchen, kundigte der islamische Theologe Mouhanad Khorchide bei einer Pressekonferenz in Wien an.
Ziel sei es, die ,weltoffene Seite” des Islam starker zu betonen. Die aus EU-Mitteln finanzierte Konferenz
sei zunachst auf zwei Jahre angelegt. Vorbild sei die Deutsche Islamkonferenz. Allerdings hétten in
Osterreich Muslime selbst die Initiative ergriffen. Khorchide betonte, die Plattform werde auf Unabhan-
gigkeit achten und wolle sich nicht politisch vereinnahmen lassen. Den Anspruch, mit der Konferenz die
Muslime in Osterreich insgesamt zu vertreten, erhebe man nicht. Das Gesprach mit der Islamischen
Glaubensgemeinschaft in Osterreich (IGGO) strebe man an.

Die IGGO kritisierte, sie sei als zentraler Akteur ,nicht miteinbezogen oder gar vorab informiert“ wor-
den. Die Legitimation der neuen Konferenz sei daher fraglich. Dartiber hinaus halte man den Vergleich
mit dem deutschen Modell fiir nicht angebracht. Anders als in Osterreich gebe es in Deutschland keine
zentrale und staatlich anerkannte islamische Religionsgemeinschaft. Offenbar werde versucht, eine
,Parallelstruktur‘ zu schaffen. Khorchide wies die Kritik zuriick. Die IGGO-Spitze sei informiert und zur
Mitwirkung eingeladen worden (mehr).

3. Veranstaltungen

Bibel und Koran - ein synoptisches Textbuch fir die Praxis
RelLiteratur — Blcher im Haus der Religionen

25. April 2023, 19-20.30 Uhr, Haus der Religionen, Hannover
Gast: Wolfgang Reinbold; Interview: Séren Rekel-Bludau (mehr).

4. Video

4.1. Turkischer Wahlkampf in deutschen Moscheen

Religionen im Gesprach

Gast: Eren Guvercin, Berlin

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

4.2. Verschieden unter einem Dach — Das Haus der Religionen in Hannover
ZDF Forum am Freitag
Moderation: Abdul-Ahmad Rashid (mehr).

Hannover, den 6.3.2023
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 3, 2023

1. Niedersachsen

1.1. Hannover: Imam Aldin Kusur zum Hauptimam der Bosniaken in Deutschland ernannt

Der langjahrige Imam der bosnischen Moschee in Hannover, Aldin Kusur, ist zum Hauptimam der
Islamischen Gemeinschaft der Bosniaken in Deutschland (IGBD) ernannt worden. Der GroBmufti der
Islamischen Gemeinschaft von Bosnien und Herzegowina, Husein Kavazovi¢, Ubertrug ihm dieses
hdchste Amt der IGBD.

Kusur wurde 1983 im bosnischen Maglaj geboren. Kurz nach Ausbruch des Bosnienkrieges im April
1992 floh er ins Exil nach Deutschland. Nach dem Ende des Krieges schloss er die Schule an der
islamischen Medrese in Travnik ab und studierte dann islamische Theologie in Sarajevo und an der Al-
Azhar-Universitat in Kairo. Seit 2011 war Kusur Imam in Hannover. Als Hauptimam der Region Nord-
deutschland war er einige Jahre lang dartber hinaus fir die bosnischen Moscheen in Norddeutschland
zustandig. Kusur ist Dozent am Islamkolleg in Osnabriick. Er engagiert sich im interreligidsen Dialog
und pflegt enge Kontakte zu den Kirchen und interreligiosen Akteuren wie dem Rat der Religionen Han-
nover (mehr).

Kusur war mehrfach Gast in der Reihe ,Religionen im Gesprach®. Die Gesprache mit ihm finden Sie
hier (Thema: Beruf Imam) und hier (Thema: Sunniten).

1.2. Mirko Peisert wird neuer Direktor des Hauses kirchlicher Dienste
Superintendent Mirko Peisert aus Hildesheim tbernimmt zum 1. August 2023 die Leitung des Hauses
kirchlicher Dienste der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers. Er folgt auf Pastor Ralf Tyra,
der im August in den Ruhestand verabschiedet wird. ,Nach sieben erfiillten Jahren als Superintendent
in Hildesheim freue ich mich auf eine neue Aufgabe an bedeutsamer Stelle der Landeskirche®, sagte
Peisert. Als neuer Direktor des Hauses kirchlicher Dienste wolle er ,daran arbeiten, die grof3te Einrich-
tung der Landeskirche gut fur die Zukunft aufzustellen. Ich mdchte seine Rolle als zentrales Service-
und Kompetenzzentrum der Landeskirche starken und weiter profilieren.”

Peisert stammt aus Bispingen in der Lineburger Heide. Er studierte evangelische Theologie in Mar-
burg und Berlin. Zurzeit ist er Superintendent des Kirchenkreises Hildesheim-Sarstedt. Peisert lebt mit
seinem Mann Daniel Behrendt in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft (mehr).

1.3. Was sonst noch war

— Kirchenvertreter und Politiker senden Muslimen Gruf3e zum Ramadan (mehr)

— Hildesheim: Starkere Kooperation zwischen evangelischem Kirchenkreis und der Ayasofya-Moschee
geplant (mehr)

—Hannover: Haus der Religionen feiert gemeinsame Fastenbrechen von Christen, Muslimen und Bahai
(mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Standardwerk zum christlich-islamischen Dialog geht Online

Unter https://handbuch-cid.de ist ab sofort ein kostenloser Zugang zu Grundlagenwissen der christlich-
islamischen Beziehungen mdglich. Die Online-Plattform geht auf ein Handbuch zuriick, das 2014 erst-
mals von christlichen und muslimischen Autorinnen und Autoren verdéffentlicht wurde (Hrsg. Volker
MeiBner, Martin Affolderbach, Hamideh Mohagheghi, Andreas Renz). Fur die Online-Version wurden
die meisten der 45 Beitrage aktualisiert und das Herausgeberteam erweitert (Naime Cakir-Mattner, Kat-
rin Visse, Georg Wenz). Die Einrichtung und der Betrieb der neuen Website wurden von der Georges-
Anawati-Stiftung geférdert (mehr).

2.2. Burgerbegehren gegen geplantes DITIB-Zentrum in Wuppertal
Gegen den vom Rat der Stadt Wuppertal beschlossenen Neubau eines groRen Gemeindezentrums der
DITIB in Wuppertal-Gathe ist ein Birgerbegehren ins Leben gerufen worden.

Zum Protest gegen den Bau ruft ein Blindnis ,,Gathe fur alle!” auf, das sich ,Gegen die #DITIBisierung
und #Erdoganisierung der Welt* wendet. Dem Biindnis gehért unter anderem das Autonome Zentrum
Wuppertal an, dessen Standort fir den Ditib-Komplex abgerissen wiirde.

Der Beschluss des Rates ist aus Sicht des Bundnisses eine Fehlentscheidung. ,Wir lassen nicht zu,
dass das Autonome Zentrum, das im April das 50-jahrige Bestehen selbstverwalteter Zentren in Wup-
pertal feiern kann, ausgerechnet fur eine DITIB-Moschee und fir weitere DITIB-Einrichtungen abgeris-
sen werden soll“. Die Wuppertaler Ditib-Gemeinde unterstehe der tiirkischen Religionsbehdrde Diyanet.
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Sie sei eine Art verlangerter Arm des Staatsprasidenten Erdogan und stehe ,fiir die extrem autoritare,
repressive und kriegerische Politik des Regimes*®. ,Wir mochten, dass die (stadtische) Verharmlosung
und Unterstitzung von DITIB aufhért, so das Bindnis. ,Wir wollen nicht, dass sich der Einfluss der
Elberfelder DITIB-Moschee weiter ausweitet* (mehr).

Der Rat der Stadt hatte mit grol3er Mehrheit fur den Neubau gestimmt. Der SPD-Fraktionsvorsit-
zende Klaus Jirgen Reese sagte, die lokale Ditib-Moschee stehe seit 40 Jahren auf der gegeniberlie-
genden Seite der Stral3e. Die Gemeinde leiste ,wertvolle Beitrdge zu Bildung und Integration®. Sie wolle
man unterstitzen, nicht Prasident Erdogan. Fur die FDP erklarte Ratsfrau Karin van der Most, der Bau
sei eine ,Selbstverstandlichkeit* und ,allerhdchste Zeit*, auch wenn die Verbindungen zur tiirkischen
Religionsbehodrde bekannt seien. Man habe zahlreiche Gesprache geflihrt, setze auf die bisherige gute
Zusammenarbeit und schatze die Einflussnahme aus der DITIB-Zentrale als ,nicht so gro“ ein. Wéh-
rend der Sitzung demonstrierten Mitglieder des Autonomen Zentrums auf dem Platz vor dem Rathaus
(mehr). Der Osnabrucker Religionssoziologe Rauf Ceylan sagte im Interview mit WDR 5, der Bau an
diesem Standort sei ein ,Riesenfehler” und ,ganz unglicklich“ (mehr).

2.3. Berlin: Polizei ermittelt nach Paldstinenser-Demonstration wegen Volksverhetzung
Mutmallich antisemitische Parolen bei einer pro-palastinensischen Demonstration in Berlin haben
breite Empodrung ausgelést. Der Staatsschutz nahm Ermittlungen wegen Volksverhetzung auf.

Die Dokumentations- und Analyseplattform ,Democ” berichtete, an der Demonstration im Stadtteil
Neukdlin hatten etwa 300 Personen teilgenommen. Sie hatten in arabischer Sprache unter anderem
»10d, Tod, Tod Israel' und ,Tod den Juden® skandiert. Dariiber hinaus seien Organisationen und Per-
sonen verherrlicht worden, die in Deutschland als Terroristen gelten. Democ veréffentlichte einen
Videomitschnitt der Kundgebung mit deutschen Untertiteln (hier).

Bundesjustizminister Marco Buschmann (FDP) erklarte, es bestehe ein Anfangsverdacht auf Volks-
verhetzung. Er gehe davon aus, dass die Sicherheitsbehdrden entsprechend vorgingen. Der israelische
Botschafter in Deutschland, Ron Prosor, sagte, die Demonstranten missbrauchten Deutschlands Frei-
heiten und riefen ohne Hemmung zur Vernichtung Israels und der Juden auf. Sie missachteten die
demokratischen Werte und spuckten ,in den Brunnen, aus dem sie trinken®. Auch der Antisemitismus-
beauftragte der Bundesregierung, Felix Klein, der Berliner evangelische Bischof Christian Stablein und
die Deutsch-Israelische Gesellschaft verurteilten die Demonstration (mehr).

Der Préasident des Zentralrats der Juden in Deutschland, Josef Schuster, sagte, es sei ,unverstand-
lich, dass eine solche Demo bei diesen offensichtlichen Hassparolen nicht direkt aufgeldst werde. ,Ich
erwarte vom Rechtsstaat, dass er in diesen Fallen in voller Konsequenz auftritt* (mehr).

Zu der Demonstration aufgerufen hatte unter anderem ein ,Paléstinensisches Gefangenensolidari-
tatsnetzwerk® namens ,Samidoun®. In einer Stellungnahme erklarte die Gruppe, es laufe in Deutschland
eine ,Hetzkampagne“ gegen sie. ,Wie immer, wenn es eine groRe Demonstration fir Pal&stina gibt, und
insbesondere, wenn die palastinensische und arabische Gemeinschaft in Berlin sich flr Gerechtigkeit
sowie gegen Rassismus und Unterdriickung ausspricht, folgen bald die Angriffe und Versuche, die
Demonstration zu kriminalisieren.” Dieses Mal sei ,der Vorwand ein sensationslisternes Video, das in
den deutschen Medien weit verbreitet wurde.“ Das Video enthalte ,absichtliche Ubersetzungsfehler,
eine offene Damonisierung der Palastinenser insgesamt und von Samidoun Netzwerk im Besonderen.*
Man werde sich dadurch nicht zum Schweigen bringen lassen. ,Mit unserer kollektiven Klarheit und
Stimme bekréftigen wir einmal mehr: From the river to the sea, Palestine will be free!“ (mehr).

Weitere in den kommenden Wochen geplante anti-israelische Demonstrationen hat die Berliner
Polizei verboten. Unter anderem wird der jahrliche ,,Al-Kuds-Marsch® nicht stattfinden. Er hatte in den
vergangenen Jahren regelméaRig zu antisemitischen Ausfallen gefuhrt.

2.4. Bundesverfassungsgericht: Gesetz zum Verbot von ,,Kinderehen“ ist verfassungswidrig
Das gesetzliche Verbot von im Ausland geschlossenen ,Kinderehen® ist verfassungswidrig und unwirk-
sam. Das entschied das Bundesverfassungsgericht (AZ: 1 BvL 7/18).

In dem Streitfall ging es um ein aus Syrien nach Deutschland geflohenes Ehepaar. Im Februar 2015
hatte der damals 21-jahrige Mann seine 14-jahrige Cousine in Syrien geheiratet. Als das Paar im August
2015 nach Deutschland floh, wurde die 14-Jahrige von ihrem Ehemann getrennt und in einer Jugend-
hilfeeinrichtung untergebracht. Das Jugendamt wurde zum Vormund bestellt. Der Ehemann wusste
nicht, wo seine Frau war, und beantragte ihre Ruckfiihrung. Der Bundesgerichtshof legte das Verfahren
dem Bundesverfassungsgericht zur Priifung vor.

Die Verfassungsrichter entschieden nun, dass die gesetzlichen Regelungen mit der im Grundgesetz
geschutzten Ehefreiheit unvereinbar sind. Zwar durfe der Gesetzgeber die Wirksamkeit von im Ausland
geschlossenen Ehen von einem Mindestalter der Beteiligten abhangig machen. Auch durfe bei Unter-
schreiten dieses Alters zum Minderjahrigenschutz und der Kindeswohlorientierung generell von der
Nichtigkeit der Ehe ausgegangen werden. Allerdings bedurfe es dann auch Regelungen uber die Folgen
der Unwirksamkeit, etwa Uber Unterhaltsanspriiche. Aul3erdem musse die Moglichkeit bestehen, dass
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die Ehe nach Erreichen der Volljahrigkeit auch nach deutschem Recht wirksam sei. Solche Regelungen
seien im geltenden Recht nicht enthalten. Das mafigebliche Gesetz verstof3e damit unverhaltnismagig
gegen die in der Verfassung verankerte Ehefreiheit.

Das Verfassungsgericht raumte dem Gesetzgeber Zeit bis zum 30. Juni 2024 ein, eine verfassungs-
gemale Neuregelung treffen. Bis dahin bleibt die beanstandete Vorschrift in Kraft (mehr).

2.5. Lutheraner wiirdigen ,,Leuenberger Konkordie“
Die deutschen Lutheraner haben die sogenannte ,Leuenberger Konkordie* gewtirdigt, die vor 50 Jahren
die Kirchengemeinschaft zwischen den verschiedenen evangelischen Kirchen in Europa begriindete.

Die Kirchenleitung und die Bischofskonferenz der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche
Deutschlands (VELKD) seien ,zutiefst dankbar fir die Uberwindung der fast 500-jahrigen Trennung*
zwischen Lutheranern, Calvinisten und anderen Protestanten, teilte die VELKD in Hannover mit. Die
seinerzeit erzielte Einigung sichere die Mdglichkeit, ,Einheit in versdhnter Verschiedenheit leben zu
kénnen®, hiel® es. Darlber hinaus sei die Konkordie ,ein Modell fir den Umgang mit religidsen und
gesellschaftlichen Differenzen®.

Noch sei das 6kumenische Potenzial der Leuenberger Konkordie nicht vollstandig gehoben, sagte
der Leitende Bischof der VELKD, Ralf Meister. Der Text biete auch die Mdglichkeit zum Dialog mit den
orthodoxen Kirchen und der rémisch-katholischen Kirche.

Die Vereinbarung wurde am 16. Marz 1973 von lutherischen, reformierten und unierten Theologen
in Leuenberg bei Basel verabschiedet. Darin sicherten sich die Unterzeichnenden wechselseitig die
volle Kirchengemeinschaft zu. Die Konkordie wird inzwischen von mehr als 90 protestantischen Kirchen
in Europa und Stdamerika anerkannt (mehr).

3. Veranstaltungen

Zwei Welten? Integration von Gefllichteten in landlichen Raumen
10.-12. Mai 2023, Evangelische Akademie Loccum

Leitung: Jordanka Telbizova-Sack (mehr).

4. Video

4.1. Hindus in Deutschland — Zu Besuch im Ganesha-Tempel

Religionen im Gesprach

Gast: Priester Kirupakaran Kurukkal, Ganesha-Tempel Hannover

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

4.2. Gewalt im Namen des Islams — Religionen in der Schule 7

Religionen im Gesprach

Gast: Murat Kayman, Alhambra-Gesellschaft, KdIn

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

5. Literatur: Neuerscheinungen

K. Amirpur, Iran ohne Islam. Der Aufstand gegen den Gottesstaat, Miinchen 2023

S. Gulzel, Potenziale des Islam-Unterrichts. Eine empirische Untersuchung zur Selbsteinschatzung
muslimischer Kinder und Jugendlicher, Baden-Baden 2022

T. Isik / N. Kamg¢ili-Yildiz, Islamische Religionsdidaktik. Ein Leitfaden fur Unterricht und Studium,
Paderborn 2023

F. Korner / S. Kurnaz / A. Neuwirth / ©. Ozsoy, Christlich-islamische Interaktion. Theologische Grund-
legung, Freiburg 2023

E. Migge, Mohammed — ein Prophet auch fir Christen? Eine kritische Auseinandersetzung mit neueren
christlich-theologischen Positionen, Ostfildern 2022

W. Reinbold, Das Oberammergauer Passionsspiel 2022. Vom Hort des Antisemitismus zum Vorkamp-
fer gegen Antisemitismus, Zeitschrift fir Theologie und Kirche 120, 2023, 124-154.

Hannover, den 19.4.2023
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 4, 2023

1. Niedersachsen

1.1. Hannover: Kultusministerin Hamburg warnt vor Intoleranz und Ausgrenzung
Niedersachsens Kultusministerin Julia Willie Hamburg (Griine) hat vor zunehmender Intoleranz in einer
immer diverseren Gesellschaft gewarnt.

Angesichts der Vielfalt von Kulturen und Nationalitaten sowie religidsen und weltanschaulichen Ein-
stellungen hatten manche Menschen Angst, keinen eigenen Platz in der Gesellschaft zu finden, und
reagierten mit abnehmender Akzeptanz. Dabei wiirden die Chancen einer pluralen Gesellschaft ausge-
blendet oder zum Risiko umgedeutet. Dem gelte es, entgegenzuwirken, sagte Hamburg bei einem Iftar-
Empfang des Islamverbands Schura Niedersachsen in den Rdumen des Milli-Gériis-Regionalverbands
am Weidendamm in Hannover.

Der Schura-Vorsitzende Recep Bilgen forderte in seiner BegriiBung die rechtliche Anerkennung der
Schura als Religionsgemeinschaft. Diesen seit Jahren laufenden Prozess wolle der Verband zu einem
Abschluss bringen: ,Ein Scheitern ware ein fatales Signal an all diejenigen, die nicht wollen, dass der
Islam und die Muslime zu Deutschland gehéren®, so Bilgen. Zugleich dankte er fur die Hilfe und Solida-
ritdt nach dem Erdbeben in der Turkei und in Syrien.

Der Vorsitzende der Judischen Gemeinden in Niedersachsen, Michael Furst, betonte, das Verhaltnis
von Christen, Juden und Muslimen in Niedersachsen sei stabil und gut. Immer dann, wenn es darauf
ankomme, stehe man entschlossen zusammen. Die Solidaritéat nach dem Erdbeben sei daflr nur eins
von vielen Beispielen.

Der Landesbischof der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers, Ralf Meister, berichtete
in seinem GruRwort von einer Reise nach Odessa in die Ukraine. Bei seiner Riickkehr habe er ein tiefes
Gefuhl der Dankbarkeit fur die freiheitlich-demokratische Grundordnung und den Frieden in Deutsch-
land empfunden. Die Religionsgemeinschaften seien dazu aufgerufen, sie zu erhalten und einander
beizustehen (mehr).

1.2. Hannoversch Miinden: Muslimischer Gebetsraum im Klinikum er6ffnet

Das Klinikum in Hannoversch Minden hat einen muslimischen Gebetsraum eingerichtet. An der feierli-
chen Er6ffnung nahmen mehr als 100 Personen teil, unter ihnen der Vorsitzende des DITIB-Landesver-
bands, Saban Yabas, und City-Manager Tobias Vogeley.

Auf dem Weg zum kultursensiblen Krankenhaus sei dies ein wichtiger Schritt, sagte die Beauftragte
fur Kultursensibilitéat des Klinikums, Mirsena Sinanovic. ,Mehr als ein Viertel der Deutschen hat mittler-
weile einen Migrationshintergrund. Wir wollen verschiedene Kulturen in unseren Versorgungsalltag
integrieren. Unsere Patientinnen und Patienten sollen entsprechend ihrer Kultur, Religion, individuellen
Werten und Bedurfnissen versorgt und betreut werden.*

Zugleich mit dem Gebetsraum wurde auch ein Raum fiir die im Islam vorgeschriebenen Waschungen
nach dem Tod eroffnet (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Rheinland-Pfalz: Neustart der Vertragsverhandlungen mit vier islamischen Verbanden

Der rheinland-pféalzische Ministerrat hat beschlossen, dass die Landesregierung die Vertragsverhand-
lungen mit den islamischen Verbénden wieder aufnimmt. Beteiligt wiirden erneut die Landesverbande
DITIB Rheinland-Pfalz, Schura Rheinland-Pfalz, Islamische Kulturzentren Rheinland-Pfalz (LVIKZ) und
Ahmadiyya Muslim Jamaat. Schwerpunkte der Verhandlungen sollen die Themenbereiche ,Feiertage®,
,Bildung und Forschung in Schule und Hochschule®, ,Seelsorge® und ,Begrabnisse® sein.

»In Rheinland-Pfalz bilden die Musliminnen und Muslime hinter den beiden christlichen Kirchen die
drittgroRte religivse Gemeinschaft. Zur Starkung deren Teilhabe wollen wir unsere Zusammenarbeit auf
einer guten vertraglichen Grundlage regeln. Fir viele dieser Menschen im Land ist dies ein sehr wichti-
ges Zeichen der Anerkennung und Gleichbehandlung mit anderen Religionsgemeinschaften®, sagte
Wissenschaftsminister Clemens Hoch (SPD).

In einem nachsten Schritt wirden Verhandlungsgruppen gebildet und eine ressortiibergreifende
Steuerungsgruppe eingerichtet. Sie werde einen Zeitplan ausarbeiten, die Beitrdge der Verhandlungs-
gruppen zusammenfithren und im Konfliktfall intervenieren, so der Minister. Die Vertragsverhandlungen
sollen ab dem 1. Juni 2023 beginnen. ,Wir wollen einen Vertrag auf Augenhdhe. Ich bin zuversichtlich,
dass der Abschluss bis 2025, also noch in der laufenden Legislaturperiode, erreicht wird®“, so Hoch.


https://schura-niedersachsen.de/pressemitteilungen/iftar-empfang-2023/
https://www.khmue.de/ueber-uns/presse/gebetsraum-fuer-muslimische-patienten-und-mitarbeiter/

58

Der Wissenschaftsminister betonte, dass weitere Begleitprozesse notwendig blieben: ,Neben den
vertragsrechtlichen Aspekten missen wir auch Antworten finden auf Fragen zu der Struktur des musli-
mischen Lebens in Deutschland. Ich sehe hier grof3e Chancen zum interkulturellen Austausch. Wir wol-
len muslimisches Leben in Rheinland-Pfalz sichtbar machen®, sagte der Minister. Zu den Begleitprozes-
sen gehore beispielsweise auch die Erarbeitung einer Rahmenvereinbarung, die gemeinsame Wer-
tegrundlagen formuliert (mehr).

Nach dem Putschversuch in der Turkei im Sommer 2016 und den Reaktionen darauf waren die
Vertragsverhandlungen ausgesetzt und die eingeholten Gutachten aus dem Jahre 2014 um Zusatzgut-
achten erganzt worden. Die Gutachter Christoph Bochinger und Stefan Muckel hatten seinerzeit das
Ergebnis der Erstgutachten bestatigt, dass es sich bei den vier Verbénden grundsatzlich um ,Religions-
gemeinschaften“ handele. Der damalige Wissenschaftsminister Konrad Wolf (SPD) hatte zugleich
erklart, es gebe ,erhebliche strukturelle Herausforderungen®, die nun gelést werden muissten. Dazu
wurden im Fruhjahr 2020 Zielvereinbarungen mit den Verbéanden getroffen, deren Umsetzung nach 18
Monaten Uberprift werden sollte (s. Mitteilungen 4/2020, S. 2-3).

2.2. Hamburg: Verwaltungsgericht verhandelt iber Klage des Islamischen Zentrums Hamburg
Vor dem Verwaltungsgericht Hamburg hat die Verhandlung tiber die Klage des umstrittenen Islamischen
Zentrums Hamburg (1ZH) gegen das Landesamt fur Verfassungsschutz begonnen. Mit der Klage wehrt
sich der Tragerverein der Blauen Moschee gegen die Einstufung als extremistische Gruppierung und
als AulRenposten des Irans in Deutschland.

Der Hamburger Verfassungsschutz beobachtet das I1ZH seit drei Jahrzehnten. 2018 erwahnte er das
IZH und die ihm angegliederte ,Islamische Akademie Deutschland“ unter der Uberschrift ,sicherheits-
gefahrdende und extremistische Bestrebungen von Islamisten®. Gegen diese Einordnung, die in ahnli-
cher Weise 2019 wiederholt wird, hat das 1ZH 2020 Klage eingereicht (AZ 17 K 5081/20 und 17 K
2179/21).

Zu Beginn der Verhandlung wiesen Vertreter des Verfassungsschutzes darauf hin, dass aus Rechts-
grinden nur jeweils die Berichte der vergangenen drei Jahre (2019, 2020, 2021) offentlich seien.
Danach wirden sie von der Internetseite geldscht. Der Vorsitzende Richter Klaus Thorwarth erklérte
dazu, dass damit der Klagegrund in wenigen Monaten entfallen werde — namlich dann, wenn der Bericht
fur 2022 im Sommer vorgelegt werde. Er stellte klar, ,dass es aul3erst misshilligt wird“, dass ein solcher
Punkt erstin der mindlichen Verhandlung zur Sprache komme. Es sei ein ,Desaster, wenn das Gericht
aus diesem Grund im laufenden Prozess nicht entscheiden kénne, so der Richter.

Der Vertreter des 1ZH, Rechtsanwalt Sven Kriger, wies die in den Verfassungsschutzberichten
erhobenen Vorwirfe als nicht belastbar zurlick. Das 1ZH sei der Vertreter der religidsen Autoritaten der
Schiiten und Ansprechpartner der Moscheegemeinden in Deutschland, mehr nicht. ,Wir bleiben dabei,
dass das IZH keine politische Zielsetzung hat.“ Dass Anhénger der in Deutschland mittlerweile verbo-
tenen Hisbollah in der Blauen Moschee verkehrt hétten, sei fiir sich genommen noch kein Beleg fir
verfassungsfeindliche Bestrebungen des IZH. ,Wenn ein RAF-Terrorist im Michel betet, muss dann die
evangelische Kirche in Hamburg im Verfassungsschutzbericht stehen?”, fragte Kriiger.

Die Vertreter des Verfassungsschutzes stellten klar, dass die schiitische Religion respektiert werde.
Sie sei nicht Verfahrensgegenstand. Die Staatsdoktrin des Iran lasse jedoch keine Trennung von welt-
licher und religidser Fihrung zu. Seit der iranischen Revolution werde dies auch bei den Fuhrungsper-
sonen des I1ZH deutlich. ,Man muss sich angucken, was sind das fur Leute und nach welchen Kriterien
werden sie ausgesucht®, sagte der Leiter der Auswertungsabteilung. Es sei klar, ,dass es eine inhaltli-
che und organisatorische Nahe gibt des IZH zu Teheran“ (mehr).

Das Verwaltungsgericht wird nun zu prifen haben, ob die Voraussetzungen fir eine entsprechende
Berichterstattung durch den Verfassungsschutz vorlagen. Zeugen und Sachverstandige seien nicht
geladen. Den ungewdhnlich langen Zeitraum zwischen der Einreichung der Klage und dem Beginn der
Verhandlung erklarte ein Sprecher mit ,der Gesamtbelastung der zustandigen Kammer*.

Wegen des grol3en 6ffentlichen Interesses fand die Verhandlung im gré3ten Sitzungssaal des Ver-
waltungsgerichts statt. Unter den Gasten waren auch Kritiker der Blauen Moschee, die mit Zwischenru-
fen und Gelachter auf Aussagen des IZH-Anwalts reagierten. Ein weiterer Verhandlungstermin ist fur
Ende Mai angesetzt (mehr).

2.3. Esslingen: DITIB-Moschee feierlich eroffnet
Nach mehr als 20 Jahren Planung und Bauzeit ist die Moschee der Turkisch-Islamischen Gemeinde
Esslingen feierlich er6ffnet worden. ,Die Moschee zeigt, dass wir sichtbar sind“, sagte der Dialogbeauf-
tragte Erdal Senbay. Die etwa 8000 Muslime in Esslingen hatten nun ,ihren Ort gefunden®.

Die Gesprache mit der Stadt hatten 1998 begonnen. Kontrovers diskutiert wurden unter anderem
die Themen Larm, Verkehr sowie die Gestaltung des Gebaudes und des Minaretts. 2006 waren die
Bauarbeiten wegen zu geringer Spenden zeitweilig zum Erliegen gekommen.
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Die Moschee bietet Platz fir mehr als 650 Menschen, teilte der Tragerverein mit. Die Baukosten
beliefen sich auf mehr als funf Millionen Euro. Sie seien aus Spenden der etwa 500 Mitglieder und
weiterer Forderer aus der Region bezahlt worden (mehr).

2.4. Rheinland-Pfalz: Keine Baugenehmigung zum Neubau einer Moschee in Germersheim

Das Verwaltungsgericht Neustadt an der Weinstral3e hat die Klage der DITIB Gemeinde Germersheim
gegen den Landkreis Germersheim zur Erteilung einer Baugenehmigung zum Neubau einer Moschee
abgewiesen.

Die Ditib-Gemeinde hatte 2019 einen Bauantrag zur Errichtung einer neuen Moschee mit einer Nutz-
flache von mehr als 2.200 Quadratmetern, zwei Kuppeln und zwei Minaretten gestellt. Der Bauantrag
wurde vom Landkreis Germersheim abgelehnt. Gegen die Ablehnung hatte der Verein Klage erhoben.

Das Gericht urteilte, es sei unklar, ob die zu erwartenden Immissionen, insbesondere die Belastun-
gen durch Larm und Verkehr, der Nachbarschaft zuzumuten seien. Die dazu gemachten Angaben im
Bauantrag seien grofRenteils unplausibel. Insbesondere sei davon auszugehen, dass das Parken auf
dem grolRen Parkplatz (66 Stellflachen) ,zur Nachtzeit die Hochstwerte fir zuldssige Larmimmissionen
im Wohngebiet“ Uberschreiten werde, insbesondere im Ramadan. Auch die im Bauantrag angegebene
maximale Besucherzahl sei nicht plausibel. Gegen das Urteil kann Berufung eingelegt werden (mehr).

2.5. Was sonst noch war

— Institut fur Islamfragen der Evangelischen Allianz wahlt Detlef Blécher zum neuen Vorsitzenden; Fried-
mann Ei3ler, Esther Schirrmacher und Heiko Wenzel im Vorstand (mehr)

— Verfassungsschutz stuft AfD-Jugendorganisation als rechtsextrem ein (mehr)

— Tirkei: Ehemaliger Generalsekretar der deutschen Milli-Goérts (IGMG) Mustafa Yeneroglu warnt vor
einer Wiederwahl des turkischen Prasidenten: die Tirkei wiirde ,in die Autokratie abgleiten® (mehr).

3. Migrationsforschung

Mikrozensus: Zahl der Menschen mit Einwanderungsgeschichte weiter gestiegen

Mehr als ein FlUnftel der Bevdlkerung in Niedersachsen hat eine Einwanderungsgeschichte. Von den
8,01 Millionen Einwohnern des Landes waren im Jahr 2022 rund 1,73 Millionen Eingewanderte. Das
teilte das Statistische Bundesamt mit. Das entspricht einem Anteil von rund 21,6 Prozent. Bundesweit
stieg die absolute Zahl der Eingewanderten in erster und zweiter Generation im vergangenen Jahr um
6,5 Prozent auf 20,2 Millionen Menschen. Damit hatten sie 2022 einen Anteil von 24,3 Prozent an der
Gesamtbevolkerung von 83,1 Millionen Menschen.

Daten-Grundlage fur die Zahlen ist der jliingste Mikrozensus. Als Menschen mit Einwanderungs-
geschichte definiert das Bundesamt Personen, die seit 1950 selbst nach Deutschland eingewandert
sind (,erste Generation®) und ihre direkten Nachkommen (,zweite Generation®).

2022 stieg die Zahl der Eingewanderten in erster Linie aufgrund der hohen Zahl Gefliichteter aus der
Ukraine, Syrien und Afghanistan. Insgesamt sind rund drei Viertel der Menschen mit Einwanderungs-
geschichte (15,3 Millionen) personlich seit 1950 nach Deutschland gekommen. Mit einem Durch-
schnittsalter von 29,9 Jahren waren die ab 2013 Eingewanderten den Angaben zufolge deutlich jinger
als die Bevolkerung ohne Einwanderungsgeschichte (47 Jahre).

Haupt-Herkunftslander waren seit 2013 Syrien (16 Prozent), Ruménien (7 Prozent) und Polen (6
Prozent). Die Ukraine folgt mit einem Anteil von 5 Prozent an vierter Stelle. Allerdings sind die im ver-
gangenen Jahr aus der Ukraine Eingewanderten im Mikrozensus noch nicht vollstandig erfasst.

Hauptgriinde fur die Einwanderung in den zurtickliegenden zehn Jahren waren Flucht, Asyl und in-
ternationaler Schutz (27,9 Prozent). Andere haufig genannte Grinde waren Erwerbstatigkeit (24,2 Pro-
zent) sowie eine Familienzusammenfiihrung (23,9 Prozent). Deutlich seltener (8,2 Prozent) gaben seit
2013 Eingewanderte an, fir ein Studium oder eine Aus- und Weiterbildung nach Deutschland gekom-
men zu sein (mehr).

4. Veranstaltungen

Die Kirche bleibt im Dorf

Referent: Aiman Mazyek, Zentralrat der Muslime in Deutschland
4. Juni, 17 Uhr, Sigwardskirche Wunstorf-ldensen (mehr).

Hannover, den 9.5.2023
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 5, 2023

1. Niedersachsen

1.1. Hannover: Brandanschlag auf Moschee am Weidendamm

In der Nacht vom 29. auf den 30. Mai wurde ein Brandanschlag auf die Moschee am Weidendamm in
Hannover veribt. Polizeiprésidentin Gwendolin von der Osten sagte dem NDR, ein Restaurant in der
Moschee sei mit Molotowcocktails angegriffen worden. Passanten hatten den Brand I6schen kénnen.
Die Hintergriinde seien noch unklar. Menschen kamen nicht zu Schaden (mehr).

Die Moschee gehért zum Verband Milli Gorus® (IGMG) und ist Mitglied im Landesverband Schura
Niedersachsen. Der Vorsitzende des Verbands, Recep Bilgen, sagte, er vermute einen Zusammenhang
mit dem drei3igsten Jahrestag des Brandanschlags von Solingen (s.u. 2.1.). Der Angriff sei ,ein alar-
mierendes Zeichen fiir die steigende Islamfeindlichkeit in unserer Gesellschaft.“ Die IGMG Hannover
erklarte, man lasse sich ,von solchen feigen Handlungen nicht einschiichtern®. ,Wir stehen fiir Frieden,
Dialog und ein respektvolles Miteinander, so der Vorsitzende Ibrahim Kidik (mehr).

Die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers und der Landesverband der Judischen
Gemeinden versicherten der Moschee bei einem spontanen Besuch die Solidaritéat der Religions-
gemeinschaften. Landesbischof Ralf Meister erklarte, es sei ,entsetzlich und beschamend, dass es in
der letzten Zeit immer wieder Anschlage auf muslimische Einrichtungen und Gebetsstéatten in Deutsch-
land gegeben® habe. In Hannover bestehe ein friedliches Miteinander der unterschiedlichen Religionen
sowie ein intensiver und vertrauensvoller Austausch. ,Als evangelische Kirche setzen wir uns mit allen
Kraften dafur ein, dass das nicht durch feige Anschlage geféhrdet wird und stehen solidarisch an der
Seite der muslimischen Gemeinden® (mehr).

1.2. Annett Abdel-Rahman wird Juniorprofessurin an der Universitat Osnabriick

Die islamische Theologin und Religionslehrerin Annett Abdel-Rahman ist zur Junior-Professorin an der
Universitat Osnabriick ernannt worden. Seit dem 15. Mai hat sie die Juniorprofessur ,Fachdidaktik des
Islamischen Religionsunterrichts® inne. Das teilte die Universitat Osnabrtick mit.

Abdel-Rahmans Forschungsschwerpunkt liege ,auf der Kompetenzorientierung im islamischen
Religionsunterricht vor dem Hintergrund der Nachhaltigkeit religidser Bildung angesichts lebensweltli-
cher Herausforderungen muslimischer Kinder und Jugendlicher®, heil3t es weiter. Dazu gehérten die
»2Analyse von Aufgaben, Zielen sowie Instrumenten religidsen Lernens an den Lernorten Schule und
Moschee, sowie die Auseinandersetzung mit der Wirksamkeit interreligidsen Lernens® (mehr).

Abdel-Rahman wirkte zuletzt als Landeskoordinatorin des niedersachsischen Kultusministeriums fiir
den islamischen Religionsunterricht. Zuvor arbeitete sie als Religionslehrerin unter anderem in Hanno-
ver und an der Drei-Religionen-Grundschule in Osnabrtick. Dartiber hinaus engagierte sie sich im Beirat
fur den Islamischen Religionsunterricht und im Vorstand des Landesverbands Schura Niedersachsen.
2022 wurde sie mit einer Arbeit Gber Kompetenzorientierung im islamischen Religionsunterricht an der
Universitat Vechta promoviert.

1.3. Was sonst noch war

— Gottingen: DITIB-Moschee erhélt erneut rechtsradikalen Drohbrief (mehr); Kirchen und Ministerin
Hamburg &uf3ern sich solidarisch (mehr)

— Hannover: Haus der Religionen setzt Kooperation mit der Universitat Hannover fort; Seminar ,Einflih-
rung in die Weltreligionen* fur angehende Religionslehrerinnen und Religionslehrer (mehr)

— Aurich/Cuxhaven: Bundesanwaltschaft nimmt zwei mutmaRliche Mitglieder der Hisbollah fest (mehr)
— Loccum: Direktorin Verena Grlter verlasst die Evangelische Akademie (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Solingen: Bundespréasident Steinmeier ruft zu Wachsamkeit gegen rechts auf

DreiBig Jahre nach dem rassistisch motivierten Brandanschlag von Solingen hat Bundespréasident
Frank-Walter Steinmeier einen wachsamen und wehrhaften Staat gegen rechten Terror gefordert. ,Als
Bundesprasident kann ich nicht dazu schweigen, in welchem Klima diese Anschlage gediehen sind®,
sagte Steinmeier bei einer Gedenkveranstaltung in Solingen.

Viel zu lang sei das Land der Behauptung von den verblendeten Einzeltatern aufgesessen, sagte
Steinmeier. Die Strukturen und die Ideologie der Tater seien ignoriert worden. Rechtsextreme und Ras-
sisten entmenschlichten den Einzelnen und verbreiteten damit Angst und Schrecken. ,Ich nenne das:
Terror. Dieser rechte Terror ist verantwortlich fiir die Toten hier in Solingen. Diesen rechten Terror gab
es vor Solingen, und es gibt ihn nach Solingen®, so der Bundesprasident.
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Am 29. Mai 1993 starben funf Madchen und Frauen, als Rechtsradikale das Wohnhaus der Familie
Geng anziindeten: Saime Geng (4), Hillya Geng (9), Giiliistan Oztiirk (12), Hatice Geng (18) und Giirsiin
Ince (27). Der Anschlag gilt als eines der schwersten rassistischen Verbrechen in der Geschichte der
Bundesrepublik. Kurz nach der Tat waren vier junge rechtsradikale Solinger im Alter zwischen 16 und
23 Jahren festgenommen worden. Sie wurden 1995 wegen Mordes verurteilt (mehr).

Das Gedenken fand zum ersten Mal ohne Mevliide Geng¢ statt, die 2022 verstorben war. Trotz des
gewaltsamen Tods von zwei Kindern, einer Nichte und zwei Enkeln war sie stets fur Versohnung, Tole-
ranz und Verstandigung eingetreten. Sie sei eine ,sehr starke Person gewesen, die unsere Gefiihle am
besten zum Ausdruck gebracht hat*, sagte ihr Sohn Kamil Gen¢. Diese Aufgabe miisse nun auf mehrere
Schultern innerhalb der Familie verteilt werden. Zum Gedenken an Mevliide Geng¢ wurde der Platz vor
dem ehemaligen Haus der Familie in ,Mevliide Geng¢-Platz* umbenannt (mehr).

2.2. Koordinationsrat der Muslime: Angriffe auf Muslime nehmen dramatisch zu
Der Koordinationsrat der Muslime (KRM) hat einen entschiedeneren Kampf gegen antimuslimischen
Rassismus gefordert.

Die Angriffe auf Muslime hétten zuletzt dramatisch zugenommen, sagte der Sprecher des KRM,
Murat Gimus. ,Muslime werden beleidigt, bespuckt, angegriffen, Musliminnen werden Kopftlicher her-
untergerissen. Und das in der Bahn, im Bus, im Supermarkt oder auf Klassenfahrt. Allein in den vergan-
genen zwei Wochen wurden mindestens sieben solcher Angriffe registriert.“ Und das seien ,nur die
Féalle, die bekannt wurden. Es ist davon auszugehen, dass viele solcher Félle gar nicht erst zur Anzeige
gebracht werden.”

Auffallig sei, so Guimus weiter, ,dass sich die jingsten Angriffe mehrheitlich in Ostdeutschland, und
ganz besonders in Berlin, ereignet haben.” ,Es ist nicht nachvollziehbar, wieso bis auf wenige Ausnah-
men sich politische Verantwortungstrager kaum zu dieser Zuspitzung auf3ern. Und das in einem Monat,
in dem sich der Brandanschlag in Solingen zum 30. Mal jahrt.“ Die Politik forderte der KRM auf, ,die
Anzahl des Sicherheitspersonals vor allem in 6ffentlichen Verkehrsmitteln deutlich® zu erhéhen, insbe-
sondere in Berlin (mehr).

2.3. Zentralrat der Muslime zieht Klage gegen den Islamunterricht in Nordrhein-Westfalen zuruck
Der Zentralrat der Muslime hat seine Klage auf Aufnahme in die Kommission fur den Islamischen Reli-
gionsunterricht in Nordrhein-Westfalen zuriickgezogen.

Die Landesregierung hatte dem Zentralrat die Mitarbeit in der Kommission mit der Begrindung ver-
weigert, er habe Verbindungen zu islamischen Organisationen mit verfassungsfeindlichen Tendenzen.
Mit der Ricknahme der Klage und der Einstellung des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens sei diese
Entscheidung nun bestandskraftig geworden, erklarte das Schulministerium auf Anfrage der katholi-
schen Nachrichtenagentur (mehr).

Die Kommission war 2019 von der Landesregierung eingesetzt worden (s. Mitteilungen 7/2019, S.
1). Ihr gehoren zurzeit sechs muslimische Verbéande an. Voraussetzung fur die Berufung in die Kom-
mission ist unter anderem, ,dass die Organisation in der Zusammenarbeit beim islamischen Religions-
unterricht eigenstandig und staatsunabhangig ist und die Verfassungsprinzipien achtet® (s. Mitteilungen
5/2021, S. 2).

Der Zentralrat der Muslime steht unter anderem wegen seines Grindungsmitglieds ATIB (Union der
Turkisch-Islamischen Kulturvereine in Europa) in der Kritik. Das Bundesamt fir Verfassungsschutz
rechnet die Union seit 2019 zur rechtsextremen Szene. Sie sei Teil der tiirkischen ,Ulkiicii“-Bewegung
(,1dealisten“-Bewegung). Die unter dem Namen ,Graue Woélfe* bekannte Gruppe fulde auf ,einer natio-
nalistischen und rassistischen rechtsextremistischen Ideologie®, so der Verfassungsschutz. ATIB teile
ihre ,ldeologie, die eine Uberhéhung des Tirkentums vertritt und von einem ausgepragten Freund-
Feind-Denken gepragt ist, das zu systematischer Abwertung anderer Volksgruppen oder Religionen,
insbesondere der Kurden und des Judentums, fuhrt* (s. Mitteilungen 7/2020, S. 2). ATIB ist die mitglie-
derstérkste Organisation im Zentralrat der Muslime.

Der nordrhein-westfélische Landesverbands des Zentralrats erklarte zum Rickzug der Klage, man
wolle sich ,sowohl inhaltlich als auch personell neu ausrichten®. Die Rechtsauffassung, dass das Kom-
missionsmodell ,eine unzuldssige Einmischung der Regierung” in die Zustandigkeit der Religionsge-
meinschaften darstelle, bestehe weiterhin (mehr).

2.4. Nach Tiirkei-Wahl: Cem Ozdemir fordert hartere Linie im Umgang mit tiirkischen Imamen
Bundesagrarminister Cem Ozdemir (Griine) hat nach der Wiederwahl des tiirkischen Prasidenten
Erdogan eine hartere Linie der deutschen Turkei-Politik gefordert. ,Wir haben im Umgang mit Putin
gesehen, wozu das filhrt, wenn man sich eine Situation schénredet®, sagte Ozdemir in Solingen. ,Die
Zeitenwende, die wir Gott sei Dank endlich haben im Umgang mit Putin, die braucht es jetzt auch im
Umgang mit trkischem Ultranationalismus, die braucht es jetzt auch im Umgang mit Fundamentalis-
mus.*
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Die Wiederwahl Erdogans habe Folgen auch fir die deutsche Gesellschaft, so Ozdemir. Man miisse
zum Beispiel darliber sprechen, welche Konsequenzen es habe, ,wenn die nachste Generation von
Imamen aus der Turkei noch nationalistischer, noch religités fundamentalistischer sein wird. Das werden
ja welche sein, die Kinder beeinflussen in Deutschland.” Fast alle Bundeslander verhandelten zurzeit
mit islamischen Dachverbanden Uber Staatsvertrage und Uber islamischen Religionsunterricht. ,Und
zwar vollig frei davon, welche Ausrichtung diese Verbénde haben, wie sie stehen zu den autoritaren
Verhdltnissen in den Herkunftsl&ndern. Diese Art des Schénredens einer Situation, die von Jahr zu Jahr
extremer wird, die muss ein Ende haben*, forderte Ozdemir.

Auch der laute Jubel vieler Erdogan-Anhanger in deutschen Stadten sende ein verstdrendes Signal
an die deutsche Gesellschaft. ,Die hupen, weil jemand eine Wahl gewonnen hat, der das Land in eine
Art offenes Gefangnis verwandelt, wahrend sie hier gleichzeitig die Vorzlige einer liberalen Demokratie
genieflen.” Wenn junge Tirken den Erdogan-Sieg so ausgelassen feierten, sei das ,gleichzeitig auch
eine Absage an das Zusammenleben hier, eine Absage an die liberale Demokratie“, so Ozdemir.

Bei der Stichwahl um das Amt des tirkischen Staatsprasidenten hatten mehr als 65 Prozent der in
Deutschland wahlberechtigten Tlrken fur Prasident Erdogan gestimmt. Er hatte die Stichwahl gegen
Oppositionsfuhrer Kemal Kiligdaroglu knapp fur sich entschieden.

Der Vorsitzende der Turkischen Gemeinde in Deutschland, Gokay Sofuoglu, wies Ozdemirs Kritik
zuruck. ,Je mehr Bashing gegenuber den Wahlerinnen und Wahler betrieben wird, desto mehr und
entschlossener gehen die Menschen auch zur Wahl®, sagte er. Er ,habe das Gefihl, dass viele Men-
schen hier in Deutschland sich nicht mit diesem Land identifizieren.” Sie hatten das Gefiihl, nicht hierher
zu gehoren. Die Politik misse diesen Menschen ein Angebot machen. Entsprechend wirden sich dann
auch das Wahlverhalten und die politische Partizipation andern (mehr).

2.5. Bundestag: Abgeordnete fordern Einrichtung einer islamischen Militarseelsorge

Die Ampel-Fraktionen im Bundestag haben die Bundesregierung aufgefordert, islamische Militarseel-
sorger in der Bundeswehr einzusetzen. Im Februar 2023 hétten die ersten Studierenden am Islamkolleg
in Osnabrick den Kurs fir muslimische Seelsorge abgeschlossen, schrieben die Abgeordneten in
einem Brief, aus dem die Neue Osnabriicker Zeitung zitiert: ,Wir mochten das zum Anlass nehmen, um
bei Ihnen fur die Einrichtung einer muslimischen Militérseelsorge zu werben.“ Mittlerweile leisteten mehr
als 3.000 Soldatinnen und Soldaten muslimischen Glaubens ihren Dienst in der Bundeswehr.

Der Brief ist vom stellvertretenden FDP-Fraktionschef Konstantin Kuhle, der migrationspolitischen
Sprecherin der Griinen, Filiz Polat, und Bundestagsvizeprasidentin Aydan Ozoguz (SPD) verfasst. Er
richtet sich an Bundesverteidigungsminister Boris Pistorius (SPD), Bundesinnenministerin Nancy Fae-
ser (SPD) und die Wehrbeauftragte Eva Hogl (SPD).

Die evangelische, katholische und judische Militarseelsorge leiste einen unverzichtbaren Beitrag zur
seelsorglichen Betreuung von Soldatinnen und Soldaten sowie deren Angehérigen, heifdt es in dem
Schreiben. Das Aufgabenspektrum der Streitkréafte und insbesondere die Auslandseinsétze hatten spur-
bare Auswirkungen auf die Lebenssituation von Soldatinnen und Soldaten sowie deren Familien. ,lhre
religidse Betreuung in der Bundeswehr muss fur uns einen hohen Stellenwert haben®, so die Abgeord-
neten (mehr).

2.6. Dresden: Mann legt Feuer in einer Moschee
Ein polizeibekannter Mann hat in Dresden ein Regal in einer Moschee angeziindet. Wie die Polizei
mitteilte, goss der 34 Jahre alte Mann eine Flissigkeit Uber das Regal und zindete sie an. Ein Zeuge
konnte das Feuer |6schen. Er blieb laut Polizei unverletzt.

Beamte nahmen den Tatverdachten wenig spater in seiner Wohnung fest. Der Staatsschutz ermittelt
wegen schwerer Brandstiftung. Der Mann soll bereits im April einen Koran in einer Moschee angeziindet
haben (mehr).

3. Video

Bestattung auf hinduistisch — Wie geht das?

Religionen im Gesprach

Gast: Rajiny Kumaraiah, Hannover

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

Hannover, den 31.5.2023
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 6, 2023

1. Niedersachsen
1.1. Schura Niedersachsen wahlt vorzeitig neuen Vorsitzenden
Der muslimische Landesverband Schura Niedersachsen hat einen neuen Vorsitzenden.

Bei der jahrlichen Mitgliederversammlung wéahlte der Verband tberraschend den Unternehmens-
berater Kerim Ocakdan zum neuen Vorsitzenden. Der bisherige Vorsitzende Recep Bilgen schied vor-
zeitig aus seinem Amt aus. Er war 2016 Uberraschend gegen den langjéhrigen Vorsitzenden Avni Altiner
gewahlt und zuletzt im Mé&rz 2022 in seinem Amt bestétigt worden. Die turnusmalfiige Amtszeit betragt
zwei Jahre.

Recep Bilgen habe sich ,mit vollstem Einsatz fur die Belange der Muslime® eingesetzt, teilte die
Schura mit. ,Die Gemeindemitglieder bedankten sich fiir sein auRergewdhnliches Engagement und
seine herausragende Arbeit, die er wahrend seiner Amtszeit leistete.” Der neue Vorsitzende Ocakdan
bringe ,umfangreiche Erfahrung und Expertise mit“. Er sei von 2011 bis 2016 sowie seit 2022 bereits
Mitglied im Vorstand gewesen. Dariiber hinaus sei er seit 2016 Mitglied im ZDF-Fernsehrat (mehr).
Nach einer vom ZDF verdéffentlichten Selbstauskunft ist Ocakdan stellvertretender Vorsitzender der Milli
Gorus (IGMG) in Braunschweig (mehr).

Der bisherige Vorsitzende Bilgen kindigte auf Twitter an, er werde sich ,nun den Herausforderungen
meiner neuen Aufgabe als Vorsitzender des IGMG-Regionalverbands Hannover stellen® (mehr). 2022
hatte er den Vorsitz des Milli-Goéris-Verbands in der Region Hannover tbernommen.

Auf Anfrage der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung sagte Bilgen zu den Grinden fir sein vorzei-
tiges Ausscheiden: ,Ich wollte nicht, dass meine Arbeit bei der Schura leidet.” Es sei zeitlich schwer,
beide Amter miteinander zu vereinbaren. Uber seine Wahl zum IGMG-Vorsitzenden habe er die Lan-
desregierung seinerzeit verstandigt. Man habe ihm signalisiert, dass dies fur sein Wirken bei der Schura
kein Problem darstelle (mehr).

1.2. Landesbischof und Prasidentin laden zum Kirchentag 2025 nach Hannover ein

Der hannoversche Landesbischof Ralf Meister und die designierte Kirchentagsprasidentin Anja Sieges-
mund haben zum Kirchentag 2025 nach Hannover eingeladen. ,Kirchentag geht weiter, sagte die
frihere thiringische Umweltministerin Siegesmund (Griine) beim Schlussgottesdienst des 38. Deut-
schen Evangelischen Kirchentags in Niirnberg. An der finftagigen Veranstaltung hatten insgesamt rund
70.000 Menschen teilgenommen.

Der néchste Kirchentag wird vom 30. April bis zum 4. Mai 2025 in Hannover stattfinden. Hier hatte
der Jurist Reinold von Thadden 1949 den evangelischen Kirchentag als unabhangige protestantische
Laienbewegung ins Leben gerufen. Danach war die Grof3veranstaltung noch drei Mal zu Gast, 1967,
1983 und zuletzt 2005.

Bei einem Empfang der hannoverschen Landeskirche sagte Landesbischof Meister, das Vorberei-
tungsteam fur 2025 sei schon jetzt voller Energie, Begeisterung und ungewohnlicher Ideen. Hannovers
Burgermeister Thomas Klapproth (CDU) betonte, beim Kirchentag 2025 werde der interreligiose Aus-
tausch eine wichtige Rolle spielen: ,Mit dem Ziel, dass Verstandnis flreinander entsteht.“ In der Stadt
gebe es seit 20 Jahren das bundesweit erste ,Haus der Religionen® (mehr).

1.3. Verfassungsschutzbericht 2022 vorgestellt
Innenministerin Daniela Behrens (SPD) und der Prasident des Niedersachsischen Verfassungsschut-
zes, Dirk Pejril, haben den Verfassungsschutzbericht fir das Jahr 2022 vorgestellt.

Die grofdte Bedrohung fur die Demokratie sei weiterhin der Rechtsextremismus, teilte der Verfas-
sungsschutz mit. Darliber hinaus beobachte man sorgféltig das relativ neue Phanomen der ,Demokra-
tiefeindlichen und/oder sicherheitsgefahrdenden Delegitimierung des Staates® sowie die russischen
Desinformationskampagnen, die ,auf die Destabilisierung unseres demokratischen Systems* zielten.
Weitere Beobachtungsobjekte seien wie in den Vorjahren der Linksextremismus, der Islamismus und
der Extremismus ,mit Auslandsbezug®.

Im Bereich Islamismus sei ,die jihadistische Propaganda weiterhin virulent®. Sie sorge ,fiir eine
latente Anschlagsgefahr durch islamistische Extremisten und Terroristen®. Das Gefahrenpotenzial sei
serheblich®. Wieder zugenommen hatten Missionierungskampagnen wie Literaturverteilaktionen und
Vortragsreihen salafistischer Prediger. Insbesondere seit der Corona-Pandemie wirden dabei Social-
Media-Plattformen professionell genutzt.

Als bundesweiter Anlaufpunkt salafistischer Prediger habe sich die ,Deutschsprachige Muslimische
Gemeinschaft” in Braunschweig etabliert. Sie erreiche allein Giber ihren YouTube-Kanal mehr als 70.000
Abonnenten. Dies kdnne ein Néhrboden fir eine weitere Radikalisierung sein. ,Auch negative Einflisse
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auf unsere Integrationsbhemihungen, der Verlust der gesellschaftlichen Akzeptanz fir die islamische
Religion und die Bildung von Parallelgesellschaften kdnnen durch islamistische Tendenzen geftrdert
werden®, so Ministerin Behrens.

Im Bereich ,Extremismus mit Auslandsbezug® zeige sich eine starke ideologische Kontroverse, so
der Verfassungsschutz weiter. Die gréf3te extremistische Auslanderorganisation in Niedersachsen sei
die kurdische PKK mit etwa 1.600 Personen. Ihr gegeniiber stehe die rechtsextreme tiirkische ,Ulkiicii-
Bewegung®, auch als Graue Wolfe bekannt, mit rund 700 Anhangern. Eine ,ausgepragte Pro-Erdodan-
Stimmung in Deutschland® verstarke die nationalistische Ausrichtung der Vereine, zu der auch der
Moscheeverband ,ATIB* gehore, und ,ihre Abkehr von Integrationsbemihungen® (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. USA: Islamische Theologen veréffentlichen Stellungnahme zur Sexualethik

Eine Gruppe muslimischer Prediger, Theologen und Theologinnen aus Nordamerika um den einfluss-
reichen Imam Yasir Qadhi hat eine Erklarung zur Sexualethik verdffentlicht.

Unter dem Titel ,Navigating Differences: Clarifying Sexual and Gender Ethics in Islam® betonen die
mehr als 150 Unterzeichner, dass die islamische Sexualmoral im Widerspruch zu zentralen Uberzeu-
gungen und Forderungen der LGBTQ-Bewegung stehe. Besorgniserregend sei insbesondere, dass es
in den USA einen Trend gebe, LGBTQ-zentrierte Werte durch Gesetzgebung und Regelungen unter
Kindern zu verbreiten. Zugleich wirden Menschen, die sich dem entgegenstellten, schnell als ,intole-
rant“ oder ,heuchlerisch* abgestempelt.

Die Position des Islam, so die Autoren und Autorinnen, sei demgegentber klar und unveranderlich:
.Nach einem Erlass Gottes sind sexuelle Beziehungen innerhalb der Grenzen der Ehe erlaubt, und die
Ehe kann nur zwischen einem Mann und einer Frau geschlossen werden.” Im Koran verurteile ,Gott
ausdrucklich sexuelle Beziehungen mit dem gleichen Geschlecht®. Auch voreheliche und auRereheliche
sexuelle Handlungen seien ,im Islam verboten®.

Zwar hatten, so die Erklarung weiter, einige Muslime versucht, die Tradition nach der ,LGBTQ-
Ideologie” zu revidieren. Dagegen sei festzuhalten: ,Wir lehnen solche Bestrebungen kategorisch als
theologisch nicht vertretbar ab, da diese Aspekte der Sexualethik in die Kategorie der unveranderlichen
Grundséatze fallen und daher nicht revidiert werden kénnen.“ Mit dieser moralischen Meinungsverschie-
denheit musse in der Gesellschaft friedlich umgegangen werden. Sie durfe nicht zu ,Intoleranz oder
Aufstachelung zur Gewalt® fihren.

Die Erkléarung schlief3t mit einem Hinweis an diejenigen unter den Muslimen, die ,mit Begierden zu
kampfen haben, die auBerhalb der von Gott gesetzten Grenzen liegen®. Sie sollten wissen, ,dass auch
die Rechtschaffensten Stinden begehen kdénnen und dass jeder Muslim, egal wie stindig er ist, das
Potenzial hat, dass ihm vergeben wird. Sich in der Hingabe an Gott in Selbstbeherrschung zu tben, gilt
als heldenhaft. Die spirituelle Belohnung steigt proportional zum Grad der Anstrengung, die damit ver-
bunden ist* (mehr).

Die Erklarung wurde von vielen Muslimen begrtif3t und unterstitzt. Kritische Stimmen gab es bisher
nur vereinzelt, etwa von der us-amerikanischen Schriftstellerin Laila Lalami (hier).

2.2. Medienbericht: Deutsche Muslimische Gemeinschaft plant Bau einer Moschee in Frankfurt
Nach einem Bericht der Zeitung ,Die Welt" plant die ,Deutsche Muslimische Gemeinschaft‘ (DMG) den
Bau eines reprasentativen Moscheekomplexes in Frankfurt-Griesheim.

Offiziell trete das ,Islamische Zentrum Frankfurt® als Bauherr der Moschee in Erscheinung, so die
Zeitung. Tatsachlich sei im Grundbuch aber die DMG als Eigentimerin angegeben. Offenbar solle hier
ein reprasentatives Zentrum der deutschen Muslimbruderschaft entstehen. Die Spender wirden dabei
in die Irre gefiihrt. Auch sei zu vermuten, dass eine Menge auslandisches Geld im Spiel sei, so die
Recherche der Journalisten (mehr).

Die ,Deutsche Muslimische Gemeinschaft® gilt nach dem jungst vorgestellten Bericht des Bundes-
amtes fur Verfassungsschutz als ,wichtigste und zentrale Organisation von Anhangerinnen und Anha-
ngern der ,Muslimbruderschaft’ (MB) in Deutschland“ (mehr).

2.3. Was sonst noch war

— Hamburg: Klage des Islamischen Zentrums Hamburg gegen den Verfassungsschutz: Prozess vor
dem Verwaltungsgericht zieht sich in die Lange (mehr)

— Berlin: CLAIM — Allianz gegen Islam- und Muslimfeindlichkeit verdffentlicht Lagebild zu antimuslimi-
schem Rassismus; 898 antimuslimische Vorfélle im Jahr 2022 dokumentiert (mehr)

— Berlin: Bauarbeiten am ,House of One* haben begonnen, Kosten steigen auf etwa 70 Millionen Euro
(mehr).
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3. Meinungsforschung

Bertelsmann Religionsmonitor 2023: Offenheit gegentber anderen Religionen nimmt ab

Die Offenheit gegeniiber anderen Religionen hat in Deutschland abgenommen. Das ist eines der
Ergebnisse des Religionsmonitors 2023 der Bertelsmann-Stiftung.

Danach halten 34 Prozent der Befragten die Pluralitat der Bekenntnisse fur eine ,Bedrohung® (im
Einzelnen: Muslime: 20 Prozent; Buddhisten: 33 Prozent; Christen: 34 Prozent; ohne Religionszugeho-
rigkeit: 38 Prozent; Hindus: 61 Prozent).

Die Offenheit gegenuber anderen Religionen ging im Vergleichszeitraum zurlick. 2013 hatten 89
Prozent der Befragten gesagt, man solle ,gegenlber allen Religionen offen sein“. 2023 sank dieser
Wert auf 80 Prozent. Von 72 auf 59 Prozent ging die Zustimmung zu der Aussage zurlck, dass ,jede
Religion einen wahren Kern* habe.

Zwar sei die grundsatzliche Wertschatzung der Religionsfreiheit mit 93 Prozent weiterhin sehr hoch,
schreiben die Autorinnen und Autoren um die Religionssoziologin Yasemin El-Menouar. Der gesell-
schaftliche Konsens lése sich aber auf, ,wenn es um die Haltung gegeniber unterschiedlichen religi6-
sen Wahrheiten® und um ,die Einschatzung der Relevanz von Religion fur die Moderne geht.“ Nur noch
59 Prozent der Befragten meinten, Religion passe in die Moderne. Hieran zeige sich ,eine zunehmende
Kluft zwischen dem Drittel der Bevolkerung, das keinen Bezug zur Religion hat, und einem kleineren
Kreis von Menschen, deren Leben stark religios gepréagt ist.”

Was die Mitgliedszahlen anbetrifft, kommt die Studie zu dem Schluss, dass 50 Prozent der in
Deutschland lebenden Menschen Christen sind und etwa 35 Prozent keiner Religionsgemeinschaft
angehoren. Es folgen Muslime mit 8,5 Prozent sowie kleinere Gruppen wie Buddhisten, Hindus und
Juden (0,3 Prozent) (mehr).

Als zentrales Ergebnis halt die Studie fest: ,Auch wenn das Recht der Religionsfreiheit breite Zu-
stimmung erfahrt, ist der gesellschaftliche Konsens in dieser Hinsicht keineswegs selbstverstandlich.
Eine differenziertere Analyse im Zeitvergleich lasst erkennen, dass die Offenheit gegenliiber anderen
Religionen abgenommen hat. Zu beflirchten ist, dass sich das langfristig auch auf die Akzeptanz religi-
oser Vielfalt auswirkt — vor allem dann, wenn Religion nicht nur privat, sondern 6ffentlich sichtbar gelebt
wird. In einer Gesellschaft, die bleibend durch religiése Vielfalt gepragt sein wird, hangt die Qualitat des
sozialen Miteinanders aber entscheidend von der Anerkennung — und nicht nur Duldung — dieser sicht-
baren Vielfalt ab. Nicht zuletzt deswegen muss eine Politik des Zusammenhalts heute religionspoliti-
schen Fragestellungen besondere Aufmerksamkeit schenken. Zudem muss sich die Politik, aber auch
die Religionsgemeinschaften damit auseinandersetzen, wie fundierte interreligiose Wissensbesténde
entwickelt und mehr Gelegenheiten fur Kontakte zwischen den Religionen — und auch zu Religionsfer-
nen — geschaffen werden kénnen.*

Die Daten beziehen sich auf ,Grundgesamtheit” der Bevélkerung in Deutschland im Alter ab 16 Jah-
ren. Befragt wurden mehr als 4.000 Personen (mehr).

4. Veranstaltungen

Spiritual Care in Times of War and Displacement (Krieg, Vertreibung und Spiritual Care)

17.-19. September 2023, Alte Aula, Universitat Tubingen

Tagungsleitung: Georg Wenz, Evangelische Akademie der Pfalz; Pamela Cooper-White, International
Association for Spiritual Care, New York; Mahmoud Abdallah, Universitat Ttbingen (mehr).

5. Video

Antisemitismus in der Schule — was tun?

Religionen im Gesprach

Gast: Konstantin Seidler, Liberale Jidische Gemeinde Hannover

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

6. Literatur: Neuerscheinungen

K. Boehme, Interreligidses Begegnungslernen. Grundlegung einer facherkooperierenden Didaktik von
Weltsichten, Freiburg 2023

Z. Sejdini (Hg.), Diversitat im Islam. Die vergessene Botschaft, Wiesbaden 2023.

Hannover, den 27.6.2023
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 7, 2023

1. Allgemeine Lage

1.1. Religionen-entdecken.de startet interreligiose Kalender-App ,,Holy-Days*

Das interreligibse Portal www.religionen-entdecken.de hat eine neue Anwendung mit Informationen
Uber die Feiertage der Religionen ins Leben gerufen.

Die App ,HolyDays* stellt die religiosen Feste und Feiertage von acht Religionen mit Lexikoneintra-
gen, Bildergalerien und Videos vor. Vorgestellt werden Alevitentum, Bahaitum, Buddhismus, Christen-
tum, Hinduismus, Islam, Jesidentum und Judentum. Daruber hinaus gibt es ein Quiz in unterschiedli-
chen Schwierigkeitsstufen sowie Lern- und Interaktionsspiele.

Ebenso wie die Basisseite religionen-entdecken.de wendet sich die App in erster Linie an Kinder von
acht bis dreizehn Jahren. Der Einsatz der App sei im geschiitzten Raum und auch im Schulunterricht
mdglich, teilte der Trager der Seite, das Gemeinschaftswerk der Evangelischen Publizistik (GEP) in
Frankfurt am Main, mit.

.Mit der Webseite religionen-entdecken.de und der neuen App Holy-Days bietet das GEP ein einzig-
artiges Produkt®, sagte Direktor Jérg Bollmann dem Newsletter. ,Nutzer:innen kénnen sich ihre persén-
liche Religion auswéhlen, mehrere oder alle anzeigen lassen und sich Push-Benachrichtigungen auf ihr
Smartphone senden lassen, wenn ein Fest stattfindet. Und ganz personlich freut mich: die kreative und
rasante Produkt-Entwicklung geht noch weiter.“ Die App ist kostenfrei und steht in den dblichen Platt-
formen zum download bereit (mehr).

Religionen-entdecken.de war 2013 von den Journalistinnen Jane Baer-Krause und Barbara Wolf-
Krause in Hannover ins Leben gerufen worden. 2020 nahm das Gemeinschaftswerk der Evangelischen
Publizistik die erfolgreiche Seite unter sein Dach. Religionen-entdecken.de kooperiert unter anderem
mit dem Haus der Religionen in Hannover. Zuletzt wurde die Seite mit dem Comenius-EduMedia-Award
fur digitale Bildungsmedien ausgezeichnet (mehr).

1.2. Hamburg: Verfassungsschutz darf Islamisches Zentrum weiter als extremistisch einstufen
Der Hamburger Verfassungsschutz darf das Islamische Zentrum Hamburg (1ZH) weiterhin als extremis-
tische, islamistische Organisation einstufen. Das entschied das Verwaltungsgericht Hamburg (Urteil
vom 30.6.2023, Az. 17 K5081/20).

Einzelne der Aussagen zum IZH im Verfassungsschutzbericht 2019 seien zwar rechtswidrig, erklarte
das Gericht. Die Aussage, dass es sich um eine extremistische Organisation des Islamismus handle,
die verfassungsfeindliche Ziele verfolge, sei rechtlich aber nicht zu beanstanden.

Das Landesamt fir Verfassungsschutz (LfV) Hamburg berichtet seit 1993 tiber das 1ZH. Nach seiner
Auffassung hat sich das Zentrum nach der Islamischen Revolution im Iran im Jahr 1979 ,zu einer wich-
tigen Einrichtung des Iran entwickelt‘. Es sei ,als weisungsgebundener Au3enposten des iranischen
Regimes zu werten®.

Die Hamburger Innenbehdérde begrifite das Urteil. Das 1ZH sei mit seiner Unterlassungsklage ,weit-
gehend gescheitert®. Das Gericht habe ,die Rechtmalligkeit der Berichterstattung des LfV Hamburg
Uber das I1ZH als extremistische und vom Iran gesteuerte Einrichtung sowie seine Einstufung als extre-
mistische Gruppierung® bestatigt. Innensenator Andy Grote (SPD) erklarte: ,Das IZH ist eine eindeutig
extremistische und demokratiefeindliche Institution.” ,Wir werden das IZH auch in Zukunft sehr genau
im Auge behalten* (mehr).

Das Islamische Zentrum Hamburg erklarte demgegentber, der Verfassungsschutz sei ,gerade fir
besonders schwerwiegende und konkrete Vorwirfe in seinem Bericht Belege schuldig geblieben®. Mit
Recht habe das Gericht wesentliche Passagen des 2019er Berichts fur rechtswidrig erklart. Der aktuelle
2022er Bericht sei daher in ,der verdffentlichten Form nicht mehr haltbar®. Auch in den ,Berichten 2020
und 2021 sind noch weitere schwerwiegende Vorwirfe enthalten, die dem Verfassungsschutz fir den
Bericht aus 2019 nun verboten wurden.” Der Verfassungsschutz habe ,die jahrelange Verfahrensdauer
genutzt, um mit unbegriindeten Behauptungen weiter rechtswidrig Stimmung gegen das IZH machen
zu kénnen.“ Das Urteil werfe die Frage auf, ,warum das Verwaltungsgericht trotz der Rechtswidrigkeit
so zentraler Vorwirfe die Einordnung des IZH als ,Organisation des Islamismus* billige. Das kénne erst
nach Vorliegen des schriftlichen Urteils beurteilt werden, so das IZH (mehr).

1.3. UNO-Menschenrechtsrat verabschiedet Resolution zur ,,Bekdampfung von religiosem Hass*“
Nach der erneuten Verbrennung eines Korans in Schweden hat der UNO-Menschenrechtsrat in Genf
eine Resolution verabschiedet. Sie ruft auf zur ,Bekampfung von religiosem Hass, der zu Diskriminie-
rung, Feindseligkeit oder Gewalt anstiftet”.
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Die Resolution verurteilt die Koranverbrennung als Akt der Provokation, der eine Verletzung der
internationalen Menschenrechtsnormen darstelle. Von den 47 Mitgliedern des Menschenrechtsrats
stimmten 28 mit Ja und 12 mit Nein, 7 enthielten sich.

In der von Pakistan eingebrachten Resolution werden ,alle Befiirwortungen und AuRRerungen von
religibsem Hass* verurteilt und die Lander aufgerufen, Gesetze gegen solche Handlungen zu verab-
schieden. Wértlich heil’t es: ,the Council condemns and strongly rejects any advocacy and manifesta-
tion of religious hatred, including the recent public and premeditated acts of desecration of the Holy
Quran, and underscores the need for holding those responsible to account in a manner consistent with
obligations of States arising from international human rights law; and calls upon States to adopt national
laws, policies and law enforcement frameworks that address, prevent and prosecute acts and advocacy
of religious hatred that constitute incitement to discrimination, hostility or violence, and to take immediate
steps to ensure accountability” (hier).

Die USA und die europaischen Staaten sowie Costa Rica stimmten gegen die Resolution. Aus ihrer
Sicht steht der Appell im Widerspruch zur Meinungsfreiheit. UN-Menschenrechtskommissar Volker Tirk
sagte, zwar missten die Staaten der Welt ,jeglichen Aufruf zum Hass auf Grundlage von Nationalitét,
Ethnie oder Glauben® untersagen. Allerdings misse ,jegliche Einschrankung der Meinungsfreiheit®
grundsatzlich eine Ausnahme bleiben. Geschitzt werden sollten Menschen. Es dirfe nicht darum
gehen, ,religiose Glaubenssatze jeglicher Kritik zu entziehen®.

Nach der Abstimmung sagte Pakistans UN-Botschafter Khalil Hasmi, der Westen nehme seine Ver-
pflichtung zum Kampf gegen religidsen Hass nicht wirklich ernst. Die Opposition ,einiger weniger im
Saal“ rihre ,von ihrer mangelnden Bereitschaft her, die 6ffentliche Schandung des Heiligen Korans oder
eines anderen religidsen Buches zu verurteilen.“ Es fehle ihnen ,an politischem, rechtlichem und mora-
lischem Mut, diesen Akt zu verurteilen, und das war das Mindeste, was der Rat von ihnen erwarten
konnte* (mehr).

Bei einer Demonstration in Stockholm war Ende Juni ein Koran vor einer Moschee angeziindet wor-
den. Das hatte zu Protesten in Pakistan und anderen Landern gefuhrt (mehr). Im Irak stirmten Randa-
lierer die schwedische Botschaft und legten Feuer, nachdem die schwedische Polizei eine Kundgebung
vor der irakischen Botschaft in Stockholm genehmigt hatte, bei der eine Koran-Verbrennung geplant ist.
In Schweden hat die Polizei keine Befugnis, solche Aktionen zu unterbinden (mehr).

1.4. Evangelische und Katholische Kirche legen dritten Bericht zur Religionsfreiheit vor

Die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) und die katholische Deutsche Bischofskonferenz (DBK)
haben den dritten ,Okumenischen Bericht zur Religionsfreiheit weltweit* vorgelegt. Die ersten beiden
Berichte erschienen 2013 und 2017.

Die Situation sei insgesamt ,bedrangend”, schreiben Bischoéfin Petra Bosse-Huber (EKD) und
Bischof Bertram Meier (DBK) in ihrem gemeinsamen Schlusswort. ,Der Trend der letzten Jahre setzt
sich fort: Die offenen Angriffe auf die Religions- und Weltanschauungsfreiheit und ihre teils subtile
Unterminierung nehmen zu.*

Die Kirchen appellieren an die Regierungen, ,insbesondere in Landern mit einer stark sakularisierten
Kultur wie hier in Deutschland, Freiheit und Gleichberechtigung der Menschen in Fragen von Religion
und Weltanschauung zu ihren Anliegen zu machen — auch in der Auf3en- und der Entwicklungspolitik.
Bei Regierungsgesprachen, bei Kontakten des Auswartigen Amtes und der deutschen Auslandsvertre-
tungen sowie bei Wirtschafts- und Kulturbegegnungen darf das Thema Religionsfreiheit/Menschen-
rechte nicht ausgeklammert bleiben® (mehr).

1.5. Ukraine verlegt das Weihnachtsfest auf den 25. Dezember

Das ukrainische Parlament hat beschlossen, das Weihnachtsfest vom 7. Januar auf den 25. Dezember
vorzuverlegen. In Kiew stimmte eine deutliche Mehrheit der Abgeordneten fiir die Neuerung. Ziel des
Gesetzes, das Prasident Selenskyj eingebracht hatte, ist nach Medienberichten die Loslésung vom rus-
sischen Erbe. Zuvor hatten bereits zwei der drei groRen orthodoxen Kirchen den Ubergang vom juliani-
schen zum gregorianischen Kalender beschlossen (mehr).

Der von Julius Casar eingefihrte ,julianische* Kalender wird in vielen orthodoxen Kirchen bis heute
verwendet. Er geht gegentiber dem (blichen, von Papst Gregor Xlll. eingefihrten ,gregorianischen®
Kalender 13 Tage nach. Dadurch verschieben sich das Weihnachtsfest und alle anderen in der Ukraine
gefeierten kirchlichen Festtage um 13 Tage nach vorn.

1.6. Was sonst noch war
— Psychologe Ahmad Mansour wehrt sich gegen Vorwurfe eines Journalisten, er habe Teile seiner Vita
geschont (mehr).
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2. Sozialforschung

Unabhangiger Expertenkreis Muslimfeindlichkeit legt Abschlussbericht vor

Der Unabhéngige Expertenkreis Muslimfeindlichkeit (UEM) hat nach etwa dreijahriger Tatigkeit seinen
Abschlussbericht ,Muslimfeindlichkeit — Eine deutsche Bilanz* vorgelegt und dem Bundesministerium
des Innern (BMI) Ubergeben.

Der Bericht zeichnet ein gesellschaftliches Lagebild zur Muslimfeindlichkeit auf der Grundlage von
wissenschaftlichen Studien, der Kriminalstatistik und der Dokumentation von muslimfeindlichen Féallen
durch Beratungsstellen und Nichtregierungsorganisationen. Dem Bericht schliel3en sich Handlungs-
empfehlungen an, die sich an staatliche Stellen und an die Gesellschaft insgesamt richten. Der seiner-
zeitige Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) hatte den Expertenkreis im Herbst 2020 einberufen.
Anlass daflr war der rassistisch motivierte Anschlag in Hanau.

Wichtige Ergebnisse der Studie:

— Muslimfeindlichkeit ist in der deutschen Bevdlkerung verbreitet; etwa jeder Zweite stimmt muslimfeind-
lichen Aussagen zu.

— Musliminnen und Muslime werden haufig diskriminiert und angefeindet. Davon betroffen sind insbe-
sondere Frauen, die Kopftuch tragen. Auch in der Schule, am Arbeitsplatz und bei der Wohnungssuche
kommt Muslimfeindlichkeit haufig vor, ebenso in der Verwaltung, der Politik, Kunst und Kultur und vielen
anderen Bereichen der Gesellschaft.

—In den Medien wird Giber das Thema Islam ,nach wie vor insbesondere in negativen Themenkontexten*
berichtet.

Die Experten und Expertinnen um den Erlanger Islamwissenschaftler und Juristen Mathias Rohe
geben zwanzig Handlungsempfehlungen, darunter ,die Einrichtung eines fachlich breit aufgestellten
Sachverstandigenrats und die Ernennung einer*eines Bundesbeauftragten fur die Bekdmpfung von
Muslimfeindlichkeit, eine ,Strategie der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung und Forderung
von gleichberechtigter Teilhabe und Reprasentation von Personen mit muslimischen ldentitatsbeziigen
in allen staatlichen Einrichtungen und Handlungsstrukturen®, die ,Etablierung von rassismuskritischen,
diversitats- und religionssensiblen Fort- und Weiterbildungen fiir verschiedene Berufsgruppen und in
allen staatlichen Einrichtungen (z. B. in Schulen, Kitas, Sicherheitsbehdrden, kommunalen Verwaltun-
gen, Medienhausern, Kultureinrichtungen, in der Justiz und im Justizvollzug sowie im Gesundheitssys-
tem)” sowie den ,Auf- und Ausbau von Beschwerde-, Melde- und Dokumentationsstellen und von Anti-
diskriminierungs- und Beratungsstellen mit Expertise zu Muslimfeindlichkeit sowie die entsprechende
Qualifizierung ihrer Beschaftigten® (mehr).

Der Koordinationsrat der Muslime (KRM), in dem sich die groBen Verbande DITIB, VIKZ, Islamrat
(Milli Gorus u.a.) und Zentralrat zusammengeschlossen haben, begrif3te den Bericht und die Empfeh-
lungen. ,Der Bericht hat wichtige Erkenntnisse ans Licht gebracht und spiegelt in vielerlei Hinsicht die
Erfahrungen von Musliminnen und Muslimen im Alltag wider®, sagte der aktuelle KRM-Sprecher Murat
Gumus. Die Studie mache deutlich: ,Es muss gehandelt werden! Nun kommt es auf die Politik an, die
Empfehlungen des Expertenkreises umzusetzen.“ Insbesondere bedirfe es ,dringend eines Bundes-
beauftragten fur die Bekdmpfung von Muslimfeindlichkeit* und die aufsuchende Beratung in den
Moscheegemeinden misse gestarkt werden (mehr).

DITIB monierte die Begleitumsténde der Prasentation des Berichts. Sie lieBen ,Skepsis aufkommen®,
ob die Politik es ernst meine, habe ,doch das Bundesministerium des Inneren die Prasentation auf den
2. Tag des Islamischen Opferfestes gelegt und somit die Funktiondre der Islamischen Religionsgemein-
schaften tatsachlich an ihrem wichtigsten religiosen Fest des Jahres ihren Familien und Gemeinden
entzogen.“ Darlber hinaus sei Innenministerin Faeser nicht anwesend gewesen, sondern habe die zu-
standige Staatssekretarin geschickt. ,Dieses zeugt von Unsensibilitat und zeigt, dass noch viel mihsa-
mer Weg vor uns liegt, wenn Muslime sich von Politik und Gesellschaft wirklich wertgeschéatzt fiihlen
sollen.“ DITIB werde seinen Weg konsequent fortsetzen: ,Sie wird die Stimme der deutschen Muslime
bleiben und unbeirrt Ihren Beitrag fur die Beheimatung der Muslime in Deutschland leisten (mehr).

3. Video

Antisemitismus als Thema im Unterricht —wie kann das gelingen?

Religionen im Gesprach

Gast: Konstantin Seidler, Liberale Jidische Gemeinde Hannover

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

Hannover, den 20.7.2023

Unser Angebot enthalt Links zu Webseiten Dritter, fir deren Inhalte wir keine Gewéhr Gibernehmen. Die verlinkten Seiten wurden zum Zeitpunkt der
Verlinkung auf RechtsverstoRe uberprift, rechtswidrige Inhalte waren nicht erkennbar. Eine permanente Kontrolle der verlinkten Seiten ist ohne konkrete
Anhaltspunkte einer Rechtsverletzung nicht zumutbar. Bei Bekanntwerden von Rechtsverletzungen werden wir derartige Links umgehend entfernen.

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers, Haus kirchlicher Dienste, Kirche und Islam
Prof. Dr. Wolfgang Reinbold, wolfgang.reinbold@evlka.de, 0511 — 1241-972 www.kirchliche-dienste.de
ISSN 2191-6772


file:///C:/Users/reinbold/ShareFile/Persönliche%20Ordner/1%20Islam/Anwendungsdaten/Reinbold/Eigene%20Dateien%20Reinbold/www.kirchliche-dienste.de
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/themen/heimat-integration/BMI23006-muslimfeindlichkeit.pdf?__blob=publicationFile&v=9
http://koordinationsrat.de/krm-begruesst-abschlussbericht-des-unabhaengigen-expertenkreises-zur-muslimfeindlichkeit-und-fordert-konsequente-umsetzung-der-empfehlungen
https://www.ditib.de/detail1.php?id=818&lang=de
https://youtu.be/ZCJFC_yp9GI

72


file:///C:/Users/reinbold/ShareFile/Persönliche%20Ordner/1%20Islam/Anwendungsdaten/Reinbold/Eigene%20Dateien%20Reinbold/www.kirchliche-dienste.de

Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 8, 2023

1. Niedersachsen

1.1. Hannover: Moschee erhalt rechtsextremistischen Drohbrief

Zwei Monate nach dem Brandanschlag auf das Gebaude der Moschee der Milli Gériis in Hannover-
Nordstadt (s. Mitteilungen 5/2023, S. 1) hat die Moschee einen rechtsextremistischen Drohbrief erhal-
ten.

Das Schreiben sei mit ,NSU 2.0“ unterzeichnet, teilte der Regionalvorsitzende der Islamischen
Gemeinschaft Milli Gorus (IGMG), Recep Bilgen, mit. Der Brief nehme Bezug auf die Brandstiftung Ende
Mai. Wortlich heil3e es: ,Euer Imbiss ist nur der Anfang. Wir kommen wieder.“ Als Absender sei eine
Frau aus Osnabriick genannt. Ein Portratfoto sei beigefugt.

Nach Erkenntnissen der Polizei hat die angebliche Absenderin nichts mit den Drohungen zu tun. Es
handele sich offenbar um eine Rufmord-Kampagne gegen eine Osnabriicker Familie. Die Gesamtzahl
der Schreiben liege mittlerweile bei 34, mit Schwerpunkten in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und
Hessen. Neben Moscheen seien auch einige christliche Gemeinden bedroht worden. Ein Zusammen-
hang mit der Brandstiftung sei aktuell nicht zu erkennen, sagte ein Polizeisprecher (mehr).

Der evangelische Stadtsuperintendent Rainer Mller-Brandes verurteilte den jingsten Drohbrief aufs
scharfste. ,Fast auf den Tag genau zehn Jahre nach dem verheerenden Brandanschlag auf die Wille-
hadikirche in Garbsen. Es ist Zeit, Graben zu Giberwinden und Klischees zu vermeiden.“ Muller-Brandes
ist zugleich einer der Sprecher des Rates der Religionen Hannover (mehr).

1.2. Hannover: Verband Milli Goris fordert Polizeischutz fir Moscheen

Nach dem Drohbrief und dem Brandanschlag auf eine Moschee in Hannover (s.o. 1.1.) hat der Trager
der Moschee, die Islamische Gemeinschaft Milli Gortis (IGMG), Polizeischutz fir Moscheen gefordert.
Die Behdorden sollten nicht warten, bis etwas passiere, sagte der Regionalvorsitzende der IGMG, Recep
Bilgen, dem Evangelischen Pressedienst (epd). Es muissten grundsatzlich SicherheitsmalRnahmen fir
Moscheen ergriffen werden ,Wenn nicht jetzt, wann dann?®

Der islamische Landesverband Schura Niedersachsen unterstitzte die Forderung. In den Gemein-
den mache sich zunehmend Unruhe breit, sagte der Vorsitzende Kerim Ocakdan. Er schlug vor, die
Polizei kdnne etwa bei den Freitagsgebeten vor den Moscheen Prasenz zeigen. Ihre Verbande stiinden
bereit, sich mit der Landesregierung und der Polizei Uber geeignete Malinahmen auszutauschen, so
Ocakdan und Bilgen. ,Man kdnnte mit den bedrohten Gemeinden anfangen.“ Ocakdan ist zugleich stell-
vertretender Vorsitzender der IGMG in Braunschweig.

Das niedersachsische Innenministerium erklarte dazu, aktuell Iagen keine Erkenntnisse dariiber vor,
dass muslimische Einrichtungen in Niedersachsen besonders gefahrdet seien. Die regionalen Polizei-
behodrden tauschten sich regelméaRig mit den Islamverbanden aus und berieten Uber Mdglichkeiten des
Selbstschutzes. ,Grundséatzlich gilt, dass die niedersachsische Polizei zum Schutz von gefahrdeten
Objekten immer anlassbezogene und gefahrenabwehrende MalRnahmen trifft“, sagte ein Ministeri-
umssprecher auf Anfrage des epd. Wer hinter dem Brandanschlag im Mai steckt, ist nhach wie vor
unbekannt. Die Ermittlungen seien noch nicht abgeschlossen, sagte eine Sprecherin der Staatsanwalt-
schaft Hannover dem epd (mehr).

1.3. Osnabruck: Leiter des Islaminstituts fordert Ahndung von Koranverbrennungen
Der Direktor des Instituts fur Islamische Theologie an der Universitat Osnabrick, Bulent Ucar, hat sich
fur eine strafrechtliche Verfolgung von Koran-Verbrennungen ausgesprochen.

.Naturlich gehdrt es zur Meinungsfreiheit, Religionen zu kritisieren und auch scharf zu attackieren.
Eine Grenze ist aber dann Uberschritten, wenn eine ganze Menschengruppe herabgewrdigt, erniedrigt
und diffamiert wird“, sagte Ucar im Gesprach mit dem Evangelischen Pressedienst (epd). Genau darauf
Zielten die Aktionen in Schweden und Danemark ab: ,Das ist fur mich Volksverhetzung und sollte straf-
rechtlich geahndet werden.“ Menschen, die eine Tora verbrennen wirden, wiirde zu Recht eine antise-
mitische Gesinnung zugeschrieben, so Ucar weiter. ,So ist es auch hier: Man verbrennt den Koran und
meint die muslimische Minderheit.*

In Schweden und Danemark hatte es mehrfach Demonstrationen gegeben, bei denen der Koran
angezundet worden war. In einigen islamischen Landern war es daraufhin zu schwerer Gewalt gegen
schwedische und danische Einrichtungen gekommen (s. Mitteilungen 7/2023, S. 1-2). Ucar appellierte
an die muslimische Gemeinschatft, sich nicht provozieren zu lassen. Genau das wollten die Demon-
stranten erreichen: ,Man will zeigen, dass Muslime potenziell gewaltbereite Menschen sind und mit
Kritik nicht umgehen kénnen® (mehr).
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1.4. Osnabriick: Ucar kritisiert Entwicklung des Islamischen Religionsunterrichts
Der Direktor des Instituts fur Islamische Theologie an der Universitat Osnabriick, Bulent Ucar, hat die
Entwicklung des Islamischen Religionsunterrichts an deutschen Schulen scharf kritisiert.

Bei einer Gesamtzahl von 1,5 Millionen muslimischen Schillerinnen und Schilern sei es geradezu
slacherlich®, dass nur 69.000 von ihnen Islamischen Religionsunterricht erhielten, sagte Ucar im
Gesprach mit dem Evangelischen Pressedienst (epd). ,Normal ware es, wenn 60 bis 70 Prozent in
islamischer Religion unterrichtet wirden.*

Ucar erinnerte daran, dass die Bundesregierung schon vor 20 Jahren angekindigt hatte, deutsch-
landweit Islamischen Religionsunterricht einzuflihren. ,Dass bisher so wenig passiert ist, empfinde ich
als skandalds.“ Die verfassungsrechtlich verbriefte Wahlfreiheit werde den muslimischen Schlern vor-
enthalten.

Das liege nicht etwa daran, dass keine Religionslehrer zur Verfligung stiinden, so Ucar. ,Im Gegen-
teil, unsere Absolventen finden keine Stellen, weil die Kultusministerien in den Landern keine schaffen.”
Viele Schulleiter wollten keinen islamischen Religionsunterricht. Sie sdhen den Religionsunterricht all-
gemein als Auslaufmodell. Zudem flirchteten sie um die Facher ,Werte und Normen* bzw. ,Ethik®, die
derzeit mangels Alternative haufig von muslimischen Schilern besucht wiirden.

Langfristig sehe er den Religionsunterricht angesichts der fortschreitenden Séakularisierung in
Gefahr, sagte Ucar weiter. Der Druck derjenigen, die ihn abschaffen wollten, werde immer gréer. Die
Religionsgemeinschaften muissten daher jetzt ein Konzept fir einen gemeinsamen, interreligiosen
Unterricht entwickeln. ,Wenn wir zu lange warten, werden wir in 20 Jahren keine Gestaltungsspielraume
mehr haben® (mehr).

1.5. Celle: Vandalismus gegen Gebaude der Stiftung niederséchsischer Gedenkstatten

Das Gebaude der Stiftung niederséachsischer Gedenkstétten in Celle ist mutwillig beschadigt worden.
Einige Fensterscheiben seien zerstort worden, und eine Informationstafel sei herausgerissen worden,
teilte die Stiftung mit.

Die Geschéftsfuhrerin der Stiftung, Elke Gryglewski, vermutet einen Zusammenhang mit einem Lan-
desparteitag der AfD in Celle. Die Stiftung hatte mit weiteren Akteuren zu einer Gegendemonstration
aufgerufen. ,Naturlich haben wir keinen Beweis®, sagte Gryglewski dem NDR-Fernsehen. Nach Hetze
in den Sozialen Medien sei der Bezug aber sehr naheliegend.

Auch der Vorsitzende des Landesverbands der Judischen Gemeinden in Niedersachsen, Michael
Furst, sieht diese Verbindung nach eigenen Worten ,ganz klar®. ,Wir sind auf einem gefahrlichen Kurs®,
sagte Furst. ,Wir missen als Demokraten darauf achten, dass wir die Unterstitzer der rechten Szene
und der AfD nachhaltig mit demokratischen Mitteln bekampfen®. Der Judische Weltkongress in New
York rief dazu auf, den Schutz der Stiftung und der von ihr getragenen Gedenkstéatte Bergen-Belsen zu
verstarken (mehr).

1.6. Was sonst noch war
— Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers trauert um ehemaligen Landesbischof Horst Hirsch-
ler (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Frankfurt: Burgermeisterin fordert SchlieBung des Zentrums fir Islamische Kultur

Die Frankfurter Burgermeisterin Nargess Eskandari-Griinberg (Grune) fordert die SchlieBung des ,Zent-
rums der Islamischen Kultur Frankfurt® (ZIK). Der Verein mit Sitz im Stadtteil Rédelheim habe nach
Angaben des hessischen Innenministeriums enge Verbindungen zur ,Blauen Moschee® in Hamburg,
die als ,verldngerter Arm des islamistischen Regimes im Iran“ gelte, teilte die Stadt Frankfurt mit.

Burgermeisterin und Diversitatsdezernentin Eskandari-Grunberg warnte vor dem Einfluss des Irans
in Deutschland: ,Das Terrorregime im Iran hat Religion zu einer Waffe gemacht. Es gibt im Iran keine
Trennung zwischen Religion und Politik. Die islamistische Ideologie macht das Leben fiir die iranische
Bevolkerung seit mehr als 40 Jahren unaushaltbar. Wir durfen nicht zulassen, dass diese Ideologie auch
hier verbreitet wird.”

Es sei in dieser Situation ,eine Verpflichtung®, dem ZIK in Frankfurt Einhalt zu gebieten. ,Wahrend
die Menschen im Iran alles riskieren, um in Wiirde zu leben, hat das Regime in Deutschland immer noch
viel zu grol3e Freiheiten. Das Regime nutzt religiése Einrichtungen als verlangerten Arm, um Propa-
ganda zu verbreiten und Oppositionelle einzuschiichtern. Diese Gemeinden sind politische Einrichtun-
gen und missen genauso wie die diplomatischen Vertretungen des Terrorregimes geschlossen wer-
den, so Eskandari-Griinberg (mehr).

Anfang August hatte das hessische Innenministerium auf eine Kleine Anfrage des Frankfurter Land-

tagsabgeordneten Turgut Yuksel (SPD) informiert, dass das ZIK eng mit dem ,lIslamischen Zentrum


file:///C:/Users/reinbold/ShareFile/Persönliche%20Ordner/1%20Islam/Anwendungsdaten/Reinbold/Eigene%20Dateien%20Reinbold/www.kirchliche-dienste.de
https://www.evangelisch.de/inhalte/219498/08-08-2023/islamischer-religionsunterricht-theologe-ucar-entwicklung-ist-skandaloes
https://www.sueddeutsche.de/politik/gedenkstaetten-celle-vandalismus-an-juedischer-gedenkstaette-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-230816-99-853886
https://www.landeskirche-hannovers.de/evlka-de/presse-und-medien/pressemitteilungen/landeskirche/2023/23-08-07
https://frankfurt.de/de-de/aktuelle-meldung/Meldungen/Schliessung-des-Zentrums-fuer-Islamische-Kultur-gefordert/

75

Hamburg“ zusammenhange. So sei etwa das Grundstick 2012 vom Hamburger Zentrum erworben
worden und habe sich noch 2022 in dessen Eigentum befunden. Nach Auffassung des hessischen Ver-
fassungsschutzes war der Erwerb des Grundstiicks ,eine gezielte Investition des iranischen Regimes*
in Frankfurt.

Ein Sprecher des Zentrums fir Islamische Kultur sagte der Frankfurter Rundschau, aus all dem lasse
sich keine politische Verbindung zum Iran schlussfolgern. Das ZIK sei nur religios tétig. So gedenke
man etwa des Grinders der Islamischen Republik Iran, Ayatollah Khomeini, ausschlief3lich als Schiiten-
Gelehrten. ,Wir sind keine Regime-Angehdrigen® (mehr).

2.2. Was sonst noch war

— Empo6rung Uber Festnahme der Bundestagsabgeordneten Gokay Akbulut (Die Linke) bei der Einreise
in die Turkei (mehr); Deutscher Journalisten-Verband rat seinen Mitgliedern von Reisen in die Tirkei ab
(mehr)

— Amadeu-Antonio-Stiftung warnt vor Neonazi-Szene rund um die Stadt Burg (Brandenburg): ,Rechte
Mafiaregion“ (mehr)

— Evangelischer Theologe Jiurgen Micksch mit Bundesverdienstkreuz 1. Klasse ausgezeichnet (mehr)
— Kevelaer: Viele Tausend bei der 36. Wallfahrt der Tamilen zum Gnadenbild der Maria (mehr).

3. Meinungsforschung

Studie: Antisemitische Einstellungen unter Muslimen und bei AfD-Anhéngern verbreitet
Antisemitische Einstellungen sind unter Muslimen und bei AfD-Anh&ngern stéarker verbreitet als im Rest
der Bevolkerung. Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie im Auftrag der Konrad-Adenauer-Stiftung
(hier).

Der Studie zufolge stimmen im Bevélkerungsdurchschnitt 4 Prozent der Aussage zu, dass Juden
Lhinterhaltig* seien. Unter Musliminnen und Muslimen lag die Zustimmung bei 12 Prozent. Rund ein
Viertel der Muslime (26 Prozent) bejahen die Aussage, dass reiche Juden ,die eigentlichen Herrscher
der Welt* seien (Gesamtbevolkerung: 6 Prozent; AfD-Anhanger: 20 Prozent). 7 Prozent akzeptieren
Gewalt gegen Juden (Bevolkerung: 2 Prozent).

Fir die Studie wurden zwischen Ende 2021 und Fruhjahr 2022 rund 5.500 Menschen ab 16 Jahren
in Deutschland befragt. In der Stichprobe sollten mindestens 500 Personen muslimischen Glaubens
enthalten sein. Die Umfrage wurde von der USUMA GmbH im Auftrag der Konrad-Adenauer-Stiftung
durchgefuhrt.

Konfrontiert wurden die Befragten nach Angaben des Autors Dominik Hirndorf mit bewusst harten
Aussagen, um den ,extremistischen Kern“ zu messen. Gefragt wurde etwa nach der Zustimmung zu
der Aussage ,Juden mussen sich nicht wundern, wenn sie einen drauf bekommen®. Als Zustimmung
gewertet wurden dabei ausschlieRlich die Kategorien ,stimme eher zu® und ,stimme voll und ganz zu®.

Insgesamt lehne eine grol3e Mehrheit der deutschen Bevolkerung antisemitische Aussagen ent-
schieden ab, so Hirndorf. Erhohte Zustimmung finde sich ,unter Personen mit niedrigem formalen
Bildungsabschluss, unter Menschen mit muslimischem Glauben und/oder Migrationshintergrund sowie
innerhalb der AfD-Anhangerschaft.”

4. Video

Imame fir Deutschland — Das ,,Islamkolleg® in Osnabriick

Religionen im Gesprach

Gast: Murat Caglayan, Islamkolleg Deutschland, Osnabriick

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

5. Literatur: Neuerscheinungen
S. Pickel u.a. (Hg.), Gesellschaftliche Ausgangsbedingungen fur Radikalisierung und Co-Radikalisie-
rung, Wiesbaden 2023.

Hannover, den 25.8.2023
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 9, 2023

1. Niedersachsen

1.1. Drohbriefe und Graffitis gegen Moscheen in Hannover: Polizei ermittelt Verdachtige

Die Polizei in Hessen hat méglicherweise die Schreiberin des Drohbriefs an die Moschee in Hannover-
Nordstadt (s. Mitteilungen 8/2023, S. 1) identifiziert. Nach Auskunft der Staatsanwaltschaft Darmstadt
handelt es sich um eine 46jéhrige Frau aus Wiesbaden. Sie soll seit Monaten Hassbriefe an verschie-
dene Einrichtungen versandt haben, unter anderem an Moscheen. Die Polizei teilte mit, es seien zahl-
reiche Beweismittel sichergestellt worden (mehr).

Zugleich teilte die Polizei in Hannover mit, ,nach einer Serie von méglicherweise politisch motivierten
Farbschmierereien an diversen Objekten im Stadtgebiet Hannovers“ habe man einen Tatverdachtigen
ermittelt. Dem 39-jahrigen Hannoveraner wird unter anderem vorgeworfen, die DITIB-Moschee in Han-
nover-Mitte mit Graffiti beschmiert zu haben (mehr).

1.2. Was sonst noch war

— Osnabruck: Runder Tisch der Religionen feiert mit Musik und Essen auf dem Marktplatz (mehr)

— Neue Internetseite ,Orte der Begegnung mit jiudischem Leben® freigeschaltet (mehr)

— Ehemaliger Antisemitismusbeauftragter Franz Rainer Enste mit Preis fur judisch-christliche Beziehun-
gen geehrt (mehr)

— Antisemitismusbeauftragter Gerhard Wegner fordert Rucktritt von Bayerns Vize-Ministerprasident
Hubert Aiwanger (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Verband der Islamischen Kulturzentren feiert 50-jahriges Jubilaum mit Bundesprasident
Der Verband der Islamischen Kulturzentren (VIKZ) hat in K&In sein 50-jahriges Jubilaum gefeiert. An
der Feier nahm unter anderen Bundesprasident Frank-Walter Steinmeier teil.

Zu Beginn seiner Rede erinnerte der Bundesprasident an die Zeit, als Muslime in Deutschland noch
keine Moscheen hatten. 1965 feierten sie das Ende des Ramadans im Kolner Dom. Das Ereignis hatte
seinerzeit fur grof3e Schlagzeilen gesorgt.

In den letzten 50 Jahren habe sich die Lage grundlegend geandert. ,Der Islam, die muslimische
Religion, das muslimische Leben, die muslimische Kultur haben Wurzeln geschlagen in unserem Land.”
Bemerkenswert sei insbesondere, dass der VIKZ seine Imame schon seit den 1980er Jahren in
Deutschland ausbilde und dass sie ,meist hier geboren oder aufgewachsen® seien. ,Ich kann Sie nur
alle weiter ermuntern: Nehmen Sie lhren Platz in der Mitte unserer gemeinsamen Gesellschaft ein!®, so
der Bundesprasident.

Die Vielfalt der Religionen in Deutschland erfordere ,Respekt, Offenheit, Kompromisse, oder ich
koénnte auch sagen: ein demokratisches Miteinander, sagte Steinmeier. Es gehe darum, ,verséhnt, mit
Respekt und Hochachtung im Dialog einander gegenubertreten® und gemeinsam die Religionsfreiheit
zu leben und zu verteidigen. Er verurteile ,es zutiefst, wenn Religion missbraucht wird, um Andersglau-
bige abzuwerten oder unseren Staat und unsere demokratischen Werte in Frage zu stellen. Sei es
Muslimfeindlichkeit, Antisemitismus oder Christenhass.“ Wer sich solchem Missbrauch entgegenstelle,
~der verdient unseren Respekt. Heute, am Jahrestag ihres gewaltsamen Todes, denken wir besonders
an Jina Mahsa Amini“ (mehr).

Weitere Gaste des Jubilaums waren die stellvertretende Ministerprasidentin des Landes Nordrhein-
Westfalen, Mona Neubaur (Griine), die Oberblrgermeisterin der Stadt KoIn, Henriette Reker, der Pré-
ses der Evangelischen Kirche in Rheinland, Thorsten Latzel, sowie der Vorsitzende der Unterkommis-
sion fur den interreligiosen Dialog der katholischen Deutschen Bischofskonferenz, Bischof Bertram
Meier. Die Festrede hielt der Islamwissenschaftler Albrecht Fuess von der Universitat Marburg (mehr).

Der VIKZ wurde 1973 in KélIn fur die religidse, kulturelle und soziale Betreuung der tirkischen Gast-
arbeiter gegriindet. Mit etwa 300 Moscheegemeinden und Bildungseinrichtungen ist er einer der gré3ten
islamischen Verbande in Deutschland. 2007 griindete er gemeinsam mit der DITIB, dem Islamrat (Milli
Gorius) und dem Zentralrat der Muslime den Koordinationsrat der Muslime in Deutschland.

2.2. Bundeskongress der Rate der Religionen betont Bedeutung des Westfélischen Friedens
~Westfalischer Frieden 2023 bedeutet Frieden aller Religionen® — unter diesem Motto kamen 375 Jahre
nach dem Abschluss des Westfadlischen Friedens Vertreter und Vertreterinnen interreligidoser Dialog-
initiativen aus ganz Deutschland zu ihrer Jahrestagung in Miinster zusammen.
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»Im Jubildumsjahr des Westfalischen Friedens ist es mir eine ganz besondere Freude, dass der
Bundeskongress der Rate der Religionen in Miinster tagt. Sowohl Vergangenheit als auch Gegenwart
lehren uns, dass der interreligidse Dialog essentiell fiir ein friedliches Miteinander ist“, sagte Oberbiir-
germeister Markus Lewe in seinem Gruf3wort. ,Deshalb mussen wir jenen Strdmungen in unserer
Gesellschaft entschieden entgegentreten, die Religion missbrauchen oder politisch instrumentalisie-
ren.”

Der Abteilungsleiter im Bundesinnenministerium, Jorn ThieRen, bekréftigte die Bedeutung und das
Potential interreligidser Initiativen in den Kommunen. ,Wir unterstitzen ihr Ziel, die bundesweite Ver-
netzung interreligioser Zusammenschlisse auf kommunaler Ebene zu férdern und ihr Potential fur das
Zusammenleben in einer pluralen, offenen Gesellschaft zu nutzen®.

Angesichts der globalen Herausforderungen und gewaltsamen Auseinandersetzungen riickte der
Kongress die Frage nach der Bedeutung des Friedensschlusses von 1648 in den Mittelpunkt. Die Haupt-
vortrage hielten die Historikerin Siegrid Westphal (Universitat Osnabriick) und der Religionssoziologe
Alexander-Kenneth Nagel (Universitéat Gottingen).

-ES war ein Wunder, dass der Westfalische Frieden 1648 zustande kam. Zu Unrecht gilt er heute
meist als ein Ereignis aus langst vergangenen Zeiten. Der Kongress hat gezeigt: Bei allen Unterschie-
den koénnen wir immer noch viel vom Westféalischen Frieden lernen®, sagte der Geschéaftsfihrer des
Kongresses, Soren Rekel-Bludau.

Der Bundeskongress der Réate der Religionen setzt sich seit seiner Griindung im Jahr 2018 fir den
kommunalen Dialog der Religionsgemeinschaften ein. Er fordert das Verstandnis, die Toleranz und den
Respekt, auf der Grundlage der freiheitlichen Grundordnung. Zum Netzwerk des Kongresses gehdéren
aktuell 67 Kommunen in 13 Bundeslandern. Sprecher und Sprecherinnen des Kongresses sind zurzeit
Ahmad Alhamwi (Mlnster), Hamideh Mohagheghi und Wolfgang Reinbold (Hannover), Gerdi Nitzel
(Berlin), Sebastian Rémisch (Dresden) und Joachim Valentin (Frankfurt). Der Kongress wurde vom
Bundesministerium des Innern und fir Heimat aus Mitteln der Deutschen Islamkonferenz und von der
Dr. Buhmann-Stiftung fir interreligiése Verstandigung mit Sitz in Hannover gefordert.

2024 trifft sich der Kongress in Dresden. Im Rahmen des Kongresses wird das 10. Interreligiose
Friedenskonzert des Vereins ,Bundnis interreligidses Deutschland e.V.” stattfinden (mehr).

2.3. Essen: Bischof Overbeck warnt vor dem Erstarken ultrarechter Katholiken
Angesichts des Erstarkens der AfD hat der katholische Ruhrbischof Franz-Josef Overbeck vor ernsten
Gefahren fur die deutsche Demokratie gewarnt.

L,Unsere Demokratie steht in diesen Zeiten massiv unter Druck®, sagte Overbeck dem Portal ,Kirche
und Leben”“. Neben dem Druck ,von auen her durch Autokraten, die selbst vor einem Angriffskrieg
nicht zurtiickschrecken® sieht er Bedrohungen ,von innen her durch jene, die auf die schwierigen Fragen
unserer Zeit verlockend einfache und bequeme Antworten anbieten.”

Mit groRer Sorge betrachte er ,religiés-reaktiondre Bewegungen® in der katholischen Kirche, so
Overbeck weiter. Sie seien seiner Ansicht nach ,eher dem identitdren Umfeld zuzuordnen®. Diese
Bewegungen qualifizierten andere religiose Deutungen als ,Haresien“ ab und wahnten sich ,im Besitz
der einen absoluten Wahrheit“. In gewisser Weise seien sie ,das religiése Aquivalent zur neuen politi-
schen Rechten mit nicht selten direkten Verbindungen®. Als Bischof unternehme er alles in seiner Macht
Stehende, ,um darauf hinzuwirken, dass diese Tendenzen in unserer Kirche moglichst klein bleiben®,
so Overbeck (mehr).

2.4. Frankreich verbietet muslimische Gewander in Schulen

Mit Beginn des neuen Schuljahrs hat Frankreich das Tragen einer Abaja und vergleichbarer Kleidungs-
stucke fur Manner (,Qamis“) in den Schulen verboten. ,Ich habe entschieden, dass in der Schule keine
Abaja mehr getragen werden darf, sagte Bildungsminister Gabriel Attal. Den Schulen wirden ,klare
Regeln auf nationaler Ebene” vorgegeben.

,Der Laizismus bedeutet die Freiheit, sich durch die Schule zu emanzipieren®, so der Minister. Beim
Betreten eines Klassenraums dirfe nicht zu erkennen sein, welcher Religion die Schilerinnen und
Schiler angehoren. Mit denjenigen, die die Abaja nicht ablegen wollen, werde es Gespréache geben,
sagte Attal. ,Wir werden darauf achten, dass alle den Sinn der Regel verstehen.” Frankreichs Prasident
Emmanuel Macron hatte kurz vor Beginn des Schuljahrs angekiindigt: ,Wir lassen nichts durchgehen*
(mehr).

Uber ein mogliches Abaja-Verbot wurde in Frankreich seit Monaten debattiert. Der muslimische
Dachverband CFCM ist der Ansicht, dass das bodenlange Gewand kein religidoses Kleidungsstiick dar-
stelle. Der Generalsekretar der Schulleiter-Gewerkschaft SNPDEN, Bruno Bobkiewicz, begriif3te dem-
gegeniber, dass es klare Anweisungen fir die Direktoren geben werde. Seit 2004 sind auffallige religi-
0se Symbole in den franzdsischen Schulen verboten (mehr).
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Einen Eilantrag gegen das Verbot wies Frankreichs hochstes Verwaltungsgericht zuriick. Das Verbot
stelle keine schwerwiegende und offensichtlich rechtswidrige Beeintrachtigung einer Grundfreiheit dar,
entschied der Conseil d‘Etat in Paris. Das Gericht bekréftigte, dass das zunehmende Tragen von
Abayas und Qamis einen religivsen Hintergrund habe. Dies gehe auch aus AuRerungen der betroffenen
Schilerinnen und Schdler hervor (mehr).

2.5. Danemark: Regierung will 6ffentliche Koranverbrennungen verbieten

Die danische Regierung will 6ffentliche Koranverbrennungen verbieten. Der von der Regierung vorge-
legte Gesetzentwurf sehe ein Verbot der ,unangemessenen Behandlung von Gegenstanden von erheb-
licher religioser Bedeutung fiir eine Religionsgemeinschaft® vor, sagte der danische Justizminister Peter
Hummelgaard. Eine Verbrennung des Korans oder anderer als heilig geltender Schriften kénne mit bis
zu zwei Jahren Haft bestraft werden.

Das Gesetz umfasse auch das Zertrampeln oder sonstige Schandungen dieser Gegenstande an
offentlichen Orten, so der Justizminister. ,Dies sind Spotthandlungen, die der Sicherheit der Danen
sowohl im Ausland als auch im Inland schaden.” Es gehe nicht darum, was man denken und sagen
durfe, sondern um zivilere Wege, sich auszudriicken, sagte Hummelgaard.

In Danemark und Schweden hatte es zuletzt mehrere Aktionen gegeben, bei denen ein Koran
angezundet oder auf andere Weise geschéndet worden war. Das fuihrte zu Spannungen im Verhaltnis
zu muslimisch geprégten Landern und l6ste zum Teil Ausschreitungen aus.

Hummelgaard betonte, die nationale Sicherheit Danemarks sei ein Hauptgrund fir das vorgeschla-
gene Gesetz. ,Wir kénnen nicht weiterhin tatenlos zusehen, wie manche Menschen alles tun, um
gewalttatige Reaktionen hervorzurufen®, sagte der Justizminister.

Auch die schwedische Regierung prift, inwieweit die Vorschriften fur 6ffentliche Versammlungen
geéandert werden kénnen. Das Terrornetzwerk Al-Kaida hatte mit Blick auf die Koranverbrennungen zu
Anschlagen gegen die EU-Mitgliedstaaten aufgerufen (mehr).

2.6. Was sonst noch war

— GroRBimam Ahmad al-Tayyib, Bundesprasident Frank-Walter Steinmeier und Bundeskanzler Olaf
Scholz zu Gast beim Internationalen Friedenstreffen der katholischen Gemeinschaft Sant'Egidio in Ber-
lin; Steinmeier verteidigt Waffenlieferungen an die Ukraine (mehr)

— Fast 50.000 Teilnehmer feiern Jahresversammiung ,Jalsa Salana“ und 100. Geburtstag der
Ahmadiyya Muslim Jamaat auf dem Stuttgarter Messegelande (mehr)

— Bundesinnenministerin verbietet Neonazi-Vereinigung ,Hammerskins Deutschland” (mehr)

— Frankfurt am Main: Rat der Religionen Frankfurt wahlt Unternehmerin Nura Froemel zur Vorsitzenden;
bisheriger Vorsitzender Joachim Valentin zum Stellvertreter ernannt (mehr).

3. Video

3.1. Wie eine Kirche zur Moschee wurde — Die Al Nour Gemeinde Hamburg

Religionen im Gesprach

Gast: Daniel Abdin, Al-Nour-Moschee Hamburg

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

3.2. Deutschlands neue Imame — Wozu brauchen wir sie?
NDR Fernsehen
25. September, 22.00-22.45 Uhr (mehr).

4. Literatur: Neuerscheinungen

S. Al-Masrar, Sind wir nicht alle ein bisschen Alman? Warum wir mit der Integration schon weiter sind
und keine Identitatskrisen brauchen, Miinchen 2023; Rezension (Abdul-Ahmad Rashid)

R. Bernhardt, Monotheismus und Trinitét. Gotteslehre im Kontext der Religionstheologie, Zirich 2023.

Hannover, den 21.9.2023
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 10, 2023

1. Niedersachsen

1.1. Osnabriick: Islamkolleg Deutschland verabschiedet erste Absolventen

Das 2021 gegrindete ,Islamkolleg Deutschland e.V.“ hat den ersten Ausbildungsjahrgang verabschie-
det. Vierzehn Manner und drei Frauen hatten an der zweijdhrigen grundsténdigen islamtheologisch-
praktischen Ausbildung erfolgreich teilgenommen, teilte das Kolleg mit. Sie kdnnten als Imame und
Gemeindepadagoginnen sowie als Seelsorgerinnen und Seelsorger arbeiten.

Der wissenschaftliche Direktor des Kollegs, Biilent Ucar, forderte in diesem Zusammenhang erneut
bessere berufliche Perspektiven fir die Absolventen. Die Moscheegemeinden hatten nicht die Kraft, in
Deutschland ausgebildete Imame einzustellen, sagte er dem Evangelischen Pressedienst (epd).
Imame, die ein Studium und eine praktische Ausbildung abgeschlossen hatten, erwarteten zu Recht
angemessen bezahlte Jobs. Eine Unterstiitzung seitens des Bundes und der Lander sei dringend not-
wendig. Nur dann kdnne das Islamkolleg Schule machen.

Der am Kolleg beteiligte Zentralrat der Muslime kritisierte, die Politik gehe nicht auf die konstruktiven
Vorschlage ein. Sie wirden ,stiefmitterlich“ behandelt, sagte der Vorsitzende Aiman Mazyek dem epd.
-Eine Entwicklung, die ich seit geraumer Zeit in Deutschland beobachte. Weltmeisterlich in der Kritik
Uber die islamische Verbandslandschaft, sparlich in der Bereitschaft, wirklich alternative Modelle nach-
haltig zu unterstitzen“ (mehr).

1.2. EKD und Koordinationsrat der Muslime einig gegen Antisemitismus und Islamfeindschaft
Die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) und der Koordinationsrat der Muslime haben sich
angesichts von Rassismus, Antisemitismus und Islamfeindschaft fir einen starken Zusammenhalt der
Gesellschaft ausgesprochen. ,Rassistische, antisemitische oder islamophobe AuRerungen vertragen
sich nicht mit Gottes Liebe“, sagte die Ratsvorsitzende der EKD, Annette Kurschus, in Hannover, wo
sich die EKD und der Koordinationsrat der Muslime zu ihrem jahrlichen Gesprach trafen.

Musa Ferati vom Koordinationsrat der Muslime forderte, die Haltung der Religionsgemeinschaften
durfe mit Blick auf die freiheitlich-demokratischen Werte durch die derzeitigen 6kologischen, 6konomi-
schen und sozialen Herausforderungen nicht vernachléssigt werden. ,Es bedarf des Zusammenhaltes
und der Geschwisterlichkeit®, sagte er. EKD und Koordinationsrat verabredeten, in Zukunft gemeinsame
Fortbildungsangebote fur Pfarrer, Pfarrerinnen und Imame anzubieten (mehr).

1.3. Religionsgemeinschaften verurteilen Angriff auf Israel
Niederséachsische Religionsgemeinschaften haben die Angriffe der Hamas auf Israel verurteilt.

Der hannoversche Landesbischof Ralf Meister erklarte: ,Der brutale Angriff der Hamas und der mit
ihr verblndeten Gruppierungen auf Israel ist menschenverachtend und in keiner Weise zu rechtferti-
gen“. Die hannoversche Landeskirche stehe an der Seite Israels, dessen Existenzrecht mit allen Kraften
verteidigt werden musse. ,Mit groRer Angst sehen wir, wie auch die wenigen Hoffnungen auf ein fried-
liches Miteinander von Israelis und Palastinensern durch die mérderischen Gewalttaten der Terroristen
zunichtegemacht werden®. In Gebeten und Gedanken sei er bei allen Menschen in Israel, ,die um ihr
Leben bangen, die verwundet wurden, um Getétete trauern und um Vermisste bangen®, so Meister. Er
bete auch ,fir all jene Menschen in den palastinensischen Gebieten, die jetzt grausam darunter leiden
mussen, was andere rucksichtslos entfesselt haben® (mehr).

Der Landesverband der Muslime (Schura) und der Landesverband der Juden riefen ihre Mitglieder
und Gemeinschaften in einem gemeinsamen Appell zu einem friedlichen und respektvollen Umgang
auf. ,Wir lassen nicht zu, dass sich trotz aller Schmerzen und Differenzen hier in Niedersachsen Hass
und gar Gewalt entziindet®, erklarten der Prasident des Landesverbands der Judischen Gemeinden von
Niedersachsen, Michael Furst, und der Vorsitzende der Schura, Kerim Ocakdan. Beide Verbande ver-
urteilten die Terrorangriffe. ,Der Terror der Hamas, mit dem diese seit Sonnabend Israel und dort ins-
besondere die Zivilbevilkerung tberzieht, ist durch nichts zu rechtfertigen.“ Die Bilder von Kampfen und
Bombardements seien zutiefst erschitternd. ,Wir verurteilen den vielfachen Mord von unschuldigen
Zivilisten, darunter Frauen, Kinder und alte Menschen, ohne Wenn und Aber” (mehr).

1.4. Verfasser der Drohbriefe gegen Moschee in Hannover ermittelt

Die Polizei Osnabruck hat den mutmaRlichen Verfasser der rechtsextremen Drohbriefe an verschiedene
Moscheen in Deutschland ermittelt. Ein 50 Jahre alter Mann aus Hagen in Westfalen habe die Taten
gestanden, sagten Vertreter von Staatsanwaltschaft und Polizei in Osnabriick. Es handle sich nach dem
bisherigen Ermittlungsstand um einen Einzeltater und eine Beziehungstat.
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Polizeiprasident Michael MalRmann betonte, die Briefserie stehe nicht im Zusammenhang mit einer
anderen Serie von NSU-Schreiben. Diese hétten erwiesenermafien ein rechtsextremes Motiv. Der
Mann aus Hagen habe als Trittbrettfahrer gehandelt. MalBmann sagte weiter, er habe die betroffenen
Moscheegemeinden personlich Gber den Ermittlungserfolg informiert.

Der Islamverband Schura Niedersachsen reagierte mit Erleichterung: ,Wir sind auferst dankbar fur
die entschlossene Arbeit der Polizei Osnabriick und aller beteiligten Ermittlerinnen und Ermittler. Ihr
Einsatz hat dazu beigetragen, dass unsere Gemeinden wieder ein Gefuhl der Sicherheit erfahren kon-
nen®, sagte der Vorsitzende Kerim Ocakdan (mehr).

1.5. Evangelische Kirchen wollen Extremisten in ihren Vorstanden verhindern

Die funf evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen wollen den Einzug von Menschen mit extre-
mistischen Haltungen in ihre Kirchenvorstéande und Gemeindekirchenrate verhindern. Sie veréffentlich-
ten eine Handreichung mit theologischen und kirchenrechtlichen Bestimmungen.

»Wenn sich jemand rassistisch, antisemitisch, islamfeindlich, queerfeindlich oder demokratiefeindlich
aulert, kommt diese Person fir ein kirchliches Leitungsamt nicht infrage®, sagte der Ratsvorsitzende
der Konftéderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen, der Oldenburger Landesbischof Thomas
Adomeit.

Die AfD im niedersachsischen Landtag kritisierte die Handreichung. Die Kirchen wollten offenbar
Mitglieder der AfD von den anstehenden Wahlen fir kirchliche Leitungsgremien ausgrenzen, sagte der
religionspolitische Sprecher der AfD-Fraktion, Jens-Christoph Brockmann. Die evangelische Kirche pre-
dige ,Ausgrenzung und Hass gegen politisch Andersdenkende® und untergrabe damit die Demokratie.
Sie wende sich offensichtlich immer weiter von den christlichen Werten ab (mehr). Der Antisemitismus-
beauftragte des Landes Niedersachsen, Gerhard Wegner, begri3te die neuen Regeln (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Solidaritat aus Deutschland nach Angriff der Hamas auf Israel

Der brutale Angriff der im Gazastreifen herrschenden ,Islamischen Widerstandsbewegung® (Hamas)
auf den Staat Israel am 7. Oktober hat zu vielen entsetzten Reaktionen und Solidaritdtsbekundungen in
Deutschland geflhrt.

Zahlreiche Personlichkeiten des offentlichen Lebens verurteilten die Angriffe und erklarten sich mit
Israel solidarisch. Bundesprasident Frank-Walter Steinmeier telefonierte laut Bundesprasidialamt mit
seinem israelischen Amtskollegen Isaac Herzog. Dieser habe ihm ,von dem schockierenden Ausmalf
der Angriffe der Hamas an mehreren Orten seines Landes berichtet. Israel misse sich gegen ,brutalen
Terror verteidigen®. ,Meine volle Solidaritat gilt unseren angegriffenen israelischen Freunden®, so der
Bundesprasident.

Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) auRRerte sich zutiefst erschuttert. ,Deutschland verurteilt diese
Angriffe der Hamas und steht an Israels Seite®, versicherte er. Das Auswartige Amt prangerte ,die
abscheuliche Gewalt der Hamas gegen Zivilistinnen und Zivilisten® an. ,Dieser Terror muss sofort
gestoppt werden.”

Auch die christlichen Kirchen solidarisierten sich mit Israel. ,Ich verurteile die furchtbaren terroristi-
schen Angriffe zutiefst®, sagte die Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland, Annette
Kurschus, dem Evangelischen Pressedienst. ,Unsere Gedanken und Gebete sind bei den Menschen in
Israel, deren Land wir noch vor wenigen Tagen besucht haben.“ Der Vorsitzende der katholischen Deut-
schen Bischofskonferenz, Georg Batzing, sprach von einer ,geféhrlichen Eskalation®. Er bete fir die
Opfer und trauere um die Toten.

Die Hamas hatte Israel am Morgen des 7. Oktober, eines Samstags mitten in den Feierlichkeiten zu
den judischen Festen Sukkot (Laubhlttenfest) und Simchat Tora (Fest der Freude an der Tora), ange-
griffen. Dabei kamen mindestens 1.200 Menschen zu Tode. Etwa 200 Personen wurden als Geiseln in
den Gazastreifen entfuhrt. ,Israel befindet sich im Krieg®, teilte die israelische Botschaft in Berlin mit.
,Die Terrororganisation Hamas hat Israel heute Morgen angegriffen. Israel wird alles Notwendige tun,
um sich und seine Birgerinnen und Burger zu verteidigen® (mehr).

2.2. Kritik an ersten Reaktionen islamischer Verbande auf Hamas-Terror
Die ersten Reaktionen der grof3en islamischen Verbande in Deutschland auf den Angriff der Hamas
sind auf Kritik gestol3en.

Stellvertretend fir viele sagte der Vorsitzende des Zentralrats der Juden, Josef Schuster, er habe
den Eindruck, dass ,nun auch alle Politiker in Deutschland verstanden haben®, wer die Hamas in Wahr-
heit sei. Zu lange sei sie ,mit Samthandschuhen angefasst“ worden. ,Die Harte, die wir jetzt sehen, hat
mir gefehlt.“ Organisationen wie der Verein ,Samidoun®, die den Terror auf der Stral3e gefeiert und
SuRigkeiten verteilt hatten, missten ,verboten werden, das ist langst Uberfallig.“ Zugleich seien die
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Reaktionen der muslimischen Verbande ,vollig ungenigend.” Die Verbdnde mussten ,ihr Verhaltnis
zum Hass auf Israel und dem Antisemitismus klaren. Das ist langst Uberfallig. Es darf kein Verstandnis
mehr fur Organisationen geben, die in irgendeinem Zusammenhang mit der Hamas stehen® (mehr).

Der Chef der turkischen Religionsbehdrde Diyanet, Ali Erbas, hatte in seiner Freitagspredigt vom 13.
Oktober Israel als ,rostiger Dolch, der im Herzen der islamischen Geographie steckt“ bezeichnet. Keine
Herrschaft, ,die auf dem Blut Unschuldiger aufgebaut ist,“ kénne ,lange tberleben.” Heute finde ,in
Gaza vor den Augen der ganzen Welt die grof3te Tyrannei der Geschichte statt. Angesichts all dieser
Tyrannei und Unterdriickung bleibt den Muslimen keine andere Wahl, als im Kampf fur die Freiheit
Widerstand zu leisten® (wie es die Hamas, die ,Islamische Widerstandsbewegung®, tut). Die muslimi-
sche Gemeinschaft (Umma) rief er dazu auf, ,unsere palastinensischen Briider in ihrem rechtmafigen
Kampf materiell und moralisch zu unterstiitzen; alle Anstrengungen zu unternehmen, damit sie ihr
besetztes Land zuriickerlangen kdnnen® (mehr).

Der mit der tiirkischen Diyanet auf engste verbundene DITIB-Bundesverband in Kéln lie3 die Aus-
sagen des Diyanet-Vorsitzenden auf Nachfrage des WDR unkommentiert. In seiner eigenen Freitags-
predigt beklagte er ,alle terroristischen Handlungen, unabhéangig davon, von wem sie ausgehen und
gegen wen sie gerichtet sind“ (mehr). Ahnlich duRerte sich der Koordinationsrat der Muslime in Deutsch-
land (hier).

Unterdessen lud die nordrhein-westfalische Landesregierung die islamischen Verbande zu einem
dringenden Treffen in die Staatskanzlei ein. Der Einladung von Minister Nathanael Liminski (CDU) seien
unter anderem der Zentralrat der Muslime und DITIB gefolgt, teilte die Staatskanzlei mit. Im Anschluss
betonten die Teilnehmer, ,die Graueltaten der Hamas gegen die israelische Bevdlkerung uneinge-
schrankt zu verurteilen“. Gemeinsam verurteile man den Aufruf der Hamas, weltweit jidische Einrich-
tungen anzugreifen. ,Wir werden nicht zulassen, dass die terroristischen Angriffe der Hamas auf unse-
ren Stral3en bejubelt oder auch nur relativiert werden®, heil3t es in einem Papier. Jegliche Form von
Antisemitismus habe in NRW keinen Platz (mehr). Ahnlich duRerte sich der Generalsekretér der Islami-
schen Gemeinschaft Milli Gorus, Ali Mete. ,Das ist ein terroristischer Anschlag, ohne Wenn und Aber*,
sagte Mete der Wochenzeitung ,Die Zeit* laut Vorabmeldung.

Auch das Bundesinnenministerium lud die islamischen Verb&nde zu einem kurzfristig anberaumten
Gesprach ein (mehr). Zugleich kiindigte es ein Betatigungsverbot der Hamas und ein Verbot der Grup-
pierung Samidoun an (mehr).

2.3. Was sonst noch war

— Dortmund: Christlich-islamisches Dialogforum Dortmund gegrindet (mehr)

— Diskussion um Riickzug des Journalisten Constantin Schreiber aus der medialen Offentlichkeit zum
Thema Islam (mehr; mehr)

— Bundesinnenministerin verbietet rechtsextremistische Vereinigung ,Die Artgemeinschaft — Germani-
sche Glaubens-Gemeinschaft wesensgemaler Lebensgestaltung e.V.“ (mehr)

— Arras: Entsetzen nach Ermordung eines Lehrers durch einen ehemaligen Schiler; Prasident Emma-
nuel Macron: ,die Barbarei des islamistischen Terrorismus hat wieder in einer Schule zugeschlagen®
(mehr)

— Brissel: Entsetzen nach Ermordung zweier schwedischer Touristen durch einen Tunesier (mehr).

3. Meinungsforschung

3.1. Friedrich-Ebert-Stiftung: Rechtsextreme Einstellungen nehmen zu

Extrem rechte Einstellungen werden salonféhiger. Zu diesem Ergebnis kommt die neue ,Mitte-Studie”
der SPD-nahen Friedrich-Ebert-Stiftung (hier).

Wichtige Ergebnisse:

— 8 Prozent der Befragten teilen ein rechtsextremes Weltbild. Das ist ein starker Anstieg (2014-2021:
2-3 Prozent).

— 6 Prozent befiirworten eine Diktatur mit einer einzigen starken Partei und einem Fuhrer fir Deutsch-
land (2014-2021: 2—4 Prozent).

— 16 Prozent behaupten eine nationale Uberlegenheit Deutschlands, fordern ,endlich wieder Mut zu
einem starken Nationalgefiihl und eine Politik, deren oberstes Ziel es sein sollte, dem Land die Macht
und Geltung zu verschaffen, die ihm zustehe (2014-2021: 9—13 Prozent).

— 15,5 Prozent verorten sich selbst rechts der Mitte (zuvor: 10 Prozent).

— 18 Prozent beflirwortet ein Einwanderungsverbot fir Muslime (2018-21: 11-12 Prozent) (mehr).

Der Vorsitzende der Friedrich-Ebert-Stiftung, Martin Schulz, sagte, die Ergebnisse der Studie zeig-
ten, ,dass sich Teile der Mitte der Gesellschaft von der Demokratie distanzieren oder das Vertrauen in
funktionierende Institutionen verloren haben.” Das sei ,erschreckend” und gebiete ,konsequentes Han-
deln — von der Politik, aber auch aus der Gesellschaft selbst* (mehr).
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3.2. YouGov: Mehr als die Halfte der Menschen in Deutschland besucht nie einen Gottesdienst
64 Prozent der Menschen in Deutschland ab 18 Jahren besuchen nie einen Gottesdienst. Das ist das
Ergebnis einer Umfrage des Meinungsforschungsinstituts YouGov im Auftrag von katholisch.de.

Auf die Religionsgemeinschaften bezogen ergaben sich folgende Werte: Katholisch 49 Prozent;
Evangelisch 53 Prozent; Muslimisch 22 Prozent. Jede Woche in die Kirche bzw. Moschee gehen
danach 4 (evangelisch), 10 (katholisch) bzw. 17 Prozent (muslimisch) (mehr).

4.Video

4.1. Die Kunst der Koranrezitation — Tajwid

Religionen im Gesprach

Gast: Murat Karacan, Islamkolleg Deutschland, Osnabriick

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

4.2. Koran und Bibel — ein Vergleich

Forum am Freitag

Gast: Wolfgang Reinbold, Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers
Moderation: Abdul-Ahmad Rashid, ZDF (mehr).

Hannover, den 18.10.2023
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 11, 2023

1. Niedersachsen Pressespiegel: 12.11. Epd: 135 (letzter am 18.10.; islamiq 18.10.)

1.1. Islamwissenschaftler Kiefer: Antisemitismus in vielen Staaten Teil der Staatsrason

Der Osnabricker Islamwissenschaftler Michael Kiefer sieht im Antisemitismus unter zugewanderten
Muslimen ein lang vernachlassigtes Problem. Seit 20 Jahren weise er darauf hin, dass der Holocaust,
die Grindung des Staates Israel und der Nahost-Konflikt in deutschen Schulen nicht ausreichend
behandelt wirden, sagte Kiefer dem Evangelischen Pressedienst.

Den meisten zugewanderten Muslimen blieben nur die in ihrer Heimat erlernten judenfeindlichen
Interpretationsmuster: ,Antisemitismus ist in Syrien und vielen weiteren arabischen Landern seit Jahr-
zehnten Teil der Staatsrason.“ Viele Menschen seien antisemitisch erzogen. Antisemitische Erzéhlun-
gen wirden seit Jahrzehnten in den Medien wiederholt. Sie seien Teil der Unterhaltungsliteratur, von
Fernsehserien zum Ramadan und anderem. Israel werde damonisiert und delegitimiert als ein Staat,
den es eigentlich nicht geben dirfte. Diese Ideologie brachten manche Gefliichteten mit nach Deutsch-
land. ,Und sie wird immer dann nach oben gespiilt, wenn es in Gaza wieder hoch hergeht.”

Die tatsachliche Geschichte des Staates Israel sei den meisten der Zugewanderten nicht bekannt,
so Kiefer weiter. Die deutsche Bildungspolitik misse darauf dringend reagieren. Sie misse Schulbiicher
erganzen, den Umgang mit Antisemitismus in der Lehreraushildung verankern und die Lehrkréfte
sprachfahig machen, forderte Kiefer. Der Nahostkonflikt misse ausfuhrlicher und proaktiv behandelt
werden und nicht erst dann, wenn aktuelle Ereignisse ihn auf den Lehrplan brachten. ,Aus vielen Jahren
Erfahrung mit islamistisch indoktrinierten Jugendlichen weifl3 ich, dass es moglich ist, Vorurteile bei jun-
gen Menschen abzubauen und ihnen die Fahigkeit zu kritischem Denken zu vermitteln.”

Kiefer forderte zudem die Moscheegemeinden auf, sich klar zum Existenzrecht Israels zu positionie-
ren und den Terror der Hamas zu verurteilen. ,Da waren die bisherigen Verlautbarungen doch eher
durftig und unzureichend.” Die Gemeinden mussten in den Freitagspredigten und in der Jugendarbeit
ihren Beitrag dazu leisten, Antisemitismus abzubauen. Das gelte auch und besonders fir die Gemein-
den des aus der Tirkei finanzierten Verbandes DITIB, sagte der Professor fir Soziale Arbeit in der
Migrationsgesellschaft. Dessen Funktiondre mussten sich deutlich von den Hetzparolen des turkischen
Prasidenten Erdogan gegen Israel distanzieren. ,Natirlich sehen die sich in einer Zwickmuhle, aber
wenn man Teil der deutschen Zivilgesellschaft sein will, darf man dazu nicht schweigen®, so Kiefer
(mehr).

1.2. Islamischer Theologe Ucar entsetzt Giber Antisemitismus-Vorwurf

Der Direktor des Instituts fur Islamische Theologie der Universitat Osnabrtick, Bulent Ucar, hat mit Ent-
setzen auf eine Kritik des Juristen und Publizisten Murat Kayman reagiert, die ihn in die Nahe des
Antisemitismus riickt.

Jeder, der ihn kenne und seine Schriften lese, wisse, dass er meilenweit davon entfernt sei, Juden
zu diskriminieren oder anzufeinden, sagte Ucar auf Nachfrage des Evangelischen Pressediensts.
Kayman habe versucht, den Eindruck zu erwecken, er wiirde die Anschlage der Hamas auf Israel gut-
heilen. ,Das ist rufschadigend und zielt auf meine Reputation.” Er tberlege, juristisch dagegen vorzu-
gehen, so Ucar.

Kayman hatte in seinem Blog (hier) und einem Gastbeitrag fiir das Nachrichtenmagazin ,Spiegel*
einen Instagram-Post Ucars vom Morgen des 7. Oktober in einen Zusammenhang mit dem an diesem
Tag begonnenen terroristischen Uberfall der Hamas auf Israel gebracht. Ucar habe ein Video von
feiernden, tanzenden judischen Mannern mit einem zwinkernden Emoji und einem ,,Guten Morgen® ge-
postet, ,als die deutsche Offentlichkeit entsetzt die eintreffenden Nachrichten vom Terroriiberfall der
Hamas verfolgte®, so Kayman. Der wenig spater kommentarlos geléschte Post sei offenkundig ein
»=augenzwinkerndes Signal an seine muslimischen Follower gewesen, was flr einen freudigen Morgen
er als Muslim angesichts dieser Nachrichten gerade hat.“ Kayman ist ehemaliger Justitiar des Islamver-
bands DITIB und Mitbegriinder der Alhambra-Gesellschaft.

Ucar betonte demgegeniber, er habe das Video samt Zwinker-Emoiji zwar tatsachlich am Morgen
des 7. Oktober gepostet. Dies sei allerdings passiert, bevor die ersten Nachrichten tiber den Terror-
angriff der Hamas in den Medien aufgetaucht seien. Anlass sei das Fest der Torafreude (Simchat Tora)
gewesen. Er habe daraufhin sogar ,Likes" von jludischen Freunden erhalten. Ohnehin sei der Vorwurf
absurd: ,Mein ganzes Leben lang habe ich mich auf allen Ebenen fir eine judisch-muslimische Verstan-
digung eingesetzt und zahlreiche Kooperationen mit jlidischen Kollegen und Institutionen in Deutsch-
land und Israel durchgefiihrt® (mehr).

Kayman reagierte auf die Erklarung Ucars mit einem offenen Brief (hier).


https://www.juedische-allgemeine.de/politik/forscher-antisemitismus-in-arabischen-staaten-teil-der-staatsraeson/
http://murat-kayman.de/2023/10/09/die-zukunft-der-muslime-in-deutschland/
https://www.facebook.com/bulent.ucar.5648
http://murat-kayman.de/2023/11/09/lieber-buelent/
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1.3. Christlicher Theologe Reinbold: Hamas-Terror speist sich auch aus Nazi-ldeologie
Der antisemitische Terror der Hamas ist nach Ansicht des evangelischen Theologen Wolfgang Reinbold
auch eine Folge einstiger Beziehungen zwischen dem Nazi-Regime und den Paléstinensern.

,0er GroBmufti von Jerusalem und geistliche Flhrer der Paldstinenser, Mohammed Amin al-
Husseini, stand in engem Kontakt zu Adolf Hitler. Beide verband ihr brennender Hass auf die Juden®,
sagte Reinbold im Gesprach mit dem Evangelischen Pressedienst. ,Al-Hussein wollte die jidischen
Siedler, die einen eigenen Staat zu griinden beabsichtigen, mit allen Mitteln aus dem Land haben, da
kam ihm Hitler als zu allem entschlossener Geistesverwandter gerade recht®.

Durch den Schulterschluss des GroRmuftis mit den Nazis habe auch die NS-Propaganda in Teilen
der arabischen Welt Einzug gehalten. ,Es gab sogar einen Radiosender im brandenburgischen Zeesen,
der Nazi-Propaganda in makellosem Arabisch gen Nahost ausstrahlte — Koran-Lesungen und stim-
mungsvolle Musik inklusive®, erlauterte der Beauftragte fir interreligiosen Dialog der hannoverschen
Landeskirche. Auf diese Weise seien die Nazi-ldeologie und der Hass auf alles jldische Leben gewis-
sermalfden ,religidés umrahmt und scheinbar gerechtfertigt” worden.

~Aspekte wie eine ,Rassenlehre’, die Judinnen und Juden entmenschlicht und ihre Ausléschung for-
dert* habe die arabische Welt zuvor nicht gekannt, betonte Reinbold, der auch Theologieprofessor an
der Universitat Gottingen und Vorsitzender des Hauses der Religionen in Hannover ist. Wer heute
davon spreche, dass Antisemitismus auch durch Gefliichtete aus dem Nahen Osten nach Deutschland
Limportiert werde, misse, zumindest teilweise, eigentlich von einem ,Re-Import* sprechen.

Reinbold fihrte aus, dass sich der ,eliminatorische deutsche Antisemitismus® auch in der Hamas-
Charta, dem Grundungspapier der Terrororganisation, wiederfinde. ,Ohne den Einfluss der Nazis ist
dieses Papier meines Erachtens kaum zu verstehen®, sagte er. Die Charta propagiere radikale Gewalt
gegen Juden und einen Dschihad, der die Ausloschung des Staates Israel zum Ziel habe. Dabei berufe
sich die Hamas auf den Koran und insbesondere auf die Uberlieferung tiber das Leben und die Aus-
spriche des Propheten Muhammad, die sogenannten Hadithe. Sie picke dabei gezielt Passagen her-
aus, die ihre antisemitische Ideologie zu stitzen scheinen.

Reinbold betonte, dass gerade jetzt, angesichts gehaufter Solidaritdtskundgebungen fir die Hamas,
nicht vergessen werden dirfe, dass die Mehrheit der Muslime voéllig anders denke: ,Meine Gesprachs-
partner betonen immer wieder, dass fur sie eine Koranauslegung, die Gewalt und Hass predigt, musli-
misch absolut inakzeptabel ist* (mehr).

1.4. Was sonst noch war

— Hannover: Juden und Muslime veréffentlichen Friedensappell (mehr)

— Osnabriick: Samy Charchira und Amra HodZzi¢ neue Vorsitzende des Islamkollegs Deutschland e.V.
(mehr)

— Hannover: Bestirzung Uber antisemitische Schmierereien auf der Gedenkstatte Ahlem (mehr)

— Gottingen: Gesellschaft fur bedrohte Vdlker kritisiert tirkisches Religionsministerium Diyanet scharf
(hier) und fordert Absage des Besuchs des turkischen Prasidenten Erdogan in Deutschland (hier)

— Kirchentag 2025 in Hannover unter dem Motto ,mutig — stark — beherzt* (mehr)

— Oliver Schuegraf wird neuer Landesbischof in Schaumburg-Lippe (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Islamverband VIKZ verlasst den Koordinationsrat der Muslime in Deutschland

Der Verband der Islamischen Kulturzentren (VIKZ) hat den Koordinationsrat der Muslime (KRM) verlas-
sen. ,Der Grund liegt darin, dass wir als VIKZ unsere politische Neutralitat sehr schatzen und frei von
jeglicher Beeinflussung von aul3en unseren Weg weiterfiihren wollen®, sagte ein Sprecher des Verbands
auf Anfrage der Deutschen Presseagentur. Der Austritt sei am 20. Oktober erfolgt.

Auf Anfrage der Katholischen Nachrichtenagentur sagte der Assistent des Verbandsprasidiums,
Alihan Glnes, der Schritt sei ,notwendig“ geworden. ,Wir wollen unsere Neutralitdt bewahren und
unseren Weg alleine gehen.” In der Vergangenheit habe es immer mehr Zweifel gegeben, ob diese
Neutralitdt angesichts des bindenden Charakters von Erklarungen des KRM garantiert werden kénne.

Zu konkreten Inhalten &ufRerte sich Gunes nicht. Er betonte, es habe keinen Streit zwischen dem
VIKZ und den anderen Mitgliedsverbanden des KRM gegeben. Auch habe der Austritt nichts mit dem
Krieg in Gaza zu tun.

Der 1973 gegriindete Verband ist einer der altesten und gré3ten muslimischen Verbande in Deutsch-
land. 2007 hatte er gemeinsam mit DITIB, dem Islamrat (Milli Gortis) und dem Zentralrat der Muslime
den Koordinationsrat der Muslime in Deutschland gegrindet. Im September hatte Bundespréasident
Frank-Walter Steinmeier den VIKZ zu dessen 50. Bestehen gewdrdigt (s. Mitteilungen 9/2023, S. 1).
Der als konservativ geltende VIKZ steht selten im 6ffentlichen Fokus. Auch dass er schon seit Jahr-
zehnten hierzulande Imame ausbildet, ist kaum bekannt (mehr).


file:///C:/Users/reinbold/ShareFile/Persönliche%20Ordner/1%20Islam/Anwendungsdaten/Reinbold/Eigene%20Dateien%20Reinbold/www.kirchliche-dienste.de
https://www.landeskirche-hannovers.de/presse/nachrichten/2023/11/09-theologe-reinbold-hamas-terror-speist-sich-auch-aus-nazi-ideologie
https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/hannover_weser-leinegebiet/Gegen-Terror-und-Antisemitismus-Friedensappell-in-Hannover,israel1624.html
https://www.islamkolleg.de/das-islamkolleg/#_vorstand
https://taz.de/Antisemitische-Sticker/!5970051/
https://www.gfbv.de/de/news/finanzierung-der-moscheen-in-deutschland-11168/
https://www.gfbv.de/de/news/erdogan-im-kanzleramt0-11173/
https://www.ekd.de/kirchentag-in-hannover-unter-dem-motto-mutig-stark-beherzt-81192.htm
https://www.landeskirche-hannovers.de/presse/nachrichten/2023/11/03-oliver-schuegraf-wird-neuer-evangelischer-bischof-in-schaumburg-lippe
https://www.sueddeutsche.de/leben/religion-koeln-islamverband-vikz-hat-muslim-koordinationsrat-verlassen-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-231109-99-885395
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2.2. Essen: Demonstration gegen Judenfeindlichkeit und muslimische Extremisten

In Essen sind etwa 4.500 Menschen auf die Stral3e gegangen, um ein Zeichen gegen Judenfeindlichkeit
und muslimische Extremisten zu setzen. Die Kundgebung war eine Reaktion auf eine aufsehen-
erregende Demonstration islamistischer Gruppen aus dem Umfeld der ,Hizb ut-Tahrir® (,Partei der
Befreiung“) Anfang November (mehr).

Oberburgermeister Thomas Kufen (CDU) sagte, die Bilder der vorangegangenen Demonstration
seien ,um die Welt gegangen®. ,Wir wollen diese Bilder in Essen nicht, wir wollen diese Gruppierungen
in Essen nicht.“ Antisemitismus und Rassismus dirften keinen Platz auf den Straen von Essen haben.
Die Leute der Hamas seien ,keine Freiheitskampfer, sondern Terroristen und Mérder”. Zu der Demon-
stration eingeladen hatten die Stadt Essen, die ,Allianz fir Weltoffenheit, Solidaritat, Demokratie und
Rechtsstaat®, der Initiativkreis Religionen in Essen (IRE), der Deutsche Gewerkschaftsbund und andere.

Eine Woche zuvor hatte es erschreckende Szenen bei einer als ,propaléastinensisch* angemeldeten
Demonstration mit etwa 3.000 Teilnehmern gegeben. Darunter befanden sich Personen, die fir ein
.Kalifat* warben und Banner im Stile der verbotenen Organisation Hizb ut-Tahrir trugen. In Sprechché-
ren wurde die Vernichtung Israels gefordert, Symbole des ,Islamischen Staates“ wurden gezeigt.

Die Essener Polizei sprach davon, man sei bei der Anmeldung der Demonstration offenbar sehr
gezielt getduscht worden. ,Islamisten haben die Tauschung auf die Spitze getrieben und offenbar ganz
bewusst sehr &hnliche Symbole des Islamischen Staates und der Taliban genutzt, um fir ihre weltfrem-
den Ziele zu werben®, sagte Polizeiprasident Andreas Stiwe (mehr). Hauptredner der Demonstration
war der Kopf der vom Verfassungsschutz beobachteten Gruppierung ,Generation Islam“, Ahmad
Tamim. Die Demokratie gilt ihr als ,System des Unglaubens®, das Muslimen mit ,Assimilationsterror*
begegne (mehr). Zugleich beruft sie sich auf das Grundgesetz und beklagt die Reaktionen auf die
Essener Demonstration als Heuchelei. ,Der Islamhass® sei ,nach der Demonstration offener zu Tage
getreten®, dafiir seien ,die Politiker umso bereitwilliger, das Grundgesetz zu ihren Gunsten gegen die
Muslime zu andern®, klagt die Gruppe in den Sozialen Medien (hier).

2.3. Spitzengesprach zwischen Deutscher Bischofskonferenz und Koordinationsrat der Muslime
Vertreterinnen und Vertreter der katholischen Deutschen Bischofskonferenz (DBK) und des Koordinati-
onsrats der Muslime (KRM) sind zu ihrem jahrlichen Spitzengesprach zusammengetroffen.

Im Fokus des Gesprachs hatten das theologische Dialogverstandnis von Christen und Muslimen, die
religiose Bildung junger Menschen in Deutschland sowie der Krieg im Nahen Osten und seine Auswir-
kungen auf die interreligiosen Beziehungen gestanden, teilten DBK und KRM mit. Zum Thema Gaza
erklarte die Konferenz: ,Wir verurteilen die perfiden Terrorattacken der Hamas vom 7. Oktober 2023
und rufen zu einer raschen Freilassung der Geiseln auf. Unsere Gebete gelten den vielen Zivilisten in
Israel und Palastina, die den Tod gefunden haben und verwundet wurden. Das Existenzrecht Israels
steht flr uns ebenso aul3er Frage wie das Recht der Palastinenser auf ihren eigenen Staat. Die huma-
nitdre Lage in Gaza schreit zum Himmel. Das Blut unschuldiger Zivilisten darf nicht langer vergossen
werden. Wir treten fir einen Friedensprozess ein, der diesen Namen verdient (mehr).

2.4. Was sonst noch war

— Nordrhein-Westfalen: Kritik an ,Inszenierung“ eines Synagogenbesuchs und scheinbar eindeutigen
Erklarungen zur Hamas; Staatskanzleichef Liminiski kritisiert die tlrkische Religionsbehérde Diyanet
und das Agieren der DITIB scharf (mehr)

— Berlin: Entsetzen Uber Brandanschlag auf Synagoge in der Brunnenstraf3e (mehr)

— Dortmund: Kritik an mangelnder Distanzierung des Rates der muslimischen Gemeinden in Dortmund
von der Hamas (mehr)

— Hamburg: Blrgerschaft fordert in einem parteitibergreifenden Antrag schnelle SchlieBung des dem
Iran nahestehenden Islamischen Zentrums Hamburg (mehr)

— Minchen: Interreligioses Friedensgebet unter der Schirmherrschaft des Oberburgermeisters kurzfris-
tig abgesagt (mehr).

3. Video

Koranverbrennungen — miissen wir sie verbieten?

Religionen im Gesprach

Gast: Bijan Fateh-Moghadam, Universitat Basel

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

Hannover, den 15.11.2023
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 12, 2023

1. Niedersachsen

1.1. Hannover: Christlich-muslimische Bibelarbeit auf der Synode der Landeskirche

Auf der Synode der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers hat es erstmals eine christlich-
muslimische Bibelarbeit gegeben. Die islamische Theologin Hamideh Mohagheghi legte im Wechsel mit
dem Géttinger Theologie-Professor Wolfgang Reinbold den Losungstext des Tages aus dem alttesta-
mentlichen Buch Maleachi aus.

In ihrer Auslegung wandte sich Mohagheghi mit deutlichen Worten gegen jede Form des religidsen
Extremismus. Manche Glaubige hatten die Neigung, ,auf dieser Welt Gott zu spielen®. Sie vereinnahm-
ten Gott fur extreme religidse Ideologien und meinten, selbst den Willen Gottes gegen die vermeintlich
Gottlosen vollstrecken zu mussen. Dies sei ,eine abartige Religiositat, die entschiedenen Widerstand
seitens der Glaubigen braucht. Und da kénnen wir uns gegenseitig helfen“ (mehr).

Reinbold wies darauf hin, dass Christen den Islam viele Jahrhunderte lang abgewertet hatten. Der
Prophet Muhammad sei als Betriiger hingestellt worden und der Glaube der Muslime als Werk des
Teufels. Solche Sichtweisen seien bis heute auch in manchen evangelischen Kreisen lebendig. Rein-
bold rief dazu auf, sich dem entschieden entgegenzustellen.

Als Leitwort kbnne dabei ein Satz des ehemaligen britischen Oberrabbiners Jonathan Sacks dienen,
so Reinbold weiter. Er hatte kurz nach dem 11. September geschrieben: ,Die entscheidende Testfrage
an jede Ordnung ist: Gibt sie Raum fur das Anderssein? Anerkennt sie, dass Verschiedenheit kostbar
ist?*“ Reinbold dazu: ,Wir erkennen an, dass Verschiedenheit kostbar ist. Wir verzichten darauf, die
harten Worte der Vergangenheit zu wiederholen. Wir verzichten darauf, die Anderen zu bekampfen und
zu damonisieren. Wir begegnen uns mit gegenseitigem Respekt. Und wir setzen uns ein fir eine Rechts-
ordnung, in der die Freiheit und insbesondere die Religionsfreiheit geschitzt wird, so wie es in diesem
Land seit dem 23. Mai 1949 der Fall ist* (mehr).

1.2. Hannover: Fluchtlingsrat Niedersachsen fordert sofortigen Abschiebestopp fir Jesiden
Der Fliichtlingsrat Niedersachsen und die Hilfsorganisation ,Pro Asyl“ haben einen sofortigen bundes-
weiten Abschiebestopp fir Jesidinnen und Jesiden gefordert. Ihnen misse aus vélkerrechtlichen und
humanitéaren Griinden eine dauerhafte Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, sagte der Geschaftsfihrer
des Fluchtlingsrats, Kai Weber, in Hannover. Obwohl die Verfolgung der Jesiden durch die Terrormiliz
sIslamischer Staat® (IS) vom Bundestag im Januar als Vélkermord anerkannt worden sei und die Lage
im Irak weiterhin gefahrlich sei, wirden Jesiden vermehrt abgeschoben.

2023 seien bereits mehr als 100 Personen in den Irak abgeschoben worden, so Weber. Lediglich
Niedersachsen, Bremen und Berlin schoben bisher nicht ab. ,Wir beflirchten aber, dass sich das andern
konnte.“ Denn die drei Lander hatten keinen Abschiebestopp verhangt, sondern erklarten lediglich,
Abschiebungen seien ,bisher nicht vollziehbar.* Hintergrund fur die Abschiebungen sei ein seit Sommer
2023 greifendes Ruckfihrungsabkommen mit dem Irak. Weber betonte, es sei fir Jesiden unzumutbar,
in das ,Land der Tater" zurlckzukehren.

Der ehemalige Sprecher des Zentralrats der Jesiden in Deutschland, Holger Geisler, sprach von
einer gelungenen Integrationsgeschichte der Jesiden. ,Diese Abschiebungen sind wie eine Fortfihrung
des Genozids, den der IS nicht vollendet hat*, sagte er: ,Waren die Resolution, die AuRerungen der
Politik, dass sich dieser Volkermord nicht wiederholen darf, denn nur Lippenbekenntnisse?“ Nach
Angaben von Geisler leben etwa 300.000 Jesiden in Deutschland. 30.000 seien aktuell von der
Abschiebung bedroht.

Vom August 2014 an hatten 1S-Kampfer in Nordsyrien und im Nordirak einen Vélkermord an den
Jesiden vertibt. Nach Angaben der Vereinten Nationen wurden 5.000 bis 10.000 Menschen systema-
tisch ermordet. Rund 7.000 Menschen wurden entfiihrt, Tausende Kinder und Frauen vergewaltigt und
versklavt. Jesidische Organisationen machen seit Wochen auf die ihnen drohenden Abschiebungen
aufmerksam (mehr).

1.3. Was sonst noch war

— Hannover: Mitglied des Rates der Religionen tritt nach Irritationen von seinem Amt zuriick (mehr)

— Peine: Jahrlicher Friedensweg ,Christen und Muslime gehen einen Friedensweg“ (mehr)

— Osnabruck: Islamwissenschaftler Kiefer sieht erhthte Gefahr fur islamistische Anschlage (mehr)

— Synoden der Evangelischen Landeskirche in Oldenburg (mehr) und Hannover (mehr) rufen zur Soli-
daritat mit Israel und dem Judentum auf

— Niedersachsische Landesregierung beschlieRt Ubernahme der Arbeitsdefinition von Antisemitismus
der International Holocaust Remembrance Alliance (IHRA) (mehr).


https://www.evangelische-zeitung.de/muslimin-legt-erstmals-vor-kirchensynode-die-bibel-aus
https://www.landeskirche-hannovers.de/damfiles/default/presse-news-tagesthemen/tagesthemen/2023/11/30-bibelarbeit/23.11.30.Synode_Bibelarbeit.Mohagheghi_Reinbold.pdf-8a0c19236e20f9a783add2c497ccd277.pdf
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2. Allgemeine Lage

2.1. Bundesinnenministerin verbietet die Organisationen Hamas und Samidoun

Wie vom Bundesinnenministerium zuvor angekiindigt (s. Mitteilungen 10/2023, S. 3), hat Innenministe-
rin Nancy Faeser (SPD) die Betatigung der ,Terrororganisation HAMAS*® und des ,internationalen Netz-
werks ,Samidoun — Palestinian Solidarity Network'’ in Deutschland” verboten. ,Mit der HAMAS habe ich
heute vollstandig die Betatigung einer Terrororganisation verboten, die zum Ziel hat, den Staat Israel zu
vernichten. Samidoun verbreitete als internationales Netzwerk unter dem Deckmantel einer ,Solidari-
tatsorganisation® fir Gefangene in verschiedenen Landern israel- und judenfeindliche Propaganda. Da-
bei unterstutzte und glorifizierte Samidoun auch verschiedene auslandische Terrororganisationen, unter
anderem die HAMAS® (mehr). Im Zusammenhang mit dem Verbot durchsuchte die Polizei Wohnungen
mutmalfilicher Anhénger in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein (mehr).

2.2. Bundesweite GrofR3razzia gegen das Islamische Zentrum Hamburg
Das Bundesinnenministerium (BMI) hat am 16. November eine GroR3razzia gegen den Verein ,Islami-
sches Zentrum Hamburg e.V.* (1ZH) und funf weitere Vereinigungen durchgefihrt.

Wie das BMI mitteilte, steht das 1ZH im Verdacht, ,sich gegen die verfassungsméaRige Ordnung und
gegen den Gedanken der Vélkerverstandigung zu richten und damit die Verbotsgriinde nach Artikel 9
Absatz 2 des Grundgesetzes und 8 3 Absatz 1 des Vereinsgesetzes zu erfullen.“ Daruber hinaus gingen
die Sicherheitsbehdrden dem Verdacht nach, ,dass das IZH die in Deutschland verbotenen Aktivitaten
der libanesischen Terrororganisation ,Hizb Allah‘ unterstitzt.“ Bei weiteren Vereinigungen bestliinde der
Verdacht, ,dass sie Teilorganisationen des I1ZH sind.“ Bei der Razzia wurden nach Angaben des BMI
insgesamt 54 Objekte in den Bundeslandern Hamburg, Niedersachsen, Hessen, Baden-Wirttemberg,
Bayern, Berlin und Nordrhein-Westfalen durchsucht.

Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) sagte dazu, die Verdachtsmomente gegen das I1ZH
wogen schwer. ,Es wird seit langem vom Bundesamt fiir Verfassungsschutz beobachtet und als islamis-
tisch eingestuft. Weitere rechtsstaatliche Malinahmen missen gut vorbereitet sein. Daher sind die
umfassenden heutigen DurchsuchungsmafZnahmen in sieben Bundeslandern notwendig“ (mehr).

In Hamburg durchsuchten zahlreiche Polizeikrafte die Blaue Moschee an der Alster, den Sitz des
I1ZH. Zeitgleich wurden 30 weitere Objekte in der Stadt durchsucht. Bei der Razzia wurden nach Anga-
ben des Innenministeriums grof3ere Mengen Bargeld, Mobiltelefone, Laptops und Schriftstiicke sicher-
gestellt.

Hamburgs Innensenator Andy Grote (SPD) begrif3te die Razzia gegen das IZH. Seine Zeit sei
-erkennbar abgelaufen®, sagte er. ,Je schneller das IZH nun als Ganzes aus Hamburg verschwindet,
umso besser. Mit dem heutigen Tag sind wir dem ein ganzes Stiick naher.“ Wenige Tage vor der Razzia
hatte die Hamburger Blrgerschaft eine schnelle Schliel3ung des 1ZH gefordert (s. Mitteilungen 11/2023,
S. 3).

Die CDU in der Hamburgischen Burgerschatft kritisierte, dass sich SPD und Griine lange gegen eine
SchlieBung gesperrt hatten. ,Es ist umso tragischer, dass es erst des bestialischen Terrorangriffs der
Hamas auf Israel bedurfte, bis Bewegung in die Sache gekommen ist. Ich erwarte, dass die Bundesin-
nenministerin das 1ZH jetzt unverzuglich verbietet und schlieft. Ahnlich auBerten sich Vertreterinnen
und Vertreter von AfD und FDP (mehr).

Das Islamische Zentrum zeigte sich zuversichtlich, dass die Ergebnisse der Durchsuchung keine
Grunde fur ein Vereinsverbot ergeben werden. ,Das I1ZH als Verein, sowie die von der Durchsuchung
betroffenen Personen kooperieren vollstandig mit den Behérden und haben volles Vertrauen in den
deutschen Rechtsstaat®, erklarte das Zentrum in einer Pressemitteilung (mehr).

In Niedersachsen durchsuchte das Bundeskriminalamt fast zeitgleich etwa 20 Objekte von mutmaf3-
lichen Unterstitzern der libanesischen Hisbollah, darunter die Salman Farsi Moschee in Langenhagen
(mehr).

2.3. Empo6rung Uber Auftritt eines Taliban-Vertreters in einer Kélner Moschee
Der Chef der nordrhein-westfalischen Staatskanzlei, Nathanael Liminski (CD(U), hat emp0ért auf einen
Auftritt eines Vertreters der afghanischen Taliban in einer Kélner Moschee reagiert.

»Man darf sich nichts vormachen: Der offenkundige Versuch einer Machtdemonstration der Taliban
durch den Auftritt ihres Vertreters in Kdln ist eine gezielte Provokation. Diese Herausforderung unserer
offenen Demokratie missen wir auf allen Ebenen ernst nehmen und annehmen.” Die Bundesregierung
durfe es nicht bei Verurteilungen der Taliban belassen. ,Es muss das Ziel sein, dass die Sicherheitsbe-
hérden solche Auftritte von Vertretern islamistischer Terrorregime unterbinden®, so Liminski.

Nach Einschatzung des nordrhein-westfalischen Innenministers Herbert Reul (CDU) sind bei dem
Auftritt ,keine strafrechtlich relevanten AuRerungen® gefallen. Dariiber hinaus gebe es in Deutschland
kein Betatigungsverbot fir Taliban. Die Behorden hatten die Veranstaltung daher selbst dann, wenn sie
von ihr gewusst hatten, nicht verhindern kénnen.
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Die Veranstaltung mit dem Leiter der afghanischen Lebensmittelbehdrde, Abdul Bari Omar, fand in
der DITIB-Moschee in KéIn-Chorweiler statt. Organisiert hatte sie ein dffentlich kaum bekannter Verein
namens ,Kulturverein der Kunar-Jugendlichen e.V.“ Der Bundesverband der DITIB distanzierte sich
umgehend von dem Vorgang. Die betreffende Moschee sei ,aufs Grobste durch diese unautorisierte
Veranstaltung geschadigt worden.” Ditib lehne ,jede — auch nur geistige — N&he zu den Taliban oder
anderen Extremisten® ab (mehr).

Der Taliban-Funktionar war, wie sich spater herausstellte, mit einem Schengen-Visum uber die Nie-
derlande eingereist. Dort hatte er an einer Konferenz der Weltgesundheitsorganisation teilgenommen.
Das niederlandische AuBenministerium erklarte dazu, Omar stehe nicht auf einer Sanktionsliste. Den-
noch hatte ihm kein Visum erteilt werden durfen (mehr).

Kurz nach dem Vorfall wurde bekannt, dass ein Taliban-Vertreter zu einer Tagung der Evangelischen
Akademie Villigst eingeladen worden war. Der Schirmherr der Tagung, der friihere Staatsminister im
Auswartigen Amt Christoph Zopel (SPD), hatte die Einladung zunachst verteidigt. Nach dem Scheitern
der Afghanistan-Politik seien in Deutschland gefiihrte Gesprache zwischen Afghanen ,eine der ganz
wenigen deutschen Méglichkeiten, auf eine menschenwirdige Entwicklung in Afghanistan hinzuwirken®.
Dazu zahlten wohl oder Uibel auch Gesprache mit Vertretern der Taliban, so Zopel. Spater nahm die
Akademie die Einladung zurtick. Aktuell lasse sich ,kein angemessenes Forum fur ein offenes und kri-
tisches Gesprach schaffen®, hie3 es. Afghanistan-Tagungen finden in Villigst seit 1984 statt (mehr).

2.4. Dubai: Interreligitse Erklarung zum Klimaschutz auf der Weltklimakonferenz

Bei der UNO-Weltklimakonferenz (COP28) in Dubai gibt es erstmals einen interreligidsen ,Faith
Pavilion®. Er wurde vom Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP), dem Altestenrat der Muslime
(,Muslim Council of Elders®) und der ,International Partnership on Religion and Sustainable Develop-
ment (PaRD)“ in Kooperation mit mehreren religibsen Organisationen eingerichtet. Ziel ist es, das
Engagement religiéser Organisationen fur den Klimaschutz prasenter zu machen und zu stéarken.

Die Religionen wirden heute die Herausforderungen des Klimawandels erkennen, sagte der Gene-
ralsekretar des ,Muslim Council of Elders®, Mohamed Abdel Salam. Zu Beginn der Konferenz unter-
zeichneten die Mitglieder des ,Faith Pavilion“ eine Erklarung zum Klimaschutz. In ihr fordern sie unter
anderem ,entschlossene MaRnahmen®, um den Temperaturanstieg auf 1,5°C zu begrenzen® (mehr).

2.5. Was sonst noch war

— Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland tritt zurtick; Kritik am Umgang mit einem
Fall sexualisierter Gewalt (mehr)

— Berliner Forum der Religionen entlasst Diversity-Trainerin nach antisemitischen Posts (mehr)

— Berlin: Ausstellung Gber muslimisches Leben wegen Nahostkonflikt abgesagt (mehr).

3. Meinungsforschung

Interreligiositat und interreligiose Offenheit

Das Bundesamt fir Migration und Flichtlinge hat die Kurz-Analyse ,Interreligiositat und interreligiose
Offenheit von Menschen mit Migrationshintergrund aus muslimisch gepragten Herkunftslandern* vorge-
legt (hier). Wichtiges Ergebnis im Blick auf den Interreligidsen Dialog: ,Fur den gesellschaftlichen
Zusammenhalt ist es wichtig, dass interreligidse Begegnungen weiter geférdert werden. Da das Zusam-
menleben in Deutschland ein Thema ist, das alle hier lebenden Personen angeht, miissen die Angebote
vielfaltig sein und moglichst viele Personen ansprechen. Wichtig ist, dass dabei auch eine offene Aus-
einandersetzung liber Angste und maoglicherweise bestehende Stereotype stattfinden kann, sodass sich
diese nicht weiter verdichten.”

4. Literatur: Neuerscheinungen

Akademie fur Islam in Wissenschaft und Gesellschaft (AIWG) (Hg.), Islamische Grabfelder und Bestat-
tungen auf deutschen Friedhéfen, Frankfurt 2023 (hier)

P. Antes (Hg.), Christentum und europaische Kultur. Der Einfluss des Christentums auf Kiinste, Recht,
Naturwissenschaft und Philosophie, Marburg 2023.

Wir wiinschen unseren christlichen Leserinnen und Lesern frohe Weihnachten.
Allen Leserinnen und Lesern wiinschen wir ein gesegnetes neues Jahr.

Den Interreligidsen Kalender 2024 finden Sie hier. Hannover, den 8.12.2023
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 1, 2024

1. Niedersachsen

1.1. Osnabriick/Berlin: Entsendung turkischer Imame soll enden; Kooperation mit Islamkolleg
Die Entsendung tiirkischer Imame an deutsche Moscheen soll schrittweise beendet werden. Das teilte
das Bundesinnenministerium (BMI) mit. Eine entsprechende Vereinbarung sei mit dem Islamverband
DITIB und der tirkischen Religionsbehérde Diyanet getroffen worden, so das BMI. Ziel des Uberein-
kommens sei es, dass kiinftig ausschlief3lich in Deutschland ausgebildete, Deutsch sprechende Imame
in den Moscheegemeinden tatig sind. Dafir soll die Entsendung tirkischer Imame schrittweise beendet
werden. Zugleich sollen die Ausbildungskapazitaten in Deutschland erhéht werden. Angestrebt werde
eine Kooperation mit dem Islamkolleg in Osnabrick.

Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) sagte, die Vereinbarung sei ,ein wichtiger Meilenstein
fur die Integration und die Teilhabe muslimischer Gemeinden in Deutschland.” ,Ich freue mich, dass wir
nach langen Verhandlungen erstmalig eine Vereinbarung mit der Tirkei schlieBen konnten, mit der die
Entsendung von staatlich bediensteten Imamen aus der Tirkei beendet wird. Stattdessen werden kiinf-
tig pro Jahr 100 Imame in Deutschland ausgebildet, die die aus der Tirkei entsandten Imame Schritt
fur Schritt ablésen. Wir brauchen Prediger, die unsere Sprache sprechen, unser Land kennen und fur
unsere Werte eintreten. Wir wollen, dass Imame sich in den Dialog zwischen den Religionen einbringen
und Glaubensfragen in unserer Gesellschaft diskutieren.”

Ein Datum fiir das Ende der bisherigen Praxis nannte das BMI nicht. In der Ubergangszeit werde die
Fachaufsicht Uber die entsandten Imame auf die DITIB Ubergehen. Dieser Schritt solle bereits 2024
erfolgen, so das BMI (mehr).

Das Islamkolleg Deutschland begriiRte die Vereinbarung. ,Wir halten es fir den richtigen Schritt,
Imame in Deutsch, in Deutschland und nach hier gangigem Standard auszubilden®, sagte der Vorsit-
zende des Kollegs mit Sitz in Osnabriick, Samy Charchira, dem Evangelischen Pressedienst. Die
geplante Kooperation mit dem Verband DITIB sei ,das richtige Signal“; ,Wir werden ergebnisoffen in die
Gesprache gehen, um am Ende eine fir alle tragfahige Losung zu finden.” Nach Angaben Charchiras
kann das Islamkolleg derzeit etwa 25 Imame pro Jahr aufnehmen. Bei entsprechender Unterstitzung
konnten weitere Ausbildungsplatze geschaffen werden. Am Ende sei es ,auch eine Frage von Ressour-
cen und Kapazitaten.*

Der DITIB-Bundesverband teilte mit, die Vereinbarung setze ein von der Ditib erarbeitetes Konzept
in die Tat um. Sie werde ,zum 40. Jahrestag der DITIB (gegr. 05.07.1984) die nichste Ara unserer
Geschichte einleiten®. Die Umsetzung des Konzeptes sei ,fur die Erhaltung der fachlichen Exzellenz
ihrer religiosen Dienste essenziell. Dabei ist es von Bedeutung, keine Rickschritte bei der fachlichen
Standardisierung einzugehen und an der bisher sehr erfolgreichen Mindestforderung eines Bachelor-
abschlusses in islamischer Theologie als Voraussetzung flr die Ausbildung festzuhalten.” Die vom Bun-
desinnenministerium angestrebte Kooperation mit dem Islamkolleg in Osnabriick erwahnt der Verband
in seiner Pressemitteilung nicht (mehr).

Religionspolitikerinnen der Berliner Ampel-Koalition begrifiten die Vereinbarung als einen Schritt in
die richtige Richtung. Die religionspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion, Sandra Bubendorfer-Licht,
sagte, sie sehe DITIB in der Pflicht, den massiven Einfluss der Diyanet auf den deutschen Verein zu
beschranken. Ein ,Weiter so“ bei der strukturellen, finanziellen und personellen Abhangigkeit von
Ankara werde man nicht hinnehmen. Die Griinen-Abgeordnete Lamya Kaddor erklarte, es sei ein ,wich-
tiger Schritt. Zugleich bleibe die Kritik am DITIB-Bundesverband wegen seiner engen Verbindungen
zur Regierung Erdogan bestehen.

Die Konferenz der Européischen Rabbiner sprach von einem ,zaghaften Schritt. Oberrabbiner
Pinchas Goldschmidt erklarte, es andere wenig an der aktuellen Situation, in der von Diyanet entsandte
Imame auch ,unverhohlen Antisemitismus und Israelhass” verbreiteten (mehr).

1.2. Osnabriick: Islamkolleg beflrwortet Grindung einer Bundesstiftung fir Moscheen

Im Zusammenhang mit der Diskussion um ein Ende der Entsendung turkischer Imame (s.o. 1.1.) hat
der Vorsitzende des Islamkollegs in Osnabriick, Samy Charchira, den Vorschlag des CDU-Politikers
Jens Spahn zur Griindung einer Bundesstiftung fir Moscheegemeinden begrtif3t.

,ES ist unumganglich, eigene Ideen und Vorschlage zu entwickeln, um eine Auslandsfinanzierung
deutscher Imame ernsthaft einzudammen®, sagte Charchira dem Evangelischen Pressedienst. Es man-
gele bislang an konkreten Vorschlagen, die eine fundierte Diskussion ermdglichten. ,Fragen beziiglich
der Rahmenbedingungen, der handelnden Akteure, des Stiftungsvolumens und anderer relevanter
Aspekte mussen sorgféltig diskutiert und ausgearbeitet werden®, so Charchira, der auch fur die Griinen
im Dusseldorfer Stadtrat sitzt.
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Auch der Géttinger Religionsverfassungsrechtler Hans-Michael Heinig begrifRte den Vorschlag.
Nach seinem Eindruck leide die Islampolitik seit vielen Jahren unter Ideenarmut und iibermaRiger Angst-
lichkeit, sagte Heinig dem Evangelischen Pressedienst. Die zweckgebundene Finanzierung der Tatig-
keit religidser Organisationen bei gleichzeitiger Trennung von Staat und Religion sei in Deutschland
bekannt und bewéhrt. Die bisherigen Versuche, den engen Verflechtungen vieler Islamverbande ins
Ausland entgegenzuwirken, hatten sich ,als nicht hinreichend zielfihrend erwiesen.“ Der Staat dirfe
mittels finanzieller Forderung oder Gesten der politischen Anerkennung und Wertschatzung auch
eigene religions- und integrationspolitische Zwecke verfolgen. Ein Stiftungsmodell dirfe aber nicht zu
einem Staatsislam durch die Hintertir fihren, so Heinig.

Spahn hatte gegeniiber der ,Neuen Osnabriicker Zeitung“ angeregt, eine Bundesstiftung fir deut-
sche Moscheegemeinden zu griinden. Sie solle Gemeinden finanziell unterstiitzen, die von in Deutsch-
land ausgebildeten Imamen geleitet werden und eine transparente Kinder- und Jugendarbeit anbieten.
Die Finanzierung solle so lange laufen, bis die Gemeinden sich selbst tragen kdnnten, so Spahn (mehr).

1.3. Was sonst noch war

— Gedenkstétte Bergen-Belsen: mehr antisemitische Schmahungen seit Hamas-Uberfall auf Israel (mehr)
— Gesellschaft fur bedrohte Vélker: Bundesregierung soll Riickzug der Turkei aus Nordsyrien fordern;
,die Nachrichten ber Menschenrechtsverletzungen und Kriegsverbrechen der Turkei in Afrin reil3en
nicht ab (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Islamverbéande kritisieren neues Grundsatzprogramm der CDU

Die deutschen Islamverbande haben den Entwurf des neuen CDU-Grundsatzprogramms (hier) kritisiert.
Der Vorsitzende des Islamrats, Burhan Kesici, kritisierte, einige Aussagen erschwerten ,die Identifika-
tion der Muslime mit Deutschland®. So frage er sich bei dem Satz ,Muslime, die unsere Werte teilen,
gehdren zu Deutschland®: ,Um welche Werte handelt es sich hier?” Der Satz wirke ausgrenzend und
stifte Verwirrung in der islamischen Gemeinschaft.

Der Vorsitzende des Zentralrats der Muslime, Aiman Mazyek, warf der CDU vor, am rechten Wéah-
lerrand zu fischen. ,Spicken bei der AfD war schon in der Schule nicht besonders klug®, sagte er dem
,Stern“. Am Ende werde der Wahler ,das Original wahlen® (mehr).

Der Vorsitzende der Kurdischen Gemeinde Deutschland, Ali Ertan Toprak (CDU), verteidigte das
Papier. In der Judischen Allgemeinen schrieb er, es sei ,schon mehr als eine Frechheit, wenn der grofite
Mitgliedsverband im Zentralrat der Muslime tirkische Rechtsradikale (ATIB) sind, aber der Vorsitzende
Aiman Mazyek dann die CDU beschuldigt, bei der AfD zu spicken.” Hier werde mit zweierlei Maf3
gemessen: ,Alle Demokraten in Deutschland verlangen, dass Migranten alle politischen Rechte bekom-
men sollen, aber man darf von ihnen anscheinend nicht dieselben demokratischen Standards einfordern
oder bei ihnen dieselben demokratischen Malfistédbe anlegen. Eine unertragliche Verlogenheit* (mehr).

Das Grundsatzprogramm soll auf dem Parteitag im Mai verabschiedet werden (mehr). Im O-Ton
heil3t es zum Thema Muslime und Islam: ,Muslime, die unsere Werte teilen, gehdren zu Deutschland.
Rund sechs Millionen Muslime leben in unserem Land. Viele von ihnen haben in Deutschland schon
seit Jahrzehnten eine neue Heimat gefunden. Die wenigsten von ihnen sind in den grof3en islamischen
Verbanden organisiert. Wir unterstiitzen deutsche Muslime dabei, sich in Deutschland zu organisieren.
Unser Ziel ist ein lebendiges Gemeindeleben auf dem Boden des Grundgesetzes. Dazu gehort der
weitere Ausbau von Forschung und Lehre der islamischen Theologie und die Ausbildung von deutsch-
sprachigen Imamen an deutschen Hochschulen. Es miissen Alternativen zur Auslandsfinanzierung von
Moscheegemeinden und zur Entsendung von Imamen aus dem Ausland gefunden werden. Es darf
keine unmittelbare Einflussnahme ausléandischer Regierungen auf hiesige Moscheegemeinden, Islam-
verbande und deutsche Muslime geben.*

LIslamistischer Terrorismus und politischer Islam sind unterschatzte Gefahren. Unser Kampf gilt
denen, die Hass und Gewalt schiren und eine islamistische Ordnung anstreben. Die Scharia gehort
nicht zu Deutschland. Den ideologischen Nahrboden dieses religiosen Extremismus mussen wir viel
intensiver in den Blick nehmen. Wir dulden dabei keinerlei Riickzugsrdume. Islamische Organisationen,
die unter Beobachtung des Verfassungsschutzes stehen, durfen weder Gesprachs- noch Vertrags-
partner sein. Sie durfen nicht staatlich geférdert werden.*

2.2. Nordrhein-Westfalen: DITIB weiter am Islamischen Religionsunterreicht beteiligt

Der DITIB-Landesverband Nordrhein-Westfalen darf weiter den Islamischen Religionsunterricht mitge-
stalten. Er habe das Existenzrecht Israels bekréaftigt und sich gegen Antisemitismus ausgesprochen,
teilte die nordrhein-westfalische Landesregierung mit. Sie hatte eine solche Erklarung nach israelfeind-
lichen AuRerungen fur notwendig gehalten (s. zuletzt Mitteilungen 11/2023, S. 3).
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Der Chef der Disseldorfer Staatskanzlei, Nathanael Liminski (CDU), begri3te die Stellungnahme.
,Die Erklarung des Landesverbands Ditib NRW und das ausdriickliche Bekenntnis zum Existenzrecht
Israels schaffen die notwendige Grundlage fiir die weitere Zusammenarbeit beim Islamischen Religi-
onsunterricht* (mehr).

2.3. Leinfelden-Echterdingen: Moschee unterliegt vor dem Bundesgerichtshof

Im Rechtsstreit mit einem muslimischen Verein um die fast fertiggebaute Filder-Moschee hat die Stadt
Leinfelden-Echterdingen auch vor dem Bundesgerichtshof (BGH) Recht bekommen. Der Verein habe
gegen seine Baupflicht verstoRen, indem er den ersten Bauabschnitt nicht innerhalb von vier Jahren
fertiggestellt habe, urteilte der fiinfte Zivilsenat in Karlsruhe. Die Stadt kdnne die Riickubertragung des
Erbbaurechts verlangen, das sie den Muslimen 2014 eingerdumt hatte (mehr).

Oberbirgermeister Roland Klenk (CDU) auferte sich erfreut tber das Urteil. Bereits wahrend der
mindlichen Verhandlung hatte er klargestellt, dass es bei dem Streit nie um die Frage gegangen sei,
ob die Moschee gebaut werden diirfe oder nicht. Im Gegenteil habe er selbst dafur gesorgt, dass der
Verein ein Grundstiick bekomme. ,Massive Unzuverlassigkeiten, Fristversdumnisse, nicht eingehaltene
Zusagen und das Verschweigen der Planung eines Schilerwohnheims fuhrten letztlich zum Vertrau-
ensverlust und der Forderung nach Rickgabe des Grundstiicks®, so der Oberblirgermeister.

Dem Gemeinderat der Stadt Leinfelden-Echterdingen riet er mit Blick auf das Erlebte, ,auf alle Félle
und dauerhaft im Eigentum des Grundstiicks zu bleiben und durch eine rechtssichere Vereinbarung*
mit dem muslimischen Tragerverein ,Sorge daflr zu tragen, dass bei weiteren Stérungen einer vertrau-
ensvollen Zusammenarbeit diese jederzeit wirksam beendet werden kann.” Sollte der Verein damit nicht
einverstanden sein, misse man sich ,nach einem anderen Partner umsehen oder die Immobilie in eine
stadtische Nutzung tberfihren* (mehr; die Pressemitteilung des BGH hier).

2.4. Was sonst noch war

— Essen: Brandanschlag mit Nazischmierereien auf Baustelle einer Moschee in Essen-Karnap; zwei
Jugendliche vorlaufig festgenommen (mehr)

— Potsdam: Empdrung Uber Geheimtreffen von AfD-Politikern mit Rechtsextremen in Potsdam (mehr);
Plane zur ,Remigration“ von Auslandern und Deutschen (mehr); mehr als eine Million Menschen
demonstrieren gegen rechts (mehr)

— Abu Dhabi: Bericht tGber die Tatigkeit von Rabbi Benjamin de Toledo in der Synagoge des 2023 eroff-
neten ,Abrahamic Family House® (s. Mitteilungen 2/2023, S. 2) in Abu Dhabi (mehr).

3. Meinungsforschung
Religionsmonitor: Israelbezogener Antisemitismus ist salonfahig
Nach Daten des Bertelsmann Religionsmonitors 2023 ist israelbezogener Antisemitismus zurzeit salon-
fahig. 43 Prozent der Befragten stimmten der Aussage zu, das, was der Staat Israel heute mit den
Palastinensern mache, sei im Prinzip nichts Anderes als das, was die Nazis im Dritten Reich mit den
Juden gemacht héatten, teilte die Bertelsmann Stiftung mit. Zustimmung zu dieser Aussage finde sich
bei Anhéngern aller Parteien und vieler Religionen, am wenigsten stark bei den Griinen, am stérksten
bei hochreligiésen Muslimen. Im Einzelnen:

CDUI/CSU 43 Prozent; SPD 44; FDP 54; Griine 32; Linke 51; AfD 48.

Christentum 35 Prozent (hochreligits: 24; gar nicht/wenig religids 36); Buddhismus 72; Hinduismus
71; Islam 68 (hochreligits: 77; gar nicht/wenig religits 45) (mehr).

In eigener Sache: Religramme — Gesichter der Religionen

Liebe Leserinnen und Leser, viele von lhnen kennen unsere Wanderausstellung ,Religramme —
Gesichter der Religionen®, die zwischen 2016 und 2022 an 25 Orten in und au3erhalb Niedersachsens
gezeigt wurde. Zentrales Element der Ausstellung waren die Portraits von 20 Frauen und M&nnern aus
6 Religionen (Judentum, Christentum, Islam, Buddhismus, Hinduismus, Ezidentum) auf 60 Folien a 250
x 70 cm. Fur diese Folien suchen wir die Mdglichkeit einer Nachnutzung an einem Ort der Vielfalt und/
oder des interreligiosen Dialogs. Sie eignen sich z.B. furr die Gestaltung eines Flurs in einer Schule 0.4.
Einen Eindruck von dem Material bekommen Sie hier. Bei Interesse melden Sich gern bei uns:
ird.hkd@evlka.de.

Hannover, den 24.1.2024
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 2, 2024

1. Niedersachsen

1.1. Ehemaliger DITIB-Vorsitzender Spitzenkandidat fiir neue Partei ,,DAVA*

Uber die sozialen Medien hat eine Gruppe tiirkisch-deutscher Muslime die Griindung einer neuen Partei
angekindigt. Geplant sei die Griindung der Partei ,DAVA — Demokratische Allianz fur Vielfalt und Auf-
bruch®. Sie présentiere sich ,als neue politische Heimat fir viele Birger, die von den etablierten Parteien
nicht reprasentiert werden.*

Lunser Zielist es, hier mit aller Deutlichkeit Ungleichbehandlung und gesamtgesellschaftliche Schief-
lagen als solche zu benennen und daflr Sorge zu tragen, dass die Menschen mit auslandischen Wur-
zeln ihre Rechte in vollem Umfang zugesprochen bekommen®, heil3t es weiter. ,Unsere Mission ist es,
als starke Stimme fiir diejenigen aufzutreten, denen Mitbestimmung bislang weitgehend verwehrt blieb
und die politisch nicht vertreten werden.” DAVA setze sich entschlossen fiir politische Partizipation ein
und bekenne sich ,zu Vielfalt und Toleranz* und ,vehement gegen Nationalismus, Fremdenfeindlichkeit,
antimuslimischen Rassismus und Antisemitismus®, schrieb der designierte Vorsitzende Teyfik Ozcan
auf seiner Facebook-Seite.

Man plane, mit der neuen Partei zur Europawahl anzutreten und werde ,hochkaratige Kandidaten
ins Rennen schicken. Unsere Kandidaten der ersten drei Listenplatze genief3en allesamt ein hervorra-
gendes Renommee*: der Rechtsanwalt Fatih Zingal, der Arzt und ehemalige Landesvorsitzende von
DITIB-Niedersachsen Ali Ihsan Unlii sowie der Arzt und ehemalige Vorsitzende der Schura Hamburg
Mustafa Yoldas (mehr).

Der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) sagte Spitzenkandidat Unlii, iber die Griindung der Par-
tei sei bereits seit zwei Jahren diskutiert worden. Ausgangspunkt sei die Uberlegung gewesen, dass
man in den Parteien bisher weder inhaltlich noch personell angemessen reprasentiert werde. In
Deutschland lebten inzwischen ,rund sieben Millionen mit muslimischem Migrationshintergrund®. Das
neue Staatsangehdrigkeitsrecht erh6he die Wahlchancen. Politisch verorte man sich ,in der Mitte®.
DAVA sei ,eine deutsche Partei, von Deutschen gegriindet®. Sie finanziere sich ausschlief3lich tGber
.Mitglieder und Spenden aus Deutschland®.

Insider wiesen darauf hin, dass die designierte Partei offenkundige Verbindungen zur tirkischen
Regierungspartei AKP habe. Der Publizist Eren Guvercin sagte der FAZ, es gebe ,direkt aus Ankara
die Erwartung, hier mehr in Erscheinung zu treten. Vor allem der tirkische Président Erdogan strebe
an, ,dass eine solche Partei ein erkennbarer Akteur hierzulande wird.“ Es sei davon auszugehen, dass
die neue Partei im Wahlkampf die Infrastrukturen der Moscheeverbénde DITIB und Milli Goéris (IGMG)
nutzen werde.

Ahnlich auRerte sich der Osnabriicker Religionssoziologe Rauf Ceylan. Die handelnden Personen
lieRen den Schluss zu, dass DAVA der Erdogan-Partei AKP nahestehe. Die AKP mache bereits seit
den 2000er-Jahren Lobbyarbeit in Deutschland. Sie propagiere, die tlrkeistammigen muslimisch-kon-
servativen Blrger hatten keine politische Heimat in Deutschland. Das Ziel des tlrkischen Prasidenten
sei es, turkeinahe Organisationen in Deutschland hinter seiner Partei zu versammeln und fur Wahl-
kampfzwecke zu instrumentalisieren. ,Die DAVA ist nun ein weiterer Versuch®, so Ceylan.

Die DAVA-Spitze wies diese Interpretation entschieden zuriick. Man sei es satt, immer nach dem
turkischen Prasidenten gefragt zu werden, sagte Fatih Zingal der FAZ. ,Wir sollten uns mit deutschen
Problemen befassen und nicht davon ablenken, indem wir immer Uber Herrn Erdodan sprechen. Das
haben die Menschen satt. Sie werden immer danach gefragt, ob sie fir oder gegen Erdogan sind. Das
ist mit ein Grund, warum sich so viele bei DAVA engagieren, weil sie das nicht mehr wollen und tber
die Probleme in Deutschland reden wollen® (mehr). Zingal war in der Vergangenheit inshesondere als
Lobbyist der AKP-nahen Organisation ,UID“ (Union of International Democrats) in Erscheinung getre-
ten.

Der Dialogbeauftragte der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers, Wolfgang Reinbold,
wies in diesem Zusammenhang darauf hin, dass der Parteiname ,DAVA® nicht nur eine Abkurzung fur
.Demokratische Allianz fur Vielfalt und Aufbruch® sei. Jeder des Arabischen Kundige und jeder Muslim
hore bei dieser Abklirzung zugleich das arabische Wort ,dawa“, sagte er der FAZ. In seiner technischen
Bedeutung stehe dieses Wort fiir den ,Ruf zum Islam®. Es sei das muslimische Pendant zum christlichen
Wort ,Mission®. Diese starke religidse Konnotation werde das Wahlerpotential der DAVA stark ein-
schranken, so Reinbold. Sékulare Muslime wirden die Partei ebenso wenig wahlen wie die meisten
Kurden, Aleviten und andere Gruppen, die Erdogan und der AKP teils sehr kritisch gegenlberstiinden
(mehr).


https://www.facebook.com/teyfik.oezcan
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/dava-kandidat-zingal-will-nicht-immer-ueber-erdo-an-reden-19504992.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/erdogan-und-die-europawahl-das-will-die-partei-dava-19482862.html
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1.2. Religionssoziologe Ceylan: Muslime diskutieren ,,Exit-Plane*
Der Osnabriicker Religionssoziologe Rauf Ceylan hat angesichts der grolien Demonstrationen fir die
Demokratie davor gewarnt, dabei die deutschen Muslime aus dem Blick zu verlieren.

Viele fuhlten sich von den Planen Rechtsextremer zur Deportation von Migranten mehr getroffen, als
dies in der Offentlichkeit bekannt werde, sagte Ceylan dem Evangelischen Pressedienst. Das gelte
sogar fur junge tirkeistdmmige Muslime, die bereits in der dritten Generation in Deutschland lebten.
~oie reden untereinander Uber Exit-Plane, also dariiber, wann und wie sie Deutschland im Ernstfall ver-
lassen kdnnen.*

Diejenigen, die von den Planen, die Rechtsextreme und AfD-Mitglieder bei einem Geheimtreffen in
Potsdam besprochen héatten, insbesondere betroffen waren, wirden offentlich kaum gehért, so Ceylan
weiter. ,Die deutsche Mehrheitsgesellschaft misste sich einmal vorstellen, wie das ware, wenn sie seit
Generationen in der Turkei leben wirden und plétzlich redeten die Tirken davon, dass sie deportiert
werden sollten.” Er selbst flihre haufig Gesprache in Shisha-Bars oder Manner-Cafés. Dort gehe die
Diskussion uber die Bedrohung durch alle Schichten, vom einfachen Arbeiter bis zum Akademiker. ,Das
ist keine kleine Minderheit.“ Manche zdgen sogar eine Parallele zur NS-Zeit und warnten sich gegen-
seitig, nicht den richtigen Zeitpunkt zu verpassen: ,Sie wollen nicht zu lange mit der Ausreise warten,
wie damals viele Juden®, so Ceylan (mehr).

1.3. Was sonst noch war

— Peine: Schiisse auf Sohn des Imams der Al-Hidaia-Moschee; Polizei nimmt Tatverdachtigen in einem
Braunschweiger Hotel fest; ,keine Hinweise auf ein fremdenfeindliches Motiv* (mehr)

— Sabine Schiermeyer neue Regionalbischéfin im Sprengel Ostfriesland-Ems (mehr); Marianne Gorka
neue Regionalbischéfin im Sprengel Lineburg (mehr)

— Erneut demonstrieren Zehntausende in Niedersachsen und Bremen fur Demokratie (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Hessen: Islamischer Religionsunterricht mit DITIB wird fortgeftihrt

Der in Kooperation mit dem Landesverband der DITIB eingerichtete Islamische Religionsunterricht an
offentlichen Schulen in Hessen wird bis auf Weiteres fortgefiihrt. Das teilte das Hessische Kultusminis-
terium mit. Allerdings werde man weiter sehr genau hinsehen, ,,damit der unter staatlicher Aufsicht ste-
hende Unterricht zu jedem Zeitpunkt unseren demokratischen Werten und Vorstellungen entspricht®,
sagte Kultusminister Alexander Lorz (CDU).

Die Entscheidung beruht auf drei neuen Gutachten, die das Hessische Kultusministerium in Auftrag
gegeben hat: Ein Gutachten des Turkologen Glnter Seufert Uber die tirkische Religionsbehorde Diya-
net (,Prasidium fur religidse Angelegenheiten im Staatsprasidialamt der Republik Turkei®) (hier); ein
Gutachten des Erlanger Islamwissenschaftlers Mathias Rohe (hier); sowie ein auf diesen beiden Gut-
achten aufbauendes Gutachten des Berliner Juristen Christian Waldhoff (hier).

Nach Waldhoffs Einschatzung besteht die ,abstrakte Gefahr, dass die Unabhangigkeit von DITIB
Hessen von tirkischen staatlichen Stellen nicht hinreichend gewabhrleistet ist.“ Sollte es eine ,politische
Instrumentalisierung des Kooperationspartners fir den Religionsunterricht in Deutschland durch den
turkischen Staat geben, etwa einen ,Einsatz von DITIB-Imamen fiir Spionagezwecke gegeniiber Glau-
bigen®, ware der grundsatzlich ,verfassungskraftige® Anspruch der DITIB auf Einrichtung von Religions-
unterricht verwirkt. In diesem Fall dirfe das Land Hessen den Einrichtungsbescheid des Islamischen
Religionsunterrichts vom Dezember 2012 nach Paragraf 49 des hessischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes widerrufen.

Darlber hinaus habe das Land ,eine standige Beobachtungspflicht hinsichtlich politischer Instru-
mentalisierung bzw. durch den auslandischen Staat gesteuerte Einflussnahme.“ Diese Beobachtungs-
pflicht habe sich ,angesichts des Terrors, der am 7. Oktober 2023 ausgelbt wurde, noch verscharft®.
Denn die staatliche Religionsbehérde Diyanet sei ,in den letzten Jahren zusehends unter den politi-
schen Einfluss des sich autoritar gebardenden tirkischen Présidialsystems gelangt® und werde teilweise
fur politische Zwecke instrumentalisiert. ,Vor wie nach den Terroranschlagen am 7. Oktober 2023 haben
sich der tirkische Staat ebenso wie die staatliche Religionsbehdrde Diyanet offen und radikal israel-
feindlich und antisemitisch geéauf3ert.”

Kultusminister Lorz erklarte zu der Entscheidung, er begriRe das ,Bemihen der Verantwortlichen
von DITIB Hessen, die verfassungsrechtliche Eignung als Kooperationspartner beim Religionsunterricht
jetzt und in der Zukunft sicherzustellen“. Insbesondere sei ,die jiingste offizielle AuRerung von DITIB
Hessen unter anderem zur Bedeutung der Bekdmpfung von Antisemitismus, zu der Verurteilung des
Hamas-Terroriiberfalls und mit einem Bekenntnis zum Existenzrecht Israels® anzuerkennen. Gleichwohl
werde ,die hessische Landesregierung stets wachsam sein und genau hinschauen®. ,Und DITIB Hessen
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ist sehr gut beraten, alles daran zu setzen, das abstrakte Risiko einer unzulassigen politischen Einfluss-
nahme noch weiter zu reduzieren“ (mehr).

2.2. Europdischer Gerichtshof fur Menschenrechte: Staaten dirfen das Schachten verbieten
Staaten durfen nach einem Grundsatzurteil des Europaischen Gerichtshofs fir Menschenrechte das
Schéachten verbieten. Die Stral3burger Richter wiesen in ihrer Entscheidung die Sammelklagen von
Juden und Muslimen aus Belgien zurick.

Das Gericht urteilte, mit Blick auf das Leid der Tiere beim betaubungslosen Schlachten sei die mit
einem Verbot verbundene Einschrankung der Religionsfreiheit rechtens. Das Urteil ist noch nicht rechts-
kraftig.

Konkret ging es im Urteil um Gesetze in der Flamischen und Wallonischen Region in Belgien. Dort
traten nach langer parlamentarischer Diskussion 2017 und 2018 Verbote des Schéachtens in Kraft.
Dagegen klagten islamische Verbande sowie judische und muslimische Einzelpersonen (s. zuletzt Mit-
teilungen 9/2021, S. 3).

Der Generalsekretar der Islamischen Gemeinschaft Milli Goris, Ali Mete, bezeichnete das Urteil als
enttduschend und nicht nachvollziehbar. ,Die Richter erschweren Millionen EU-Biirgerinnen und -Bir-
gern das muslimische und judische Leben in Europa.“ Die Entscheidung reihe sich nahtlos ein ,in eine
zunehmend religionsfeindliche Rechtsprechungslinie der europaischen Jurisprudenz®. In der Vergan-
genheit hatte die Richter das Tierwohl ,hintenangestellt, als es darum ging, industriellen Fleischbetrie-
ben groltmoégliche Freiheiten bei Zucht und Tétung zu geben® (mehr).

Auch der geschéaftsfiihrende Vizeprasident des Jidischen Weltkongresses, Maram Stern, brachte
seine ,tiefe Bestiirzung“ Giber das Urteil zum Ausdruck. ,Die unkluge Entscheidung des Gerichts, die die
Diskriminierung belgischer Juden und Muslime aufrechterhdlt, ist bedauerlich. Dieses Urteil ist ein Rlck-
schritt, der nichts mit Tierschutz zu tun hat. Es ist eine klare Unterdriickung der Religionsfreiheit und
der Freiheit. Wir kdnnen nicht tatenlos zusehen, wie sich Falle religidser Verfolgung haufen, so Stern.
Der Judische Weltkongress forderte die européischen Regierungen auf, ,Gesetze zu erlassen, die die
Grundrechte auf Religionsfreiheit und die Bedeutung des rituellen Schlachtens in der judischen und
muslimischen Religionsausubung in ihren jeweiligen Landern wahren* (mehr).

2.3. Was sonst noch war

— Regierungskoalition will den Begriff ,Rasse” in Artikel 3 des Grundgesetzes nun doch nicht streichen
(mehr)

— Katholische Deutsche Bischofskonferenz und Evangelische Kirche in Deutschland: AfD fir Christen
»nicht wahlbar* (mehr); AfD-Politiker rufen zum Kirchenaustritt auf (mehr)

— Heidelberg: Architekturwettbewerb der Muslimischen Akademie Heidelberg legt Rangfolge der Ent-
wurfe der zweiten Wettbewerbsphase fest (mehr)

— Dortmund: Brandanschlag auf Moschee, Tatverdachtiger festgenommen; ,keine Hinweise auf politi-
sches oder religiéses Motiv“ (mehr)

— England: Fast die Halfte der Befragten sind nach einer Meinungsumfrage unsicher, ob sie nach ihrem
Tod beerdigt werden méchten (mehr).

3. Video

Ramadan — Was ist das?

Religionen im Gesprach, Basics (1)

Gast: Imam Scharjil Khalid, Berlin

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

4. Literatur: Neuerscheinungen

E. Aslan/E. Yildiz, Muslimische Religiositat im digitalen Wandel. Vom Umgang Jugendlicher mit media-
len Islambildern, Wiesbaden 2023

F. Karci¢, Geschichte des Rechts der Shari‘a. Eine Einfihrung, Wiesbaden 2023

Religions for Peace / Stiftung Weltethos / Bundeskongress der Rate der Religionen / Forum Religionen
im Kontext (Hg.), Interreligiése Initiativen in Deutschland. Ein Wegweiser, Baden-Baden 2024.

Hannover, den 27.2.2024
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 3, 2024

1. Niedersachsen

1.1. Studie des Kriminologischen Forschungsinstituts: islamistische Tendenzen unter Schilern
Die Suche nach Anerkennung und einem Gefiihl der Zugehérigkeit macht Jugendliche aus Sicht des
Soziologen Carl Philipp Schréder anfallig fir Islamismus. ,Das Selbstwertgefiihl ist méglicherweise noch
nicht gefestigt, die Unsicherheit grol3*, sagte der Mitarbeiter des Kriminologischen Forschungsinstituts
Niedersachsen der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung. ,Extremistische Gruppen nutzen das aus.”

Nach einer Umfrage des Forschungsinstituts unter 300 muslimischen Jugendlichen im Rahmen des
.Niedersachsensurvey 2022“ sind islamistische Einstellungen bei rund einem Finftel der befragten
Schiler und Schilerinnen der neunten Klasse festzustellen. Zwar seien die Auswertungen aufgrund der
kleinen Gruppe der Befragten nicht reprasentativ, sagte Schroder. Dennoch seien die Ergebnisse
bemerkenswert: ,Das ist ein ernst zu nehmender Befund, dem weiter nachgegangen werden muss.*

Nach der Studie beflirwortet eine Mehrheit der muslimischen Befragten folgende Aussagen: ,Nur der
Islam ist in der Lage, die Probleme unserer Zeit zu l6sen“ (51,5 Prozent). ,Die Regeln des Korans sind
mir wichtiger als die Gesetze in Deutschland“ (67,8 Prozent). ,Die Bedrohung des Islam durch die west-
liche Welt rechtfertigt, dass Musliminnen und Muslime sich mit Gewalt verteidigen® (21,2 Prozent).

Der Osnabricker Islamismus-Experte Michael Kiefer warnte davor, die Ergebnisse zu dramatisieren.
Aus friiheren Studien sei bekannt, dass muslimische Heranwachsende auf diese Art Fragen zum Koran
und zu islamistischer Gewalt haufig mit Ubertreibungen und Provokationen reagierten, sagte Kiefer dem
Evangelischen Pressedienst. ,Das verschwindet nach der Pubertat in den allermeisten Fallen wieder.*

Zudem sollten die Aussagen nicht missinterpretiert werden, sagte der Professor am Institut fur Isla-
mische Theologie der Universitdt Osnabriick. ,Ich kann auch als Christ das Neue Testament und die
Zehn Gebote flr wichtiger halten als das Grundgesetz. Das wirde ja nicht bedeuten, dass ich die
Gesetze missachte. Das sollte man auch Muslimen nicht unterstellen.”

Zugleich wies Kiefer auf die Bedeutung von Bildung in der Islamismus-Pravention hin. Vor allem der
islamische Religionsunterricht sei ein wichtiges Instrument. Dort lernten die Schilerinnen und Schiler,
sich mit ihrer eigenen Religiositat und den schriftlichen Quellen kritisch und reflektiert auseinanderzu-
setzen. ,Wir sollten die religidse Bildung nicht TikTok und den Hinterhofmoscheen utberlassen® (mehr).

1.2. Gottingen: Universitat verteidigt 6ffentliches islamisches Fest auf dem Campus

Die Universitat Gottingen hat eine Fastenbrechen im Ramadan verteidigt, das auf dem Campus der
Hochschule stattgefunden hat. ,Das Fastenbrechen der Muslimischen Hochschulgruppe findet jedes
Jahr statt und auch fast immer im Zentralen Horsaalgebaude®, sagte Universitatssprecher Romas Bielke
auf Anfrage des Evangelischen Pressedienstes (epd). Alle registrierten Hochschulgruppen kénnten Ver-
anstaltungen in den Raumen der Universitat anmelden.

Vorausgegangen war ein kritischer Bericht des als rechtspopulistisch geltenden Online-Portals
.Nius“, wie das ,Géttinger Tageblatt” berichtete. Teil der Veranstaltung im zentralen Hérsaalgebaude
war ein traditionelles muslimisches Gebet in arabischer Sprache. Fiur Gebete habe die Universitat im
gleichen Gebaude 2015 den ,Raum der Stille* eingerichtet, erlauterte Bielke. Der Raum habe jedoch
nicht ausreichend Platz geboten.

Der Beauftragte der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers fir Interreligidsen Dialog,
der Gottinger Theologieprofessor Wolfgang Reinbold, kritisierte den ,Nius“-Bericht scharf. Der Bericht
zeuge ,von kompletter Ahnungslosigkeit, sagte er dem epd. So versuche ,Nius®, die ,Allahu Akbar*-
Rufe und die Trennung von Frauen und Mannern beim Gebet zu skandalisieren. Dabei sei beides beim
muslimischen Gebet allerorten tblich und daher ,véllig unproblematisch®.

Aus Sicht des Gottinger Staats- und Kirchenrechtlers Michael Heinig sind auch juristische Versté3e
nicht erkennbar. Universitdten seien zwar zur religiés-weltanschaulichen Neutralitéat verpflichtet, sagte
Heinig dem epd. Sie seien aber keine religionsfreien Zonen, sondern dem Ausgleich unterschiedlicher
Interessen rund um die Religionsfreiheit verpflichtet. ,Solange der stérungsfreie Universitatsbetrieb
dadurch nicht beeintréchtigt und auch ansonsten die Rechts- und Verfassungsordnung geachtet wird,
kann die Hochschulleitung also wie jetzt in Géttingen vorgehen.*

Ahnlich auRerte sich das niedersachsische Wissenschaftsministerium. Die staatliche Neutralitats-
pflicht sei durch die Gleichbehandlung aller Religionsgruppen gewahrt, sagte ein Sprecher dem epd.
,Das Ministerium setzt sich fir religiése Toleranz ein und wiinscht sich diese von allen Blrrgerinnen und
Birgern.“ Es spreche sich Uberdies ,fir eine ausgewogene und faktenorientierte Berichterstattung aus
und beflrwortet die Achtung des Pressekodex” (mehr).


https://www.rpi-loccum.de/nachrichten/2024/2024-03-27
https://www.evangelische-zeitung.de/uni-goettingen-verteidigt-ramadan-fest-auf-dem-campus
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1.3. ,Warum ist der Buddha so dick?“: Neues Buch von Theologen Reinbold

Der Pastor und Gottinger Theologie-Professor Wolfgang Reinbold biindelt seine Expertise in einem
neuen Buch. Unter dem Titel ,Warum ist der Buddha so dick?“ erscheint bei Vandenhoeck & Ruprecht
eine Sammlung kurzer und kurzweiliger Texte rund um die Weltreligionen, wie der Gottinger Verlag
mitteilte. In 101 Fragen und Antworten werden darin von A wie ,Adam® bis Z wie ,Zuckerfest‘ eine
Vielzahl religioser Geschichten, Brauche und Ph&nomene allgemeinverstandlich aufgeschlisselt.

Die in dem Buch versammelten Texte sind die Ausbeute einer mehrjahrigen Zusammenarbeit Rein-
bolds mit dem Evangelischen Kirchenfunk Niedersachsen, der das Radio- und YouTube-Format ,Reli-
gion in 60 Sekunden® produziert. Darin beantwortet der Theologe, der Neues Testament an der Georg-
August-Universitéat Goéttingen lehrt, auch anspruchsvollste Fragen aus der Welt der Religion in maximal
einer Minute. Das reichweitenstarke Radioformat hat Reinbold, der zudem Beauftragter der Evange-
lisch-lutherischen Landeskirche Hannovers fur Interreligidsen Dialog ist, weit Giber theologische Fach-
kreise hinaus als ebenso fundierten wie humorvollen ,Religionserklarer* bekannt gemacht (mehr).

1.4. Hannover: Staatsschutz ermittelt nach Uberfall auf Eziden

Nach einem mutmaRlichen Uberfall auf einen Mann aus der religiésen Minderheit der Eziden hat der
polizeiliche Staatsschutz Ermittlungen aufgenommen. Eingeleitet wurde ein Strafverfahren wegen
geféahrlicher Korperverletzung, sagte ein Polizeisprecher dem Evangelischen Pressedienst (epd). Bei
der Polizei seien inzwischen Hinweise auf die Tat eingegangen.

Nach Angaben der ,Ezidischen Akademie Hannover® soll der etwa 40 Jahre alte Mann im Stadtteil
Linden auf offener Strafl3e von zwei Unbekannten zusammengeschlagen worden sein. Die vermummten
Tater hatten ihn auf Arabisch angesprochen und gefragt, welcher Religion er angehére. Als der Mann
gesagt habe, dass er Ezide sei, héatten die Tater aus heiterem Himmel auf ihn eingeprigelt. Der Mann
stirzte den Angaben zufolge zu Boden und erlitt Verletzungen unter anderem am Kopf. Die Tater seien
unerkannt entkommen.

Hatab Omar von der ,Ezidischen Akademie® vermutet ein islamistisches Motiv hinter der Tat. Anders
sei das Handeln der Manner nicht erklarbar, sagte Omar dem epd (mehr).

1.5. Was sonst noch war

— Hannover: EKD-Ratsvorsitzende Kirsten Fehrs (mehr), Ministerprasident Stephan Weil und Teilhabe-
Landesbeauftragter Deniz Kurku (SPD) wiinschen Musliminnen und Muslimen ein gesegnetes Rama-
danfest (mehr)

— Hannover: Zentrale religiose Feiern fir Wochen gegen Rassismus (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Zentralrat der Muslime: Vorsitzender Aiman Mazyek gibt sein Amt im Juni auf

Der Vorsitzende des Zentralrats der Muslime in Deutschland (ZMD), Aiman Mazyek, gibt sein Amt im
Juni auf. Das kindigte der Verband in einer Pressemitteilung an.

LAUf eigenen Wunsch und im Vorstand friihzeitig kommuniziert” werde Mazyek zur Halbzeit seiner
Amtsperiode den Vorsitz ,einem Interimsvorsitz Ubergeben®. Dieser werde ,dann spater zu einer Ver-
treterversammlung einladen, in der der/die neue Vorsitzende gewéahlt wird.*

Der Vorstand des ZMD erklarte, man bedauere ,diesen Umstand und den damit verbundenen Ver-
lust®. Zugleich danke man dem scheidenden Vorsitzenden ,sehr fiir seinen unermidlichen Einsatz fir
die Interessen und Belange der Muslime in Deutschland, zun&chst als ZMD-Generalsekretér (2002 bis
2010) und spater als Vorsitzender — insgesamt 22 Jahre lang an der Spitze der muslimischen Religi-
onsgemeinschaft.”

Aiman Mazyek dankte dem Vorstand fir die gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit. Er werde
alles tun, um den Ubergang ,bestmdglich zu gestalten®. ,Ich danke Gott fiir Seine Gnade, mir die Kraft
gegeben zu haben tber einen solchen Zeitraum fur die muslimische Religionsgemeinschaft Verantwor-
tung zu Ubernehmen und ebenso fur den gesellschaftlichen Zusammenhalt in Deutschland mich einset-
zen zu dirfen. Dabei mochte ich mich auch fiir das Vertrauen und Hilfestellungen vieler Weggefahrten
und Unterstiutzer bei dieser Arbeit bedanken. Es ist nun an der Zeit, dass andere das Ruder tberneh-
men*, so Mazyek (mehr).

2.2. Was sonst noch war
—www.religionen-entdecken.de mit Kinder-Online-Preis des Mitteldeutschen Rundfunks ausgezeichnet
(mehr).


file:///C:/Users/reinbold/ShareFile/Persönliche%20Ordner/1%20Islam/Anwendungsdaten/Reinbold/Eigene%20Dateien%20Reinbold/www.kirchliche-dienste.de
https://www.landeskirche-hannovers.de/presse/nachrichten/2024/03/20-warum-ist-der-buddha-so-dick-neues-buch-von-theologe-reinbold
https://punkt-linden.de/news/ueberfall-mann-linden-mitte-staatsschutz/
https://www.ekd.de/grusswort-zum-ramadan-2024-83235.htm
https://www.stk.niedersachsen.de/startseite/presseinformationen/beginn-des-muslimischen-fastenmonats-ramadan-2024-ministerprasident-stephan-weil-und-der-landesbeauftragte-fur-migration-und-teilhabe-deniz-kurku-senden-beste-wunsche-230329.html
https://www.landeskirche-hannovers.de/presse/nachrichten/2024/03/05-zentrale-religioese-feiern-fuer-wochen-gegen-rassismus-in-hannover
https://www.zentralrat.de/35025.php
https://www.religionen-entdecken.de/inhalte/18952/auszeichnung-mit-mdr-kinder-online-preis
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3. Video

Scharia — Was ist das?

Religionen im Gesprach, Basics (2)

Gast: Idris Nassery, Universitat Paderborn

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

4. Meinungsforschung

Studie: Religion starkt Solidaritat in der Gesellschaft

Nach einer neuen Datenauswertung des Religionsmonitors 2023 der Bertelsmann Stiftung ist die Soli-
daritat in Deutschland insgesamt gut ausgepragt. Die Spendenbereitschaft sei hoch, ebenso das Ver-
trauen in andere Menschen aus dem naheren Umfeld sowie in den Staat. Insgesamt zeige sich, ,dass
Religiositat zu mehr Solidaritat zwischen den Menschen fuhrt.*

Die Studie zeige, ,dass es um die Solidaritét in unserer Gesellschaft weit besser bestellt ist* als es

oft dargestellt werde. Im Einzelnen:

— Zwei Drittel der Befragten spendeten in den vergangenen zwolf Monaten fur wohltatige Zwecke.

— Drei Viertel wiirde Geld spenden fir Flutopfer in Deutschland, zwei Drittel fiir Opfer eines Erdbebens
in einem Entwicklungsland.

— Drei Viertel der Befragten waren bereit zu helfen, wenn eine gefliichtete Person um Unterstiitzung bei
Behordengangen bittet.

— Jede vierte Person hat sich wahrend des Befragungszeitraums ehrenamtlich fir die Gemeinschaft
engagiert.

Besonders positiv ausgepragt seien Solidaritatshaltungen ,bei Personen mit Religionsbezug®.

— 70 Prozent der religidsen Personen geben an, aktive Spender:innen zu sein (ohne Religionsbezug:
59 Prozent).

— 73 Prozent der befragten Christ:innen und 88 Prozent der befragten Muslim:innen wirden Syrer:innen
unterstitzen (ohne Religionsbezug: 67 Prozent).

Festzustellen sei ein ,generelles Sozialvertrauen®, sagte die Senior-Expertin der Bertelsmann-Stif-
tung, Yasemin El-Menouar. Zugleich ndhmen drei Viertel der Befragten Gerechtigkeitsliicken wahr und
bezweifelten, dass die sozialen Unterschiede in Deutschland gerecht seien. ,Wenn es Staat und
Gesellschaft nicht gelingt, hier gegenzusteuern, droht das Sozialvertrauen zu erodieren®, betonte El-
Menouar. Daran misse gemeinsam gearbeitet werden (mehr).

5. Veranstaltungen

5.1. Fluchtgeschichten — Menschliche Schicksale 1945 bis 2024

2.—23. Mai 2024, Haus der Religionen, Bohmerstr. 8, Hannover

Eroffnung: 2. Mai 2024, 16 Uhr, Deniz Kurku, Schirmherr, Landesbeauftragter fur Migration und Teil-
habe.

5.2. Sehnsuchtsort Deutschland?

Ein Gesprachsabend mit den Gesichtern der Wanderausstellung ,Fluchtgeschichten® aus Anlass des
75. Geburtstags des Grundgesetzes

23. Mai 2024, 19 Uhr, Haus der Religionen

Veranstalter: Haus der Religionen, Evangelisches Flichtlingsnetzwerk Hannover-Garbsen-Seelze,
Haus kirchlicher Dienste der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers (mehr).

6. Literatur: Neuerscheinungen

D. Muller, Zuféllig liberal? Muslim:innen auf der Suche nach einem anderen Islamverstandnis, Baden-
Baden 2024

W. Reinbold, Warum ist der Buddha so dick? 101 Fragen und Antworten aus der Welt der Religionen,
Gottingen 2024 (Interview; Rezension).

Hannover, den 10.4.2024

Unser Angebot enthalt Links zu Webseiten Dritter, fir deren Inhalte wir keine Gewéhr Gibernehmen. Die verlinkten Seiten wurden zum Zeitpunkt der
Verlinkung auf RechtsverstoRe uberprift, rechtswidrige Inhalte waren nicht erkennbar. Eine permanente Kontrolle der verlinkten Seiten ist ohne konkrete
Anhaltspunkte einer Rechtsverletzung nicht zumutbar. Bei Bekanntwerden von Rechtsverletzungen werden wir derartige Links umgehend entfernen.
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Prof. Dr. Wolfgang Reinbold, wolfgang.reinbold@evlka.de, 0511-1241-972, www.kirchliche-dienste.de
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file:///C:/Users/reinbold/ShareFile/Persönliche%20Ordner/1%20Islam/Anwendungsdaten/Reinbold/Eigene%20Dateien%20Reinbold/www.kirchliche-dienste.de
https://www.religionen-im-gespraech.de/gespraeche/gespraeche-2024/2024-03-15-Scharia
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/religionsmonitor/projektnachrichten/religion-staerkt-solidaritaet-in-der-gesellschaft
https://www.haus-der-religionen.de/de/veranstaltungen/im-haus-der-religionen/fluchtgeschichten-menschliche-schicksale-1945-bis-2024
https://www.deutschlandfunk.de/wie-einfach-muss-man-religion-erklaeren-gespraech-mit-dem-theologen-w-reinbold-dlf-a905dd25-100.html
https://www.haz.de/kultur/regional/hannover-theologe-wolfgang-reinbold-erklaert-die-welt-der-religionen-SXPZ5TOU5VFM7LPNILSFMFKTX4.html
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 4, 2024

1. Niedersachsen

1.1. Géttingen: ,,Advanced Grant“ des Europaischen Forschungsrats fiir Irene Schneider

Die Gottinger Islamwissenschaftlerin Irene Schneider erhélt einen ,Advanced Grant® des Europaischen
Forschungsrats. Der Rat fordert ihr Projekt ,(De)Colonizing Sharia? Tracing Transformation, Change
and Continuity in Islamic Law in the Middle East and North Africa (MENA) in the 19th and 20th Centuries®
funf Jahre lang mit 2,5 Millionen Euro. Das teilte die Georg-August-Universitat Gottingen mit.

Das Projekt werde durch die Auswertung von Gesetzestexten, Debatten und Gerichtsurteilen ,die
koloniale Vergangenheit verschiedener muslimischer Lander untersuchen und dabei die ,agency‘ der
einheimischen Eliten jenseits aller kolonialen Gewaltausiibung in den Blick nehmen®, so Schneider.
.Methodisch werden wir die bisher in europaischer Terminologie und Theorie begrindete Forschung
zusammen mit Forschenden aus der MENA-Region kritisch hinterfragen. Ein besseres Verstandnis der
Rechtsentwicklungen der kolonialen Epoche wird auch zu einem besseren Verstandnis heutiger Debat-
ten in der muslimischen Welt fiihren® (mehr).

1.2. Was sonst noch war

— Niederséachsischer Integrationsbeauftragter Deniz Kurku (SPD) Gibernimmt Schirmherrschaft der Wan-
derausstellung ,Fluchtgeschichten® (Haus der Religionen/Evangelisch-lutherische Landeskirche Han-
novers) (mehr)

— Hannover: Rat der Religionen griindet eingetragenen Verein; neue Geschéftsfiihrerin im Haus der
Religionen (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Hamburg: Emporung iiber Demonstration der extremistischen Gruppe ,,Muslim interaktiv“
Eine Demonstration in Hamburg hat bundesweit fir Emp6rung gesorgt. Auf Einladung der Gruppierung
»Muslim interaktiv* waren am 27. April mehr als 1.000 Demonstranten mit Slogans wie ,Deutschland ist
eine Wertediktatur” und ,Kalifat ist die Lésung” durch St. Georg gezogen.

Nach Erkenntnissen des Hamburger Verfassungsschutzes steht ,Muslim interaktiv“ der verbotenen
Gruppe ,Hizb ut-Tahrir* nahe. Die 2020 gegriindete Gruppe sei vor allem in den Sozialen Netzwerken
aktiv. Sie konzentriere sich auf aktuelle, gesellschaftlich relevante Themen und instrumentalisiere diese
,2ur Darstellung einer vermeintlich fortwéahrenden Ablehnungshaltung der Politik und Gesellschaft in
Deutschland gegeniiber der gesamten muslimischen Community“, schreibt der Verfassungsschutz. Ins-
besondere versuche die Gruppe, ,die Muslime allgemein als Opfer von Diskriminierung und Verfolgung
darzustellen. Hierfir machen sie die Mehrheitsgesellschaft in Deutschland, die ,Medien‘ oder pauschal
den ,Westen' verantwortlich.”

Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) bezeichnete die Demonstration als ,schwer ertraglich®.
Die ,roten Linien“ mussten klar sein, sagte sie im Deutschlandfunk. Es dirfe keine Propaganda fir die
Hamas, keine Hassparolen gegen Jiudinnen und Juden und keine Gewaltaufrufe auf deutschen StralRen
geben. Mehrere Fraktionen im Bundestag forderten energische staatliche Konsequenzen.

Die renommierte Islamismus-Expertin Claudia Dantschke kritisierte das Handeln des Bundesinnen-
ministeriums. ,Mir ist es ein absolutes Ratsel, warum ,Muslim Interaktiv‘ nicht I&ngst verboten ist®, sagte
sie dem Redaktionsnetzwerk Deutschland. ,Denn die Gruppe hat langst alle Huillen fallen lassen.”
Ohnehin sei ,Muslim Interaktiv* eine Nachfolgeorganisation von Hizb ut-Tahrir. ,Und fur Hizb ut-Tabhrir
gilt seit 2003 ein Betéatigungsverbot. Ich weil deshalb nicht, was da im Innenministerium immer noch
gepruft wird“ (mehr). Zu einer weiteren Demonstration Anfang Mai kamen nach Medienberichten etwa
2.000 Personen (mehr).

2.2. Hamburg verbietet Gesichtsverhillung in Schulen

An Hamburgs Schulen wird Gesichtsverhillung im Klassenraum offiziell verboten. Ein entsprechender
Antrag der Regierungsfraktionen von SPD und Griinen zur Anderung des Schulgesetzes wurde in der
Birgerschaft mit Stimmen der CDU- und AfD-Fraktionen angenommen. Die Linke-Fraktion stimmte
dagegen.

Durch die Gesetzesénderung werden Kopfbedeckungen, die das Gesicht vollstandig verschleiern,
untersagt. ,Schule und Gesichtsverhillung vertragt sich nicht“, sagte der Schulexperte der SPD-Frak-
tion, Nils Hansen. Das Gesicht des Gegenubers lesen zu kdnnen, sei fir die Kommunikation wichtig. Er
verwies darauf, dass das an Hamburgs Schulen bereits gelebte Praxis sei. Die Schulen brauchten aber
Rechtssicherheit (mehr).


https://www.uni-goettingen.de/de/891.html?id=7427
https://www.haus-der-religionen.de/de/projekte/fluchtgeschichten
https://www.haus-der-religionen.de/de/newsletter/sondernewsletter-haus-der-religionen-mai-2024
https://www.tagesspiegel.de/politik/nach-kalifat-demo-in-hamburg-faeser-setzt-auf-mehr-abschiebungen-von-islamisten-11594435.html
https://www.welt.de/regionales/hamburg/article251470452/Muslim-Interaktiv-Neuauflage-der-Hamburger-Islamisten-Kundgebung-zwischen-Rechtfertigung-und-Anklage.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/cdu-und-afd-stimmen-mit-rot-grun-gesichtsverhullung-an-hamburgs-schulen-wird-verboten-11668571.html
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2.3. Vereinte Nationen beschlie3en Internationalen Gedenktag fiir Vélkermord von Srebrenica
Die UN-Generalversammlung hat den 11. Juli zum Internationalen Tag des Gedenkens an den Volker-
mord in Srebrenica 1995 erklart. Zugleich forderte sie den UN-Generalsekretér auf, in Vorbereitung auf
den 30. Jahrestag ein Programm zur Aufklarung Giber den Vélkermord aufzustellen.

In der bosnischen Stadt Srebrenica hatten serbische Einheiten im Sommer 1995 mehr als 8.000
muslimische Manner und Jungen ermordet. Das Massaker gilt als eines der schlimmsten Kriegsverbre-
chen in Europa seit dem Zweiten Weltkrieg. Es wurde von internationalen Gerichten als Volkermord
eingestuft.

Die Generalversammlung verurteilte jegliche Leugnung des Volkermords und forderte die UN-Mit-
gliedstaaten auf, die festgestellten Fakten zu bewahren. Der von Deutschland und Ruanda unterstiitzte
Text wurde mit einer Stimmenmehrheit von 84 Nationen bei 19 Gegenstimmen und 68 Enthaltungen
angenommen. Neben Serbien, China und Russland stimmte auch Ungarn gegen den Text.

Der serbische Prasident Aleksandar Vuci¢ bezeichnete den Text als ,hochgradig politisiert”. Er warf
Berlin vor, die Arbeit an der Resolution geheim gehalten zu haben. Der Beschluss reiRe Wunden auf
und werde fur Chaos auf dem Balkan sorgen.

Der UN-Hochkommissar fiir Menschenrechte, Volker Turk, begrifte die Resolution. Sie sei eine
weitere Anerkennung der Opfer und Uberlebenden und unterstiitze ihr Streben nach Gerechtigkeit und
Wahrheit (mehr).

2.4. Moskau: Weltkonzil des Russischen Volks spricht vom ,Heiligen Krieg“ gegen die Ukraine
Das 1993 auf Veranlassung des russisch-orthodoxen Patriarchen Kyrill gegriindete ,Weltkonzil des
Russischen Volks“ (WKRV) hat eine Grundsatzerklarung zu ,Gegenwart und Zukunft der Russischen
Welt" verabschiedet. Die Erklarung wurde der Legislative und Exekutive der Russischen Foderation
zugeleitet.

In dem Grundsatzdokument wird erklart, die ,militarische Spezialoperation“ Russlands in der Ukraine
sei ,aus spiritueller und moralischer Sicht ein Heiliger Krieg, in dem Russland und sein Volk bei der
Verteidigung des einheitlichen geistigen Raums der Heiligen Rus’ die Mission des ,Bewahrers* erfiillt
und die Welt vor dem Ansturm des Globalismus und dem Sieg des Westens schitzt, der dem Satanis-
mus verfallen® sei. Russlands militdrisches Eingreifen in der Ukraine sei ,eine neue Etappe des natio-
nalen Befreiungskampfes des russischen Volkes gegen das verbrecherische Kiewer Regime und den
dahinterstehenden kollektiven Westen.®

Nach dem Ende des Krieges misse ,das gesamte Territorium der modernen Ukraine in eine Zone
des ausschlie3lichen Einflusses Russlands Gibergehen®, so die Erklarung weiter. Russland muisse ,zu
der seit mehr als drei Jahrhunderten bestehenden Doktrin der Dreieinigkeit des russischen Volkes
zurickkehren, wonach das russische Volk aus Grol3russen, Kleinrussen und Weil3russen besteht, die
Zweige (Unterethnien) eines Volkes sind®.

Ahnliche Positionen seien im Umfeld des Patriarchen schon seit einiger Zeit vertreten worden,
schrieb der Berliner Kirchenhistoriker Reinhard Flogaus in einem Beitrag fur die Stiddeutsche Zeitung.
Nach der Wiederwahl Wladimir Putins zum russischen Prasidenten spreche nun auch Kyrill erstmals
offentlich von einem ,Heiligen Krieg®. Der Patriarch und zahlreiche weitere Bischéfe der russisch-ortho-
doxen Kirche hatten damit ,den Rubikon Uberschritten und sich die mit der Propagierung der ,Einheit
der Russischen Welt’ verbundenen Ziele des Prasidenten zu eigen gemacht.“ Mit der ,Qualifizierung
des russischen Bombenterrors als spiritueller und moralischer ,Heiliger Krieg*“ habe sich die Moskauer
Kirchenleitung ,auch 6kumenisch endgdltig disqualifiziert.*

Die bis zum Mai 2022 dem Moskauer Patriarchat unterstehende, mittlerweile selbstandige Ukraini-
sche Orthodoxe Kirche erklarte zu der Grundsatzerklarung des WKRYV, sie sei ,unvereinbar mit der
Lehre des Evangeliums®. Die Bezeichnung der sogenannten ,militdrischen Spezialoperation als ,Heili-
ger Krieg“ widerspreche den Prinzipien der christlichen Moral (mehr).

2.5. Was sonst noch war

— Bundesinnenministerium: Studie zur Islamfeindlichkeit nach Gerichtsurteil depubliziert (mehr)

— Krefeld: Stadt erlaubt 6ffentlichen Muezzin-Ruf (mehr)

— Universitat Minster erdffnet neue Forschungsstelle ,Islam und Politik“ (mehr)

— CDU beschlie3t neues Grundsatzprogramm; Passage zum Islam geringfligig geandert; Kritik islami-
scher Verbénde halt an (mehr)

— Internationaler Strafgerichtshof: Chefanklager Khan beantragt Haftbefehle gegen die Fuhrer der
Hamas und Israels Premierminister Netanyahu wegen mutmalilicher Kriegsverbrechen und Verbrechen
gegen die Menschlichkeit im Zusammenhang mit dem Krieg im Gazastreifen (mehr); empdrte Reaktio-
nen in Israel und bei der Hamas (mehr)

— Vereinte Nationen: Norwegen, Irland und Spanien erkennen Paléstina als Staat an (mehr).
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3. Meinungsforschung

Studie: Vieleangehendeislamische Theologen teilen antiwestliche und antisemitische Meinungen
Nach einer Studie von Abdulkerim Senel vom Zentrum fiir Islamische Theologie und Sarah Demmrich
vom Exzellenzcluster Religion und Politik der Universitat Minster teilen viele Studentinnen und Studen-
ten der Islamischen Theologie und Religionspadagogik antiwestliche, antisemitische und fundamentale
Einstellungen. Befragt wurden 252 Studenten an elf deutschen Hochschulen. Wichtige Ergebnisse:

— 60 Prozent stimmen dem Satz zu, der Westen sei fur die schlechten Bedingungen in vielen islami-
schen Landern verantwortlich; 56 Prozent, er tue alles dagegen, dass der Islam wieder zu einer Hoch-
kultur werde.

— 47 Prozent sind der Auffassung, der Staat Israel habe kein Existenzrecht; 37 Prozent stimmen zu,
dass Juden zu viel Macht und Einfluss in der Welt haben.

— 22 Prozent befirworteten eine Islamisierung der Politik, 25 Prozent eine Islamisierung des Rechts.

— 10 Prozent akzeptieren reaktive, 6 Prozent aktive Gewalt gegen Nicht-Glaubige, wenn es darum geht,
den Islam zu verbreiten (mehr).

Die Deutsche Gesellschatft fiir Islamisch-Theologische Studien kritisierte die Studie. Es gebe ,Zweifel
hinsichtlich der Belastbarkeit ihrer Daten®. Mehr als die Halfte der Befragten kdmen aus Minster (52,4
Prozent). Standorte wie Frankfurt am Main (2,8), Berlin (1,6), Paderborn (0,4) und Hamburg (0,0) wirde
nicht oder fast nicht einbezogen. Die Aussagekraft der Studie sei daher sehr begrenzt.

,Grofe Bedenken® bestiinden auch im Blick auf die reduzierte ,Weise, wie unser Fach in den Fragen
abgebildet wird.“ Viele Fragen seien Schwarz-Weil3 formuliert oder/und enthielten Fragen und Voran-
nahmen, die ,den Islam‘ und ,den Westen* als ,dichotome Gegensatze* darstellten. Auch zu den antise-
mitischen Einstellungen unter Studierenden — die ,ein bekanntes und ernst zu nehmendes Problem*
seien — brauche es solidere und reprasentativere Daten.

Im Ubrigen sei die Studie unter forschungsethischen Gesichtspunkten zu kritisieren: Wéahrend die
Studierenden ,mit der Frage nach ihren Erfahrungen mit antimuslimischer Diskriminierung, ihrer Wahr-
nehmung von Religiositat und ihren Zukunftsperspektiven zur Befragung eingeladen wurden, zielt die
Publikation auf die Untersuchung von Wertorientierungen und religiosen, fundamentalistischen, islamis-
tischen und reformorientierten Tendenzen ab. Somit werden von Diskriminierungserfahrungen
betroffene Studierende fiir andere Forschungszwecke instrumentalisiert® (mehr).

4. Video

4.1. Torah — Was ist das?

Religionen im Gesprach, Basics (3)

Gast: Ulrike Offenberg, Jidische Gemeinde Hameln

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

4.2. Ist Alkohol im Islam verboten?

Religionen im Gesprach, Basics (4)

Gast: Hakki Arslan, Universitat Minster

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

5. Veranstaltungen

Islamischer Religionsunterricht an 6ffentlichen Schulen

3.-5. Juni 2024, Evangelische Akademie Loccum

Veranstalter: Evangelische Akademie Loccum; Institut fir Islamische Theologie, Universitat Osnabrtick
Leitung: Jordanka Telbizova-Sack, Annett Abdel-Rahman; Referent:innen: Jens Aden, Jakim Essen,
Amin Rochdi, Tunay Aygun, Kay Warneke, Wolfgang Reinbold, Naciye Kamcili-Yildiz, Birgll Karaarslan,
Meltem Kulacatan, Karim Fereidooni, Michael Kiefer, Osman Kdsen, Silvia Horsch-Al Saad, Julia Liins-
wilken, Felix Dickopp, Said Topalovic, Pascal Mennen, Nasuh Bellikli (mehr).

6. Literatur: Neuerscheinungen
W. Reinbold, Koran und Bibel: Ein synoptisches Textbuch fir die Praxis, 2., durchgesehene und
erganzte Auflage, Goéttingen 2024.

Hannover, den 24.5.2024
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 5, 2024

1. Niedersachsen

1.1. Innenministerin verbietet ,,Deutschsprachige Muslimische Gemeinschaft*

Das Land Niedersachsen hat den Verein ,Deutschsprachige Muslimische Gemeinschaft* (DMG) in
Braunschweig verboten und aufgeldst. Zur Durchsetzung des Verbots und zur weiteren Aufklarung der
Strukturen der DMG seien acht Objekte in Braunschweig und Berlin durchsucht worden, teilte das nie-
dersachsische Innenministerium mit.

.Das Verbot der DMG ist ein harter Schlag gegen die salafistische Szene in Niedersachsen und
darlber hinaus®, sagte Innenministerin Daniela Behrens (SPD). Mit der von ihr verbreiteten Ideologie
habe die DMG ,in aggressiv kdmpferischer Weise“ die Bildung von Parallelgesellschaften und die
Ungleichbehandlung von Frauen geférdert. Zugleich habe sie Gedanken der Hoherwertigkeit der Scha-
ria, der Uberlegenheit von Muslimen, der Intoleranz gegeniiber anderen Religionen und Antisemitismus
propagiert. Die DMG richte sich ,gegen die verfassungsmaRige Ordnung und den Gedanken der Vol-
kerverstandigung®. ,Mit den VerbotsmaRnahmen nehmen wir den deutschsprachigen salafistischen
Predigern ihre wichtigsten Plattformen zur Verbreitung ihrer extremistischen Ideologie und schwachen
die Szene damit empfindlich®, so Behrens.

Das Verbot untersagt jede Fortfiihrung der Vereinsaktivitat jede Aktivitat Dritter zugunsten des Ver-
eins. Kennzeichen der DMG diirfen nicht mehr verbreitet oder 6ffentlich verwendet werden. Versto3e
gegen das Vereinsverbot und das Kennzeichenverbot sind strafbewehrt. Das Vereinsvermdgen wurde
beschlagnahmt und eingezogen.

Betroffen sind auch die Onlineangebote der DMG, die laut Ministerin Uber eine enorme Reichweite
in den Sozialen Medien verflgten. So habe die DMG zuletzt etwa 33.000 Follower auf TikTok gehabt
und rund 80.000 Abonnenten bei YouTube. Weitere Aktivitdten habe es bei Instagram und Telegram
gegeben. Alle Plattformbetreiber seien aufgefordert worden, die Kanale der DMG schnellstméglich still-
zulegen, sagte Behrens (mehr).

1.2. Religionspéadagogin Abdel-Rahman: Islamischer Religionsunterricht ist in der Krise

Der Islamische Religionsunterricht steckt nach Ansicht der Osnabriicker Religionspadagogin Annett
Abdel-Rahman in der Krise. In Niedersachsen fanden ausgebildete Lehrkréafte keine Stelle, sagte Abdel-
Rahman dem Evangelischen Pressedienst (epd). In der Folge wollten immer weniger junge Menschen
das Fach studieren. Obwohl einige Schulen Bedarf anmeldeten, wiirden Stellen aus Geldmangel nicht
ausgeschrieben. Andere Schulen weigerten sich, Islamischen Religionsunterrichtanzubieten, weil sie
nicht zum Anziehungspunkt fir muslimische Schilerinnen und Schiler werden wollten.

In den meisten anderen Bundesléandern stagniere die Entwicklung ebenfalls, sagte die Junior-
Professorin am Institut fr Islamische Theologie der Universitat Osnabrtck. In den Ministerien ,wird sich
nicht mehr gekimmert oder man blockiert und bremst®. Niedersachsen etwa habe die Stelle der Lan-
deskoordinatorin fir den Islamischen Religionsunterricht, die sie selbst bis vor einem Jahr innegehabt
habe, bislang nicht wiederbesetzt. Eine Fachberatung existiere nicht. Nordrhein-Westfalen erweckte
den Anschein, als ob das Land nach Auslaufen des Modellprojekts mit bekenntnisorientiertem Unterricht
im kommenden Jahr wieder zum Islamkunde-Unterricht zurtickkehren werde. In Bayern werde immer
noch nur Islamkunde angeboten, so Abdel-Rahman. Da bekenntnisorientierter Religionsunterricht in
Artikel 7 des Grundgesetzes verankert sei, empfanden viele Muslime die Situation als diskriminierend.
~Wenn wir wollen, dass die Muslime aktive Birger der Gesellschaft werden, miissen wir ihnen Wert-
schatzung entgegenbringen.®

Laut Kultusministerium besuchen im laufenden Schuljahr 3.362 Schilerinnen und Schuiler an 47
Schulen den Islamischen Religionsunterricht in Niedersachsen und werden dort von 40 ausgebildeten
Lehrkraften unterrichtet. Die Zahl der muslimischen Kinder und Jugendlichen an 6ffentlichen Schulen
ist in den vergangenen zehn Jahren kontinuierlich von 49.130 im Schuljahr 2013/14 auf 84.535 im lau-
fenden Schuljahr gestiegen (mehr).

1.3. ,Landesverband fiir das Ezidentum Niedersachsen-Bremen“ gegriindet

Eziden aus Niedersachsen und Bremen haben einen ,Landesverband fir das Ezidentum Niedersach-
sen-Bremen® gegriindet. Dazu héatten sich zehn Gemeinden zusammengetan, teilte der Verband in Han-
nover mit.

.Mit groRer Freude und Dankbarkeit geben wir die Grindung unseres Landesverbandes flr das
Ezidentum Niedersachsen-Bremen bekannt. Der neue Verband hat das Ziel, die Interessen der Ezidin-
nen und Eziden in Niedersachsen und Bremen zu vertreten, zu wahren und zu schiitzen®, sagte der
Vorsitzende der Ezidischen Akademie in Hannover, Hatab Omar. Der Verband werde zukiinftig als


https://www.mi.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/kampf-gegen-islamismus-und-salafismus-niedersachsen-verbietet-deutschsprachige-muslimische-gemeinschaft-e-v-in-braunschweig-232877.html
https://www.evangelische-zeitung.de/expertin-warnt-islamischer-religionsunterricht-ist-in-der-krise

110

zentrale Anlaufstelle fungieren und sich fur die Belange der Ezidinnen und Eziden einsetzen. Auf Bun-
desebene werde man ,sehr eng mit dem Zentralrat der Eziden in Deutschland (ZED) zusammenarbei-
ten“. Die Tur in den Verband stehe ,fir alle Ezidinnen und Eziden und ezidische Organisationen® offen,
unabhéngig davon, ,welche Farben sie vertreten.*

Shekh Esmat Barimou, Mitbegriinder des Verbands, erganzte: ,Als grof3e und standig wachsende
religiose Minderheit in Niedersachsen und Bremen war die Grindung eines zentralen Verbandes aus
unserer Sicht absolut notwendig. Durch die Grindung dieses Verbandes kdnnen wir Aktivitaten zur
Forderung der Interessen des Ezidentums besser koordinieren und uns so besser auf die wichtigsten
Fragen fokussieren.” Wichtige kiinftige Aktivitaten des Verbands seien neben der Interessenvertretung
,die Entwicklung eines Unterrichtscurriculums zur Schaffung eines Lehrfaches ,Ezidisch’ im Sinne des
Art. 7 Abs. 3 Grundgesetz®, der interreligiose und interkulturelle Austausch, ,ezidisch fundierte Seel-
sorge“ sowie die ,Entstehung von ezidischen Glaubens- und Begrabnisstatten“ (mehr).

Bereits seit 2018 besteht der ,Landesverband der Eziden in Niedersachsen® mit Sitz in Oldenburg.
Ihm gehdren nach eigener Darstellung zurzeit neun Mitgliedsvereine an (mehr).

1.4. Was sonst noch war

— Theologe Wolfgang Reinbold zu Gast bei der ,Kinder-Universitat* der Universitat Gottingen: Warum
hiel3en die ersten Menschen Adam und Eva? (mehr)

—Jens Lehmann neuer Prasident des Landeskirchenamtes der Evangelisch-lutherischen Landeskirche
Hannovers (mehr)

— Verfassungsschutz stellt Jahresbericht 2023 vor: ,Rechtsextremismus bleibt gréf3te Gefahr und wei-
terhin hohe Bedrohungslage durch Islamismus®, AfD in Niedersachsen weitere zwei Jahre zum rechts-
extremistischen Verdachtsobjekt bestimmt (mehr)

— Niederséachsischer Staatspreis fur Journalistin und ezidische Menschenrechtsaktivistin Dizen Tekkal
aus Hannover (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. CLAIM-Lagebericht: Deutlicher Anstieg antimuslimischer Ubergriffe

Die Zzahl antimuslimischer Vorfalle in Deutschland hat nach Angaben des Netzwerks ,CLAIM® 2023 stark
zugenommen. Wie die ,Allianz gegen Islam- und Muslimfeindlichkeit* in Berlin mitteilte, wurden 1.926
Falle registriert. Damit habe sich die Zahl im Vergleich zum Vorjahr mehr als verdoppelt.

Unter den Fallen seien vier versuchte Tétungen und knapp 90 Angriffe auf religidse Einrichtungen
wie Moscheen und Friedhofe, teilte die Allianz mit. Insbesondere nach dem terroristischen Angriff der
HAMAS auf Israel im Oktober 2023 sei die Zahl antimuslimischer Vorfalle stark gestiegen.

Die ,CLAIM*“-Allianz ist ein Netzwerk von 50 muslimischen und nicht-muslimischen Akteuren der
Zivilgesellschaft. Ihr Lagebild wurde unter anderem auf der Grundlage von Zahlen von Melde- und
Beratungsstellen sowie Polizeimeldungen erstellt. Die Allianz wird durch das Bundesministerium fir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend im Rahmen des Bundesprogramms ,Demokratie leben!“ gefér-
dert (mehr).

2.2. Jerusalem: Turkischer Imam nach Messerangriff von israelischer Polizei erschossen
Weithin unbemerkt von der deutschen Offentlichkeit ist in Jerusalem ein Mitglied einer Reisegruppe des
turkischen Religionsministeriums Diyanet nach einem Attentatsversuch von israelischen Polizisten
erschossen worden.

Nach Medienberichten hatte sich der 34-jahrige Imam Hasan Saklanan aus Sanliurfa am 30. April in
der Jerusalemer Altstadt unter einem Vorwand von seiner Reisegruppe entfernt und ein Messer gekauft.
Dann griff er in einer engen Gasse zwei patrouillierende israelische Soldaten von hinten an, offenbar in
der Absicht, sie zu téten. Ein Polizist wurde dabei leicht verletzt. Die israelische Polizei verétffentlichte
spéter das Video einer Uberwachungskamera, auf dem die Tat zu sehen ist (mehr).

Die palastinensische Terrororganisation HAMAS begriuf3te das Attentat. Hasan Saklanan sei einer
,<der heldenhaften Martyrer der Operation Al Agsa-Flut®, sagte ein Hamas-Funktionar nach Medienbe-
richten bei der Beerdigung in der Turkei. ,Wir betrachten unseren Bruder Hassan als einen der helden-
haften Martyrer der Agsa-Flut, die am Morgen des 7. Oktober geziindet wurde. Wir sind stolz auf ihn
und glauben, dass sein Ruhm jeden Tag steigen wird“ (mehr). Die Beerdigungszeremonie wurde vom
obersten Repréasentanten der Diyanet von Sanliurfa geleitet, Mufti Ramazan Tolan. Zugleich startete
das Mufti-Amt der Provinz eine Hilfskampagne zur finanziellen Unterstitzung der Familie des ,Marty-
rers“ (mehr).

Ahnliche Reaktionen gab es auch in Deutschland. Eine Moschee der Islamischen Gemeinschaft Milli
Gorus in Bielefeld-Jollenbeck teilte ein Video von der Beerdigung des Imams mit der Uberschrift ,Der
Martyrer von Jerusalem Hasan Saklanan wurde beigesetzt“. Nach einer Anfrage des Publizisten Eren
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Guvercin hat die Moschee das Video mittlerweile geldscht (mehr). Der Prasident der Deutsch-Israeli-
schen Gesellschaft, Volker Beck, stellte Strafanzeige gegen die Verantwortlichen (mehr).

2.3. Was sonst noch war

— Nordrhein-Westfalen: Elternnetzwerk und Lehrkréfte fordern Stopp einer Befragung der Universitét
Munster (Prof. Khorchide) zum Thema ,Islamischer Religionsunterricht an Schulen in Nordrhein-West-
falen“: ,erhebliche Mangel“ (mehr)

— DITIB Hessen klagt gegen das Schulfach ,Islamkunde” (mehr)

— Pressekonferenz des DITIB Bundesverbands: Riickblick auf 2023 und Ausblick auf 2025 (mehr)

— Neu gegrundete DAVA-Partei (s. Mitteilungen 2/2024, S. 1) verpasst mit 0,4 Prozent der Stimmen
Einzug in das Europaparlament (mehr)

— Saudi-Arabien: Mehr als 1.300 Hitzetote bei der Pilgerfahrt nach Mekka (mehr).

3. Meinungsforschung

Die Bertelsmann-Stiftung hat eine Sonderauswertung des Religionsmonitors 2023 zu antimuslimischen
Vorbehalten vorgelegt. Danach gibt es ,tief verwurzelte antimuslimische Vorurteile in Deutschland®:

— 74 Prozent der Befragten meinen, dass Muslime und Musliminnen lieber unter sich bleiben.

— 70 Prozent denken, dass sie gern in eigenen Stadtteilen leben.

— 58 Prozent haben ein Problem damit, in einen Stadtteil zu ziehen, in dem viele Muslime leben.

— 75 Prozent meinen, der Islam gebe islamistischen Terroristen starken Rickhalt.

— 57 Prozent meinen, er rufe zu Gewalt auf.

,Diese Gleichsetzung der Weltreligion Islam mit der religids verbramten Ideologie von Islamist:innen
ist fatal“, sagte die Religionsexpertin der Bertelsmann Stiftung, Yasemin EI-Menouar. ,Sie erklart den
Generalverdacht, dem viele Muslim:innen nach jeder furchtbaren islamistischen Terrortat ausgesetzt
sind.” EI-Menouar pladiert daftr, ,die Bekampfung des Islamismus préziser im Bereich der Extremis-
muspravention zu verorten und diese nicht wie ein allgemeines islampolitisches Thema zu behandeln.”
Muslimische Verbande und Gemeinden seien gefordert, sich aktiv von islamistischen Stromungen ab-
zugrenzen und genauer zu prifen, wer in ihren Hausern predigt.

Zugleich lege die Auswertung differenzierte Haltungen offen:

— 83 Prozent der Befragten wissen, dass es streng religiose und weniger religidse Muslime gibt.

— 85 Prozent ist bewusst, dass Handlungen einzelner Muslime haufig der ganzen Gruppe zugeschrie-
ben werden.

— 60 Prozent stimmen der Aussage zu, dass Muslime haufig benachteiligt oder angefeindet werden.

— 69 Prozent glauben, dass Muslime Rassismus erfahren.

.Dieser wichtige Befund unterstreicht, wie relevant und wirksam Bemuhungen sind, die eine diffe-
renzierte Sichtweise auf muslimisches Leben in Deutschland vermitteln®, so EI-Menouar. Interreligitse
Bildungsprojekte kénnten dazu ebenso beitragen wie die Medien, indem sie haufiger Gelingendes im
Zusammenleben aufgreifen. ,Wir brauchen mehr Erz&hlungen Uber die Normalitdt muslimischen
Lebens, die den kursierenden Negativbildern etwas entgegensetzen. Wer versteht, warum fir eine reli-
gidse Gruppe bestimmte Alltagsregeln oder religidse Feiertage wichtig sind, kann eher Verstandnis und
Toleranz entwickeln® (mehr).

4. Video

Antisemitismus — Was ist das?

Religionen im Gesprach, Basics (5)

Gast: Juliane Wetzel, Technische Universitat Berlin

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

5. Literatur: Neuerscheinungen

Moin & Salam. Muslimisches Leben in Deutschland. Eine Reportage von Julius Matuschik und Raida
Chbib, Bielefeld 2024

S. Ross, Quran Commentary and the Biblical Turn. A History of Muslim Exegetical Engagement with
the Biblical Text, Berlin 2024.

Hannover, den 24.6.2024
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 6, 2024

1. Niedersachsen

1.1. VIKZ Niedersachsen tritt aus der Schura Niedersachsen aus

Der Landesverband der islamischen Kulturzentren Niedersachsen (LVIKZ-Niedersachsen) ist aus dem
Landesverband der Muslime in Niedersachsen e.V. (Schura Niedersachsen) ausgetreten. Das teilte der
LVIKZ-Niedersachsen per Rundmail mit. Der Schritt sei bereits zum 1. Januar 2024 erfolgt.

Die Entscheidung zum Austritt sei ,nach reiflicher Uberlegung und sorgféltiger Abwéagung der Inte-
ressen unserer Gemeinschaft getroffen worden, schreibt der Vorsitzende des Landesverbands,
Huseyin Kalayci. ,Unser Ziel ist es, weiterhin konstruktiv und eigenstandig zur Férderung der Integration
und des interkulturellen Austausches in Niedersachsen beizutragen.“ Die Schura Niedersachsen hat
auf den Schritt bisher nicht reagiert. Das Mitgliederverzeichnis auf der Internetseite ist zurzeit nicht ein-
sehbar.

Der 1973 gegriindete Verband der Islamischen Kulturzentren ist einer der altesten und gréf3ten mus-
limischen Verbande in Deutschland. Nach dem 7. Oktober 2023 hatte der Verband seinen Austritt aus
dem Koordinationsrat der Muslime mitgeteilt, den er 2007 gemeinsam mit DITIB, Islamrat (Milli Goris)
und Zentralrat der Muslime gegriindet hatte (s. Mitteilungen 11/2023, S. 2).

Der Landesverband der islamischen Kulturzentren Niedersachsen wurde 2014 gegriindet. lhm ge-
héren nach eigenen Angaben zehn Gemeinden in Achim, Braunschweig, Delmenhorst, Hannover,
Nienburg, Osnabriick, Salzgitter und Vechta an (mehr). In der Offentlichkeit ist der Verband bisher kaum
in Erscheinung getreten.

1.2. Islamkolleg Osnabrick: Wissenschaftsministerium reagiert auf Vorwirfe gegen Imam
Das niedersachsische Wissenschaftsministerium hat auf Rechtsextremismus-Vorwirfe gegen einen
Absolventen des Osnabrucker ,Islamkolleg Deutschland” (IKD) reagiert.

Auf Anfrage des Evangelischen Pressedienstes sagte ein Sprecher des Ministeriums, die Ausbil-
dungsgange des IKD seien ein Modellprojekt, das vom Bundesinnenministerium und vom niedersach-
sischen Wissenschaftsministerium finanziert werde. Man werde gemeinsam ,in einem nachsten Pro-
jekttreffen erértern, ob der Auswahlprozess der Kollegiatinnen und Kollegiaten und das Curriculum
anzupassen oder zu erweitern sind“. ,Nationalistisches, rechtsextremistisches und antisemitisches
Gedankengut, wie es nach Einschatzung des Bundesverfassungsschutzes die Ideologie der ,Grauen
Wolfe‘ pragt, ist in jeder Form inakzeptabel®, so der Sprecher. ,Entsprechende Hinweise nehmen wir
sehr ernst.“ Ahnlich duRerte sich das Bundesinnenministerium auf Anfrage des Tagesspiegels (mehr).

Das Ministerium reagiert damit auf Vorwurfe gegen den Berliner Imam Ender Cetin, der das Kolleg
im vergangenen Jahr absolviert hatte. Er hatte am Rande eines Spiels der tirkischen Nationalmann-
schaft wahrend der FuRRball-Europameisterschaft ein T-Shirt mit Symbolen der rechtsextremen ,Grauen
Wolfe* getragen.

Auf Anfrage der ,Bild“-Zeitung erklarte Cetin, er distanziere sich von den Grauen Wolfen: ,Mir ist
bewusst, dass mein T-Shirt den Aufkleber ,Turk’ mit der alten tirkischen Schrift hat. Das gehért zu
meinem Interessengebiet in der Forschung. Das ist von mir in keiner Weise in irgendeiner Form politisch
oder extremistisch zu interpretieren®, zitiert ihn ,Bild“. Das T-Shirt sei ein Geburtstagsgeschenk gewe-
sen. ,Es tut mir leid, dass durch das Tragen ein solches Missverstandnis entstanden ist.“ Vier Tage
zuvor hatte der tirkische FuRballspieler Merih Demiral den sogenannten ,Wolfsgru3“ beim Spiel Turkei-
Osterreich gezeigt. Danach war eine breite Debatte um tiirkischen Rechtsextremismus entbrannt
(mehr).

In Berlin warnte der Verein ,Ohne Unterschiede — fir einen fairen Umgang mit Muslimen® vor einer
Vorverurteilung Cetins. Der evangelische Pfarrer Martin Germer erklarte als dessen Vorsitzender, Cetin
selbst habe erklart, dass er sich von allen rechtsradikalen und extremistischen Gruppierungen wie den
,Grauen Wolfen* distanziere. Rickendeckung bekam Cetin auch von der Superintendentin des Kirchen-
kreises Berlin-Mitte, Silke Radosh-Hinder, und Rabbinerin Gesa Ederberg. Cetin engagiert sich unter
anderem im vom Berliner Senat gefdrderten Projekt ,meet2respect”. Dabei besuchen judisch-muslimi-
sche Teams unter anderem Schulen, um Uber Themen wie Antisemitismus und Islamfeindlichkeit zu
diskutieren (mehr).

Die ,Bild“-Zeitung veroéffentlichte unterdessen weiteres Material. Ein Foto zeigt Cetin bei dem Verein
.Berlin Mehter Takimi e.V.“ — ,Berliner Janitscharenkapelle® vor dem von Rechtsextremisten verwende-
ten Symbol der ,drei Halbmonde* (,Ug Hilal) (mehr). Cetin bestétigte der Zeitung, dass er in dem Verein
~Workshops zum Thema Weltoffenes Islamverstandnis und Musik durchgefiihrt* habe. Zu den Symbo-
len sagte er nach Darstellung der Zeitung, sie stammten aus osmanischer Zeit und seien ,in samtlichen
Kapellen dieser Art weltweit anzutreffen (mehr).


https://niedersachsen.vikz.de/de/home.html
https://www.berliner-zeitung.de/news/extremismus-vorwuerfe-gegen-ender-cetin-ministerium-erwaegt-aenderung-der-imam-ausbildung-li.2234627
https://www.br.de/nachrichten/deutschland-welt/wolfsgruss-von-merih-demiral-bei-oesterreich-tuerkei-spiel-was-sie-wissen-muessen,UHRhmrf
https://www.tagesspiegel.de/politik/vorzeige-absolvent-mit-shirt-der-grauen-wolfe-innenministerium-und-land-niedersachsen-wollen-imam-ausbildung-prufen-12004715.html
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1.3. Was sonst noch war
— Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers: Jens Lehmann ist neuer Prasident im Landeskir-
chenamt (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Bundesinnenministerium distanziert sich von Bericht zur Muslimfeindlichkeit

Das Bundesinnenministerium (BMI) hat sich nach einem Gerichtsurteil von dem 2023 in seinem Auftrag
vorgelegten Bericht ,Muslimfeindlichkeit — Eine deutsche Bilanz* distanziert. Zu den Griinden fur die
Distanzierung auferte sich das BMI bisher nicht.

Vorausgegangen war ein Urteil des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg tber eine Klage
des Publizisten Henryk Broder. In dem Bericht des 2020 von Innenminister Horst Seehofer (CSU) ein-
berufenen ,Unabhéngigen Expertenkreises Muslimfeindlichkeit* (UEM) war Broder vorgeworfen
worden, Muslime in einem seiner Artikel pauschal ,damonisiert zu haben. Broder klagte gegen diese
Darstellung. Das Gericht gab ihm recht. Nach dem Urteil nahm das BMI die Studie vorlaufig von seiner
Internetseite und schredderte die noch vorhandenen gedruckten Exemplare.

Nun wurde der korrigierte Bericht auf der Seite der Deutschen Islamkonferenz erneut veréffentlicht.
Dabei I6schte das BMI die beanstandeten Passagen Uber Broder sowie vergleichbare Passagen uber
AuRerungen der Bloggerin Sigrid Herrmann-Marschall, die ebenfalls geklagt hatte (mehr). Dariiber hin-
aus strich das BMI das Logo des Bundesinnenministeriums, die amtliche Artikelnummer und das Vor-
wort von Innenminister Nancy Faeser (SPD).

Anstelle des Vorworts steht nun nach einem kurzen Hinweis auf die Geschichte des Berichts der
folgende Absatz: ,Der UEM war wéhrend der gesamten Zeit seiner Tatigkeit in seiner Arbeitsweise und
inhaltlichen Schwerpunktsetzung unabhangig von Weisungen des BMI. Der Bericht spiegelt die unab-
hangige Position des UEM wider. Er ist keine amtliche Verdffentlichung, insbesondere kein Bericht des
BMI oder der Bundesregierung. Das BMI macht sich die Inhalte des Berichts ausdrtcklich nicht zu eigen.
Die inhaltliche Verantwortung fiir den Bericht des UEM ,Muslimfeindlichkeit — Eine deutsche Bilanz' liegt
ausschlief3lich bei den Autorinnen und Autoren.”

Im Zentrum des juristischen Streits stand die Behauptung des Berichts, Henryk Broder habe Muslime
in einem seiner Artikel ,pauschal als unwissende, ehrversessene, blutrinstige Horden damonisiert“. Das
Verwaltungsgericht Berlin hatte Broders Klage auf Unterlassung dieser AuRerung zunachst abgelehnt.
In der Berufung gab ihm das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg im Wege der einstweiligen
Anordnung recht. Die vom Antragsteller gerligte Passage habe ,das Potential fUr eine Verletzung des
allgemeinen Personlichkeitsrechts®, so das Urteil. Es gelte, dass die Bundesrepublik Deutschland die
,Passage in einer eigenen amtlichen AuRRerung so nicht hatte verwenden diirfen (hier).

2.2. Hamburg: Positive Evaluation der Staatsvertrage mit Muslimen und Aleviten

Hamburgs Staatsvertrage mit Muslimen und Aleviten werden weitergefiihrt. Das entschied die Hambur-
gische Burgerschaft. Sie stimmte einem Antrag der rot-griinen Regierungsfraktionen zu, der sich far
eine Intensivierung des Dialogs mit den Vertragspartnern ausspricht. Ein Antrag der CDU, den Vertrag
mit den Muslimen auszusetzen, wurde abgelehnt.

Hamburg hatte 2012 als erstes Bundesland Vertrage mit drei islamischen Verbanden und der alevi-
tischen Gemeinde geschlossen. Sie regeln unter anderem die Rechte auf Wahrnehmung religidser Fei-
ertage, den Bau von Gotteshdusern und die Bestattung nach religiosen Vorschriften. Vertragspartner
sind der Rat der Islamischen Gemeinschaften in Hamburg (Schura), der Landesverband Nord des
Moscheeverbands DITIB und der Verband Islamischer Kulturzentren (VIKZ) auf der einen Seite sowie
die Alevitische Gemeinde Deutschland auf der anderen Seite.

In den vergangenen zwei Jahren waren die Vertrage evaluiert worden. Der Hamburger Senat zog
nach Gesprachen mit den Religionsgemeinschaften und Experten eine positive Bilanz. Die Vertrage
boten eine gute Grundlage fur eine Kooperation zwischen der Stadt und den Religionsgemeinschaften,
heil3t es in einem Bericht. SPD und Griine fordern den Senat dazu auf, mit den Vertragspartnern tber
ihr Engagement fur Freiheit und Demokratie sowie gegen Antisemitismus und andere Formen gruppen-
bezogener Menschenfeindlichkeit zu sprechen. Die Vertrdge sollen kinftig alle zehn Jahre erneut
bewertet werden.

,Die Vertrage mit den islamischen und alevitischen Religionsgemeinschaften haben fir Hamburg zu
konkreten Erfolgen gefiihrt”, sagte der SPD-Abgeordnete Ekkehard Wysocki. Als Beispiele nannte er
das Modell des Hamburger ,Religionsunterrichts fur alle®, die Zusammenarbeit zur Pravention von reli-
gibsem Extremismus und eine Vereinbarung zur Imamausbildung. ,Die 2012 geschlossenen Vertrage
zwischen der Stadt Hamburg und den islamischen sowie alevitischen Religionsgemeinschaften sind ein
Meilenstein fur die gleichberechtigte Teilhabe und Anerkennung in unserer Stadt®, sagte der Griinen-
Politiker Michael Gwosdz.
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Die CDU stimmte gegen den Antrag. Nach Auffassung des Abgeordneten Dennis Thering stellen
sich einige Vertragspartner aktiv gegen die Werte des Grundgesetzes. So sei die DITIB aus der Tirkei
gesteuert, und die Schura grenze sich nicht gentigend vom Islamischen Zentrum Hamburg ab, das
Verbindungen zum ,iranischen Terrorregime® pflege. ,Wir kdnnen und durfen nicht langer Vertrage auf-
recht erhalten mit Partnern, die sich nicht eindeutig von Gewalt und Extremismus distanzieren” (mehr).

Ahnlich duRerte sich der Direktor des American Jewish Committee Berlin, Remko Leemhuis. Er kri-
tisierte, dass das Islamische Zentrum Hamburg zu lange vom Staatsvertrag profitieren konnte, obwohl
es laut Verfassungsschutz der ,verlangerte Arm des Mullah-Regimes im Iran“ gewesen sei. ,Der Staats-
vertrag hat keine der Hoffnungen erfillt, die in ihn gesetzt worden sind. Und auch wenn wir es begrif3en,
dass das I1ZH nicht mehr Teil der Schura ist, sollten wir nicht vergessen, dass dies nicht aus Einsicht
der anderen Organisationen geschehen ist, sondern nur aufgrund von o&ffentlichem Druck®, sagte
Leemhuis der Jidischen Allgemeinen. ,Ferner ist die Tatsache, dass das tiirkische Regime nach wie
vor durch die Ditib mit am Tisch sitzt, nicht akzeptabel. Wir erwarten von dem Birgermeister daher klare
Entscheidungen, die er beim IZH viel zu lange hat vermissen lassen“ (mehr).

2.3. Duisburg: Prozess gegen ehemaligen Islamberater der Landesregierung hat begonnen

Vor dem Amtsgericht Duisburg hat der Prozess gegen einen mutmalfilichen Hochstapler begonnen, der
jahrelang die nordrhein-westfalische Landesregierung in Islamfragen beraten hat. Die Staatsanwalt-
schaft wirft ihm Urkundenfélschung, Betrug und den unbefugten Gebrauch akademischer Grade vor.

Der vermeintliche ,Doktor und ,Professor”, der Karriere im nordrhein-westfalischen Schulministe-
rium gemacht hatte, raumte die Vorwirfe zu Prozessbeginn im Wesentlichen ein. Die Urkunden Uber
seine Staatsexamina und seine Promotion seien geféalscht. Er habe Urkunden von anderen Personen
genommen und den Namen Uberklebt, erklarte er. Das NRW-Schulministerium habe ihm die Falschun-
gen beglaubigt. Danach habe es nie wieder Zweifel an seiner Qualifikation gegeben, so Ahmet U..

Als Religionssoziologe lehrte U. an Hochschulen in Bielefeld, Miinster, Duisburg-Essen und an der
NRW-Polizeihochschule. Er wurde als Experte zu prominenten Podien eingeladen und nahm an Dis-
kussionsveranstaltungen teil, unter anderem mit dem friheren Bundesprasidenten Christian Wulff. 2021
beendete das Land Nordrhein-Westfalen die Zusammenarbeit wegen ,begrindeter Zweifel in Bezug auf
die akademische Laufbahn® von ,Dr. U.“. AuRerdem wurde Anzeige erstattet (mehr).

Zuletzt war U. bei den Gesprachen um die Wiederaufnahme des nordrhein-westfalischen DITIB-
Verbands in die fur den Islamunterricht zustadndige Kommission prominent in Erscheinung getreten. Kri-
tiker warfen ihm eine zu enge Beziehung zum tirkischen Staat vor. Die ,Welt* berichtete, er habe im
Zuge des von vielen kritisierten Verfahrens mehrfach das Land Nordrhein-Westfalen im Gegeniber zu
tirkischen Institutionen vertreten. Die Landesregierung erklarte seinerzeit, U. habe ,zu keinem Zeitpunkt
einen bestimmenden Einfluss auf Entscheidungen des Ministeriums und der Landesregierung ausge-
Ubt* (s. Mitteilungen 8/2021, S. 1).

2.4. Bundesinnenministerium verbietet ,, COMPACT*
Das Bundesinnenministerium hat die ,COMPACT-Magazin GmbH* und ,,die CONSPECT FILM GmbH*
verboten. Beide verbreiteten ,antisemitische, rassistische, minderheitenfeindliche, geschichtsrevisionis-
tische und verschworungstheoretische Inhalte.“ Durch die Popularisierung und die ,Verbreitung von
rechtsextremistischem Gedankengut der ,Neuen Rechten* propagierten sie ,ein volkisch-nationalisti-
sches Gesellschaftskonzept, das nach ihrer Ansicht ,ethnisch Fremde‘ aus dem Staatsvolk ausschlie-
Ben“ wolle (mehr).

Nach Einschatzung von Juristen ist das Verbot riskant, da es sich bei ,Compact® nicht um einen
Verein, sondern um eine Zeitung handelt, fir die grundsatzlich die Pressefreiheit gilt. Experten rechnen
mit langwierigen Prozessen (mehr).

2.5. Was sonst noch war
— Dortmund: Muslimin klagt gegen Kopftuchverbot als Schoffin vor Gericht (mehr).

3. Literatur: Neuerscheinungen

W. Reinbold, Warum ist der Buddha so dick? 101 Fragen und Antworten aus der Welt der Religionen.
Sonderausgabe der séchsischen Landeszentrale fur politische Bildung (hier) und des Landesbeauf-
tragten fur politische Bildung in Schleswig-Holstein (hier), 2024.

Hannover, den 19.7.2024
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 7, 2024

1. Niedersachsen

1.1. Innenministerin Behrens begrif3t Verbot des Islamischen Zentrums Hamburg

Die niedersachsische Innenministerin Daniela Behrens (SPD) hat das Verbot des ,Islamischen Zen-
trums Hamburg“ (s.u. 2.1.) durch das Bundesinnenministerium begruf3t. Das Verbot sei langst Uberfallig
gewesen, sagte ein Sprecher in Hannover. Es sei lange bekannt gewesen, dass das Zentrum ,als
Dependance des Mullah-Regimes des Iran agiert* habe.

In Niedersachsen waren nach Angaben des Ministeriums finf Objekte Ziel von Durchsuchungen.
Vier davon befanden sich im Bereich der Polizeidirektion Oldenburg, eines im Bereich Liineburg. Es
seien ,Propaganda-Material und digitale Datentrager® beschlagnahmt worden (mehr).

Eines der Objekte war nach Medienberichten das Haus des Betreibers der Internetseite ,Mus-
limmarkt*, Yavuz Ozdguz, in Delmenhorst. Die Polizei habe sein Haus, das Haus seines Bruders und
seines Sohnes durchsucht, teilte Oz6guz auf seiner Internetseite mit. Dabei sei es unter anderem um
Publikationen seines Verlags ,Eslamica“ gegangen.

Der 24. Juli 2024 sei ein ,schwarzer Tag fir Uber eine Million deutsche Schiiten, die jetzt noch mehr
von diesem Staat entfremdet werden. Es ist ein schwarzer Tag fur rund 6—7 Millionen deutsche Muslime,
die jetzt die Respektlosigkeit des Staates gegeniiber dem Islam in einer Massivitat zu spiren bekom-
men hat, wie man es sich noch vor einem Jahrzehnt nicht vorstellen konnte. Dieses mehr und mehr in
den Faschismus abdriftende System ist nicht das Deutschland, in dem meine Wenigkeit einst grof3
geworden ist*, erklarte Ozoguz. Entgegen der Beteuerung der Bundesinnenministerin habe Deutsch-
land an diesem Tag ,die Schia verboten* (mehr).

Die Internetseite ,Muslim-Markt* wird seit Jahren vom niedersachsischen Verfassungsschutz
beobachtet. Ozoguz selbst ist insbesondere durch antisemitische AuRerungen hervorgetreten (mehr).

1.2. Menschenrechtler fordern dauerhaften Schutz fur Eziden

Die Gesellschaft fur bedrohte Volker in Goéttingen (GfbV) hat Bundesinnenministerin Nancy Faeser
(SPD) aufgefordert, den in Deutschland lebenden Eziden dauerhaft Schutz zu gewahren. Der Bundes-
tag habe im Januar 2023 nicht nur den Vélkermord an den Eziden anerkannt, sondern auch darauf
hingewiesen, dass die Lage im Irak fir ihre Rickkehr viel zu bedrohlich sei, erklarte die GfbV. Nach
dem furchtbaren Verbrechen des ,Islamischen Staates“ an dieser Gemeinschaft misse den Zuflucht
suchenden Uberlebenden in Deutschland die Moglichkeit gegeben werden, ihre Traumata aufzuarbei-
ten und in ein stabiles Alltagsleben zurlickzufinden.

,Die Anerkennung des Voélkermordes wird zu einer beschamenden symbolischen Geste, wenn sie
nicht mit dem Versprechen einhergeht, die Betroffenen in Zukunft vor lebensbedrohlichen Situationen
zu bewahren und eine erneute Traumatisierung zu verhindern®, sagte Tabea Giesecke von der GfbV
(mehr). Ahnlich duRerte sich der niederséchsische Fliichtlingsrat (mehr).

In der Paulskirche in Frankfurt am Main gedachte die ezidische Gemeinschaft des zehnten Jahres-
tags des Beginns des Volkermords am 3. August 2014. ,Wir stehen zusammen, um das Leid zu wuirdi-
gen und unsere Entschlossenheit zu erneuern, um fiir eine bessere Zukunft zu kdmpfen®, sagte der
Vorsitzende des Zentralrats der Eziden in Deutschland, Irfan Ortac (mehr).

1.3. Was sonst noch war

— Hannover: Interreligidses Gedenken an die Atombomben-Abwirfe vom 6. August 1945 (mehr)

— Proteste gegen Aulftritt von Israels Botschafter bei einem Empfang der CDU-Landtagsfraktion (mehr)
— Haus kirchlicher Dienste stellt sich als ,Service Agentur neu auf (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Hamburg: Bundesinnenministerin Faeser verbietet ,Islamisches Zentrum Hamburg*“

Das Bundesministerium des Innern und fir Heimat (BMI) hat das ,Islamische Zentrum Hamburg e.V.*
(IZH) und seine Teilorganisationen verboten. Es sei eine ,extremistische Organisation des Islamismus,
die verfassungsfeindliche Ziele verfolgt®, teilte das BMI mit.

Bei den Teilorganisationen handelt es sich um die ,Islamische Akademie Deutschland e.V.“ mit Sitz
in Hamburg, den ,Verein der Forderer einer iranischen-islamischen Moschee in Hamburg e.V.“, das
LZentrum der Islamischen Kultur e.V.“ in Frankfurt am Main, die ,Islamische Vereinigung Bayern e.V.*
in Minchen und das ,Islamische Zentrum Berlin e.V.“. Zur Aufklarung mdglicher weiterer Strukturen
seien 53 Objekte in Hamburg, Bremen, Berlin, Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Hessen,
Nordrhein-Westfalen und Bayern durchsucht worden.
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118

Im November 2023 hatte das Bundesinnenministerium 55 Objekte in sieben Bundeslandern durch-
suchen lassen (s. Mitteilungen 12/2023, S. 2). Dabei seien ,umfassende Beweismittel sichergestellt
worden®, die die Verdachtsmomente so erhéartet hatten, dass nun das Verbot des IZH und seiner Teil-
organisationen erfolge, teilte das BMI weiter mit.

Zur Begriindung des Verbots erklarte das BMI: ,Das I1ZH verbreitet als direkte Vertretung des irani-
schen ,Revolutionsfiihrers* die Ideologie der sogenannten ,Islamischen Revolution® in der Bundesrepub-
lik Deutschland in aggressiv-kampferischer Weise und will diese auch verwirklichen. Statt einer Gesell-
schaft auf Basis der vom Grundgesetz geschitzten freiheitlich-demokratischen Grundordnung wird
durch das 1ZH und seine Teilorganisationen die Errichtung einer autoritar-theokratischen Herrschaft
propagiert. AuBerdem verbreitet das IZH einen aggressiven Antisemitismus unter seinen Anhangern.
Uberdies unterstiitzt es die in der Bundesrepublik Deutschland mit einem Betatigungsverbot belegte
Terrororganisation ,Hizb Allah*.”

Hierbei gehe das IZH ,auferst konspirativ vor. Nach auRen mochte es den Eindruck erwecken, eine
tolerante und rein religidse Einrichtung zu sein, ohne jegliche politische Agenda oder Anbindung. Tat-
sachlich belegen die Ermittlungen eindeutig, dass das IZH nicht blof3 religids agiert. Vielmehr setzt es
als Vertretung des iranischen ,Obersten Revolutionsfihrers‘ die politische Vorgabe zum Export der ,Is-
lamischen Revolution‘ konsequent und kategorisch um. Das IZH und sein Leiter sind vom ,Obersten
Revolutionsfuhrer® ausdriicklich angewiesen, sich ,intensiv und unerschutterlich fir die Grundlagen der
Revolution einzusetzen, ohne Kompromisse einzugehen‘. Menschenrechte und Demokratie seien nur
ein Vorwand, um die Verbreitung der ,Islamischen Revolution‘ zu unterdriicken. Damit propagiert das
IZH eine Gesellschaft aul3erhalb der freiheitlich-demokratischen Grundordnung®.

AulRerdem zeigten unterschiedlichste Aktivitaten des 1ZH, ,dass es die militarisch politische Dimen-
sion der sogenannten ,Achse des Widerstands‘, insbesondere das Blindnis mit der terroristischen ,Hizb
Allah’, mittragt und férdert. Dies geschieht im vollen Wissen um die Ideologie und die Ziele der ,Hizb
Allah’, insbesondere dem fortwahrenden bewaffneten Kampf gegen den Staat Israel. Obwohl die Beta-
tigung der ,Hizb Allah‘ als terroristische Vereinigung im Jahr 2020 mit einem Betétigungsverbot belegt
wurde, unterstutzt und fordert das 1ZH die ,Hizb Allah‘ weiterhin.”

Bundesinnenministerin Nancy Faeser erklarte: ,Wir haben heute das ,Islamische Zentrum Hamburg’
verboten, das eine islamistische, totalitare Ideologie in Deutschland propagiert. Diese islamistische
Ideologie richtet sich gegen die Menschenwiirde, gegen Frauenrechte, gegen eine unabhéangige Justiz
und gegen unseren demokratischen Staat. AuRerdem unterstiitzen das ,Islamische Zentrum Hamburg*
und seine Teilorganisationen die Terroristen der ,Hizb Allah® und verbreiten einen aggressiven Antise-
mitismus.*

.Dem Treiben dieser Islamisten“ habe man damit ein Ende gesetzt, so Faeser weiter. lhr sei ,dabei
sehr wichtig, klar zu unterscheiden: Wir handeln nicht gegen eine Religion. Wir unterscheiden klar
zwischen Islamisten, gegen die wir hart vorgehen, und den vielen Musliminnen und Muslimen, die zu
unserem Land gehdren und ihren Glauben leben. Die friedliche schiitische Glaubens- und Religions-
auslibung ist ausdriicklich nicht von unserem Verbot beruhrt* (mehr).

Die Schura Hamburg, deren Mitglied das 1ZH bis vor kurzem gewesen war (s. Mitteilungen 10/2022,
S. 2), erklarte, sie bedauere ,die Entwicklung im Zusammenhang mit dem Islamischen Zentrum Ham-
burg sehr®. Die nun geschlossene Blaue Moschee sei ,das religidse Zentrum der schiitischen Muslimin-
nen und Muslime in Hamburg und Deutschland“ gewesen. ,Wir méchten mit Nachdruck betonen, dass
es fur Hamburger Muslime Uberaus wichtig ist, dass die Blaue Moschee an der Alster fur Glaubige
erhalten bleibt und zuganglich gemacht werden muss*, sagte der Schura-Vorsitzende Fatih Yildiz. ,Die
Schura befindet sich hierfir bereits in politischen Gesprachen, die in der kommenden Zeit intensiviert
werden.” Auch die Regierungsparteien SPD und Griine setzen sich dafiir ein, dass das Gebaude weiter
,als Ort des Glaubens und der Kultur® erhalten bleibt. Dazu missten auch die Exil-Iraner in die Planun-
gen einbezogen werden. Der Erste Birgermeister Peter Tschentscher (SPD) sagte, zu gegebener Zeit
werde gemeinsam mit dem Bundesinnenministerium tUber Mdéglichkeiten einer zukinftigen Nutzung
gesprochen, ,die dem Charakter dieses Gebaudes an einem besonderen Ort gerecht wird“ (mehr).

Das Islamische Zentrum Hamburg protestierte gegen das Verbot und klagt dagegen vor dem Bun-
desverwaltungsgericht in Leipzig. Mit der SchlieBung der Blauen ,Imam-Ali“-Moschee entziehe das
Ministerium ,den sich dort versammelnden glaubigen Schiiten eine wichtige Glaubenseinrichtung und
hindere sie an der im Grundgesetz verankerten freien und ungestérten Religionsausibung®, teilte der
Anwalt des I1ZH mit. Vertreter des IZH erklarten, die in der Verbotsverfligung genannte Begriindung, der
Verein und Betreiber der Moschee sei von der iranischen Regierung gesteuert, verfolge verfassungs-
feindliche Ziele und verbreite die Ideologie der Islamischen Revolution in Deutschland, sei eine ,Unter-
stellung®, der man mit der Klage entgegentreten wolle. Oberstes Ziel sei es, die Blaue Moschee wieder
fur die Glaubigen zu 6ffnen. ,Wenn es das Bundesministerium des Innern ernst meint und die schiitische
Glaubens- und Religionsausiibung ausdriicklich nicht von dem Verbot des I1ZH betroffen sein soll, sollte
es keine Bedenken gegen die Weiternutzung des Gotteshauses zum Zwecke der Religionsaustibung
geben®, hiel3 es in einer Erklarung (mehr).
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2.2. Duisburg: Amtsgericht verurteilt Islam-Hochstapler zu einer Bewahrungsstrafe

Das Amtsgericht Duisburg hat den ehemaligen Islamberater der nordrhein-westfalischen Landesregie-
rung (s. Mitteilungen 6/2024, S. 3) zu einer Strafe von zwei Jahren auf Bewahrung und einer Geldstrafe
in Héhe von 12.000 Euro verurteilt. Er war wegen gewerbsmafigen Betrugs, Urkundenfalschung und
Titelmissbrauch in besonders schweren Féllen angeklagt worden.

Das Gericht hielt Ahmet U. zugute, dass er die Vorwiirfe eingeraumt und Reue gezeigt habe. Dariiber
hinaus habe er Gber 20 Jahre hinweg eine tadellose Arbeit geleistet, sei nicht vorbestraft und stiinde
durch die Berichterstattung am 6ffentlichen Pranger.

Zuvor hatte der Angeklagte in einer 20-minditigen, teils trénenerstickten Rede geschildert, dass ihm
die Sache leidtue. Er beschrieb sich selbst als jemanden, der die Anerkennung und seinen kometen-
haften akademischen Aufstieg zum falschen ,Doktor und ,Professor® genossen habe. Irgendwann sei
er aus dieser Tauschungsnummer nicht mehr herausgekommen und habe es dann auch verdrangt. ,Ich
habe einen Scherbenhaufen hinterlassen, das war der Sache nicht dienlich®, sagte er mit Blick auf seine
Arbeit. Am Ende sei er erleichtert, dass das jahrzehntelange Versteckspiel nun vorbei sei. ,Ich habe es
als entlastend und befreiend wahrgenommen®, sagte er. Er sei gefangen gewesen in der ,Gier nach
Anerkennung®. ,Ich habe Glick — oder Pech — gehabt, dass ich immer weiter gefoérdert wurde. Ich habe
es nicht geschafft, Nein zu sagen® (mehr).

Nach dem Urteil wurde bekannt, dass das NRW-Schulministerium die Lehrerlaubnisse fur den Isla-
mischen Religionsunterricht auf UnregelmaRigkeiten priifen lasst. Im Zuge des Prozesses gegen U.
habe man Kenntnis von einer gefalschten Lehrerlaubnis aus dem Jahr 2019 erhalten. Daraufhin sei die
betreffende Lehrkraft nicht mehr im Islamischen Religionsunterricht eingesetzt worden. Die Bezirks-
regierung habe Strafanzeige gestellt und ein Disziplinarverfahren eingeleitet. Wer die Lehrerlaubnis
geféalscht habe, sei dem Ministerium nicht bekannt (mehr).

2.3. Bundesverwaltungsgericht setzt Verbot von ,,Compact“ teilweise aus

Das Bundesverwaltungsgericht hat entschieden, dass der Sofortvollzug des Verbots der Zeitschrift
~Compact” teilweise ausgesetzt wird. Das Bundesinnenministerium hatte die Gesellschaften hinter
~Compact im Juli verboten, weil es sich bei dem Magazin um ein ,zentrales Sprachrohr der rechts-
extremistischen Szene“ handele (s. Mitteilungen 6/2024, S. 3).

Aus Sicht des Bundesverwaltungsgerichts spricht zwar alles ,daflr, dass die Verbotsverfigung for-
mell rechtmaRig ist.“ Allerdings kdnne der Sachverhalt ,derzeit nicht abschlieRend beurteilt werden.“ Es
bestiinden Zweifel, ob das Verbot ,angesichts der mit Blick auf die Meinungs- und Pressefreiheit in
weiten Teilen nicht zu beanstandenden Beitrage“ verhaltnismafig sei. Daher Gberwiege ,das Ausset-
zungsinteresse der Antragstellerin das offentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung“ (mehr).

3. Video

Liberaler Islam — Was ist das?

Religionen im Gesprach

Gast: Wagar Tariq, Liberal-Islamischer-Bund, Frankfurt am Main

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

4. Veranstaltungen

4.1. Wahrnehmungen und Positionierungen zum Nahost-Konflikt

Sudosteuropa und Deutschland im Vergleich

2.—4. September 2024, Evangelische Akademie Loccum

Veranstalter: Ev. Akademie Loccum; Humboldt-Universitat zu Berlin; Stidosteuropa-Gesellschaft
Leitung: Jordanka Telbizova-Sack, Christian Vof3, Claudia Lastro

Referent:innen: Michael Kiefer, Loay Mudhoon, Susanne Sophia Spiliotis, Markus Wien, Dietmar Mller,
Thomas Schad, Valentino Grbavac, Mirko Dautovié, Sven Milekié, Soli Ozel, Susanne Glass, Joshua
Shanes, Engin Karahan, Yasemin El-Menouar, Hanna Veiler, Meron Mendel (mehr).

4.2. Wanderausstellung: exit racism
23. September — 11. Oktober 2024
Kirchenamt der EKD, Herrenh&user Str. 12, Hannover (mehr); Anmeldung hier.

Hannover, den 19.8.2024
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 8, 2024

1. Niedersachsen

1.1. Oldenburger Bischof Adomeit kritisiert Verscharfung der Flichtlingspolitik

Der Ratsvorsitzende der Konféderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen, Thomas Adomeit,
warnt in der Debatte um eine Verscharfung der Fluchtlingspolitik (s.u. 2.1.) davor, das Asylrecht auszu-
hohlen.

,Das Grundrecht auf Asyl immer starker infrage zu stellen, ist keine Lésung®, sagte der Oldenburger
Bischof in einem Gespréach mit dem Evangelischen Pressedienst. Er pladierte dafiir, bestehende Regeln
konsequent anzuwenden anstatt etwa Geflichtete an den Grenzen zuriickzuweisen oder schnellere
Abschiebungen zu propagieren. ,Wenn es gelingen wirde, Asylverfahren zlgig und gleichzeitig sorg-
faltig durchzufiihren, wéare das aus meiner Sicht wichtiger als die MalRnahmen, die jetzt sehr kurzfristig
veranlasst werden.”

Er kénne verstehen, wenn Blrger angesichts zahlreicher Krisen und Herausforderungen wie dem
Klimawandel, der Corona-Pandemie und dem Ukrainekrieg verunsichert seien, betonte Adomeit. Auch
die Aufnahme von Gefllichteten sei eine grol3e Herausforderung. Manche Menschen hatten die
Befurchtung, dass Arbeitsplatze oder der bezahlbare Wohnraum nicht fur alle reichten. Er glaube jedoch
nicht, dass sich durch eine Verschérfung von Malinahmen, von denen nicht klar sei, ob sie Uberhaupt
wirkten, die Stimmung in der Gesellschaft verandern lasse, sagte der Bischof. ,Wir sollten Menschen
unabhéangig von ihrer Herkunft einen guten Raum zum Leben geben. Schicksale und Harten von Men-
schen durfen nicht gegeneinander ausgespielt werden.*

Die Politik musse sich auch fragen, warum Abschiebungen augenscheinlich so oft bei gut integrierten
jungen Menschen durchgesetzt wirden, es aber nicht gelinge, Straftater abzuschieben. Adomeit for-
derte die politischen und gesellschaftlichen Akteure auf, die Probleme gemeinsam anzugehen. ,Und da
ist Migration ein Thema unter mehreren.” Die Kirchen sollten daran mitarbeiten und sich auch weiterhin
an die Seite derjenigen stellen, die keine Stimme und keine Lobby hatten (mehr).

1.2. Gesellschaft fur bedrohte Volker fordert entschlosseneren Einsatz gegen Islamismus
Anlasslich der Debatte nach dem Anschlag von Solingen (s.u. 2.1.) hat die Gesellschaft fiir bedrohte
Volker (GfbV) vor ,weiteren uniberlegten und populistischen Entscheidungen® gewarnt.

,Die Ampel-Regierung sowie die Union nutzen die aktuelle Diskussion um Abschiebungen als
Ablenkungsmandver, sagte der Nahost-Referent der GfbV, Kamal Sido, in Géttingen. ,Anstatt das
Problem des Islamismus und das Erstarken des politischen Islam zu bekampfen, wurden und werden
Deals mit islamistischen Regierungen gemacht und islamistische Milizen und Gruppen unterstutzt.“ Es
sei ,unverantwortlich, jahrzehntelang Islamisten als Gesprachspartner zu haben und jetzt aus wahltak-
tischen Grinden Politik auf dem Ricken der Opfer des Islamismus zu machen®.

Zu diesen Opfern zahlten religiose und ethnische Minderheiten wie Christen, Mandaer, Bahai,
Hazara, Aleviten, Drusen, Juden, Kopten, aber auch Muslime und insbesondere Frauen, so Sido. Sie
mussten von Deutschland unterstitzt und geschitzt werden. Stattdessen wirden Muslime wie die Kur-
den in Syrien, die sich tagtéglich nicht nur dem IS, sondern allen Formen des radikalen Islam entgegen-
stellten und ihn bekdmpften, von Deutschland und anderen EU-Regierungen im Stich gelassen.

.Die Ampel, aber auch die CDU/CSU miissen im Umgang mit islamischen Landern einen neuen Kurs
einschlagen, um Islamismus zu bekampfen®, sagte Sido. Gleichzeitig misse offengelegt werden, ob
Deutschland islamistische Gruppen im Ausland mitfinanziere (mehr).

1.3. Was sonst noch war
— Niedersachsischer Landtag mit ,Free Gaza“-Parolen beschmiert (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Solingen: Entsetzen nach Messer-Attentat mit drei Toten; Debatte um Abschiebungen

Bei einem Stadtfest in Solingen hat ein Mann mit einem Messer drei Menschen get6tet und acht teils
lebensgefahrlich verletzt.

Als Tatverdachtigen nahm die Polizei einen 26-jahrigen Syrer fest. Er habe sich selbst gestellt, teilte
die Generalstaatsanwaltschaft Disseldorf mit. Der Mann soll im Dezember 2022 nach Deutschland
gekommen sein und einen Asylantrag gestellt haben. Nach der Ablehnung des Antrags héatten die
Behorden versucht, den Mann abzuschieben, hiel3 es. Das sei daran gescheitert, dass man den Syrer
in seiner Fluchtlingsunterkunft nicht angetroffen habe.
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.Das war Terrorismus, Terrorismus gegen uns alle“, sagte Bundeskanzler Olaf Scholz bei einem
Besuch am Tatort. Gemeinsam mit dem nordrhein-westfalischen Ministerprasidenten Hendrik Wist
(CDU) und Vertretern der Landesregierung legte Scholz Blumen am Tatort nieder. Zugleich kindigte er
eine Verscharfung des Waffenrechts an. Das gelte insbesondere fur Messer, aber auch fur ,viele andere
Dinge drumherum, die geregelt werden missen®, so der Kanzler. ,Das soll und das wird jetzt auch ganz
schnell passieren.”

Der Bundeskanzler reagierte damit auf Kritik an seiner Migrationspolitik. Bereits im Juni nach einem
todlichen Messerangriff in Mannheim (mehr) hatte er angekiindigt, die Abschiebung von Schwerstkrimi-
nellen und terroristischen Gefahrdern nach Afghanistan und Syrien wieder zu ermdglichen. Der CDU-
Vorsitzende Friedrich Merz forderte nun einen generellen Aufnahmestopp fir Geflliichtete aus Syrien
und Afghanistan. Zugleich misse der ,anhaltende illegale Zustrom von Migranten® insgesamt begrenzt
werden (mehr).

Der ,Islamische Staat® reklamierte den Anschlag von Solingen fur sich. Der Angriff habe einer
,Gruppe von Christen® gegolten, hiel es in einer Mitteilung des IS-Propaganda-Organs ,Amaq“ im
Onlinedienst Telegram. Dies sei aus ,Rache fur Muslime in Paléstina und anderswo“ geschehen (mehr).

Mehrere deutsche muslimische Verbande verurteilen den Anschlag. Zugleich warnten sie vor einem
Generalverdacht gegen Syrer oder Muslime insgesamt. ,Unsere religidse Lehre widerspricht jedwedem
Terror, ganz egal von wem er ausgeht und ganz egal, gegen wen er sich richtet. Wir stehen an der Seite
der Opfer und stellen uns gegen die Tater", sagte der Generalsekretar der Islamischen Gemeinschaft
Milli Goriis, Ali Mete. Ahnlich duRerte sich der DITIB-Bundesverband (mehr).

2.2. El Yazidi Interimsvorsitzender des Zentralrats der Muslime
Der Vorsitzende des Zentralrats der Muslime in Deutschland (ZMD), Aiman Mazyek, hat sein Amt auf
eigenen Wunsch vorzeitig niedergelegt. Wie zuvor angekiindigt, trat Mazyek Ende Juni zurlck.

Als Interimsvorsitzender habe der bisherige Generalsekretar Abdassamad El Yazidi die Fihrung des
Verbands tibernommen, teilte der ZMD mit. ,Bis dann demnéchst die Wahl abgehalten wird“, habe er
das Amt inne. ,Ich blicke mit Hochachtung, Respekt und grofiem Dank auf die engagierte und erfolgrei-
che Arbeit von Herrn Mazyek fur die Muslime und unsere Gesellschaft. M6ge Gott seine Verdienste
anerkennen und seinen Einsatz belohnen®, sagte El Yazidi. Der ZMD bleibe ,auch weiterhin bestrebt,
sich fiir die Interessen seiner Mitglieder einzusetzen, fiir die Muslime in Deutschland, fur den friedlichen
Zusammenhalt unserer demokratischen Gesellschaft und interreligiosen Dialog stark zu machen.®

Mazyek stand insgesamt 22 Jahre lang an der Spitze des Zentralrats, zunachst als Generalsekretar
und dann als Vorsitzender. Er sei zuversichtlich, ,dass Herr El Yazidi den ZMD in dieser Ubergangs-
phase und daruber hinaus erfolgreich fuhren wird“, so Mazyek zum Abschied (mehr).

Der Interimsvorsitzende El Yazidi war seit 2016 Generalsekretar des Zentralrats. Er wurde 1975 im
hessischen Langen geboren. Bis 2019 habe er als leitender Angestellter in einem Logistikunternehmen
am Flughafen Frankfurt gearbeitet, teilt der ZMD auf seiner Internetseite mit. Dariiber hinaus sei er
Gemeindevorsteher der Moad ben Jabal Moschee in Pfungstadt gewesen (mehr).

2.3. Bremen prazisiert Regeln fiir Bestattungen auf muslimischen Graberfeldern

Die Freie Hansestadt Bremen hat die Regeln fiir muslimische Graberfelder prazisiert. Die Senatorin fir
Umwelt, Klima und Wissenschaft habe mit den muslimischen Religionsgemeinschaften ein Konsens-
papier unterzeichnet, ,das es erleichtern soll, auch zukinftig weiterhin geeignete kommunale Flachen
fur solche Felder zur Verfiigung zu stellen®, teilte die Senatspressestelle mit.

Im Islam gelten grundsétzlich strenge Regeln flr Bestattungen. Nach diesen Regeln dirfen Verstor-
bene nur auf Flachen bestattet werden, die zuvor noch nicht als Grab genutzt wurden. Hier sollen sie
auf ewig ruhen. In der Praxis hiel3e das, dass ein Grab weder aufgeldst noch neu belegt werden darf.
Das aber ist in einem kleinen Land wie Bremen auf langere Sicht kaum mdglich.

Das nun unterzeichnete Konsenspapier ermégliche es, ,in sehr engem Rahmen und im Benehmen
mit den Vertretern der islamischen Glaubensgemeinschaft auch Flachen in den Blick zu nehmen, auf
denen bereits Menschen muslimischen Glaubens beigesetzt wurden®, teilte der Senat mit. ,In einer
Stadt, in der Flachen generell sehr begrenzt vorhanden sind, ist die Suche nach geeigneten Flachen fir
ein muslimisches Graberfeld nicht ganz leicht. Daher bin ich sehr froh, dass die muslimischen Religi-
onsgemeinschaften mit uns einen sehr konstruktiven Prozess gestaltet und wir so einen Konsens
gefunden haben®, sagte der zustandige Staatsrat bei der Senatorin fir Umwelt, Klima und Wissenschaft,
Jan Fries.

Auch die muslimischen Gemeinschaften begriiten die Vereinbarung. ,Jedes Jahr finden hunderte
muslimische Bestattungen in unserer Heimatstadt statt. Die heute unterzeichnete Vereinbarung bildet
eine gute und verlassliche gemeinsame Basis fur die Anforderungen an zukinftig zu erweiternde und
neu zu entwickelnde muslimische Grabfelder, um den stetig steigenden Bedarf an muslimischen
Begréabnissen zu gewahrleisten®, so der Vorsitzende der Schura Bremen, Murat Celik (mehr). Nach
Schéatzungen leben in Bremen etwa 50.000 Muslime.
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2.4. Radikalisierung im Internet: Medienaufseherin fordert GegenmafRnahmen
Mit Blick auf die zunehmende Radikalisierung im und durch das Internet hat die Bremer Medienaufse-
herin Cornelia Holsten ein gesellschaftliches Umdenken und Gegenmafnahmen gefordert.

-Wir beobachten, dass die Menschen sich an respektlose, beleidigende und auch strafbare Inhalte
auf Social Media gewdhnt haben®, sagte die Direktorin der Bremischen Landesmedienanstalt dem
Evangelischen Pressedienst. Sie resignierten, mit dem Gefuhl, ,dass sie da sowieso nichts gegen
machen kdénnen®. ,Desinformation, Hasskommentare und Radikalisierung kénnen sich immer weiter-
verbreiten, weil die gesellschaftliche Empdrung fehlt“, warnte Holsten.

Menschen missten dazu beféahigt werden, diese Dinge nicht einfach so hinzunehmen, beispiels-
weise Uber Schulungen und Workshops, so Holsten. ,Medienkompetenz betrifft uns alle. Sei es zum
Beispiel zu wissen, wo und iber welche Accounts ich meine Nachrichten beziehe, woran ich Fake News
erkennen oder wie ich mit Hassrede oder drastischen Inhalten umgehen kann.“ Die Strategien, mit
denen Menschen auf Plattformen wie TikTok radikalisiert wiirden, seien subtil und teils hoch professio-
nell. Die Produzenten wiissten genau, was zu tun ist, um in die Timeline der Nutzerinnen und Nutzer zu
gelangen. ,Angst, Wut, Empérung — das liebt der Algorithmus.“ AuRerdem fuhrten diese Geflhle in
einen Zustand, in dem die Menschen dazu neigten, ,den Verstand auszuschalten und viel leichter auf
Weiterleiten und Liken klicken.*

Grundsatzlich seien Krisen und Kriege sowie Gefiihle von Unsicherheit und Angste ein Katalysator
fur Extremisten, so Holsten weiter. Die Sehnsucht nach einfachen Antworten spiele radikalen Kraften in
die Karten. ,Die werden dann geliefert, verbunden mit einem Gefiihl von Zuverlassigkeit, Sicherheit,
Zugehorigkeit, Vertrauen. Das sei auch fir diejenigen attraktiv, ,die Diskriminierungserfahrungen
gemacht haben und dann aus dieser Verletzung heraus feststellen: Hier wird mir zugehoért, hier bin ich
einer von den vielen* (mehr).

2.5. Was sonst noch war

—Hamburg: Ehemaliger Leiter des Islamischen Zentrums Hamburg, Mohammad Hadi Mofatteh, verlasst
Deutschland nach Ausweisungsverfiigung (mehr)

— Verwaltungsgericht Dusseldorf: Verbot der Parole ,From the river to the sea — Palestine will be free*
bei Demonstrationen in Duisburg und Diisseldorf war rechtmafig (mehr)

— Leipzig: Drei-Religionen-Schule geplant (mehr)

— Bremen: Verfahren gegen Pastor Olaf Latzel eingestellt (mehr).

3. Video

Ahmadiyya Muslim Jamaat — Was ist das?

Religionen im Gesprach, Basics (6)

Gast: Jawad Ahmad, Imam der Ahmadiyya Muslim Jamaat Hannover

Moderation: Wolfgang Reinbold, Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers (mehr).

4. Veranstaltungen

Dialogbegleiter*in Christentum-Islam

Multiplikatorenschulung

24.1.2025-24.5.2025 (6 Termine), Haus Ohrbeck, Georgsmarienhiitte

Veranstalter: Katholische Erwachsenenbildung Osnabriick

Dozent:innen: Michael Schober, Neslihan Akbulut-Belmahi, Ihlam El Morabiti, Birgit Lemper (mehr).

5. Literatur: Neuerscheinungen
C. Guttstadt u.a. (Hg.), Antisemitismus in und aus der Tirkei, Landeszentrale fir Politische Bildung
Hamburg 2023.

Hannover, den 26.9.2024
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 9, 2024

1. Niedersachsen

1.1. Oldenburger Bischof Adomeit fordert Waffenstillstand im Nahen Osten

Zum Jahrestag des Terrorangriffs der Hamas auf Israel haben die evangelischen Kirchen in Nieder-
sachsen ihre Solidaritat mit den Menschen in Israel und Palastina betont.

Mit grolRem Schrecken beobachte er, wie sich die Lage im Nahen Osten zuspitze, sagte der Rats-
vorsitzende der Konféderation evangelischer Kirchen, der Oldenburger Bischof Thomas Adomeit. ,Ein
Ende der Gewaltspirale erscheint gerade nur sehr schwer vorstellbar.“ Dennoch sei auch nach dem
zweiten grof3en Raketenangriff des Iran auf Israel ein Waffenstillstand der einzige Weg, um das Leiden
auf allen Seiten zu beenden. ,Alle Verantwortlichen in Israel, Palastina, im Libanon und im Iran missen
ernsthafte Gespréache fuhren, um das dauerhafte Schweigen der Waffen vorzubereiten.”

Adomeit blickte zurtick auf den 7. Oktober 2023. ,Der terroristische Anschlag der islamistischen
Hamas auf die israelische Zivilbevolkerung hat unendliches Leid Uber viele Menschen gebracht®, sagte
er. Mehr als 1.200 Menschen seien ermordet worden. Noch immer seien mehr als 100 Geiseln in der
Gewalt der Hamas. Die Kirchen verurteilten jede Form von Antisemitismus, der weltweit um sich greife.
Das Existenzrecht Israels und sein Selbstverteidigungsrecht dirften niemals infrage gestellt werden.
Zugleich sahen die Kirchen, ,dass die militarischen Auseinandersetzungen, die der Terrorangriff verur-
sacht hat, Leid und Tod Uber zehntausende Menschen in Israel, Gaza, dem Westjordanland und dem
Libanon gebracht haben® (mehr).

Angesichts des in Deutschland grassierenden Antisemitismus sicherte der hannoversche Landes-
bischof Ralf Meister den Jidinnen und Juden die Solidaritét der evangelischen Kirche zu. ,Die Kirche
steht in groRer Solidaritat zu den jidischen Mitbirgerinnen und Mitblrgern und zum Staat Israel,
schrieb Meister in einem Brief an die Synagogen-Gemeinden zum judischen Neujahrsfest. Der ,explo-
dierende Antisemitismus” seit dem Terrorangriff der Hamas und die kriegerischen Handlungen im
Nahen Osten bereiteten der Kirche grof3e Sorgen (mehr).

1.2. Hannover: Haus der Religionen startet Projekt ,,Der globale Konflikt im Klassenzimmer*
Das Haus der Religionen hat ein Projekt zum Umgang mit Konflikten in der Schule begonnen.

Das Pilotprojekt ,,Der globale Konflikt im Klassenzimmer — Antisemitismus trifft auf antimuslimischen
Rassismus® (GKiK) beschaftige sich insbesondere mit den Fragen rund um den 7. Oktober, teilte das
interreligidse Bildungszentrum in Hannover mit. ,Der 7. Oktober 2023 hat das Leben vieler Menschen
tiefgreifend veréndert, in Israel, in Paléstina, im Libanon und auf der ganzen Welt. Auch in den nieder-
sachsischen Schulen sind der Terror der Hamas und der Krieg, der ihm folgte, ein Thema, dem niemand
ausweichen kann.“

Das Projekt habe drei wesentliche Ziele. Es gehe darum, ,die Handlungssicherheit der Lehrkrafte im
Umgang mit dem ,7. Oktober’ durch Weiterbildungen zu starken, didaktische Konzepte fur den Unter-
richt zu erarbeiten und nachhaltige Lehrmaterialien zu entwickeln®. Dartber hinaus werde eine empiri-
sche Untersuchung Uber die Wahrnehmung des Konflikts und damit einhergehende Narrative an den
Schulen durchgefihrt.

-Wir missen uns dem Thema 7. Oktober* stellen®, sagte der Vorsitzende des Hauses der Religionen,
Prof. Wolfgang Reinbold. ,Wir héren und spiren jeden Tag, wie sehr es das Miteinander belastet, auch
in den Schulen. Die Lehrkrafte brauchen gute Fortbildungen und gutes Material, um damit besser
umgehen zu kénnen.*

Das Projekt wird vom niedersachsischen Kultusministerium gefordert. Es lauft zunéchst fir ein Jahr.
Projektleiterin ist die habilitierte Religionswissenschaftlerin und Extremismusforscherin Nina Kasehage
(mehr).

1.3. Was sonst noch war

— Ministerprasident Weil: ,Interreligibse Zusammenarbeit ist heute wichtiger denn je* (mehr)

— Kampagne ,Niedersachsen gegen Antisemitismus*® startet (mehr)

— Zahlreiche Veranstaltungen zum ersten Jahrestag des Terrorangriffs der Hamas auf Israel (mehr)

— Stadthagen: Islamische Theologin Hamideh Mohagheghi sprach zum Reformationstag (mehr)

— Gottingen: Anti-islamische Schmierereien in der Néhe der DITIB-Moschee (mehr)

— Hannover: Rassistische Schmierereien gegen Oberbiirgermeister Onay an Rathaus-Fassade (mehr);
zahlreiche Solidaritatsbekundungen, u.a. vom Rat der Religionen Hannover (hier)

— Gottingen: Evangelischer Theologe Martin Tamcke verstorben (mehr).
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2. Allgemeine Lage

2.1. Bundestag beschlief3t Resolution gegen Antisemitismus

Der Bundestag hat in der ersten Plenarsitzung nach dem Aus der Ampel-Koalition eine Resolution zum
Schutz judischen Lebens verabschiedet. Fir den Antrag mit dem Titel ,Nie wieder ist jetzt: Judisches
Leben in Deutschland schiitzen, bewahren und starken“ (hier) stimmten CDU/CSU, SPD, Griine, FDP
und AfD. Die BSW votierte dagegen, die Gruppe ,Die Linke* enthielt sich.

Der Antrag von SPD, Griinen, FDP und Union hat das Ziel, Antisemitismus zu bekampfen. Es wird
dazu aufgerufen, ,Gesetzesliicken zu schlie3en und repressive Mdglichkeiten konsequent auszuschop-
fen, wie es bereits die 2022 beschlossene ,Nationale Strategie gegen Antisemitismus und fur jidisches
Leben® vorsieht (hier). Das gelte insbesondere fiir das Strafrecht sowie fiir das Aufenthalts-, Asyl- und
Staatsangehdérigkeitsrecht.

Die Resolution diagnostiziert eine Zunahme rechtsextremer Positionen sowie ,das erschreckende
Ausmali® eines Antisemitismus, ,der auf Zuwanderung aus den Landern Nordafrikas und des Nahen
und Mittleren Ostens basiert“. Sie kritisiert einen ,relativierenden Umgang und vermehrt israelbezoge-
nen und links-antiimperialistischen Antisemitismus®. Die Bundesregierung fordert sie auf, sich ,aktiv fur
die Existenz und die legitimen Sicherheitsinteressen des Staates Israel” einzusetzen. Gegenuber Lan-
dern und Kommunen solle sie darauf hinwirken, dass bei Entscheidungen die Antisemitismusdefinition
der International Holocaust Remembrance Alliance (IHRA) herangezogen werde.

Die Absicht der Resolution wurde in der Offentlichkeit einmiitig begriiRt. Zugleich wurde Kritik an den
Einzelheiten laut. Amnesty International erklérte, der Beschluss verfehle sein Ziel und lasse in der Folge
~Schwerwiegende Verletzungen von Grund- und Menschenrechten sowie Rechtsunsicherheit* befurch-
ten. ,Diese Resolution schafft Raum fur Missbrauch, kriminalisiert legitime Kritik an der israelischen
Regierungspolitik und bedient das rassistische Narrativ vom ,importierten Antisemitismus*.”

Dariiber hinaus seien ,unverhaltnismafRige Eingriffe in die Meinungs-, Kunst-, Wissenschafts- und
Versammlungsfreiheit zu befiirchten.” So bleibe etwa ,vdllig unklar, wie sichergestellt werden soll, dass
bei der Verwendung der weitreichenden und unbestimmten IHRA-Definition als Maf3stab fur Mal3nah-
men wie Straf- oder Asylrechtsverscharfungen, der Verweigerung staatlicher Férdermittel oder Eingriffe
in das Hochschulsystem keine von der Meinungsfreiheit geschutzten Aussagen sanktioniert werden®,
erklarte die Generalsekretarin von Amnesty International in Deutschland, Julia Duchrow (mehr).

Die Zeitung ,Legal Tribune Online* kommentierte, es sei bemerkenswert, ,dass der Bundestag weit-
gehend die Kritik der Rechtsprechung an seiner Anti-BDS-Resolution von 2019 ignoriert.“ Viele Kom-
munen hétten die Achtung der Initiative ,Boycott, Divestment and Sanctions* (BDS) seinerzeit umge-
setzt und Anti-BDS-Beschliisse gefasst, etwa in Minchen. Allerdings sei dagegen mehrfach erfolgreich
geklagt worden. So habe das Bundesverwaltungsgericht 2022 entschieden, dass der Minchner Stadt-
ratsbeschluss gegen die Meinungsfreiheit verstoBe. Ahnlich sei es Stuttgart ergangen. Die Stadt hatte
dem ortlichen ,Paldstina-Komitee“ untersagt, seine Veranstaltungen weiterhin auf der Webseite der
Stadt anzukindigen. Dagegen habe das Komitee erfolgreich geklagt (mehr).

2.2. EKD und Koordinationsrat der Muslime: Zusammenstehen fir Demokratie und Frieden
Vertreterinnen und Vertreter der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) und des Koordinationsra-
tes der Muslime (KRM) sind in Berlin zu ihrem jahrlichen Austausch zusammengekommen.

Im Mittelpunkt des Treffens habe das Thema ,Die Rolle der Theologien in einer pluralen Gesell-
schaft gestanden, teilten die Organisationen mit. Dazu habe man Gesprache mit dem neu gegriindeten
Berliner Institut fir Islamische Theologie, der Evangelischen Fakultat der Humboldt-Universitat zu Berlin
und der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz gefihrt.

Der Sprecher des KRM, Mohamed El Kaada, sagte dazu, die islamische Theologie trage dazu bei,
»ein harmonisches Miteinander zu schaffen und Frieden sowie Solidaritat zu fordern.“ Die amtierende
EKD-Ratsvorsitzende Bischofin Kirsten Fehrs sagte, es gehe darum, zusammenzustehen ,gegen Anti-
semitismus, antimuslimischen Rassismus und andere extremistische Ideologien.“ Die EKD und den
KRM eine ,die Uberzeugung, dass wir Verantwortung tragen fiir den Frieden in diesem Land“ (mehr).

Das Spitzengesprach zwischen EKD und muslimischen Verbanden findet seit 2005 mit je wechseln-
der Gastgeberschaft statt.

2.3. Bischofin Kirsten Fehrs neue Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland
Bischofin Kirsten Fehrs ist zur Ratsvorsitzenden der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD)
gewahlt worden. Nach dem Rucktritt der westfalischen Préases Annette Kurschus vor einem Jahr stand
die Hamburger Bischofin zunachst kommissarisch an der Spitze des Rates der EKD. Nun ubernimmt
sie den Vorsitz fur die nachsten drei Jahre.

Dariiber hinaus wéhlte die Synode der EKD drei neue Mitglieder in den Rat: die Kirchenprésidentin
der Evangelisch-reformierten Kirche Susanne Bei der Wieden, die Ordensschwester Nicole Grochowina
und den Berliner Bischof Christian Stablein (mehr).
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2.4. Berlin: Gericht erkennt in ,,From the river to the sea“ erstmals eine Terror-Parole

Wer den Spruch ,From the river to the sea“ gebraucht, macht sich des Verwendens von Terror-Kenn-
zeichen schuldig. Das entschied das Berliner Landgericht in einem Verfahren gegen eine 42-jahrige
Influencerin. Sie muss eine Geldstrafe von 1.300 Euro zahlen.

.Die Hamas hat sich diesen Spruch zu eigen gemacht®, begriindete Richterin Susann Wettley das
Urteil. Die Parole sei mittlerweile ein Symbol und ein Kennzeichen der Terrororganisation, die damit die
Ausldéschung des Staates Israel meine. Es sei in diesem Zusammenhang unerheblich, dass der Spruch
zuvor von anderen Akteuren aus anderen Motiven gebraucht wurde.

Die Gewerkschaft der Polizei begrif3te das Urteil. ,Das Landgericht hat heute ein sehr wichtiges
Signal gesetzt und deutlich gemacht, dass es hier keinesfalls um eine damliche Parole, sondern abso-
lute Terrorpropaganda geht”, sagte ein Sprecher. ,Das schafft fiir unsere Kollegen Rechtssicherheit und
nimmt hoffentlich auch denen den Wind aus den Segeln, die den Antisemitismus auf unseren Straf3en
kleinreden wollen, Menschenhass bagatellisieren und 6ffentlich dafiir eintreten, solche Hassbotschaften
als dumm, aber legitim darzustellen.“ Die Verteidigung kindigte eine Revision gegen das Urteil an
(mehr).

2.5. Schweiz: Ab 2025 ist die Verhillung in der Offentlichkeit verboten

In der Schweiz ist es ab dem 1. Januar 2025 grundsatzlich verboten, an 6éffentlich zugénglichen Orten
das Gesicht zu verhillen. Wer unrechtmaRig das Gesicht verhdillt, wird mit einer Busse von bis zu 1.000
Franken bestraft.

Von dem Verbot ausgenommen sind diplomatische und konsularische Raume, Gotteshauser und
Flugzeuge. Dartiber hinaus bleibt die Verhillung aus Grinden der Gesundheit, der Sicherheit, des Wet-
ters und des Brauchtums erlaubt. Zuldssig ist sie auch fur kiinstlerische und unterhaltende Darbietungen
sowie zu Werbezwecken. Sollten Gesichtsverhillungen zur Austibung von Grundrechten fir den eige-
nen Schutz notwendig sein, sind sie erlaubt, sofern die zustandige Behorde zustimmt.

VerstoRe wirden in der Regel im sogenannten ,Ordnungsbussenverfahren* erledigt, teilte der
Schweizerische Bundesrat weiter mit. Die BulR3e betrégt in diesem Verfahren 100 Franken. Sie kann
direkt vor Ort bezahlt werden. Weigern sich Personen, die verhéngte Bul3e zu bezahlen, findet das
ordentliche Verfahren Anwendung, mit einer Buf3e von bis zu 1.000 Franken (mehr).

Das Verbot geht auf eine Volksabstimmung aus dem Jahr 2021 zurlick, bei der sich eine knappe
Mehrheit der Schweizer fiir die sogenannte ,Burka-Initiative“ ausgesprochen hatte. Die Initiative war
vom ,Egerkinger Komitee“ angestol3en worden, dessen Ziel der ,Stopp der Islamisierung der Schweiz"
ist. Es hatte 2009 bereits das Verbot des Baus von Minaretten in der Schweiz initiiert.

2.6. Was sonst noch war

— DITIB-Bundesverband feiert 40-jahriges Jubilaum mit einem Festakt (mehr)

— Bundeskongress der Rate der Religionen 2024 in Dresden; Thema: ,Dialog in der Krise — wie bleiben
wir sprachfahig?“ (mehr)

— Synode der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands: Islamischer Theologe
Mouhanad Khorchide fordert stéarkere Zusammenarbeit von Christen und Muslimen; ,gemeinsam an
einer identitatsstiftenden Erzahlung arbeiten, wie man die jeweils andere Religion als Bereicherung ver-
stehen kann‘ (mehr)

— Paderborn: Islamische Theologin Muna Tatari erneut in den Deutschen Ethikrat berufen (mehr).

3. Video

3.1. Graue Wolfe — Wer ist das?

Religionen im Gesprach, Basics (8)

Gast: Kemal Bozay, Internationale Hochschule, Kéln

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

3.2. Graue Woélfe — Symbole, Handzeichen, Wolfsgrul

Religionen im Gesprach, Basics (9)

Gast: Kemal Bozay, Internationale Hochschule, Kdin

Moderation: Wolfgang Reinbold, Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (mehr).

Hannover, den 18.11.2024
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 10, 2024

1. Niedersachsen

1.1. Hannover: Haus der Religionen sagt Veranstaltung mit Amnesty International ab

Das Haus der Religionen in Hannover hat eine Veranstaltung zum internationalen Tag der Menschen-
rechte (10. Dezember) in Kooperation mit Amnesty International abgesagt. Grund sind AuRerungen der
Organisation zum Nahostkonflikt, die die judischen Vertreter und Vertreterinnen als antisemitisch ein-
stufen.

Nach der jingst veroffentlichten Stellungnahme von Amnesty International zum Krieg in Gaza habe
die geplante Veranstaltung Sorgen und Bestiirzung bei den judischen Mitgliedern im Rat der Religionen
geweckt, so der Sprecher des Rates der Religionen Hannover, Stadtsuperintendent Rainer Muller-Bran-
des. ,Es ist gute Praxis im Haus und im Rat der Religionen, solche Bedenken ernst zu nehmen und
keine Veranstaltung gegen den Willen einer der bei uns engagierten Religionen durchzufiihren. Daher
haben wir die Entscheidung getroffen, die Veranstaltung kurzfristig abzusagen.“ Da es zur Ur-DNA des
Hauses der Religionen gehdre, den Dialog zu férdern, plane das Haus eine Ersatzveranstaltung im
neuen Jahr. ,Mit dem Ziel, alle Gesprachspartner an einen Tisch zu holen®, so Miiller-Brandes.

Die Absage der Veranstaltung hatte unter anderem Michael Furst gefordert, der Prasident des Lan-
desverbands Judischer Gemeinden in Niedersachsen. ,Amnesty International geriert sich derzeit als
antiisraelisch, nach meiner Auffassung sogar seit langer Zeit durchaus mit einem antisemitischen Hin-
tergrund®, begriindet First seine Forderung.

Anlass war fir ihn ein Bericht, den die Menschenrechtsorganisation am 5. Dezember verdéffentlicht
hat. Darin wirft Amnesty International Israel Vdlkermord an den Paléastinensern in Gaza vor. Furst
betonte, die ,brutale Ermordung von 1.300 Jidinnen und Juden, die Verbrennung von Babys, die Ver-
gewaltigung von Frauen® all das sei bei Amnesty International ,kein Thema, da es sich offensichtlich
,nur um Juden handelt.“ Die Geschéftsfihrerin des liberalen Landesverbands der israelitischen Kultus-
gemeinden von Niedersachsen, Rebecca Seidler, sagte, Amnesty International habe sich als Koopera-
tionspartner diskreditiert. ,Da ist keine Zusammenarbeit moglich, diese Aussagen mussen erst aufge-
arbeitet werden“ (mehr).

Die Veranstaltung mit dem Titel ,12. Hannéversches Forum zum Tag der Menschenrechte” findet
seit zwolf Jahren als Kooperation zwischen dem Rat der Religionen und Amnesty International statt.
Geplant war ein Vortrag zum Thema ,Menschenrechte im Krieg“ von Mathias John, der seit 44 Jahren
bei Amnesty International aktiv ist.

Im Gazastreifen kamen nach Schatzungen 44.500 Menschen ums Leben. Der Internationale Straf-
gerichtshof hatte im November Haftbefehle gegen den israelischen Premier Benjamin Netanjahu und
den einstigen Verteidigungsminister Joav Gallant sowie gegen den Hamas-Anfihrer Mohammed Deif
erlassen (mehr).

1.2. Osnabriick: Bewahrungsstrafe fur Verfasser von Drohbriefen an Moscheen
Das Amtsgericht Osnabriick hat einen Mann aus Hagen wegen des Versands zahlreicher Drohbriefe zu
einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren auf Bewahrung verurteilt.

Der 51-Jahrige raumte ein, Uber einen langeren Zeitraum bis 2023 mehr als 40 Briefe mit groRtenteils
rechtsextremistischen und islamfeindlichen Inhalten versandt zu haben, unter anderem an niederséch-
sische Moscheen. Die Schreiben waren teilweise mit Nazi-Symbolen versehen und mit dem Kdrzel
LNSU 2.0“ unterzeichnet.

Einen politischen Hintergrund kénne das Gericht ausschlie3en, erklarte der Richter. Es habe sich
vielmehr um einen privaten Racheakt gehandelt. Im Jahr 2016 war der Mann bei einem Internet-
Geschaft betrogen worden. Mit den Drohbriefen habe er den Téater in Verruf bringen wollen, so das
Gericht. Es bestehe keine Wiederholungsgefahr. Das Gericht ordnete auf3erdem 300 Stunden gemein-
nitzige Arbeit und eine Psychotherapie an (mehr).

1.3. Gottingen: Gesellschaft fur bedrohte Volker sieht Gefahr fir Israel durch syrische Islamisten
Die Gesellschaft fir bedrohte Voélker (GfbV) sieht die Lage in Syrien nach dem Sturz des Assad-
Regimes als zunehmend geféhrlich an.

Es gebe immer mehr Berichte tUber Misshandlungen und Drangsalierung von Minderheiten durch
Angehorige der nun regierenden islamistischen Miliz, sagte der Nahost-Experte des GfbV, Kamal Sido,
dem Evangelischen Pressedienst (epd). Einige Islamisten kundigten sogar an, bis nach Jerusalem vor-
zurlicken, um Israel und die Juden zu vernichten. ,Meine anféngliche Freude ist mittlerweile in Angst,
Trauer und Bitterkeit umgeschlagen.*
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In Deutschland feierten vor allem die konservativ-muslimischen Syrer den Sturz Assads, so Sido
weiter. Er appellierte an die Demonstranten, deutlich zu machen, dass sie den Islamismus ablehnten.
,Bitte habt keine Sympathie fiir eine Ideologie, die andere leugnet und verachtet.“ Sido warnte, dass
bald nicht weniger, sondern mehr Menschen aus Syrien nach Deutschland fliehen kdnnten. Dazu
gehorten auch etwa 200.000 Kurden, die in den vergangenen Tagen von den Milizen vertrieben worden
seien. ,Viele von ihnen werden nach Deutschland kommen, weil sie hier bereits Verwandte haben®,
sagte Sido, der selbst aus der Region stammt. Er appellierte an die Politik in Deutschland, die syrischen
Flichtlinge nicht zuriickzuschicken, sondern sich fir eine Stabilisierung Syriens und den Aufbau einer
Demokratie einzusetzen. Die NATO miisse den tirkischen Prasidenten Erdogan dazu drangen, seinen
Krieg gegen die Kurden zu beenden (mehr).

1.4. Was sonst noch war

— Hildesheim: Multireligiéses Friedensgebet von ,Abrahams Runder Tisch® (mehr)

— Hannover: Neue Dauerausstellung im Ministerium fur Wissenschaft und Kultur (MWK) erinnert an die
Lvergessene Judenverfolgung“ und die Zerstdérung der Synagoge auf dem Gelande des MWK (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. KéIn: Muezzin-Ruf der DITIB-Hauptmoschee wird unbefristet genehmigt

Die Kolner DITIB-Zentralmoschee darf auch in Zukunft 6ffentlich zum Freitagsgebet rufen. Das teilte die

Stadt Kéln mit. Nach Ablauf der zweijahrigen Probezeit gebe es keine Hinweise auf Verstdlie gegen die

vereinbarten Auflagen. Daher werde der mit der Moschee geschlossene Vertrag unbefristet verlangert.
Der offentliche Ruf zum Freitagsgebet erklingt seit Oktober 2022. Er darf eine bestimmte Lautstarke

nicht Uberschreiten, nicht langer als finf Minuten dauern und nicht wiederholt werden. Die Ditib-

Moschee ist den Angaben zufolge die einzige Moschee in Kéln, die sich an dem Modellprojekt beteiligt

hat (mehr).

2.2. Rheinland-Pfalz: Land will neue Bestattungsformen zulassen

Rheinland-Pfalz soll ein neues Bestattungsrecht bekommen. Bestattungen im Leichentuch ohne Sarg,
wie sie im Islam vorgeschrieben sind, sollen grundsatzlich erlaubt werden, teilte das Gesundheitsminis-
terium mit. Auch die Weiterverarbeitung der Totenasche zu einem kinstlichen Diamanten und die
Bestattung der Asche in einem Fluss sollen kiunftig erlaubt sein.

,Die Bedeutung der Themen Tod und Bestattung hat sich in den letzten Jahrzehnten verandert und
weiterentwickelt. Hinzu kommt der gesellschaftliche Wandel, der den Bedarf an alternativen Bestat-
tungsformen hat steigen lassen. Dem tragen wir nun Rechnung. Rheinland-Pfalz bekommt das
modernste Bestattungsrecht®, sagte Gesundheitsminister Clemens Hoch (SPD) (mehr).

2.3. Berlin: Senat streicht Mittel fir das Drei-Religionen-Kita-Haus
Die Mittel fur das geplante ,Drei-Religionen-Kita-Haus* in Berlin sollen gestrichen werden. Das wurde
kurz vor dem Beschluss des Haushalts des Landes Berlin bekannt.

Das seit vielen Jahren geplante Projekt sollte eine judische, eine muslimische und eine christliche
Kita unter einem Dach vereinen und eine Umgebung schaffen, in der das interreligidse Zusammenleben
»von frihester Kindheit an als Normalitat gelebt und gemeinsam gestaltet wird“. Im April 2024 war das
Vorhaben vor Baubeginn mit dem Forderpreis der Deutschen Nationalstiftung ausgezeichnet worden.

Die Finanzierung des Projekts lag bisher vor allem in den Handen des Evangelischen Kirchenkreises
Stadtmitte. Fir die Jahre 2025-2027 hatte das Land Berlin eine Zuwendung von 4,7 Millionen Euro in
Aussicht gestellt. Bildungssenatorin Katharina Gunther-Winsch (CDU) teilte nun mit, dass daraus auf-
grund der knappen Kasse des Landes nichts werde. Im Ubrigen brauche es in Friedrichshain keine
neuen Kitaplatze.

Die Evangelische Kirche reagierte ,bestirzt” auf die Absage der Finanzierung und bat darum, die
Entscheidung ,zu Uberdenken und zurtiickzunehmen®. Es handele sich um ein Projekt, ,bei dem Antise-
mitismus-Bekampfung mit den Kinderschuhen beginnt®. Die bislang investierten Mittel seien bei einem
Aus ,sinnlos verbrannt®. Der SPD-Jugendpolitiker Alexander Freier-Winterwerb sagte dem Tagesspie-
gel, es sei ein ,Skandal, dass ein solches Leuchtturmprojekt plétzlich zerstort wird“ (mehr).

2.4. Was sonst noch war

— Frankfurt: Jahrliche Begegnung zwischen der Deutschen Bischofskonferenz und dem Koordinations-
rat der Muslime (mehr)

— Zentralrat der Juden kritisiert Haftbefehl des Internationalen Strafgerichtshofs gegen den israelischen
Ministerprasidenten Benjamin Netanjahu als ,absurd“ (mehr)

— Paris: Kirche Notre Dame nach Brand wiedereréffnet (mehr).
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3. Video

Humanistischer Verband — Wer ist das?

Religionen im Gesprach, Basics (10)

Gast: Hans-Jorg Jacobsen, Humanistischer Verband Deutschlands Niedersachsen
Moderation: Wolfgang Reinbold, Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers (mehr).

4. Meinungsforschung
Neue Studien zu Antisemitismus und Autoritarismus in Deutschland

4.1. Studie des Hamburger Kriminologen Peter Wetzels mit Jannik Fischer: ,Die Verbreitung antisemi-

tischer Einstellungen in Deutschland: Befunde aktueller reprasentativer Befragungen zu Trends seit

2021 und den Einflissen von Migrationshintergrund, Religionszugehérigkeit und Religiositat® (hier).
Zentrale Befunde/Thesen:

— ,Signifikant erhéhte Auspragungen antisemitischer Einstellungen® unter Muslim:innen, ,signifikante

Zuwachse zwischen 2021 und 2023, die sich bei anderen Gruppen so nicht finden.*

— ,Es besteht bei Muslim:innen ein ausgepragter Zusammenhang zwischen dem Ausmald antisemiti-

scher Einstellungen und der Frequenz der kollektiven Religionspraxis — also der Haufigkeit des Besuchs

von Moscheen (Gebets- und Gotteshdusern). Gleichzeitig gibt es, wie auch bei Christ:innen, keine Hin-

weise auf Zusammenhange der spirituellen Religiositat, der Zentralitat der Religion oder der individuel-

len Religionspraxis mit Antisemitismus.*

— Besuchen Muslim:innen ,eher selten Moscheen oder Gebetshauser, liegt der Anteil der manifest

antisemitisch Eingestellten bei 9,6%, wahrend er bei den regelmafiigen Moscheebesucher:innen bei

35,6% liegt”.

— Es liege ,die Annahme nahe, dass Moscheen in Deutschland in nicht unerheblichem MafR3e auch zur

Verbreitung antisemitischer Ressentiments genutzt werden.®

4.2. Studie des Duisburger Politikwissenschatftlers Cemal Oztiirk und des Leipziger Religionssoziologen
Gert Pickel: ,Antisemitismus unter Muslim*innen: Sozialisation, religidse Tradierung oder herkunftstiber-
greifendes Feindbild des islamischen Fundamentalismus® (hier).

Zentrale Befunde/Thesen:
— ,Antisemitische Feindbilder sind vor allem unter fundamentalistischen Muslim*innen verbreitet — und
zwar unabhéangig von ihrem Herkunftskontext.”
— Die Kritik ,sollte sich nicht an die heterogene Gruppe der Muslim*innen insgesamt richten, sondern
gezielt an die Anhanger*innen des fundamentalistischen Islam und deren institutionelle Strukturen, die
islamismusaffine Haltungen und Normen férdern. Viele Muslim*innen in Deutschland empfinden den
pauschalen Generalverdacht als diskriminierend und sind sensibel fir die damit verbundene Stigmati-
sierung. Im schlimmsten Fall kann aus dieser Situation eine selbsterfiillende Prophezeiung entstehen,
da Muslim*innen, die sich vor Diskriminierung und rassistischer Gewalt furchten, anfalliger fir Antise-
mitismus sind. Dieser Befund, der auf die Entstehung einer toxischen Opferkonkurrenz hinweist, sollte
in zukunftigen Studien genauer untersucht und interpretiert werden.”

4.3. 12. Leipziger Autoritarismus-Studie (hier).
Zentrale Befunde/Thesen:
— ,Die Zufriedenheit mit der Demokratie in Deutschland nimmt ab. In den ostdeutschen Bundesléndern
ist die Zufriedenheit mit der Demokratie so gering wie zuletzt 2006."
— Auslanderfeindlichkeit nimmt zu, sie hat sich ,zu einem bundesweit geteilten Ressentiment entwickelt®.

Wir wiinschen unseren christlichen Leserinnen und Lesern frohe Weihnachten.
Allen Leserinnen und Lesern wiinschen wir ein gesegnetes neues Jahr.

Den Interreligidsen Kalender 2025 des Hauses der Religionen und des Integrationsbeauftragten des
Landes Niedersachsen, Deniz Kurku, finden Sie hier (als pdf-Datei; gedruckte Exemplare kdnnen
bestellt werden).

Den nochmals erweiterten digitalen Kalender fir das Smartphone und den Computer finden Sie hier
(ein Projekt des Hauses der Religionen in Kooperation mit www.religionen-entdecken.de).

Hannover, den 16.12.2024
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 1, 2025

1. Niedersachsen

1.1. Einfiihrung des ,,Christlichen Religionsunterrichts“ steht bevor

Der evangelische und katholische Religionsunterricht soll vom Schuljahr 2025/26 an schrittweise im
neuen Schulfach ,Christliche Religion“ zusammengefasst werden. Darauf haben sich die flinf evangeli-
schen Kirchen und die vier katholischen Bistiimer in Niedersachsen geeinigt.

Derzeit arbeite man an einer gemeinsamen Erklarung zu dem geplanten Fach, die im Frihjahr
unterschriftsreif sein soll, hiel3 es. Zwei Kommissionen erstellten die neuen Lehrpléne fir die Grund-
schulen und die weiterfiihrenden Schulen bis Jahrgang 10.

Der evangelische Oldenburger Bischof Thomas Adomeit bezeichnete die Vereinbarung als ein Zeug-
nis gelebter Okumene. ,Das neue Unterrichtsfach bringt die katholische und die evangelischen Kirchen
naher zusammen, ohne das Eigene der jeweiligen Konfessionen zu verwischen. Dabei ist es flr uns
zentral, dass die anderen Konfessionen ebenso wie die anderen Religionen und Weltanschauungen
angemessen dargestellt und behandelt werden®, sagte Adomeit. Der katholische Hildesheimer Bischof
Heiner Wilmer sprach von einem wegweisenden Modell.

Kultusministerin Julia Willie Hamburg (Griine) erklarte, das neue Fach trage zu einem notwendigen
Diskurs der jungen Generation bei und starke demokratische Werte. Auch der Landesschiilerrat
begruf3te die Einfihrung des neuen Fachs. Er forderte, neben christlichen Perspektiven sollten andere
Glaubensrichtungen sowie nicht-religiose Weltanschauungen gleichwertig Raum finden. Nur dann wur-
den die Schiler dazu beféahigt, kritisch und respektvoll Gber Sinnfragen, Werte und ethische Herausfor-
derungen nachzudenken. ,Ein gemeinsamer Religionsunterricht ist eine Chance fir mehr Zusammen-
halt und gegenseitiges Verstandnis — aber nur, wenn wir sicherstellen, dass wirklich alle Perspektiven
gehort werden®, sagte der Vorsitzende Matteo Feind.

Im vergangenen Schuljahr nahmen etwa 240.000 Schiler und Schuilerinnen am konfessionell-
kooperativen Religionsunterricht teil, etwa 260.000 am evangelischen und 37.000 am katholischen.
Knapp 220.000 Schiler und Schilerinnen belegten die Facher ,Werte und Normen® oder Philosophie.
Rund 34.000 Schiler belegten keines dieser Facher (mehr).

1.2. ProSieben sendet evangelische Serie ,,Religion in 90 Sekunden*

Die Infotainment-Serie ,Religion in 90 Sekunden® des Evangelischen Kirchenfunks Niedersachsen-
Bremen (ekn) bekommt einen festen Platz im Programm des Fernsehsenders ProSieben. Wie ekn mit-
teilte, wird der Sender in diesem Jahr 26 Folgen ausstrahlen, immer samstags in den geraden Monaten
um 11.24 Uhr.

Das im Auftrag der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) entwickelte Format widmet sich
Fragen wie ,Warum gibt’s freitags immer Fisch?“, ,Warum dirfen katholische Priester nicht heiraten?*
oder ,Duldet der Islam wirklich keine anderen Glaubensrichtungen?“. Die Fragen beantwortet der
Theologieprofessor und Beauftragte der hannoverschen Landeskirche fir den Interreligiosen Dialog,
Wolfgang Reinbold.

Die Sendung ist eine Weiterentwicklung aus der Radio-, YouTube- und TikTok-Reihe ,Religion in 60
Sekunden®, die seit 2020 von ekn produziert wird, unter anderem fir Radio ffn, Antenne Niedersachsen
und Klassik Radio. Ekn-Chefredakteur Lukas Schienke sagte, mit der neuen Serie bei ProSieben errei-
che ekn pro Folge ,deutlich mehr als eine Million Menschen — vor allem in einer Zielgruppe, die die
Kirche selbst nicht mehr erreicht“ (mehr).

1.3. Antisemitismusbeauftragter Wegner: Juden immer starker bedroht

Der niedersachsische Landesbeauftragte gegen Antisemitismus und fur den Schutz judischen Lebens,
Gerhard Wegner, sieht judisches Leben immer starker bedroht. ,Der Kampf gegen Antisemitismus
wurde im Jahr 2023 in bisher ungeahnter Weise herausgefordert und diese Herausforderung halt nicht
nur an, sondern steigerte sich auch im Jahr 2024 noch weiter®, schreibt Wegner in einem Vorwort zum
Jahresbericht 2023/2024. Der Bericht hat den Titel ,Antisemitismus identifizieren und bekampfen —
Judisches Leben in Niedersachsen schitzen.*

Seit dem Terrorangriff vom 7. Oktober 2023 sei die Unsicherheit judischen Lebens weltweit enorm
gewachsen, so Wegner weiter. ,Noch nie war das Leben von Jiidinnen und Juden seit Bestehen der
Bundesrepublik dermafien bedroht wie heute.“ Judinnen und Juden selbst seien unzufrieden mit den
MaRnahmen gegen Antisemitismus in Deutschland. Wichtig sei, dass Antisemitismus nicht mit Rassis-
mus bekampft werden durfe: ,Es gilt zu sehen, dass sich Antisemitismus, Islamfeindlichkeit und Rechts-
radikalismus nur systemisch wirklich nachhaltig bek&dmpfen lassen®, so Wegner (mehr).


https://www.welt.de/regionales/niedersachsen/article254922024/Christliche-Religion-soll-gemeinsam-unterrichtet-werden.html
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1.4. Hannover: Stephansstift will religios vielfaltige Gemeinschaft griinden

Das Stephansstift in Hannover will eine kirchliche Personalgemeinde griinden, in der auch Muslime und
Menschen ohne Konfession Mitglied sein kénnen. Daflr suche man gegenwartig Mitgrinderinnen und
Mitgriinder, teilte die Dachstiftung Diakonie mit.

Die Neugriindung verstehe sich nicht als Konkurrenz zu bestehenden Kirchengemeinden, sondern
als neuartige Erganzung, hiel? es. Die Grundidee sei, eine kulturell bunte und religios vielfaltige
Gemeinschaft zu bilden, in der die Mitglieder selbst das Programm bestimmen kdnnen. Ein Schwerpunkt
des Gemeindelebens wirden vermutlich Hilfsangebote, etwa fir Menschen im Kirchenasyl. Es kénne
auch um neue Formen von Spiritualitat und Ritualen gehen oder um Lebensbegleitung von Mitgliedern,
die auf dem Gelande des Stephansstifts leben. Die offizielle Grindung der neuen Gemeinde ist fur den
11. Mai vorgesehen.

Das Stephansstift ist ein Zentrum sozialer Arbeit in Hannover. Es wurde 1869 als Ausbildungsstatte
fur evangelische Diakone gegriindet. Heute unterhalt es unter anderem Einrichtungen der Jugendhilfe
sowie Altenheime, Betriebe und Fachschulen. Seit 2011 gehdrt es zur Dachstiftung Diakonie, die mit
rund 5.000 Beschéftigten zu den grof3ten sozialen Unternehmen in Niedersachsen zahlt (mehr).

1.5. Hannover: Vorplatz des Hauses der Religionen wird zum ,,Garten der Begegnung*“
In Kooperation mit dem Evangelischen Kirchentag gestaltet die Landeshauptstadt Hannover den Vor-
platz des Hauses der Religionen an der Bohmerstral3e um.

Zum Kirchentag, der vom 30. April bis zum 4. Mai in Hannover stattfindet, entstehe auf der bisher
vor allem als Hundewiese genutzten Grinflache ein ,offener, einladender Ort fiir Begegnung, Nachbar-
schaft und interreligidsen Austausch®, teilte die Stadt mit. Die Arbeiten haben Ende Januar begonnen.

Der Kirchentag habe etwas Bleibendes in Hannover hinterlassen wollen, sagte die Prasidentin des
39. Deutschen Evangelischen Kirchentags, Anja Siegesmund, bei der Vorstellung des Programms im
Haus der Religionen (mehr). Die Idee, an diesem sehr besonderen Ort einen Garten der Begegnung zu
schaffen, habe das Prasidium Uiberzeugt und sei ihr persénlich eine Herzenssache. Er sei ein ,nachhal-
tiger Beitrag des Kirchentages fur das Miteinander im Stadtteil®.

Wahrend des Kirchentags ladt das Haus der Religionen unter dem Titel ,Baustelle firr eine Stadt des
Friedens“ zu workshops auf der Griinflache ein. Nach einer gemeinsamen Idee des Stadtgestalters
Thomas Gobel-Grol3 und des Kirchentags kdnnen die Teilnehmer unter Anleitung des hannoverschen
Steinmetzes Andreas Textores ihre Visionen eines friedlichen Zusammenlebens kiinstlerisch umsetzen
(mehr).

1.6. Was sonst noch war
— Notfallseelsorge im Harz: Muslimischer Beistand ist immer 6fter gefragt (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Rheinland-Pfalz unterzeichnet Vertrage mit vier islamischen Religionsgemeinschaften

Nach mehr als zehn Jahren Verhandlungen hat die rheinland-pfélzische Landesregierung Vertradge mit
vier Islamverb&nden unterzeichnet.

Die Vereinbarung mit dem Verband der islamischen Kulturzentren VIKZ, DITIB, Schura und der
Ahmadiyya Muslim Jamaat enthalt Regelungen zu Themen wie islamische Feiertage, Religionsunter-
richt, Islamische Theologie mit Professuren an der Universitat Koblenz, religiose Betreuung und Seel-
sorge in Justizvollzugsanstalten sowie Bestattungen nach islamischen Vorschriften. Die Vertrage treten
drei Monate nach Unterrichtung des Landtags Rheinland-Pfalz in Kraft. Zu den Vertrdgen gehort ein
Schlussprotokoll mit wichtigen Erganzungen. Dort wird unter anderem ein Bekenntnis zum Existenz-
recht des Staates Israel vereinbart.

In den Vertrdagen bejahen die Islamverbénde die freiheitlich-demokratische Grundordnung. In Para-
graf 2 heil’t es: ,Die Vertragsparteien férdern zusammen das Miteinander und die gesellschaftliche Teil-
habe aller Menschen in Rheinland-Pfalz. Gemeinsam treten sie jeglicher Form von Gewalt und Diskri-
minierung aufgrund von Ethnie und Herkunft, Geschlecht, Religion oder Weltanschauung, Behinderung,
Alter oder sexueller Identitat entgegen. Antimuslimischen Rassismus, Antisemitismus und religiésen
Extremismus werden beide Seiten gemeinsam entschieden bekdmpfen.*

,Langst gehdren Musliminnen und Muslime fest zu Rheinland-Pfalz. Sie bilden neben den beiden
christlichen Kirchen die drittgrof3te religiose Gemeinschaft. Die Vertrage, die wir heute unterzeichnet
haben, sind ein Meilenstein fir die Zusammenarbeit zwischen dem Land und den islamischen Religi-
onsgemeinschaften®. ,Auf der Grundlage unserer Verfassung treten wir als Landesregierung fir eine
freie Religionsausiibung ein und schaffen entsprechende Rahmenbedingungen. Das ist gelebte Integra-
tion®, erklarten Ministerprasident Alexander Schweitzer (SPD) und der fir Religionsangelegenheiten
zustandige Wissenschaftsminister Clemens Hoch (SPD).


file:///C:/Users/reinbold/ShareFile/Persönliche%20Ordner/1%20Islam/Anwendungsdaten/Reinbold/Eigene%20Dateien%20Reinbold/www.kirchliche-dienste.de
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In Rheinland-Pfalz leben schatzungsweise 200.000 Muslime. Die Gesprache mit den Islamverban-
den gehen noch auf eine Initiative des friheren Ministerprasidenten Kurt Beck (SPD) zurlick. Zwischen-
zeitlich waren die Verhandlungen fir mehrere Jahre unterbrochen worden, nachdem Gutachten die
Eignung der beiden gréReren Verbande Ditib und Schura in Zweifel gezogen hatten. Die Oppositions-
fraktionen von CDU und AfD stellten immer wieder die Verfassungstreue der Verbénde infrage (mehr).

2.2. Aschaffenburg: Interreligiéses Gedenken fir die Opfer des Messerangriffs

Hunderte Menschen haben bei einem Gedenkgottesdienst in der Aschaffenburger Stiftskirche der Opfer
der tédlichen Messerattacke in Aschaffenburg gedacht. Dabei waren ein zwei Jahre altes Kind und ein
41-jahriger Mann getotet sowie drei Menschen schwer verletzt worden (mehr).

Der bayerische evangelische Landesbischof Christian Kopp sagte, ihn mache das Geschehen fas-
sungslos: ,Ein Erwachsener gegen ein kleines Kind. Das ist so abgriindig, dass es tiefer nicht mehr
geht.” Gleichwohl diirfe man sich die ,Entscheidung flr die Nachstenliebe“ weder von ,einer einzelnen
Person, die psychisch krank war®, noch von jenen Kraften, ,die diese Tat fir das Spalten der Gesell-
schaft nutzen® wollten, nehmen lassen. Die Gemeinschaft sei ,viel starker als der Hass und die Gewalt
Einzelner®.

Der Imam der muslimischen Ahmadiyya-Gemeinde, Zischan Mehmood, zu dessen Gemeinde das
getotete Kind gehorte, nannte den getdteten 41-jahrigen Kai-Uwe Danz ein ,Sinnbild der Mitmensch-
lichkeit“. ,Nun ist es unsere Aufgabe, diese Mitmenschlichkeit zu bewahren®, sagte er. Es gebe ,viele
Spalter und Scharfmacher, die diese Tragddie ausnutzen wollten. ,Der Respekt vor den Opfern® ver-
biete jedoch eine Instrumentalisierung fur Wahlkampfzwecke.

Bereits am Samstagnachmittag hatte eine Trauerfeier flr den in Aschaffenburg getdteten Jungen in
einer Moschee in Frankfurt stattgefunden. Daran hatten bis zu 1.000 Menschen teilgenommen, besta-
tigte die Polizei auf Anfrage. Nach Informationen des Hessischen Rundfunks verlegte die in Aschaffen-
burg lebende Familie die Feier aus Platzgrinden nach Frankfurt, weil die dortige Tarik-Ben-Ziyad-
Moschee grofier ist als die Aschaffenburger Moschee.

Ministerprasident Markus Séder (CSU) sagte in einer Rede nach dem Gedenkgottesdienst, das Gute
und das Bdse seien ,keine Frage von Herkunft, Nationalitat, Ethnie und Glauben.“ Er kiindigte an, Kai-
Uwe Danz posthum die bayerische Rettungsmedaille zu verleihen.

Tatverdachtig ist ein offenbar psychisch kranker 28-jahriger Afghane, der ausreisepflichtig war. Er
wurde in der Psychiatrie untergebracht. Verletzt wurden ein zweijahriges Madchen aus der attackierten
Kita-Gruppe, eine Erzieherin sowie ein Passant (mehr).

2.3. Verwaltungsgericht Berlin: Keine Ausnahmegenehmigung fur Nigab am Steuer
Eine Muslimin darf nicht mit Gesichtsschleier (Nigab) Auto fahren. Das entschied das Verwaltungs-
gericht (VG) Berlin. Das Urteil ist noch nicht rechtskréftig (Az. VG 11 K 61/24).

Die Frau hatte sich auf ihre religiose Uberzeugung und die Religionsfreiheit berufen. Das Verbot, mit
dem Nigab Auto zu fahren, verletze sie in ihren Grundrechten. Sie wolle selbst entscheiden, wer etwas
von ihr zu sehen bekommt. Beim Nigab ist das Gesicht mit Ausnahme eines Sehschlitzes bedeckt.

Nach 8 23 der StralRenverkehrsordnung darf der Lenker eines Kraftfahrzeugs sein Gesicht nicht ver-
hillen oder verdecken. Die StraBenverkehrsbehdrde kann jedoch in Ausnahmeféllen davon absehen.
Dafir sah das Gericht keinen Anlass. Wer Auto fahre, misse prinzipiell erkennbar sein, begriindete das
Gericht die Entscheidung. Das Verhillungsverbot gewahrleiste eine effektive Verfolgung von Verstol3en
im StralBenverkehr. Es diene zugleich dem Schutz der korperlichen Unversehrtheit. Der Eingriff in die
Religionsfreiheit der Muslimin wiege in der Abwéagung der Interessen weniger schwer, so das Gericht.

Der Anwalt der Frau argumentierte vor Gericht, dass fur Motorradfahrer eine Helmpflicht bestehe
und deren Gesichter dadurch verdeckt seien. Es sei kaum sinnvoll, beim Fuhren eines Autos andere
Mafstébe anzulegen als beim Motorrad. Er werde Rechtsmittel gegen das Urteil prufen, so der Anwalt.

Die Entscheidung des Berliner Gerichts reiht sich in die bisherige Entscheidungspraxis ein. Zuletzt
hatten die Oberverwaltungsgerichte in Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen ebenso entschieden
(mehr).

2.4. Was sonst noch war

— Entsetzen und Empérung nach Anschlag auf dem Weihnachtsmarkt in Magdeburg (mehr)

— Berlin: Senat streicht Mittel fur die geplante ,Drei-Religionen-Kita“ (mehr)

— Berlin: Bau des ,House of One® verzdgert sich (mehr)

— Wien: Geplanter ,Campus der Religionen“ in Wien-Aspern kommt weiterhin nicht voran (mehr).

Hannover, den 30.1.2025
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 2, 2025

1. Niedersachsen

1.1. Bischofe und Ministerprasident gratulieren Muslimen zum Ramadan

Vertreter aus Politik und Kirche haben den Muslimen in Niedersachsen zum Beginn des Fastenmonats
Ramadan Grufie Ubermittelt. ,Die bevorstehende Zeit des Ramadan bietet eine wertvolle Gelegenheit,
Zeichen der Solidaritat zu setzen®, schreibt Ministerprasident Stephan Weil (SPD): ,Es ist der Moment,
Briicken zu bauen, das Verstandnis zwischen verschiedenen Kulturen und Glaubensrichtungen zu ver-
tiefen und gemeinsam den Weg zu einer starken, geeinten Gesellschaft zu gehen.”

Landesbischof Ralf Meister erinnerte daran, dass die christliche und die muslimische Fastenzeit in
diesem Jahr fast genau Ubereinander liegen. ,Das kommt sehr selten vor, und es ist ein schénes
Zeichen unserer Verbundenheit.” Das Fasten sei eine Zeit der Besinnung auf das Wesentliche: ,Ich
lasse die Uberfliissigen Dinge weg und konzentriere mich auf Gott und die Mitmenschen, nicht auf das
eigene Ego, die eigenen Bedirfnisse und den eigenen Vorteil.“ In Zeiten, in denen die riicksichtslose
Durchsetzung der eigenen Interessen immer mehr in Mode komme, klinge das ,seltsam politisch®, so
Meister.

Der katholische Hildesheimer Bischof Heiner Wilmer hob die vielfaltigen Begegnungen zwischen
Christen und Muslimen hervor. ,Seit vielen Jahren wird der christlich-islamische Dialog mit groRem
Verstandnis flreinander sowie mit einem sehenden Herzen geflihrt?, schreibt er. ,Der gemeinsame
Glaube an einen barmherzigen Gott gibt uns die Hoffnung und Zuversicht auf einen respektvollen
Umgang miteinander.“ Wer an die Barmherzigkeit und Liebe Gottes glaube, diirfe sich nicht von Hass
und einfachen Wahrheiten verfiihren lassen (mehr).

1.2. Religionswissenschaftlerin: Der 7. Oktober belastet das Miteinander an deutschen Schulen
Nach Ansicht der Religionswissenschaftlerin Nina Kasehage belasten der Terrorangriff der Hamas am
7. Oktober 2023 und der Nahostkonflikt das Miteinander an deutschen Schulen.

»Viele Lehrkrafte sind verunsichert, wie sie den Konflikt im Unterricht angesichts der zum Teil hoch-
emotionalen Stimmung thematisieren sollen®, sagte Kasehage im Gesprach mit dem Evangelischen
Pressedienst (epd). Sie leitet das vom Haus der Religionen in Hannover initiierte Projekt ,Der globale
Konflikt im Klassenzimmer — Antisemitismus trifft auf antimuslimischen Rassismus® (s. Mitteilungen
9/2024, S. 1).

Das Haus der Religionen verfiige ,als einzigartige Bildungseinrichtung Uiber sachbezogene Informa-
tionen zu den Themen Antisemitismus und antimuslimischer Rassismus®, so Kasehage. Ziel des vom
niedersachsischen Kultusministerium finanzierten Projekts sei es, Lehrkrafte zu unterstiitzen und
gemeinsam mit ihnen Unterrichtsmaterialien zu entwickeln. Dazu hospitierte man in den Unterrichts-
fachern, die sich mit den Themen Judentum, Islam, Antisemitismus und antimuslimischer Rassismus
befassen, und fuhre Interviews mit der Lehrer- und Schilerschaft. Auf Basis der empirischen Erhebun-
gen wirden dann Weiterbildungen und Handreichungen fiir die Lehrkrafte entwickelt.

Wichtig seien dartber hinaus Social-Media-Trainings, die Lehrkrafte und die Schilerschaft dabei
unterstitzen, Fake News und Desinformationskampagnen zu erkennen. ,Besonders Schilerinnen und
Schiler missen davor geschitzt werden, extremistische Inhalte unreflektiert zu Gbernehmen®, so
Késehage (mehr).

1.3. Was sonst noch war
— Gottingen: Gesellschaft fur bedrohte Volker warnt vor Verharmlosung der neuen syrischen Macht-
haber (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Zentralrat der Muslime bestéatigt neuen Vorsitzenden

Der Zentralrat der Muslime in Deutschland (ZMD) hat einen neuen Vorstand gewahlt. Auf seiner Ver-
treterversammlung bestimmten die Anwesenden den bisherigen Interimsvorsitzenden Abdassamad El
Yazidi zum neuen Vorsitzenden.

Zu seinen Stellvertretern wurden die ATIB-Generalsekretarin Ozlem Baséz und der ZMD-Landes-
vorsitzende in Nordrhein-Westfalen, Samir Bouaissa, gewahlt. Als Generalsekretar wurde der stellver-
tretende NRW-Vorsitzende Aladdin Beiersdorf-El Schallah berufen, als Schatzmeister der bayerische
ZMD-Landesvorsitzende Mohamed Abu EI-Qomsan. Zudem wurden vier Beisitzer gewahlt.
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El Yazidi, der den Posten des Vorsitzenden im vergangenen Juni zunachst voriibergehend von sei-
nem Vorganger Aiman Mazyek Ubernommen hatte (s. Mitteilungen 8/2024, S. 2), erklarte, der ZMD
werde den interreligiosen und insbesondere den judisch-muslimischen Dialog intensivieren und einen
Beitrag zum gesellschaftlichen Zusammenhalt leisten. ,Wir lassen uns nicht von der Spaltung durch
rechtsradikale Krafte beeinflussen, sondern setzen weiterhin auf Dialog, Zusammenhalt und ein friedli-
ches Miteinander in unserer Gesellschaft.*

Zugleich beschloss die Vertreterversammlung den Ausschluss des Islamischen Zentrums Minchen
und der Muslimischen Studenten Vereinigung. Dieser Schritt sei ,aus vorsorglich rechtlichen Griinden*
erfolgt, ,da wegen den auf einer Vertreterversammlung im Mai 2023 gefassten Beschliissen Klagen
anhangig sind.” Seinerzeit waren die beiden Vereinigungen aufgrund ihrer Nahe zur Muslimbruderschaft
ausgeschlossen worden, so der Zentralrat (mehr).

2.2. Terroranschlag in Minchen: Familie der Opfer wendet sich gegen Instrumentalisierung
Nach dem Anschlag in Miinchen hat sich die Familie der beiden Verstorbenen gegen eine Instrumen-
talisierung des Todes von Mutter und Tochter gewandt. Man wolle nicht, dass deren Tod benutzt werde,
»,um Hass zu schiren und ihn politisch zu instrumentalisieren®, heilt es in einem Statement, das auf der
Seite der Stadt MiUnchen verdffentlicht wurde. Die Tote arbeitete als Ingenieurin bei der Landeshaupt-
stadt Munchen. Sie stammte urspringlich aus Algerien (mehr).

Die Ingenieurin und ihre zweijahrige Tochter waren bei dem Attentat so schwer verletzt worden, dass
sie zwei Tage spater im Krankenhaus starben. Mindestens 37 weitere Menschen wurden verletzt, als
ein 24-jahriger Afghane mit seinem Auto in eine Demonstration der Gewerkschaft Verdi fuhr. Die Ermitt-
ler gehen davon aus, dass die Tat einen islamistischen Hintergrund hat.

Bei einer Trauerfeier in der Miinchner Frauenkirche sprachen neben dem Minchner Erzbischof Rein-
hard Marx und dem evangelischen Landesbischof Christian Kopp auch der Rabbiner der Israelitischen
Kultusgemeinde Munchen, Shmuel Aharon Brodman, und der Penzberger Imam Benjamin Idriz. Er
betete: ,Oh Gott, fuhre die Irregeleiteten und Gewalttater zurick auf Deinen Weg, jene, die Deinen
Namen missbrauchen, Hass zu séen, Blut zu vergiel3en, Unheil zu stiften®.

Bayerns Ministerprasident Markus Soder (CSU) sagte, es dirfe keinen Generalverdacht geben. ,Wir
haben so viele groRRartige Menschen mit Migrationshintergrund in unserem Land, sie alle gehdren zu
Bayern.“ Zugleich forderte er in der ,Bild am Sonntag“ sofortige Verhandlungen mit den Taliban. Die
AuRenministerin misse direkt mit den Taliban Gber Abschiebefliige reden. ,Es braucht jede Woche
einen Flug.” Er wies darauf hin, dass es in Bayern fast 2.000 ausreisepflichtige Afghanen gebe. Knapp
200 von ihnen seien schwere Straftater. ,Ausreisepflichtige Afghanen missen unser Land rasch verlas-
sen, und der Neuzugang Uber Visa-Vergaben muss auf absehbare Zeit gestoppt werden®, forderte der
CSU-Chef. ,Erst Aschaffenburg, jetzt Minchen: Es reicht. Deutschland braucht einen Afghanistan-
Sofortplan.®

Der Attentater von Minchen hatte sich nach Angaben der Behorden rechtmaRig in Deutschland
aufgehalten. Wie aus einem Gerichtsurteil gegen die Ablehnung seines Asylantrags aus dem Oktober
2020 hervorgeht, soll er Uber seine Fluchtgeschichte gelogen haben. Im April 2021 erlie3 die Stadt
Minchen jedoch einen Duldungsbescheid und im Oktober 2021 eine Aufenthaltserlaubnis.

Kurz nach dem Anschlag in Minchen totete ein Syrer im Osterreichischen Villach mit einem Messer
einen 15-jahrigen und verletzte fiinf Menschen. Der 23-jahrige Tater habe sich offensichtlich innerhalb
kirzester Zeit im Internet radikalisiert, sagte der 6sterreichische Innenminister Gerhard Karner. ,Es han-
delt sich hier um einen islamistischen Anschlag® mit Bezug zum sogenannten ,Islamischen Staat®. Ein
42-jahriger Syrer verhinderte durch sein couragiertes Eingreifen weitere Opfer (mehr).

2.3. Schweden: ,Koranverbrenner“ Salwan Momika erschossen
Der als ,Koranverbrenner bekannt gewordene Iraker Salwan Momika ist in der Nahe von Stockholm
von Unbekannten erschossen worden.

Die Tat ereignete sich einen Tag vor dem Abschluss des Gerichtsverfahrens gegen Momika und
seinen Gefahrten Salwan Najem. Die beiden Manner hatten im Sommer 2023 mehrmals 6ffentlich
Korane verbrannt und dadurch heftige Proteste in der muslimischen Welt ausgel®st. Auf Antrag Pakis-
tans hatte sich der UNO-Menschenrechtsrat mit den Taten beschaftigt und eine Resolution zur
.Bekampfung von religidsem Hass“ verabschiedet. Im Irak hatten Randalierer die schwedische Bot-
schaft gestiirmt und Feuer gelegt (s. Mitteilungen 7/2023, S. 1-2).

Nach Medienberichten verfolgten mehr als 2.000 Zuschauer einen Tag vor der geplanten Urteilsver-
kindung den taglichen Handy-Livestream Momikas auf Tiktok. Er habe eine kurze Raucherpause
angekindigt und sei dazu vermutlich auf den Balkon gegangen, hiel3 es. Im Stream seien ein Schuss
und ein kurzer Schrei zu héren gewesen, gefolgt von vier weiteren Schiissen. Wenig spéater seien
Beamte in der Wohnung eingetroffen, die das Handy entdeckten und ausschalteten.
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Uber die Tater ist bisher nichts bekannt. Fiinf Personen, die zunachst festgenommen worden waren,
lieR die schwedische Polizei wieder frei. Sie seien allesamt nicht polizeibekannt, und es gebe keine
Indizien fur eine Tatbeteiligung, hie’ es (mehr).

Momika war 2018 als Fluchtling nach Schweden gekommen. Er stammte aus einer christlichen
Familie. Im Irak hatte er Berichten zufolge einer Miliz angehdrt, die gegen den sogenannten Islamischen
Staat kAmpfte. In Schweden bekundete er mehrmals Sympathien fiir die rechtsextreme Partei ,Schwe-
dendemokraten®. Die Koran-Verbrennungen begriindete er mit Protest gegen den Islam (mehr).

2.4. Sudafrika: Offen schwul lebender Imam erschossen
Der bekannte Imam Muhsin Hendricks ist in der Provinz Eastern Cape auf offener Stral3e erschossen
worden. Er galt als erster offen schwul lebender Imam weltweit.

Zwei Manner hatten nach Medienberichten sein Auto gestoppt und aus nachster Néhe das Feuer
eroffnet. Die Tater konnten unerkannt entkommen. Hendricks soll auf dem Weg zu einer Hochzeits-
zeremonie gewesen sein, bei der er ein leshisches Paar trauen wollte. Der 58-Jahrige leitete eine
Moschee, die als Anlaufstelle und sicherer Zufluchtsort fir Lesben, Schwule, bi-, trans- und intersexuelle
Muslime galt. Das sudafrikanische ,Muslim Judicial Council® erklarte in einer Pressemitteilung (hier),
man verurteile den Mord unmissverstandlich, genauso wie alle Gewalttaten, die sich gegen Mitglieder
der LGBTQ-Gemeinschaft richteten (mehr).

2.5. Was sonst noch war
— Weiden: Muslimische Graber auf Friedhof geschandet (mehr)
— Frankreich: Unbekannte brennen Moschee in der Nahe von Orléans nieder (mehr).

3. Video

Islamismus — Was ist das?

Religionen im Gesprach, Basics (11)

Gast: Go6tz Nordbruch, ufug.de

Moderation: Wolfgang Reinbold, Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers (mehr).

4. Meinungsforschung

BAMF-Kurzanalyse: Religionszugehdrigkeit und religiose Alltagspraxis bei Geflichteten

Das Bundesamt fur Migration und Fluchtlinge (BAMF) hat eine Kurzanalyse zur Religionszugehorigkeit
und religiésen Alltagspraxis von Menschen vorgelegt, die zwischen 2013 und 2019 nach Deutschland
geflohen sind. Die Analysen basieren auf den Daten der jahrlichen sogenannten ,|IAB-BAMF-SOEP-
Befragung®, inshesondere aus dem Jahr 2021. Wichtige Ergebnisse:

— Etwa 70 Prozent der befragten Gefliichteten sind Muslime, mehrheitlich Sunniten (81 Prozent). 16
Prozent sind Christen.

— Fast 90 Prozent behalten ihren Glauben. Wenn Veranderungen der Religionszugehorigkeit auftreten,
betreffen diese meist die Aufnahme oder Aufgabe einer Zugehorigkeit.

— Fur die meisten Befragten ist ihre Religionszugehdrigkeit wichtig oder sehr wichtig (Christen 88, Mus-
lime 79 Prozent).

— Etwa 27 Prozent besuchen mindestens einmal im Monat eine religidse Veranstaltung, am haufigsten
Christen (56,4) und Muslime (23,9 Prozent) (mehr).

5. Literatur: Neuerscheinungen

G. Jonker/M. Schlaffke, Wie man Imperium buchstabiert. Das ,Tatarenlager' Weinberge 1914-1918,
Gottingen 2025

L.-M. Tabaka, Orientalisches Eherecht vor deutschen Gerichten — Kompatibilitat und Konfliktpotenzial.
Eine Zwischenbilanz dargestellt am Beispiel der Lander Agypten, Jordanien, Libanon und Syrien,
Baden-Baden 2025.

Hannover, den 28.2.2025
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 3, 2025

1. Niedersachsen

1.1. Kirchen wiirdigen Ministerprasident Stephan Weil

Ministerprasident Stephan Weil hat seinen Riickzug als Ministerprasident im Mai 2025 angekundigt. Der
Ratsvorsitzende der Konfdderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen, Bischof Thomas Adomeit,
und der hannoversche Landesbischof Ralf Meister haben die Verdienste des Ministerprasidenten und
die Zusammenarbeit mit den Kirchen gewurdigt.

Adomeit sagte, die Konféderation danke ,sehr fiir das vertrauensvolle und au3erordentlich konstruk-
tive Miteinander in den vergangenen zwolf Jahren®. Weil habe mit seiner ,zugewandten Grundhaltung*
das Land ,nachhaltig positiv gepragt”. Meister sagte, Weil habe ,grol3en Anteil daran, dass es in Nie-
dersachsen einen hohen gesellschaftlichen Zusammenhalt gibt. Er hat Verbindungen zur Zivilgesell-
schatft initialisiert und wahrend seiner Zeit als Ministerprasident gepflegt.” Besonders deutlich werde das
am ,Blindnis Niedersachsen packt an“. Beide Bischofe wiinschten Weil Gottes Segen fiir seinen neuen
Lebensabschnitt (mehr).

1.2. Ministerprasident Weil wirdigt Zusammenarbeit mit den Kirchen

Bei einem Festakt zum 70-jahrigen Jubildum des Loccumer Vertrags und zum 60-jahrigen Jubilaum des
Konkordats mit der Rémisch-katholischen Kirche hat Ministerprasident Stephan Weil (SPD) die engen
Beziehungen des Landes mit den Kirchen gewrdigt.

Die Vertrage stiunden fur eine ,vertrauensvolle Partnerschaft zwischen Staat und Kirchen®, sagte
Weil vor rund 180 geladenen Gasten im Alten Rathaus in Hannover. Die Vereinbarungen hatten ,ver-
lassliche Grundlagen fir Dialog und Zusammenarbeit geschaffen — gepragt von Respekt und gemein-
samer Verantwortung fiir die Gesellschaft.” Auch hatten sie ,einen Beitrag zur Stabilitat des anfangs
fragilen Landes Niedersachsen geleistet”. Bis heute hatten sie nichts von ihrer Bedeutung und Aktualitét
eingebft.

Der Vorsitzende der Konfoderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen, der Oldenburger
Bischof Thomas Adomeit, wies auf die gemeinsame Verantwortung von Staat und Kirche fir die Gesell-
schaft hin. Beiden gehe es darum, ,das Gemeinwohl zu férdern und die gesellschaftliche Entwicklung
unseres Landes zu begleiten“. Der Loccumer Vertrag sei der ,Grundpfeiler” ihrer guten Beziehungen.

Fur die katholische Kirche unterstrich der Apostolische Nuntius in Deutschland, Erzbischof Nikola
Eterovi¢, die Bedeutung des Niedersachsen-Konkordats fur das gute Verhaltnis zwischen Staat und
Kirche. ,Ruckblickend darf man sagen, dass dieser Vertrag sich bewahrt hat*, erklarte er. Das Land und
die katholische Kirche pflegten ein sehr konstruktives und freundschaftliches Miteinander.

Der Loccumer Vertrag wurde am 19. Marz 1955 im Kloster Loccum von der Landesregierung und
den funf evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen unterzeichnet. Er war der erste Staatskirchen-
vertrag in Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg. Als solcher wurde er zum Vorbild fir alle weiteren
deutschen Staatskirchenvertrage. Zur Konféderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen gehdren
die lutherischen Landeskirchen von Braunschweig, Hannover, Oldenburg und Schaumburg-Lippe sowie
die Evangelisch-reformierte Kirche mit Sitz in Leer. Das Niedersachsen-Konkordat ist ein vélkerrechtli-
cher Vertrag zwischen dem Land Niedersachsen und dem Vatikan. Es wurde am 26. Februar 1965
unterzeichnet. Im Konkordat geht es unter anderem um den Schutz der Sonn- und Feiertage, die Aus-
bildung der Religionslehrer und die Prasenz katholischer Vertreter im Rundfunkwesen (mehr).

1.3. Landtag beschlief3t Resolution zur Bedeutung der Kirchen und des interreligiésen Dialogs
Der Niedersachsische Landtag hat anlasslich des bevorstehenden evangelischen Kirchentags eine
Resolution ,.zur besonderen Bedeutung der Kirchen und des interreligiosen Dialoges in Niedersachsen®
verabschiedet. Darin betonen SPD, CDU und Biindnis 90/Die Grunen die ,besondere Bedeutung der
Kirchen und des interreligiésen Dialoges in Niedersachsen® und die ,hohe Bedeutung der Kirchen flr
die Demokratie in unserem Land.“ Die ,Férderung des interreligiésen Dialogs und der Okumene* seien
.zentrale Aufgaben, die der Niedersachsische Landtag und die Landesregierung weiter vorantreiben
sollten”.

Die Landesregierung bittet der Landtag unter anderem, ,die Landeskirchen und Bistimer weiterhin
verstarkt in den politischen und gesellschaftlichen Dialog um Zukunftsfragen einzubeziehen und mit
ihnen gemeinsam das zivilgesellschaftliche Engagement zu férdern®, ,den interreligiésen Dialog und die
Okumene in ganz Niedersachsen zu starken und zu prifen, ob Orte wie das Haus der Religionen in
Hannover als zentrale und landesweite Anlaufstelle zu férdern sind, und in Absprache mit den Kommu-
nalen Spitzenverbanden anzustreben, solche Orte auch in anderen Regionen des Landes entstehen zu
lassen® (hier).
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Die Bevollméachtigte der Konfoderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen, Kerstin Gafgen-
Track, dankte dem Landtag ,fur seine wertschatzende und wirdigende Resolution® und die Aussprache
dazu im Plenum. Die Kirchen seien sich ,der Verantwortung bewusst, die unser kirchlicher ,Offentlich-
keitsauftrag’ mit sich bringt. Der Einsatz fir andere” gehére ,zum Selbstverstandnis unseres Glaubens®.
Deshalb wirden sich die Kirchen ,auch in Zukunft fir Menschenwirde und N&chstenliebe, fiir Dialog
und Verstandigung“ sowie fur ,Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, im interreligiésen Dialog und fir die
Bewahrung der Schopfung“ einsetzen.

Landesbischof Ralf Meister sagte mit Blick auf den Kirchentag, der vom 30. April bis zum 4. Mai in
Hannover stattfindet, ,Gesellschaftlicher Zusammenhalt, konstruktiver Umgang mit Diversitat und
Pluralitat, der Schutz vulnerabler Gruppen und Konsensorientierung“ seien dort wesentliche Fragen. Er
danke den Parteien im Niedersachsischen Landtag dafir, dass sie den Kirchentag in Hannover willkom-
men hei3en (mehr).

Das Haus der Religionen dankte dem Landtag fiir seine ,klare Positionierung zur Starkung des
interkonfessionellen und interreligiésen Dialogs® und die besondere Betonung der Bildungsarbeit fiir die
Forderung von Toleranz und Verstandnis. ,Ein multireligiéses Land braucht Orte der interreligidsen und
interkulturellen Bildung®, sagte der Vorsitzende Wolfgang Reinbold. ,Niedersachsen ist in den letzten
Jahrzehnten zu einem religids vielfaltigen Land geworden. Das ist eine vollig neue Situation, auf die wir
reagieren missen“. Das Haus der Religionen sei gern bereit, die Bemihungen des Landtags und der
Landesregierung zum Aufbau interreligidser Strukturen mit aller Kraft zu unterstitzen. ,Das Haus der
Religionen ist ein zentraler Bestandteil der Bildungsarbeit und ein wichtiger Akteur fir den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt. Wir sind sehr dankbar, dass der niederséachsische Landtag dieses Engagement
wirdigt und das Thema nun auch zu seiner Sache macht®, so die Vorsitzenden des Rates der Religio-
nen Hannover, Hamideh Mohagheghi und Stadtsuperintendent Rainer Muller-Brandes (mehr).

Kritisch zu der Resolution &ufRerte sich der Humanistische Verband Deutschlands in Niedersachsen.
Die Resolution missachte ,die weltanschauliche Vielfalt der Gesellschaft®, bevorzuge ,einseitig religiose
Institutionen“ und widerspreche zentralen demokratischen Prinzipien, sagte der Vorsitzende Guido
Wiesner. ,Eine politische und finanzielle Bevorzugung kirchlicher Akteure® widerspreche dem Grundsatz
demokratischer Reprasentation. Die Resolution erhebe die Kirchen zu ,unverzichtbaren Pfeilern der
Demokratie®. Das sei ,hicht nur historisch fragwirdig, sondern angesichts vielfaltiger zivilgesellschaftli-
cher Initiativen jenseits religioser Institutionen demokratiegeféhrdend®. Die ,uberraschend kurzfristig
beschlossene Resolution® sei ,ein Rickfall in tberkommene Staatskirchlichkeit* (mehr).

1.4. Was sonst noch war

— Hannover: Zweite Konferenz der Syrischen Gesellschaft im Haus der Religionen erarbeitet auf Einla-
dung der Ezidischen Akademie Modelle fiir eine Nachkriegsordnung in Syrien; ,Interessen von ethni-
schen und religiosen Minderheiten wie Christen, Juden, Assyrern, Armenier, Drusen und Eziden fir ein
friedvolles Zusammenleben® sollen berticksichtigt werden“ (mehr)

— Hannover: Evangelische Kirche in Deutschland beruft Frank Kopania zum neuen Auslandsbischof
(mehr)

— Hannover: Neue Kirchengemeinde des Stephansstifts sieht Moglichkeit einer ,Gastmitgliedschaft” fur
Menschen anderer Religion vor (mehr)

— Gifhorn: Gemeinsames Fastenbrechen im Freizeit- und Bildungszentrum Grille (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Antirassismus-Beauftragte der Bundesregierung legt Arbeitsdefinition von ,,Rassismus*“ vor
Die Beauftragte der Bundesregierung fir Antirassismus, Reem Alabali-Radovan (SPD), hat eine
Arbeitsdefinition des Begriffes ,Rassismus” fur die deutsche Verwaltung vorgelegt.

Die Definition wurde von dem 2023 einberufenen ,Expert*innenrat Antirassismus® erarbeitet. Sie
richtet sich vor allem an die Verwaltungen von Bund, Landern und Kommunen und soll ,den Grundstein
fur wirksame MafRnahmen gegen verschiedene Erscheinungsformen von Rassismus* legen.

,Rassismus verletzt die Menschenwdirde, grenzt aus, spaltet und ist unvereinbar mit dem Gebot der
Gleichheit. Der Staat und seine Institutionen stehen hier in der Pflicht. Ein gemeinsames Verstandnis
von Rassismus fur die Verwaltung ist eine wichtige Grundlage. Nur wenn wir Rassismus in all seinen
Erscheinungsformen erkennen und anerkennen, kénnen wir ihn nachhaltig bekdmpfen, das Vertrauen
in staatliche Institutionen starken und unsere wehrhafte Demokratie festigen“, sagte Alabali-Radovan
(mehr). Auch Gerichte kénnten die Arbeitsdefinition fur ihre Aufgaben heranziehen. Sie basiere auf
rechtlich verbindlichen Vorgaben, insbesondere auf Artikel 3 Grundgesetz und dem Antirassismus-
Ubereinkommen der Vereinten Nationen. Gerichte kdnnten sie berlicksichtigen, ,wenn es um die Aus-
legung und Anwendung von Gesetzen geht, in denen rassistische Motive eine Rolle spielen®, so die
Integrationsbeauftragte gegeniiber der Legal Tribune Online (mehr).
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Die Arbeitsdefinition lautet wie folgt: ,Rassismus basiert auf einer historisch gewachsenen Einteilung
und Kategorisierung von Menschen anhand bestimmter auerlicher Merkmale oder aufgrund einer tat-
séchlichen oder vermeintlichen Kultur, Abstammung, ethnischen oder nationalen Herkunft oder Religion
(Essentialisierung und Naturalisierung). Bestimmte Merkmale werden diesen Gruppen zugeschrieben
(Homogenisierung), die sie und die ihnen zugeordneten Personen als hoher- oder minderwertig charak-
terisieren (Hierarchisierung). Die als minderwertig kategorisierten Gruppen werden herabgewiirdigt und
auf der Grundlage von negativen Stereotypen und Vorurteilen abgewertet. Die Zuordnung von Men-
schen zu einer bestimmten Gruppe flihrt zu einer gesellschaftlichen Wahrnehmung von ihnen als ,zu-
gehdrig‘ bzw. ,fremd’ oder ,nicht zugehdrig‘ zu Deutschland, was wiederum zu ausgrenzenden Praktiken
und Erfahrungen fihrt (Dichotomisierung).

Rassismus tritt auf unterschiedlichen, haufig zusammenwirkenden Ebenen auf und tragt dazu bei,
dass bestimmte Gruppen und ihnen zugerechnete Personen beim Zugang zu und der Teilhabe an ma-
teriellen oder immateriellen Ressourcen benachteiligt oder ausgeschlossen werden:

« Rassismus entsteht aus bewussten und unbewussten Einstellungen und Uberzeugungen. Er driickt
sich aus in AuRerungen und Handlungen sowie im Verhalten einzelner oder in Gruppen handelnder
Personen (individueller Rassismus).

* Rassismus ist in staatlichen und gesellschaftlichen Strukturen zu finden: in der Sprache, in verbreiteten
stereotypisierenden Annahmen, in der ungleichen Verteilung von Ressourcen und Privilegien sowie in
der damit verbundenen systematischen Diskriminierung und Ausgrenzung bestimmter Gruppen und
Personen (struktureller Rassismus).

» Rassismus kann sowohl durch rechtliche Vorgaben in staatlichen wie nichtstaatlichen Institutionen als
auch durch organisatorische Strukturen beglnstigt werden. Rassistische Diskriminierung entsteht hau-
fig unbeabsichtigt durch alltdgliche Routinen und Handlungslogiken (z. B. wahrgenommene ,Sach-
zwange'), die als Teil der Kultur einer Organisation etabliert sind und nicht hinterfragt und reflektiert
werden. Auch Normen und Vorschriften, Organisationsstrukturen und Verfahren, Praktiken und Hand-
lungsroutinen kénnen Menschen rassistisch benachteiligen und ausschlie3en (institutioneller Rassis-
mus).

Individueller, struktureller und institutioneller Rassismus bezeichnen verschiedene, sich aber gegen-
seitig bedingende und verstérkende Erscheinungsformen von Rassismus® (mehr).

2.2. Minchen: Beck-Verlag zieht Buch des Autors Eren Givercin zurick

Der Verlag C.H. Beck in Miinchen hat das Buch ,DIiTiB und der ferngesteuerte Islam in Deutschland.
Warum wir eine religionspolitische Zeitenwende brauchen® des prominenten Bloggers und Autors Eren
Guvercin zurtickgezogen und die unverkauften Exemplare eingestampft.

Das von der Kritik teilweise hochgelobte Buch (mehr) enthalte ein Kapitel, das nicht vom Autor
stamme. Nach ,sorgféltiger Kontrolle des gesamten Textes mit Hilfe einer Prifungssoftware® habe der
Verlag daruber hinaus ,weitere Stellen im Buch gefunden, die nicht seinen Qualitadtsansprichen genu-
gen.“ Daher hatten ,C.H.Beck und der Autor einvernehmlich beschlossen, die Auslieferung des Buches
endgultig einzustellen® (mehr).

In einer Stellungnahme erklarte Guvercin, es sei ihm an einer Stelle des Buchs ,ein schwerwiegender
Fehler passiert.“ Auf Seite 21 heil3e es, dass das Unterkapitel ,Diaspora ist zu Ende® auf ,einem Vortrag
von mir beruhen wirde. Das ist nicht korrekt. Dieser Vortrag wurde von meinem Freund und Mitstreiter
bei der Alhambra Gesellschaft Dr. Aydin Suer verfasst.“ Der Fehler sei bei einer der vielen Korrektur-
schleifen zwischen dem Autor und dem Verlag passiert. ,Vor der Freigabe der Endfassung meines Tex-
tes hatte ich diesen Fehler bemerken missen. Daflr trage ich die Verantwortung.“ Er ,bedaure zutiefst
die Irritationen, den falschen Eindruck und den dadurch verursachten Vertrauensverlust, die durch die-
ses Versaumnis beim C.H.Beck Verlag und bei allen am Thema meines Buches interessierten Leserin-
nen und Lesern entstanden sind®, so Glvercin (mehr).

3. Video

Zuckerfest — Was ist das? Und wo kommt das Wort her?

Religionen im Gesprach

Gast: Abdul-Ahmad Rashid, ZDF

Moderation: Wolfgang Reinbold, Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers (mehr).

Hannover, den 2.4.2025
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 4, 2025

1. Niedersachsen

— Ddérverden: Mahbuba Magsoodi gestaltet Friedensfenster in der Kirche St. Cosmae et Damiani (mehr)
— Osterode: Gemeinde feiert ,Zucker-Osterfest* (mehr)

— Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft fordert Abschaffung des Religionsunterrichts (mehr);
Kultusministerium hélt am Religionsunterricht fest (mehr)

— Antisemitismusbeauftragter Wegner warnt vor antijudischen Klischees in Passionsmusik (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Trauer um Papst Franziskus

Nach dem Tod von Papst Franziskus haben Menschen in aller Welt ihre Trauer bekundet. Bundespra-
sident Frank-Walter Steinmeier kondolierte dem Dekan des Kardinalskollegiums, Giovanni Battista Re.
.Mit Franziskus verliert die Welt ein leuchtendes Zeichen der Hoffnung, einen glaubwiirdigen Anwalt der
Menschlichkeit und einen Uberzeugenden Christen, schrieb Steinmeier. Franziskus’ ,Bescheidenheit,
seine Spontaneitat und sein Humor, vor allem aber sein spirbar tiefer Glaube“ hatten Menschen auf
der ganzen Welt berhrt und ihnen ,Halt, Kraft und Orientierung gegeben®. Mit Papst Franziskus ,ver-
lieren die katholische Kirche und die Welt einen Flrsprecher der Schwachen, einen Versdéhner und
warmherzigen Menschen”.

Der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, Georg Batzing, schrieb: ,In tiefer Trauer verbeu-
gen wir uns vor einem Papst, dem es ein Anliegen war, unter den Menschen zu sein und an die Rander
der Gesellschaft zu gehen.“ Er sei ein mutiger Erneuerer gewesen. Papst Franziskus habe in der Kirche
starke Akzente gesetzt und neue Wege des Miteinanders erdffnet. ,Der von ihm angestolRene Weg
einer synodalen Kirche ist und bleibt mit den beiden Generalversammlungen der Weltsynode 2023 und
2024 unumkehrbar.”

Der Patriarch von Konstantinopel, Bartholomaios I., bezeichnete den Papst als einen ,wertvollen
Bruder in Christus® und ,einen wahren Freund der Orthodoxie“. In seinen zwo6lf Jahren als Papst sei
Franziskus ,ein treuer Freund, Gefahrte und Unterstiitzer des Okumenischen Patriarchats* gewesen.
Er hinterlasst ein Beispiel echter Demut und briderlicher Liebe.” Der Patriarch verwies unter anderem
auf das historische Treffen der beiden Kirchenoberhaupter 2014 in Jerusalem, nur ein Jahr nach der
Amtsibernahme des Papstes.

Der GroRimam der Kairoer Azhar-Universitat, Ahmad al-Tayyib, wirdigte den Papst als engen
Freund der Muslime. ,Heute hat die Welt ein Symbol der Humanitat verloren.“ Franziskus habe sein
Leben dem Dienst fur die Menschlichkeit gewidmet, der Verteidigung der Schwachen, Flichtlinge und
Unterdruckten. ,Er liebte die Muslime und widmete sich der Verbreitung des Friedens. Seine letzten
Erklarungen waren eine Verteidigung Palastinas und des unterdriickten Volkes von Gaza“, so der Grof3-
scheich. In seiner letzten Osterbotschaft auf dem Petersplatz hatte der Papst seine Forderung nach
einem Ende des Gaza-Kriegs bekraftigt. Al-Tayyib erinnerte in seiner Mitteilung auch an die gemein-
same Unterzeichnung des ,Dokuments tber die Geschwisterlichkeit aller Menschen® beim Papstbesuch
im Februar 2019 in Abu Dhabi.

Die Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD), Kirsten Fehrs, schrieb, Fran-
ziskus habe die Welt deutlich und friiher als viele andere Uber die Not der Gefliichteten auf Lampedusa
alarmiert. ,Mit seiner Umwelt-Enzyklika ,Laudato si‘ setzte er internationale MaRstabe und verlieh seiner
Mahnung in schopfungsverantwortlicher Perspektive Wirkungskraft und theologischen Nachdruck®.
»1ief beeindruckend war seine menschliche Nahbarkeit und aufrichtige Bescheidenheit. Er ging stets
auf alle Menschen zu. Das lief3 ihn zum Segen werden.*

.Moge seine entschiedene Haltung gegen Antisemitismus, die er noch am gestrigen Ostersonntag
klar formuliert hat, auch in Zukunft die katholische Kirche und die gesamte Weltgemeinschaft leiten®,
winschte der Prasident des Zentralrats der Juden in Deutschland, Josef Schuster (mehr).

Franziskus habe sich mit Muslimen und Eziden tief verbunden* gefiihlt, in der ,christlichen Okumene
setzte er neue Akzente“, schrieben Rat und Haus der Religionen Hannover. ,Uber Religions- und Kon-
fessionsgrenzen hinaus verlieren wir in ihm einen Fursprecher aller Menschen, die am Rande der Ge-
sellschaft stehen, denen Ausgrenzung, Verachtung oder Feindschaft entgegengebracht wurden® (mehr).

2.2. CDU/CSU-SPD-Koalition legt Koalitionsvertrag 2025-2029 vor

Die Koalitionsparteien CDU, CSU und SPD haben sich auf einen Koalitionsvertrag geeinigt. Folgende
Passagen des Vertrags mit dem Titel ,Verantwortung fur Deutschland® (hier) nehmen Bezug auf die
Religionen und das interreligidse Miteinander:
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Dokumentation Koalitionsvertrag ,,Verantwortung fur Deutschland“

Leistungstrager und ihre Familien stehen im Mittelpunkt. [...] ,Der Respekt vor der Religionsfreiheit
und unterschiedlichen Religionsgemeinschaften, die in Deutschland heimisch sind, gehért fir uns dazu.”
(S. 3).

Demokratie- und Medienbildung ,Demokratiebildung, Medien- und Nachrichtenkompetenz stéarken wir
gemeinsam mit den Landern. Dazu unterstitzen wir bestehende Initiativen und das Bundesprogramm
,Kultur macht stark‘. Rassismus, Antisemitismus und Israelfeindlichkeit haben keinen Platz an Schulen
und Hochschulen. Schulen sollen von Antisemitismusforschung starker profitieren und Lehrkrafte sollen
befahigt werden, Antisemitismus zu erkennen und dagegen vorzugehen.“ (S. 72).

Demokratische Resilienz ,Das Vertrauen der Birgerinnen und Birger in die Funktionsfahigkeit unse-
res Staates ist ein Grundpfeiler unserer Demokratie. Die Koalitionsparteien sind sich ihrer diesbeziigli-
chen Verantwortung bewusst. Was die Feinde der Demokratie angeht, gilt der Grundsatz ,Null Toleranz'.
Es ist die gesamtstaatliche und gesellschaftliche Verantwortung, jedweder Destabilisierung unserer frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung entgegenzuwirken und dabei auch unsere Sicherheitsbehdr-
den nicht allein zu lassen. [...]

Wir treten allen verfassungsfeindlichen Bestrebungen und jedweder Gewalt mit derselben Entschlos-
senheit und Konsequenz entgegen — ob Rechtsextremismus, Islamismus, auslandsbezogenem Extre-
mismus oder Linksextremismus. [...]

Mit Vereinen und Verbanden, die von auslandischen Regierungen oder mit ihnen verbundenen
Organisationen gesteuert werden und die beziehungsweise deren Mitglieder oder Strukturen von Ver-
fassungsschutzdmtern beobachtet werden, wird es keine Zusammenarbeit geben. Wir fihren eine
Pflicht zur Offenlegung der Finanzierung dieser Vereine und Verbande ein und GUberwachen diese.

Wir bekdmpfen die Ausbreitung rechtsextremistischen Gedankenguts und rechtsextremistischer
Strukturen in unserer Gesellschaft systematisch und mit aller Entschlossenheit. Der Polarisierung und
Destabilisierung unserer demokratischen Gesellschaft und Werteordnung durch Rechtspopulisten und
-extremisten setzen wir eine Politik der Stérkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts, der Vielfalt,
Toleranz und Humanitat entgegen. Wir schaffen ein NSU-Dokumentationszentrum in Nirnberg.

Wir werden den Islamismus bekdmpfen und erarbeiten daflr einen Bund-Lander-Aktionsplan. Wir
entwickeln die ,Task Force Islamismuspravention® fort zu einem stédndigen Gremium im Bundesinnen-
ministerium, das sich umfassend mit diesem Phanomenbereich beschéftigt und den Aktionsplan beglei-
tet. Wir entwickeln mit den Landern eine Strategie zur konsequenten Verfolgung und Bek&mpfung links-
extremistisch motivierter Straftaten und Strukturen.

Deutschland tragt eine besondere Verantwortung im Kampf gegen Antisemitismus und fur den
Schutz judischen Lebens. Das Existenzrecht Israels ist deutsche Staatsrason. Die Sicherheit judischer
Mitburgerinnen und Mitblrger muss im digitalen wie im o&ffentlichen Raum, auch an unseren Schulen
und Hochschulen, gewahrleistet sein. Wir foérdern die Vielfalt des judischen Lebens in Deutschland und
stellen sicher, dass keine Organisationen und Projekte finanziell geférdert werden, die Antisemitismus
verbreiten oder das Existenzrecht Israels in Frage stellen. [...]

Kirchen und Religionsgemeinschaften leisten einen unverzichtbaren Beitrag fiir den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt und das Gemeinwohl. Wir férdern den interreligiosen Dialog und schitzen die
Religions- und Weltanschauungsfreiheit.” (S. 84-86).

Antisemitische Straftaten und Volksverhetzung ,,Im Rahmen der Resilienzstarkung unserer Demo-
kratie regeln wir den Entzug des passiven Wahlrechts bei mehrfacher Verurteilung wegen Volksverhet-
zung. Wir wollen Terrorismus, Antisemitismus, Hass und Hetze noch intensiver bekampfen und dazu
insbesondere den Tatbestand der Volksverhetzung verscharfen. Wir prifen, inwiefern eine Strafbarkeit
fur Amtstrager und Soldaten, die im Zusammenhang mit der Dienstaustibung antisemitische und extre-
mistische Hetze in geschlossenen Chatgruppen teilen, eingefihrt werden kann.“ (S. 90).

Ausweisung ,Wir haben in den letzten Jahren in Deutschland schwer ertragliche Taten und AuRerun-
gen zur Kenntnis nehmen missen, die den gesellschaftlichen Zusammenhalt erheblich belastet oder
gar beschadigt haben und deshalb auch zu gesetzlichen Anderungen auch im Ausweisungsrecht
gefuhrt haben. Wer den Aufenthalt in Deutschland missbraucht, indem er hier nicht unerheblich straffal-
lig wird oder gewalttatige Stellvertreterkonflikte auf deutschem Boden austragt, dessen Aufenthalt muss
beendet werden. Kinftig muss daher gelten: Bei schweren Straftaten fiihrt die Verurteilung zu einer
Freiheitsstrafe zu einer Regelausweisung. Dies gilt insbesondere bei Straftaten gegen Leib und Leben,
gegen die sexuelle Selbstbestimmung, bei Volksverhetzung, bei antisemitisch motivierten Straftaten
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sowie bei Widerstand und einem tatlichen Angriff gegen Vollstreckungsbeamte. Wir priifen Anderungs-
bedarf bei Ausweisung auch bei 6ffentlicher Aufforderung zur Abschaffung der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung.“ (S. 94)

Kultur und Medien ,Unser Land ist ein Kulturstaat, reich an Traditionen und Brauchen, an Kunst,
Architektur, Literatur und Musik, an Geschichte und religioser Vielfalt — in Stadt und Land. Unsere Kultur
ist das Fundament unserer Freiheit. [...]

Kunstfreiheit verlangt, dass fur Kunst keine inhaltlichen Vorgaben des Staates gelten durfen. Wir
fordern keine Projekte und Vorhaben, die antisemitische, rassistische und andere menschenverach-
tende Ziele verfolgen. Dies werden wir durch rechtssichere Férderbedingungen, Sensibilisierung und
Eigenverantwortung sicherstellen. (S. 119).

Menschenrechte [...] ,Religions- und Weltanschauungsfreiheit ist Gradmesser fir Demokratie, Rechts-
staatlichkeit und Geltung der Menschenrechte. Der Schutz religidser und weltanschaulicher Minderhei-
ten sowie insbesondere der Schutz der weltweit grofiten verfolgten Gruppe, der Christen, ist von
besonderer Bedeutung. Deshalb wird die Arbeit des Beauftragten der Bundesregierung fur weltweite
Religions- und Weltanschauungsfreiheit fortgesetzt.“ (S. 134-135).

Vertreter der islamischen Religionsgemeinschaften auRerten sich enttduscht tber den Vertrag. Der Ent-
wurf thematisiere das muslimische Leben in Deutschland kaum. Stattdessen ,steht der Islam nahezu
ausschlief3lich im Kontext von ,Islamismus‘ und Pravention®, sagte der Generalsekretar der Islamischen
Gemeinschaft Milli Gorls, Ali Mete. Muslimisches Leben bleibe im Koalitionsvertrag ,unerwahnt.”

Ahnlich duRerten sich der Vorsitzende des Islamrats, Burhan Kesici, und DITIB-Generalsekretar
Eylp Kalyon. Er sprach von einer ,verzerrten Betrachtung®, die der Lebensrealitat der Mehrheit der
Muslime in Deutschland nicht gerecht werde. Rund 90 Prozent der Muslime séhen sich als Teil dieses
Landes und leisteten einen Beitrag zur Gesellschaft. ,Dies ignoriert die Koalition. Das ist keine positive
Botschaft an die sechs Millionen Muslime in Deutschland und fiihrt dazu, dass sich viele von ihnen in
diesem Land nicht vertreten fuihlen* (mehr).

Positiv aulRerte sich der Prasident des Zentralrats der Juden, Josef Schuster: ,Die Vorhaben der
kinftigen Bundesregierung stimmen uns zuversichtlich. Eine erfolgreiche Bekampfung von Rechtsex-
tremismus und Antisemitismus sind fur die Zukunft Deutschlands von entscheidender Bedeutung®
(mehr).

3. Video

3.1. Pessach — Was ist das?

Religionen im Gesprach, Basics (13)

Gast: Rabbiner Gabor Lengyel, Hannover

Moderation: Wolfgang Reinbold, Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers (mehr).

3.2. War Jesus ein Prophet? Oder Gottes Sohn?

Forum am Freitag, ZDF

Gaste: Hamideh Mohagheghi, Wolfgang Reinbold, Hannover
Moderation: Abdul-Ahmad Rashid, ZDF (mehr).

4. Literatur: Neuerscheinungen

A. Grun/A. M. Karimi, Frei werden zum Wesentlichen. Ein Begleiter fir Fastenzeit und Ramadan, Min-
sterschwarzach 2025

J. Croitoru, Die Hisbollah. Irans Schattenarmee vor den Toren Israels, Munchen 2025

D. G. Konig (Hg.), Der Westen. Islamisch gepragte Perspektiven, Frankfurt a. M. 2025

I. Lang, Cyber Jihad. Wie Islamisten das Internet nutzen, Wiesbaden 2025

G. Tamer (Hg.), Islam. 2: Regionen, Lebensformen, Geistesgeschichte, Stuttgart 2025.

Hannover, den 28.4.2025
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 5, 2025

1. Niedersachsen

1.1. Haus der Religionen in Hannover feiert 20-jahriges Jubilaum

Mit einem Festakt und rund 120 Gasten aus Politik, Religionen und Gesellschaft hat das Haus der
Religionen in Hannover sein 20-jahriges Bestehen gefeiert.

Das Haus der Religionen sei ein unverzichtbarer Ort der Verstandigung, des Friedens und der Hoff-
nung, sagte Hannovers Oberbirgermeister und Schirmherr Belit Onay (Griine) in seinem GruRwort. ,Es
zeigt, dass Menschen unterschiedlichen Glaubens gut miteinander leben kdnnen.“ Regionsprasident
Steffen Krach (SPD) betonte die Notwendigkeit interreligiéser Bildung angesichts aktueller gesellschaft-
licher Spannungen und dankte dem Haus der Religionen fur sein langjahriges Engagement.

Die Bedeutung von Verstandigung, Respekt und interreligiésem Dialog hob auch die Bundestags-
abgeordnete Aydan Ozoguz (SPD) in ihrer Festrede hervor, die per Video tibermittelt wurde. Religioser
Extremismus, Antisemitismus, Muslimfeindlichkeit, Hass und Hetze wiirden immer spirbarer und lauter,
sagte Ozoguz, die Mitglied im Kuratorium des Hauses der Religionen ist. Allein im Zeitraum von 2022
bis 2023 habe sich die Zahl der antisemitischen Straftaten verdoppelt. Umso notwendiger sei die inter-
religiése Bildung, wie sie im Haus der Religionen beispielhaft vermittelt werde.

Der Vorsitzende des Hauses der Religionen, Professor Wolfgang Reinbold, betonte, dass eine reli-
gios vielfaltige Stadt ein interreligioses Bildungszentrum brauche. ,Das war und ist unsere Uberzeugung
seit der Griindung des Hauses vor 20 Jahren.“ Die evangelisch-katholische Epoche sei voriiber, so
Reinbold. ,Jede Schulklasse ist heute religids bunt — das bringt viele neue Fragen und Herausforderun-
gen mit sich, auf die wir gute Antworten geben missen.“ Die Basis daflr seien gegenseitiger Respekt
und die freiheitlich-demokratische Grundordnung. ,Daflr steht das Haus der Religionen heute und in
Zukunft.”

Zu den Gratulanten zahlte auch die vom Gemeinschaftswerk der Evangelischen Publizistik getra-
gene Kinderseite www.religionen-entdecken.de. Zwischen ihr und dem Haus der Religionen besteht seit
Jahren eine intensive Partnerschaft, etwa bei der Veroffentlichung des jahrlichen Interreligiésen Kalen-
ders und der App ,HolyDays“. ,Nach unserer Kenntnis gibt es nirgendwo einen so umfangreichen, gra-
fisch und technisch ausgereiften Interreligiosen Kalender. Es gibt ihn im Druck, fir das Smartphone und
als App. Wir von der Redaktion freuen uns schon auf die néchsten Projekte und Ideen!”, sagte religio-
nen-entdecken.de-Redakteur Moritz Vogel.

Im Rahmen der Feierlichkeiten wurde der neue, 630 Quadratmeter grof3e Platz vor dem Haus der
Religionen offiziell eroéffnet. Die Stadt Hannover hatte die Grunflache, die zuvor vor allem von Hunden
genutzt worden war, aus Anlass des Evangelischen Kirchentags neugestaltet (s. Mitteilungen 1/2025,
S. 2). Wahrend des Kirchentags konnten die Teilnehmenden in workshops Elemente einer ,Stadt des
Friedens“ in Sandsteinblocke meil3eln, unter Anleitung des Steinmetzes Andreas Textores (mehr;
Video). Die Installation zahlte der Evangelische Kirchentag. Die Umgestaltung des Platzes nach Planen
von Stadtgestalter Thomas Gobel-Grol3 wurde aus dem Programm ,Hannover schafft Platz* finanziert.
Das Haus der Religionen tibernahm eine Patenschatft fur die Grinflache (mehr).

Ein besonderes Geschenk Uberbrachte der erste Vorsitzende des Yezidischen Forums Oldenburg,
llyas Yanc. Er dankte fur die langjéhrige, vertrauensvolle Zusammenarbeit und Uberreichte als Zeichen
der Wertschatzung einen Feigenbaum (mehr).

Das Haus der Religionen in Hannover ist das erste und bisher einzige Zentrum fir interreligidse und
interkulturelle Bildung in Deutschland. Seine Wurzeln reichen bis ins Jahr 1991 zuriick. Wahrend des
zweiten Golfkriegs schlossen sich seinerzeit engagierte Frauen und Manner zu interreligidsen
Gesprachskreisen zusammen. Zum Evangelischen Kirchentag 2005 fand das Netzwerk eine feste
Bleibe in den Raumen der damaligen Athanasiusgemeinde. Hinter dem Haus stehen die Gemeinschaf-
ten der Christen, Juden, Muslime, Hindus, Buddhisten, Bahai, Aleviten, Jesiden und Humanisten. Eine
vergleichbare Bildungsstétte gibt es in Europa nur noch in der Schweizer Hauptstadt Bern (seit 2014).
Schirmherr des Hauses der Religionen ist Oberbirgermeister Belit Onay (mehr).

1.2. Was sonst noch war

— Innenministerin Behrens: ,Rekordhoch® politisch motivierter Straftaten in Niedersachsen; islamistisch
motivierter Terrorismus stellt ,weiterhin eine ernstzunehmende Gefahr dar“ (mehr)

— Regionalbischéfin Petra Bahr wird Staatssekretérin im Bildungs- und Familienministerium des Bundes
(mehr).

— Regionalbischéfin Ruck-Schroder wird Préses der Kirche von Westfalen (mehr).


https://www.landeskirche-hannovers.de/presse/tagesthemen/2025/05/22-die-stadt-des-friedens-ist-eroeffnet
https://wissen.hannover.de/Einrichtungen/Landeshauptstadt-Hannover/Baustelle-%E2%80%9EStadt-des-Friedens%E2%80%9C-am-Haus-der-Religionen-Hannover
https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Verwaltungen-Kommunen/Die-Verwaltung-der-Landeshauptstadt-Hannover/Dezernate-und-Fachbereiche-der-LHH/Wirtschaft-und-Umwelt/Fachbereich-Umwelt-und-Stadtgr%C3%BCn/Aktuelle-Informationen-aus-dem-Fachbereich/Neue-Gartenoase-am-Haus-der-Religionen
https://www.facebook.com/Yezidisches.Forum.Oldenburg.e.V/posts/20-jahre-haus-der-religionen-yezidisches-forum-oldenburg-%C3%BCberreicht-friedensbaum/703414792061959/
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https://www.mi.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/politisch-motivierte-kriminalitat-in-niedersachsen-2024-deutlicher-anstieg-der-gesamtstraftaten-zahlen-auf-rekordhoch-241571.html
https://www.landeskirche-hannovers.de/presse/pressemeldungen-landeskirche/2025/05/07-regionalbischoefin-petra-bahr-wechselt-als-staatssekretaerin-nach-berlin
https://www.landeskirche-hannovers.de/presse/pressemeldungen-landeskirche/2025/03/29-regionalbischoefin-adelheid-ruck-schroeder-wird-neue-praeses-der-kirche-von-westfalen
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2. Allgemeine Lage

2.1. Studie: Hinweise zur Lebensfihrung im Alltag pragen Moscheepredigten

Das Forschungszentrum fir Islam und Recht in Europa an der Friedrich-Alexander-Universitat Erlan-
gen-Nurnberg (FAU) ist der Frage nachgegangen, ob und inwieweit in deutschen Moscheen radikale
Inhalte gepredigt werden. Die Studie kommt zu dem Schluss: Es sind nicht Hasspredigten, die dominie-
ren, sondern Hinweise fir eine religids-moralische Lebensfihrung im Alltag, so Islamwissenschaftler
Jorn Thielmann. ,Mainstream-Predigten® behandelten meist Themen des religiésen Alltagslebens wie
zwischenmenschliche Beziehungen, Erziehung, Bildung, Tugenden und Spiritualitat.

,Oft geht es in den Predigten um allgemeine moralische Ermahnungen und Hinweise, die auch jeder
nicht glaubige Mensch unterschreiben kénnte®, so Projektleiter Thielmann. ,Thematisiert wird beispiels-
weise, dass es wichtig es ist, seine Kinder auf deren Bildungsweg zu fordern, in der Familie respektvoll
miteinander umzugehen, eine gute Nachbarschaft zu pflegen, sich zum Wohl der Gesellschaft einzu-
bringen oder sich fur den Umweltschutz und hilfsbedurftige Menschen einzusetzen.*

Die Predigten befassten sich auch mit gesellschaftlichen und politischen Themen wie Krieg und Frie-
den, Terrorismus, Extremismus, Heimat, Integration, Migration, Rassismus, Diskriminierung und Islam-
feindlichkeit. ,Muslimische Verbande sprechen die negativen Erfahrungen von Musliminnen und Musli-
men einerseits deutlich an, mahnen aber gleichzeitig zu einer konstruktiven und friedlichen Bewaltigung
dieser Erfahrungen®, so Thielmann. ,Sie vermitteln ihren Glaubigen die konsequente Ablehnung von
Extremen und Gewalt und eine Orientierung an der ,Gemeinschaft der Mitte‘, also der MaRigung. Sie
fordern daher nachdriicklich zu rechtstreuem, aktivem Engagement nicht nur fir andere Musliminnen
und Muslime, sondern fiir die gesamte Gesellschaft auf.”

Grundlage der Studie sind Auswertungen von online veréffentlichten Predigten der drei groRen mus-
limischen Verbande DITIB, Islamische Gemeinschaft Milli Goris (IGMG) und Verband der Islamischen
Kulturzentren (VIKZ). Diese stunden fir etwa 1.500 von insgesamt etwa 2.300 Moscheen und Gebets-
raumen in Deutschland. Hinzu kamen stichprobenartige Vergleiche, um sicherzugehen, dass die Pre-
digten auch tatséachlich so gehalten wurden und dass sich die turkische und die deutsche Fassung nicht
unterschieden.

Thielmanns Fazit: ,Die Predigten, die in den Moscheen der bekannten turkischstammigen Verbande
gehalten werden, haben vollig akzeptable Inhalte und beinhalten nichts, an was man sich reiben
misste.” Fur den Islamwissenschaftler ergeben sich dagegen andere Handlungsempfehlungen: ,Leider
findet die Tatsache, dass in den Predigten regelméaRig zum gesamtgesellschaftlichen Engagement auf-
gerufen wird und ethische Positionen vertreten werden, die Uberall Akzeptanz finden sollten, weder in
den Medien noch in der Politik Gehdr und damit auch nicht in einer breiteren Offentlichkeit.”

Die Studie ist eines von sechs Teilprojekten des Projekts ,Wechselwirkungen®. Das Projekt ging von
2000 bis 2024 der Frage nach, wie sich gesellschaftliche Diskurse um Islamismus auf muslimische
Communitys auswirken und welche Folgen Maf3nahmen gegen Radikalisierung fir sie haben (mehr).

Islamische Verbande begri3ten die Studie und ihre Ergebnisse. Der Generalsekretar der Milli Gorus,
Ali Mete, sagte, sie wirde mit falschen Vorurteilen aufréumen. ,In den Moscheen der etablierten islami-
schen Religionsgemeinschaften in Deutschland stehen Verantwortung, ethische Orientierung und
gesellschaftliches Miteinander im Zentrum der Predigten. Die Untersuchung belegt, dass sich die Inhalte
Uberwiegend mit alltagsnahen, moralisch fundierten und konstruktiven Themen befassen®“. Moscheen
seien keine ,Orte der Radikalisierung“. Ahnlich 4uRRerte sich der DITIB-Bundesverband. Er appellierte
an Medien und Politik, ,einen starkeren Fokus auf diesen Aspekt zu setzen und diesen Beitrag mehr zu
wirdigen® (mehr).

2.2. Turkische Religionsbehérde Diyanet darf kiinftig Koranausgaben zensieren
Die turkische Religionsbehorde Diyanet erhalt die Deutungshoheit Giber den Koran in der Tirkei. In ei-
nem neuen Gesetz heif3t es, sie durfe Koranubersetzungen ,zerstéren®, die sie ,fur unzulassig befindet”.

Die Veroffentlichung unzuléassiger Interpretationen kdnne untersagt und bereits veréffentlichte Schrif-
ten eingezogen werden. Das Verbot gelte auch fir religiose Texte im Internet sowie Audio- und Film-
aufnahmen. Eine Klage gegen ein Verbot habe keine aufschiebende Wirkung.

Regierungskritische Theologen und Kommentatoren sprachen von Zensur. Sie beklagten ein Ende
des religidsen Pluralismus und die Dominanz eines vom Staat vorgegebenen ,offiziellen Islams®. Zu den
scharfsten Kritikern der Novelle z&hlt der Theologe Mustafa Oztirk, der fiir Ubersetzungen bekannt ist,
die den Koran in seinem historischen Kontext interpretieren.

Prasident Recep Tayyip Erdogan hatte der Religionsbehérde zuvor per Dekret erweiterte Kompe-
tenzen Ubertragen. Dies war jedoch vom Verfassungsgericht als verfassungswidrig verworfen worden.
Nun wurden die Neuerungen als Teil eines umfangreichen Gesetzespakets verabschiedet. Zugleich
wurde festgeschrieben, dass die Diyanet Seelsorge und andere religiése Dienstleistungen in Schulen,
Studentenheimen, Jugendzentren, Freizeitlagern, Krankenh&usern und Gefangnissen anbieten dirfe,
um ,die Gesellschaft Uber Religion aufzuklaren® (mehr).
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2.3. NRW: Ministerprisident Wiist zeichnet ilkay Giindogan mit der Mevliide-Genc-Medaille aus
Der nordrhein-westféalische Ministerprasident Hendrik Wist ehrt den Ful3ballspieler und ehemaligen
Kapitan der deutschen Nationalmannschaft ilkay Giindogan mit der Mevliide-Geng-Medaille des Landes
NRW. Der geburtige Gelsenkirchener setze sich seit Jahren fur ein respektvolles Miteinander ein und
spreche sich fir die verbindende Kraft des FuBballs aus, der die Menschen zusammenbringen und
gesellschaftliche Spaltung Uberwinden kénne, so die nordrhein-westfélische Staatskanzlei.

Jlkay Gindogan ist mehr als ein FuRballstar. Als erster Spieler mit Migrationshintergrund hat er es
bis zum Kapitén unserer Nationalmannschaft geschafft — ein Vorbild fur viele junge Menschen, und das
weit Uber den Sport hinaus. Neben seinen herausragenden Leistungen auf dem FuRballplatz setzt sich
ilkay Giindogan seit vielen Jahren fiir ein friedliches Miteinander in Deutschland ein. Er erhebt die
Stimme gegen Hass, Ausgrenzung und Rassismus — und sendet so ein kraftvolles Signal in eine
Gesellschaft, die immer wieder auf die Probe gestellt wird®, so Ministerprasident Hendrik Wist.

Die Mevlude-Gencg-Medaille wurde 2018 gestiftet. Sie wird an Personen verliehen, die sich fir Ver-
stéandigung und Toleranz einsetzen. Die Verleihung erinnert an die Nacht des 29. Mai 1993, in der vier
Jugendliche Brandséatze in das Haus der Familie Geng¢ warfen. Mevlide und Durmus Geng verloren
zwei Tochter, zwei Enkelkinder und eine Nichte. Siebzehn Familienmitglieder wurden zum Teil schwer
verletzt. Die Verleihung der Medaille erfolgt jahrlich durch den Ministerprasidenten (mehr).

2.4. Was sonst noch war

— DITIB veroffentlicht Bericht zu Moscheetibergriffen im Jahr 2024; neuer Hochststand (mehr)

— Bundesverband der Recherche- und Informationsstellen Antisemitismus (RIAS) veroffentlicht Jahres-
bericht 2024 Gber antisemitische Vorfélle; neuer Hochststand (mehr)

— GieRen: Grundsteinlegung fiir neue ,Zentralmoschee” der DITIB (mehr)

— Bielefeld: Bundesanwaltschaft Ubernimmt Ermittlungen nach Messer-Angriff; mégliches terroristi-
sches, islamistisches Motiv (mehr)

— Hamburg: Junger Syrer stoppt Messer-Angriff (mehr); gezielte Falschmeldungen im Umlauf (mehr).

3. Video

Opferfest — Was ist das?

Religionen im Gesprach, Basics (14)

Gast: Imam Ajdin Suljakovic, Osnabriick

Moderation: Wolfgang Reinbold, Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers (mehr).

4. Literatur: Neuerscheinungen

K. Amirpur/D. El Omari/l. Overbeck (Hg.), Frau, Leben, Freiheit. Emanzipatorische Potenziale, Baden-
Baden 2025

M. Asseburg, Der 7. Oktober und der Krieg in Gaza, Minchen 2025

F. Bergeaud-Blackler, Kalifat nach Plan. Frérismus und seine Netzwerke in Europa, Tlbingen 2025

D. El Omari, Feministische und geschlechtersensible Koranexegese, Baden-Baden 2025

A. Fathollah-Nejad, Iran. Wie der Westen seine Werte und Interessen verrét, Berlin 2025

O. Glockner/G. Jikeli (Hg.), Antisemitismus in Deutschland nach dem 7. Oktober 2023, Baden-Baden
2025

A. Gresh, Israel-Palastina. Hintergrinde eines Konflikts, Zurich 2025

W. Hasrat-Nazimi, Rauslander — unsere Koffer sind gepackt. Die katastrophalen Folgen von Rassismus,
Ausgrenzung und Diskriminierung, Hamburg 2025

Islamismus, in: Aus Politik und Zeitgeschichte. Zeitschrift der Bundeszentrale fur politische Bildung
75/2025; darin u.a.: G. Krdmer, Kleine Geschichte des Islamismus; M. Kiefer, Islamismus in Deutsch-
land; M. Kayman, Islamismus und die Rolle der Islamverbande (hier)

J. Junk/M. Kahl, Wie Deutschland mit Islamismus umgeht. Bestandsaufnahme und Trends seit 2001,
Frankfurt 2025

C. Leder/T. Sara¢ (Hg.), Liebe ist halal. Queer und Muslimisch, Berlin 2025

A. Mohammed, Der europaische Islam. Grundlagen — Hirden — Konturen, Wiesbaden 2025

A.-H. Ourghi, Die Liebe zum Hass. Israel, 7. Oktober 2023, Minchen 2025

A. Toprak, Toxische Mannlichkeitsbilder in muslimischen Milieus, Giel3en 2025.

Hannover, den 5.6.2025
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 6, 2025

1. Niedersachsen

1.1. Erste Moschee in Bremervdrde feierlich eingeweiht

In feierlichem Rahmen ist in Bremervorde eine Moschee der Islamischen Gemeinschaft Millt Goris
(IGMG) eroffnet worden. Es ist die erste Moschee in der Region Bremervdérde. Sie bietet Platz fur 150
Menschen.

Der Vorsitzende des Bremervérder IGMG-Ortsvereins, Mehmet Siizen, sagte, die Moschee sei ,nicht
nur ein Ort des Gebetes, sondern auch des Miteinanders.“ Die Mitglieder des Vereins, deren Herkunft
vielfaltig sei, vereine die Vision eines friedlichen Zusammenlebens. Biurgermeister Michael Hanneba-
cher (parteilos) sprach von einem besonderen Tag fir Bremervorde. Die Eréffnung der Moschee sei ein
Zeichen fir die ,Vielfalt in unserer Stadt.” ,Uns pragen gemeinsame Werte — Gastfreundschaft und der
Wunsch auf ein friedliches Zusammenlebe.” Der Prasident der Islamischen Forderation Bremen, Ekrem
Koémircu, betonte, die Moschee solle ein Ort der Offenheit sein. ,Diese Moschee ist ein Haus, das allen
Menschen in Bremervorde offensteht — unabhéngig von Herkunft und Religion.” Austausch sei eine
Madglichkeit, Vorurteile abzubauen.

Der Verein hatte die Rdaume im Oktober 2024 erworben und seither umgebaut. Die Anzahl der
Teilnehmer am Freitagsgebet liegt nach eigenen Angaben bei etwa 100 Personen (mehr).

1.2. Hildesheim: Interreligioser Kreis ,,Abrahams Runder Tisch” verleiht ersten ,,ART-Preis“
Erstmals hat der interreligidse Arbeitskreis ,Abrahams Runder Tisch® In Hildesheim einen Preis fir
Jugendliche vergeben, die sich mit den Themen Toleranz, Verstandigung und Nachstenliebe auseinan-
dersetzen.

22 Beitrage zum Thema ,Menschheitsfamilie“ seien aus den Schuljahrgéngen acht bis zehn einge-
gangen, darunter Podcasts, Lieder, Gedichte, ein Cartoon und Videos, teilten die Veranstalter mit. ,Die
Zeit ist reif fUr so einen Preis”, sagte der Sprecher von Abrahams Runder Tisch, Emin Tuncay, bei der
Preisverleihung im Roemer-und-Pelizaeus-Museum.

Auf Platz eins landete der Kurs evangelische Religion der 9e des Gymnasiums Mariano-Josephinum
mit dem Video ,Eine Menschheitsfamilie — eine Mission!* Die Jury sei beeindruckt von der Qualitat,
Kreativitat und Tiefe der Beitrage, sagte Jury-Mitglied Christoph Schwendy von der Fakultat Gestaltung
der Hochschule fur angewandte Wissenschaft und Kunst in Hildesheim. Abrahams Runder Tisch setzt
sich seit 30 Jahren fur Frieden und Verstandigung ein (mehr).

1.3. Was sonst noch war

— Osnabrick: ,Transkulturelles und interreligidses Lernhaus der Frauen® abgeschlossen; ,Lernhaus der
Manner“ soll ab September folgen (mehr)

— Verfassungsschutz: Innenministerin Daniela Behrens stellt Bericht fur das Jahr 2024 vor; ,Rechts-
extremismus bleibt gro3te Gefahr* (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Kiel: Empodrung liber Ereignisse wahrend einer ,,Islamwoche® an der Universitat

In die Diskussion um die Vorfalle wéhrend einer ,Islamwoche” an der Christian-Albrechts-Universitét
Kiel (CAU) hat sich Schleswig-Holsteins Ministerprasident Daniel Glinther (CDU) eingeschaltet. Die in
den Medien geschilderten Vorgange seien ,unertraglich und mussen schnellstmdglich aufgeklart wer-
den®, forderte er. ,Geschlechtertrennung, antisemitische Botschaften und das Verbreiten extremisti-
scher Ideologien haben an unseren Hochschulen keinen Platz, und sie widersprechen fundamental den
Werten unseres demokratischen Rechtsstaates®, sagte Ginther.

Die ,Islamische Hochschulgruppe® hatte Anfang Mai eine Aktionswoche in der Universitat veranstal-
tet. Dabei sei unter anderem ein salafistischer Redner aufgetreten, und es habe eine nach Geschlech-
tern getrennte Sitzordnung gegeben. Die Universitat sei ein Ort der Meinungsfreiheit, der Wissen-
schaftsfreiheit und der Gleichberechtigung, sagte der Ministerprasident. ,Wer diese Freiheit nutzt, um
Hass und Ausgrenzung zu verbreiten, missbraucht sie“ (mehr).

Ein ahnlicher Vorgang wurde aus der Berliner Charité bekannt. Auch hier hatte eine islamische Hoch-
schulgruppe offenbar die Geschlechter bei einer Veranstaltung an der Universitat getrennt (mehr). Die
Charité erklarte dazu, die Berichte wirden geprift. ,Sollte eine solche Veranstaltung stattgefunden
haben, wiirde sie den Werten der Charité diametral entgegenstehen® (mehr).
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2.2. Hamburg: Empdrung Gber Auftritt eines antisemitischen Diyanet-Funktionars

Im Hamburg ist das ,Bindnis Islamischer Gemeinden® (BIG), das Mitglied der Schura Hamburg ist, in
die Kritik geraten. Das Bundnis, das Geld aus Mitteln des Bundesfamilienministeriums fir Islamis-
muspravention erhalt, hatte den bekennenden Hamas-Verehrer Enbiya Yildirim (mehr) zu zwei Vortra-
gen eingeladen. Yildirim ist ein ranghohes Mitglied der tirkischen Religionsbehérde Diyanet.

BIG erklarte dazu, die AuRerungen Yildirims in den sozialen Medien seien dem Biindnis nicht
bekannt gewesen. ,Die problematischen Informationen erreichten uns leider erst unmittelbar nach dem
bereits stattgefundenen Besuch.” Man bedauere die Angelegenheit und werde in Zukunft 6ffentliche
AuRerungen kommender Referenten intensiver priifen (mehr).

2.3. EKD distanziert sich von Erklarung des Okumenischen Rates der Kirchen zu Israel
Die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) hat sich von einer Erklarung des Okumenischen Rates
der Kirchen (ORK) zu Palastina und Israel distanziert.

Der ORK hatte bei der Tagung seines Zentralausschuss im siidafrikanischen Johannesburg unter
anderem ,verlangt, dass die Realitat der Apartheid beim Namen genannt wird: Wir anerkennen und
verurteilen das System der Apartheid, das Israel dem palastinensischen Volk auferlegt und damit das
Vélkerrecht und das moralische Gewissen verletzt” (hier).

Die EKD erklarte dazu, der Begriff ,Apartheid” beschreibe ,die komplexe Realitét in Israel und den
palastinensischen Gebieten nicht in geeigneter Weise*. Der Begriff entstamme ,dem spezifischen his-
torischen Kontext des slidafrikanischen Systems der gesetzlich verankerten rassistischen Trennung
und Unterdriickung.“ Eine Ubertragung dieses Begriffs auf die Situation in Israel und den besetzten
Gebieten ,greift aus unserer Sicht zu kurz und tragt nicht zu einer sachgerechten und verantwortlichen
Debatte bei“. Zugleich mussten ,Unrecht und Leid durch die fortgesetzte Besatzung des Westjordan-
landes und den Krieg in Gaza“ benannt werden (mehr).

Ahnlich duRerte sich der Vorsitzende des ORK, Heinrich Bedford-Strohm, in der ZEIT. Er selbst habe
versucht, den Begriff ,Apartheid“ zu verhindern, ,weil es ein Trigger-Begriff ist, der starke Emotionen
weckt und ein sachliches Gesprach eher erschwert®. Das Papier insgesamt trage er aber mit. Es misse
moglich sein, auch ,dieses himmelschreiende Unrecht so deutlich anzusprechen, wie es notwendig ist*
(mehr).

Der Prasident der Europaischen Rabbinerkonferenz, Pinchas Goldschmidt, hatte die EKD zuvor auf-
gefordert, aus dem ORK auszutreten. Die Gleichsetzung der Politik Israels mit Apartheid sei ,nicht nur
historisch falsch, sondern gefahrlich“. Sie gieRe ,Ol ins Feuer des global anwachsenden Antisemitis-
mus.“ Dem ORK mit Sitz in Genf gehdéren nach eigenen Angaben derzeit weltweit Kirchen in mehr als
120 Landern an, die rund 580 Millionen Christen vertreten (mehr).

2.4. Islamische Gemeinschaften in Europa verabschieden ,,Gaza-Deklaration*

Fuhrende islamische Organisationen aus Europa haben ein sofortiges Ende der Gewalt im Gazastreifen
gefordert. Unter dem Titel ,Gaza-Deklaration” prasentierten Vertreter von Religionsgemeinschaften aus
Deutschland, Frankreich, Osterreich, Belgien, Norwegen, den Niederlanden, Danemark und Italien inre
Position bei einer Pressekonferenz in Brissel.

Der Vorsitzende des Islamrats in Deutschland, Burhan Kesici, verlas die deutsche Fassung des Tex-
tes im Namen des Koordinationsrat der Muslime. Die Erklarung fordert ein ,Ende des Vodlkermordes*
und einen ,sofortigen Waffenstillstand“. Sie prangert an, im Gazastreifen seien tiber 58.000 Menschen
durch israelische Angriffe getotet worden, unter ihnen viele Kinder. Der Zugang zu Wasser und Nahrung
sei lebensgefahrlich, ,Hunger wird gezielt als Kriegswaffe eingesetzt”.

Die Reaktionen europaischer Regierungen seien ,weitgehend symbolisch®. ,Das wirft Fragen auf:
Wie lasst sich das Bekenntnis zu den Menschenrechten mit dieser Zuriickhaltung vereinbaren?“ Die
Unterzeichnenden betonten, man habe stets ,das Téten unschuldiger Menschen verurteilt — egal ob von
Israel, der Hamas oder anderen Gruppen®. Frieden sei nur auf Basis von Gerechtigkeit moglich. ,Wer
Gerechtigkeit fordert, muss sich an das Voélkerrecht halten — auch dann, wenn es um enge Partner geht.*

Unterzeichnet wurde die Erklarung vom Koordinationsrat der Muslime in Deutschland (KRM), dem
Franzdésischen Rat fiir den Islam (CFCM), der Islamischen Glaubensgemeinschatft in Osterreich (IGGO),
dem Exekutivorgan der Muslime in Belgien (EMB), dem Islamrat Norwegens (IRN), dem Kontaktorgan
der Muslime und der Regierung in den Niederlanden (CMO), der D&nisch-Muslimischen Union (DMU)
sowie der Union Islamischer Gemeinschaften und Organisationen Italiens (UCOII). Nach eigenen
Angaben vertreten die Gemeinschaften mehr als 15.000 Moscheen (mehr).

2.5. Syrien: Selbstmordattentater sprengt sich in Kirche in die Luft

Ein Selbstmordattentater hat Dutzende Menschen in einer griechisch-orthodoxen Kirche in der syri-
schen Hauptstadt Damaskus getétet oder schwer verletzt. Nach Angaben des syrischen Innenministe-
riums hat sich der sogenannte ,Islamische Staat (IS) zu dem Anschlag bekannt.
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Der Vorsitzende der Orthodoxen Bischofskonferenz in Deutschland, Metropolit Augoustinos, forderte
einen besseren Schutz der christlichen Minderheiten in Syrien. Der Vorsitzende der katholischen Deut-
schen Bischofskonferenz, Georg Bétzing, sagte, die Morde sendeten die Botschaft aus, dass die Chris-
ten in Syrien an Leib und Leben gefahrdet seien. ,Und es ist zu beflrchten, dass viele dies als Aufruf
verstehen, dem Heimatland den Riicken zu kehren.“ Ahnlich duRerte sich der Okumenische Rat der
Kirchen (mehr).

Die Gesellschaft fur bedrohte Vélker (GfbV) forderte Politik und Medien erneut auf, die neuen Macht-
haber nicht zu verharmlosen. ,Die sunnitischen Milizen, die die Macht in Syrien tbernommen haben,
unterscheiden sich kaum vom IS. Daher haben diese Milizen auch seit Beginn des syrischen Birger-
kriegs kein Interesse, den IS zu bekampfen®, sagte der Nahostreferent der GfbV, Kamal Sido. Bis zum
Beginn der Revolte gegen den damaligen Prasidenten Baschar al-Assad im Méarz 2011 sei Syrien nach
Agypten das Land mit der groRten christlichen Minderheit im Nahen Osten gewesen. ,Dort lebten zwei
bis drei Millionen Glaubige.“ Heute werde ihre Zahl auf etwa 300.000 geschéatzt (mehr).

2.6. Was sonst noch war

— Hamburg: Schulsenatorin und Religionsgemeinschaften verabschieden Erklarung ,Hamburgs Vielfalt
fordern und schitzen — Hamburg und seine Religionsgemeinschaften zeigen Haltung fiir ein respekt-
volles dialogisches Miteinander® (mehr)

— Berlin: House of One will Kosten des geplanten Baus drastisch senken; ,der ganze Besteckkasten,
den man sich vorstellen kann, steht jetzt zur Diskussion“ (mehr)

— Bremen: Projektmanagerin Maria Esfandiari zur Prases der evangelischen Kirche gewahlt (mehr)

— Srebrenica: Tausende Teilnehmer bei Friedensmarsch zum 30-jahrigen Gedenken an den Vélkermord
in Bosnien (mehr).

3. Video

Aschure — Was ist das?

Religionen im Gesprach, Basics (15)

Gast: Yilmaz Kahraman, Bund der Alevitischen Jugend in Nordrhein-Westfalen
Moderation: Wolfgang Reinbold, Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers (mehr).

4. Meinungsforschung
Neue Umfragen: Sakularisierung schreitet voran
Die Minsteraner Soziologen Detlef Pollack und Gergely Rosta haben eine erneut aktualisierte und
erweiterte dritte Auflage ihres Standardwerks ,Religion in der Moderne. Ein internationaler Vergleich®
vorgelegt. Wichtigstes Ergebnis: ,Die zunehmende Sakularisierung, also der Ruckgang religidser Bin-
dungen, betrifft nicht nur die Regionen Westeuropas, in denen diese Tendenzen seit langem beobachtet
werden, sondern auch bisherige religidse Hochburgen wie Polen und die USA sowie Sudkorea und
Japan. Das gilt auch fur muslimisch gepragte Staaten in Nordafrika sowie die Turkei und den Iran.”
,Die Religionssoziologie beobachtet seit Jahrzehnten Rickgange in der Bindung an Religion und
Kirche in Westeuropa und dabei auch in Westdeutschland. Die dramatischen Abbriiche auf dem welt-
weiten religidsen Feld in den vergangenen Jahren, die wir im Buch aufgrund neuer Daten zeigen, sind
allerdings selbst fUr einen Sakularisierungstheoretiker wie mich Gberraschend gekommen®, erklarte Det-
lef Pollack in einer Pressemitteilung der Universitat Munster. Die Gultigkeit der Sakularisierungstheorie,
nach der der Bedeutungsriickgang von Religion und Kirchen mit Prozessen der Modernisierung im
Zusammenhang steht, sei entgegen erneuter Kritik von Theologen nicht zu bestreiten (mehr).

5. Literatur: Neuerscheinungen

St. Claal3/R. Zager (Hg.), Anders glauben. Gemeinsam feiern. Praxisbuch fur bireligiose Feiern in
Familie und Gemeinde, Neukirchen-Viuyn 2025

Evangelische Kirche im Rheinland (Hg.), Arbeitshilfe zu Gottesdiensten anlasslich christlich-muslimi-
scher EheschlielBungen, Disseldorf 2024 (hier)

D. Pollack/G. Rosta, Religion in der Moderne. Ein internationaler Vergleich, 3. Auflage, Frankfurt/New
York 2025.

Hannover, den 14.7.2025
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 7, 2025

1. Niedersachsen

1.1. Antisemitismusbeauftragter: Gaza Krieg schiirt Antisemitismus in Deutschland

Der Niedersachsische Beauftragte fiir den Schutz jidischen Lebens, Gerhard Wegner, hat vor einer
Instrumentalisierung des Krieges in Gaza gewarnt.

Es sei verstandlich, ,dass Menschen angesichts der humanitaren Katastrophe in Gaza Israels mili-
tarisches Vorgehen kritisieren.“ Der Krieg musse umgehend beendet und Hilfslieferungen im grof3en
Ausmal ermoglicht werden. Die Geiseln missten unverziglich freigelassen werden und das Leiden
~der Menschen in Gaza und Israel endlich ein Ende haben.“ Es brauche umfassende humanitare Hilfe,
auch zum Wiederaufbau.

Unubersehbar sei, dass diese Situation ,von interessierten Gruppen aller Seiten immer mehr zum
Anstacheln des Hasses gegen Judinnen und Juden in Niedersachsen® genutzt werde, so Wegner wei-
ter. ,Wir diirfen nicht zulassen, dass Jidinnen und Juden bei uns mit wachsendem aggressivem Hass
tiberzogen werden. Manche werden derzeit in aller Offentlichkeit, auf der StraRe, in der Bahn, in der
Schule, in der Universitat bedroht, wenn sie sich als Judinnen und Juden zu erkennen geben. Andere
werden als Kindermérder beschimpft. Einen Davidstern verbergen sie unter einem Schal, die Kippa wird
abgesetzt.”

Zu oft werde ,ein Vergleich von Holocaust Verbrechen und der Situation in Gaza gemacht, als wéaren
Juden heute die neuen Nazis.“ Das sei eine ,wahrhaft unglaubliche, menschenverachtende Identifika-
tion, die den Judenhass weiter antreibt.”

Zugleich durfe nicht zugelassen werden, so Wegner, dass Musliminnen und Muslime ,pauschal fur
die Verbrechen der Hamas am 7. Oktober 2023 und in der Folgezeit* verantwortlich gemacht wirden.
.Die Ubergrof3e Mehrheit der Muslime verurteilt das aktuelle Vorgehen der israelischen Regierung in
Gaza, aber sie verurteilt genauso den menschenverachtenden Terror der Hamas, der sich gegen Israel
richtet, und auch gegen Palé&stinenserinnen und Paldstinenser in Gaza“ (mehr).

1.2. Was sonst noch war

— Garbsen: Verwaltung bescheidet Bauvoranfrage der Islamischen Gemeinschaft Milli Gériis zum Bau
einer Moschee in den Raumen einer ehemaligen Sparkasse positiv; Kritik aus der CDU (mehr); Stadt
Garbsen richtet eine umfangreiche FAQ-Seite ein (hier)

— Gottingen: Gesellschaft fur bedrohte Volker verlangt Abschiebestopp fir Jesiden (mehr)

— Gottingen: Gesellschaft fir bedrohte Volker beklagt anhaltende Gewalt gegen Drusen und Alawiten
in Syrien (mehr)

— Hannover: Trauer um den ehemaligen evangelischen Landessuperintendenten Hartmut Badenhop
(mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Hessen: DITIB scheitert mit Klage zu Islamunterricht

Eine Klage des islamischen Verbands DITIB zum Islamunterricht in Hessen ist vom Verwaltungsgericht
Wiesbaden abgewiesen worden. Mit der Klage wollte der Verband erreichen, dass ein parallel zum
islamischen Religionsunterricht angebotener, in alleiniger staatlicher Verantwortung durchgefiihrter
LIslamunterricht wieder abgeschafft wird. Die Kammer wies dies als unbegriindet zurtck.

Neben dem bekenntnisorientierten Islamunterricht, an dem DITIB mitwirkt, gibt es in Hessen seit
sechs Jahren einen ausschlieBlich staatlich organisierten Islamunterricht. Er entstand seinerzeit, weil
Hessen nicht mehr mit DITIB kooperieren wollte. Das wurde ihm jedoch gerichtlich untersagt (s. Mittei-
lungen 5/2022, S. 2).

DITIB klagte nun, dieser Unterricht sei ein ,Konkurrenzangebot® zum bekenntnisorientierten islami-
schen Religionsunterricht. Er misse wieder abgeschafft werden. Dem folgte das Gericht nicht. In der
Beweisaufnahme mit Schulleitungen und Lehrkraften seien keine Anhaltspunkte dafir gefunden wor-
den, ,dass das Land Hessen systematisch oder auch nur Uber den Einzelfall hinaus, Ressourcen
zulasten des bekenntnisorientierten Islamunterrichts zum Einsatz bringe.“ Der staatlich organisierte
Unterricht ,fuhre nicht etwa dazu, dass Lehrkrafte fir den bekenntnisorientierten Islamunterricht nicht
mehr zur Verfigung stinden oder der Unterricht in unattraktive Randbereiche des Stundenplans ver-
drangt werde“ (hier; Aktenzeichen 7 K 723/24.WI). Das Urteil ist noch nicht rechtskraftig.
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2.2. Leinfelden-Echterdingen: Kommune fordert Abriss von fast fertiger Moschee

Im Streit um den Bau einer Moschee im baden-wiirttembergischen Leinfelden-Echterdingen hat der Rat
der Stadt entschieden, dass der muslimische Verein das fast fertige Gebaude abreilen muss. Zugleich
wurde entschieden, dass die Stadt den Verein bei der Suche nach alternativen Raumen unterstitzen
solle.

Bauherr der Moschee ist der Verband der Islamischen Kulturzentren (VIKZ). Nach einem Bericht der
dpa teilte die Bundeszentrale in Kéln dazu mit, ein Abriss der Moschee dirfe nicht in Betracht kommen.
,Eine solche Forderung kann und wird unser Ortsverein nach eigenem Bekunden nicht umsetzen®, hiel3
es.

Um den Moscheebau gibt es seit Jahren Streit vor Gericht. Anfang 2024 entschied der Bundes-
gerichtshof (BGH), dass die Stadt gegeniiber dem Moscheeverein im Recht ist (s. Mitteilungen 1/2024,
S. 3). Nach dem Urteil des BGH héatten verschiedene Gesprache mit dem Verein stattgefunden, heif3t
es nun in der Drucksache der Stadtverwaltung. Man habe versucht, verloren gegangenes Vertrauen
wieder aufzubauen. Das sei nicht gelungen, sodass man nun einen Schlussstrich ziehen wolle (mehr).

2.3. Universitat Kiel: Vertrauen in Islamische Hochschulgruppe ,,nachhaltig erschuttert®

Nach der Empérung uber Ereignisse wahrend einer ,Islamwoche” (s. Mitteilungen 6/2025, S. 1) hat die
Christian-Albrechts-Universitat zu Kiel mit dem Vorstand der Islamischen Hochschulgruppe (IHG)
gesprochen.

Es sei um die ,umfassende Uberpriifung der Ereignisse wéhrend der Aktionswoche“ gegangen, teilte
die Universitat mit, insbesondere um die ,Einladung des Redners Sertac Odabas*, die geschlechterge-
trennte Sitzordnung und die Auslage von Medien, ,die dem Salafismus zugeschrieben werden kénnen*.

Die Uberpriifung habe ergeben, ,dass die Vorwiirfe nicht ausgeraumt werden konnten.“ AuBerdem
habe sich gezeigt, ,dass die internen Ablaufe in der IHG nicht geeignet sind, um Veranstaltungen
eigenstandig zu organisieren.” Insgesamt sei ,das Vertrauen in die Hochschulgruppe nachhaltig
erschuttert, sodass eine Aberkennung des Status als Hochschulgruppe erfolgen wird.“ Damit verbunden
sei, ,dass die Gruppe keine Nutzungsrechte fir Raume oder digitale Infrastruktur der Universitat mehr
erhélt.“ Rechtliche Schritte gegen einzelne Akteure sowie eine mogliche Einleitung einer Strafanzeige
wuirden geprtft. Dartiber hinaus wirden ,die Prozesse um die Anerkennung von Gruppen und insbe-
sondere die Raumvergabe“ Uberarbeitet (hier).

2.4. Hamburg: Zukunft der Blauen Moschee weiter unklar

Ein Jahr nach dem Verbot des Islamischen Zentrums Hamburg (IZH) und der SchlieBung der Blauen
Moschee (s. Mitteilungen 7/2024, S. 1-2) ist die weitere Nutzung des Gebaudes an der Aul3enalster
noch immer unklar.

Bis zur gerichtlichen Klarung des Streits Uber die Rechtméafigkeit des von der damaligen Bundes-
innenministerin Nancy Faeser (SPD) erlassenen Vereinsverbots werde sich daran nichts andern, teilte
der Senat auf eine Kleine Anfrage der CDU-Burgerschaftsfraktion mit. Nach einer Bestétigung werde
man sich dafir einsetzen, das Gebaude ,einer Religionsgemeinschaft oder einer anderen Gemeinschaft
zur Nutzung zu Uberlassen, die die Werteordnung des Grundgesetzes und den Gedanken der Volker-
verstandigung achtet.“ Dabei seien vor allem Interessen schiitischer Glaubensangehdoriger in Hamburg
zu beriicksichtigen. Gegen das Verbot hatten das IZH sowie zwei seiner Teilorganisationen vor dem
Bundesverwaltungsgericht geklagt. Einen Termin flir das Verfahren gibt es noch nicht.

Seit SchlieBung der Moschee kommen regelméaRig Muslime in der Nahe zum Freitagsgebet zusam-
men. Immer wieder wird dabei gegen die SchlieBung des Hauses protestiert (mehr).

2.5. Gericht: Gedenkstatte Buchenwald kann Besuch mit Palastinenser-Tuch verweigern

Die Gedenkstatte Buchenwald kann Besucherinnen und Besuchern, die ein ,Paléastinenser-Tuch® tra-
gen, den Zutritt verweigern. Das entschied das Thiringer Oberverwaltungsgericht. Die Gedenkstatte
misse nicht hinnehmen, dass durch das Tragen der sogenannten Kufiya gegebenenfalls das Sicher-
heitsgefuhl von Judinnen und Juden gefahrdet werde. Der Beschluss ist unanfechtbar.

Hintergrund ist ein Eilverfahren, mit dem eine Frau beim Verwaltungsgericht Weimar erreichen
wollte, die Gedenkstéatte mit Kufiya betreten zu dirfen. Dies sei ihr bei der Gedenkfeier zum 80. Jahres-
tag der Befreiung des Konzentrationslagers Buchenwald im April verweigert worden. Das Verwaltungs-
gericht hatte den Antrag unter Hinweis auf die Hausordnung der Gedenkstatte abgelehnt. Dagegen
klagte die Frau.

Das Oberverwaltungsgericht entschied nun, dass das Interesse der Gedenkstétte, den Stiftungs-
zweck sicherzustellen, das Recht der Antragstellerin auf freie Meinungséauf3erung Uberwiege. Die Stif-
tung soll die kritische Auseinandersetzung mit den im Nationalsozialismus begangenen Verbrechen und
deren Folgen férdern sowie die Gedenkstatte als Ort der Trauer und der Erinnerung an die NS-Opfer
bewahren. Ein Sprecher sagte, die Stiftung betrachte die Kufiya nicht per se als antisemitisch. Es
komme jeweils auf den Zusammenhang an und darauf, wer das Tuch trage (mehr).
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2.6. Was sonst noch war

—KoélIn: Bau der neuen Zentrale des Verbands der Islamischen Kulturzentren geht sehr gut voran (mehr);
Architekt Volkwin Marg wirdigt die ungewéhnlich ,harmonische Zusammenarbeit mit dem Bauherrn®
(mehr).

3. Video

Karma — Was ist das?

Religionen im Gesprach, Basics (16)

Gast: Geshe Palden Oser, Tibet-Zentrum Hannover

Moderation: Wolfgang Reinbold, Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers (mehr).

4. Veranstaltungen

4.1. Osnabriick: 1. Judisches Kulturfestival
4.—7. September 2025

Veranstalter: Jidische Gemeinde Osnabriick
Programm hier.

4.2. Muslimisch-judisches Abendbrot

Digitale Lesung und Gesprach mit Meron Mendel und Saba-Nur Cheema
18. September 2025, 19 Uhr

Veranstalter: Katholische Akademie des Bistums Hildesheim, online (mehr).

5. Literatur: Neuerscheinungen

Al-QadT ‘Abd al-Gabbar, Kurze Abhandlung iiber die Glaubensgrundlagen. Arabisch — Deutsch. Uber-
setzt und eingeleitet von Mira Sievers, Freiburg 2025

Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern (Hg.), Handreichung: Muslimische Mitarbeitende in evange-
lischen Kitas, Miinchen 2025 (hier)

Th. Jurgasch/A. M. Karimi, Jesus — Gottes Sohn? Ein interreligidses Gesprach zum Konzil von Nizaa,
Freiburg 2025.

Hannover, den 21.8.2025
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 8, 2025

1. Niedersachsen

1.1. Schulfach ,,Christliche Religion“ startet im Sommer 2026

Ab August 2026 werden der evangelische und der katholische Religionsunterricht zum Fach ,Christliche
Religion® vereinigt. Das besiegelten die Vertreter der beiden grof3en Kirchen in Niedersachsen bei einer
Feierstunde mit der niederséchsischen Kultusministerin Julia Willie Hamburg in Hannover.

,Das Fach ,Christliche Religion® wird kiinftig einen grof3en Beitrag leisten fiir den Dialog zwischen
den Schilerinnen und Schilern und fur die Schaffung der eigenen Werteorientierung®, sagte Hamburg.
-Man braucht einen eigenen Standpunkt und eine eigene Haltung, aber dann auch den Dialog und die
Auseinandersetzung mit dem Gegenuber”. Sie sprach von einem ,historischen Akt*.

Der Ratsvorsitzende der Konfdderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen, Bischof Thomas
Adomeit aus Oldenburg, sagte: ,Das Ziel ist, dass Schiilerinnen und Schiler religiés gebildet sind und
fur sich klaren kénnen, woran sie ,ihr Herz hangen’, was ihrem Leben Sinn und Orientierung gibt.“ Der
Hildesheimer katholische Bischof Heiner Wilmer sprach von einem Novum in Niedersachsen und in
ganz Deutschland. ,Das neue Fach ,Christliche Religion’ leistet auch einen unverzichtbaren Beitrag zur
allgemeinen Bildung in einer pluralen Gesellschaft.“ Es erdffne einen eigenen Zugang zur Wirklichkeit
und fordere Urteilsfahigkeit, Sinnfindung sowie Toleranz.

Der kirchen- und religionspolitische Sprecher der SPD-Fraktion im niederséchsischen Landtag,
Thore Guldner, sagte, der christliche Religionsunterricht stéarke den interreligiésen Dialog und mache
den Unterricht fit fir gegenwartige und zukinftige Herausforderungen. Der Sprecher fir Schulpolitik und
Religionsgemeinschaften der Griinen-Fraktion, Pascal Mennen, nannte die Unterzeichnung einen Mei-
lenstein. Die Einigung belege, dass Kooperation Uber konfessionelle Unterschiede hinweg erfolgreich
gestaltet werden kénne.

Das neue Fach ,Christliche Religion“ soll an die Stelle der bisherigen Unterrichtsfacher evangelische
und katholische Religion treten. Ab August 2026 sollen evangelische und katholische Schiiler der Klas-
sen 1 bis 10 gemeinsam in Religion unterrichtet werden, statt wie bisher zumeist getrennt. Das Fach ist
offen flr weitere Interessierte, die keiner Kirche angehdren (mehr).

1.2. Niedersachsen startet Social-Media-Kampagne gegen Judenhass

Unter dem Titel ,Shalom Digga“ hat das Land Niedersachsen eine Internet-Kampagne gegen Juden-
hass gestartet. Uber Memes und Videos in den Sozialen Medien sollen damit Jugendliche direkt erreicht
werden, sagte der Landesbeauftragte gegen Antisemitismus, Gerhard Wegner. Die Kampagne soll
gegen Vorurteile, Ligen und Mythen Uber Jidinnen und Juden vorgehen.

Ministerpréasident Olaf Lies (SPD) lobte die Kampagne. Zugleich sei es erschreckend, ,dass wir eine
solche Kampagne Uberhaupt brauchen®. Das Land stellt fir die Umsetzung 130.000 Euro bereit. Hinter
der Aktion steht das Bindnis ,Niedersachsen gegen Antisemitismus®, an dem mehr als 70 Organisatio-
nen beteiligt sind, darunter Kirchen, Gewerkschaften und Kommunen (mehr).

1.3. Was sonst noch war
— Haus der Religionen in Hannover gewinnt einen der funf Hauptpreise der grof3en Jubilaumsaktion der
VGH-Versicherung (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Turkisches Religionsministerium ruft die Muslime zum ,,Dschihad* fiir Gaza auf

Kurz vor dem Ende seiner offiziellen Amtszeit (s.u. 2.2.) hat der Vorsitzende des tirkischen Religions-
ministeriums Diyanet, Ali Erbas, die weltweite islamische Gemeinschaft ,,zu allen Formen des Dschihad*
fur Gaza und ,gegen die zionistische Besatzung® aufgerufen.

Der Aufruf ist Teil einer 13-Punkte-Erklarung, die zum Abschluss einer Konferenz zum Thema ,Isla-
mische und humanitare Verantwortung: Gaza“ vor der ,Hagia Sophia-i Kebir-Moschee*® in Istanbul vor-
gestellt wurde. An der Konferenz, die in Zusammenarbeit zwischen der ,Weltunion muslimischer
Gelehrter und der ,Stiftung islamischer Gelehrter in der Turkei“ organisiert wurde, nahmen nach eige-
nen Angaben 150 Gelehrte aus 50 Landern teil, unter ihnen auch ein Reprasentant der Hamas, Marwan
Abou Ras.

Vor der Veroffentlichung am 29. August wies Erbas, der in seiner Funktion als Diyanet-Prasident
zugleich oberster Vorsitzender des deutschen Moscheeverbands DITIB ist, darauf hin, dass das
»Zionistische Besatzungsregime in Paldstina in Gaza fur seine schmutzigen Ziele einen regelrechten
Volkermord verubt® habe.
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»Angesichts dieser niedertrachtigen Angriffe und des Volkermords*“ kdnnten glaubige Muslime nicht
schweigen. ,In unserem Glauben ist es verboten, gegenuber Unterdriickung und Ungerechtigkeit gleich-
gultig zu bleiben, gegeniber Tyrannen und Verratern zu schweigen, Tyrannen, Besatzern und Mérdern
direkt oder indirekt zu unterstitzen und ihre Anhanger zu unterstitzen. Deshalb kann jeder etwas tun.”
Geboten seien unter anderem der Boykott gegen israelische Waren und der Dschihad in allen Formen.

Wortlich heildt es:

[1] ,Als Gelehrte, die an dieser Konferenz teilnehmen, lehnen wir die Entwaffnung des Widerstands
entschieden ab. Wir weisen alle Aufrufe, das palastinensische Volk von seinem legitimen Recht auf
Widerstand abzubringen, entschieden zuriick und bekraftigen nachdriicklich, dass das paléstinensische
Volk gegen die zionistische Besatzung alle legitimen Mittel des Widerstands, einschlie3lich des bewaff-
neten Widerstands, einsetzen darf. Darliber hinaus halten wir es fiir notwendig, die Umma zu allen
Formen des Dschihad auf dem Weg Gottes zu mobilisieren.” [...]

[6] ,Wir erklaren allen Staaten, insbesondere den islamischen Landern, dass es geboten ist, alle
Beziehungen zur zionistischen Besatzungsmacht und ihren Unterstiitzern, einschliefilich politischer,
wirtschaftlicher und militarischer Beziehungen, unverziiglich und vollstandig abzubrechen.” [...]

[7] .Jegliche geschéftliche Zusammenarbeit mit dem zionistischen Besatzungsstaat muss unverziig-
lich und vollstandig eingestellt werden. Der Kauf von Produkten von Unternehmen, die direkt oder indi-
rekt mit zionistischen Unternehmen zusammenarbeiten, ist religiés verboten. Dartiber hinaus ist es
Pflicht, alle Mittel zu boykottieren, die der Besatzung und Unterdriickung zugutekommen. Wir erkléaren
diese Punkte allen Mitgliedern, Fuhrern und Institutionen der islamischen Umma ausdrucklich. Diese
Regelung basiert auf den Grundprinzipien des islamischen Rechts, dem Konsens und den methodolo-
gischen Grundséatzen zur Unterstiitzung der Unterdrickten und zur Verhinderung der Unterdrticker und
legt der Umma eine verbindliche Verantwortung auf.

[8] Die Gelehrten missen grof3 angelegte Demonstrationen und Protestmérsche anfuihren, und die
Staaten mussen die Birgerrechte ihrer Vélker achten und insbesondere die Einschrankungen der Mei-
nungsfreiheit und des Rechts auf friedliche Demonstrationen aufheben.”[...]

[10] ,Wir rufen die christlichen Institutionen, insbesondere den Papst als obersten Vertreter der
katholischen Welt, den Okumenischen Rat der Kirchen und die Kirchengemeinden im Osten und Wes-
ten, ausdricklich dazu auf, eine humanitare und moralische Haltung gegen den Voélkermordkrieg in
Gaza einzunehmen.”[...]

[11] ,Die vernunftigen judischen Institutionen, die sich gegen die Angriffe auf Gaza aussprechen,
mussen eine auf Recht und Gerechtigkeit basierende Haltung einnehmen und sich flr ein Ende der
Unterdrickung in Gaza einsetzen.

[12] Jede Art von Sicherheitskoordination mit dem Besatzer ist ein Verbrechen. In diesem Zusam-
menhang mussen alle Staaten und die derzeitige palastinensische Verwaltung jede Art von Koordination
mit dem Feind unverziglich einstellen.

[13] Als islamische Gelehrte rufen wir die Staaten, die im Projekt der ,zionistischen Besatzer® ins
Visier genommen werden, dazu auf, die Verantwortung fur die Abwehr der Pléane des Feindes zu Uber-
nehmen und realistische und konkrete Schritte zu unternehmen, um ihn abzuschrecken und ihm entge-
genzutreten® (hier).

Das Bundesinnenministerium (BMI) hat den Moscheeverband DITIB nach einem Bericht der Zeitung
,Die Welt“ aufgefordert, sich von der Erklarung zu distanzieren. ,Wir erwarten von Kooperationspartnern
der Bundesregierung eine klare Distanzierung zu Organisationen und Personen, die antisemitische Nar-
rative verbreiten sowie islamistische Bestrebungen verfolgen oder unterstiitzen®, so ein Sprecher des
BMI gegeniber der ,Welt“. Die weitere Zusammenarbeit hange davon ab, ,inwieweit eine Einfluss-
nahme und Steuerung durch auslandische Regierungen erfolgt®. Die Vorgange zeigten erneut, ,wie
problematisch die strukturelle und personelle Anbindung von Ditib an die turkische Religionsbehérde
ist.“ Das BMI unterstitzt unter anderem die Ausbildung von Imamen der DITIB (mehr).

DITIB hat bisher keine Stellungnahme zu dem 13-Punkte-Plan veroffentlicht. Auf Anfrage des Sen-
ders ,Euronews* teilte die Bundeszentrale in K&ln mit, die Position des Verbands zum Krieg in Gaza sei
bekannt. ,An dieser Haltung hat sich nichts geandert.“ DITIB habe ,ein klares theologisches Verstand-
nis, welches frei von jeglichen extremistischen Tendenzen und Auslegungen ist“ (mehr). Zugleich trat
einer der Organisatoren der Konferenz, der Theologe Mustafa Karatas (mehr), wenige Tage nach Ver-
abschiedung der Erklarung als Redner in der DITIB-Zentralmoschee auf (mehr).

2.2. Tiirkei: Safi Arpagus neuer Prasident des Religionsministeriums Diyanet
Der Theologe und bisherige Mufti von Istanbul Safi Arpagus ist zum neuen Préasidenten des turkischen
Religionsministeriums Diyanet ernannt worden. Er l6st Ali Erbas ab, der das Amt seit 2017 innehatte
(mehr; s. auch o. 2.1.).

Nach offiziellen Angaben war Arpagus, Jahrgang 1967, von 2011 bis 2021 stellvertretender Dekan
der Theologischen Fakultat der Marmara-Universitat und seit 2021 Mufti von Istanbul. Am 18. Septem-
ber 2025 wurde er durch einen Erlass des Staatsprasidenten zum Présidenten des Diyanet ernannt.
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Arpagus ist der 19. Prasident der Behérde. Seine akademischen Interessen lagen inshesondere im
Bereich des islamischen Sufismus, teilte Diyanet mit (mehr).

2.3. Was sonst noch war

— Bundeskongress der Rate der Religionen tagt zum Thema ,Kreative Wege gegen Sprachlosigkeit und
Verrohung®; nachster Kongress 2026 in Stuttgart (mehr)

— Frankfurt: Nura Froemel und Michaela Fuhrmann zu Vorsitzenden des Rates der Religionen gewahilt;
Dank an den langjahrigen Vorsitzenden Joachim Valentin (mehr)

— Kirchen: Interkulturelle Woche ist Gegenpol zum Rechtspopulismus (mehr)

— UNO: Mehrere Staaten erkennen Palastina als Staat an (mehr).

3. Meinungsforschung

Vielfaltsbarometer der Robert-Bosch-Stiftung: Akzeptanz gesellschaftlicher Vielfalt nimmt ab
Die Zustimmung zur gesellschaftlichen Vielfalt in Deutschland nimmt ab. Das ist eines der Ergebnisse
der aktuellen Ausgabe des ,Vielfaltsharometers® der Robert Bosch Stiftung. Das Vielfaltsbarometer ist
eine reprasentative Befragung zum gesellschaftlichen Zusammenleben in Deutschland. Sie wurde
zuletzt 2019 durchgefhrt.

Wahrend 2019 noch 63 Prozent der Befragten zunehmende Vielfalt eher oder sehr stark als Berei-
cherung erachteten, waren es 2025 lediglich 45 Prozent, teilte die Stiftung mit. Im gleichen Zeitraum sei
der Anteil derjenigen, die Vielfalt als Bedrohung wahrnehmen, um 17 Prozent gestiegen. Der ,Vielfalts-
gesamtindex” sei von 68 Punkten auf 63 Punkte gesunken (Skala 0—100). Das sei ,ein deutliches Signal
fur wachsende gesellschaftliche Spannungen®. ,Viele Menschen fiihlen sich aktuell verunsichert oder
Uberfordert. Verlustéangste fiilhren dazu, dass Abgrenzung als vermeintlicher Schutz empfunden wird*,
erklarte Ottilie Balz von der Robert Bosch Stiftung.

Wichtige Ergebnisse:

— Bleibend hohe Zustimmung beim Thema ,Behinderung® (82 Punkte; 2019: 83).
— Mehr Zustimmung beim Thema ,Geschlecht” (74; 2019: 69).

— Weniger Zustimmung beim Thema ,Sexuelle Orientierung” (69; 2019: 77).

— Erheblich weniger Zustimmung beim Thema ,Ethnische Herkunft (56; 2019: 73).
— Weiter sinkende Zustimmung beim Thema ,Religion® (34; 2019: 44).

Der sehr niedrige Wert beim Thema ,Religion® zeige ,eine weit verbreitete Ablehnung, die insbeson-
dere Muslim:innen® betreffe, so die Stiftung. ,Religidse Christ:innen und Jud:innen erfahren hingegen
deutlich weniger Zuriickweisung. Im Vergleich zu allen anderen Dimensionen fallen die Akzeptanzwerte
so niedrig wie nirgendwo anders aus.“

Die hdchsten Akzeptanzwerte fanden sich in Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen. Schluss-
lichter seien Thuaringen, Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern. Aufféllig sei: ,Das frihere West-Ost-
Gefélle findet sich so nicht mehr, auch im Westen sinkt die Akzeptanz zunehmend. Insbesondere in den
Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg haben sich die Werte im Vergleich zu 2019 verschlechtert.”

,Die Graben zwischen Beflurworter:innen und Gegnern:innen von Vielfalt haben sich seit 2019 ver-
tieft. Einige politische und mediale Akteure nutzen Unsicherheiten gezielt, um Spaltung noch zu verstéar-
ken“, kommentierte der Vielfaltsbeauftragte der Robert Bosch Stiftung, Ferdinand Mirbach, die Ergeb-
nisse. Noétig seien ,Begegnungen von Menschen im Alltag, Dialogformate und gemeinsames Lernen®.
.Daflir missen Raume geschaffen werden, in denen unterschiedliche Gruppen einander begegnen®
(mehr).

4. Literatur: Neuerscheinungen

M. Ozdogan (Hg,), Antimuslimischer Rassismus und rassismuskritische Handlungskompetenz. Uber
Bewaltigungsformen und Umgangsstrategien in padagogischen Kontexten, Weinheim 2025

S. Pickel u.a. (Hg.), Radikaler Islam und radikaler Anti-Islam. Eine Radikalisierungsspirale wechselsei-
tiger Ablehnung, Weinheim 2025

W. Reinbold, Oberammergau und die Juden 1900-2022. Eine kommentierte Synopse, Gottingen 2025.

Hannover, den 25.9.2025
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 9, 2025

1. Niedersachsen

1.1. Hannover: DITIB-Gemeinde will reprasentative Moschee in der Innenstadt bauen

Die DITIB-Gemeinde in der Stiftstral3e in Hannover plant den Bau einer Moschee. Bisher kommt die
Gemeinde in den Rdumen einer ehemaligen Druckerei zum Gebet zusammen. In Zukunft soll am selben
Ort ein modernes, reprasentatives Gebaude entstehen.

.Viele Gemeindemitglieder sind in Hannover aufgewachsen — jetzt wollen wir der Stadt etwas
zurlckgeben®, sagte die Architektin Duygu Akgin-Simsek der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung
(HAZ). Sie ist Mitglied der Baukommission der ,Zentralmoschee® (Merkez Camii). Als erstes habe man
einen Architektenwettbewerb durchgefihrt, an dem sich sechs Buros beteiligt hatten. Der Sieger sei
das Buro ,m3“ aus Stuttgart, das bereits mehrere Moscheebauten entworfen hat.

Herzstlick der Moschee ist der Gebetsraum fur die Manner (600 Personen). Hinzu kommt ein
Gebetsraum fir die Frauen auf einer Empore (300 Personen). Daneben sind auf einer Flache von rund
3000 Quadratmetern Buros, Mehrzweckraume sowie eine Bibliothek und eine Cafeteria samt grof3er
Klche vorgesehen, unter Umstanden auch eine Tiefgarage.

,In der Geschichte waren Moscheen immer auch Orte der Zusammenkunft und des Austauschs®,
sagte Faruk Mermertas von der Baukommission der HAZ. ,Diesen Charakter wollen wir wieder aufleben
lassen.“ Die Moschee solle sich stadtebaulich gut in das Quartier einfiigen und zugleich ein Anlaufpunkt
fur Touristen sein. 2026 wolle man einen Bauantrag einreichen und die Pldne mdglichst in drei Jahren
umsetzen.

Nach ersten Schatzungen kénne der Bau etwa 10 Millionen Euro kosten, sagte der Vorsitzende der
Moschee, Mehmet Zengin. ,Wir wollen das Projekt tber ein Darlehen und mittels Spenden aus ganz
Deutschland finanzieren.“ Aus der Tirkei, mit der die Moschee tber den Dachverband DITIB und die
aus der Turkei entsandten Imame verbunden ist, werde kein Geld kommen (mehr).

1.2. Oberlandesgericht Braunschweig: Schoffin darf in Strafverhandlung kein Kopftuch tragen
Das Tragen eines Kopftuchs als Richterin in einer Strafverhandlung versto3t gegen das staatliche
Neutralitdtsgebot. Das entschied das Oberlandesgericht Braunschweig und enthob eine Schoffin ihres
Amtes.

Die Schoffin hatte deutlich gemacht, dass sie wahrend einer Strafverhandlung nicht auf das Tragen
ihres Kopftuchs verzichten wolle. Es sei Ausdruck ihrer religidsen Identitat und nicht als politisches Zei-
chen zu verstehen.

Damit verstdf3t sie nach Auffassung des Gerichts gegen das Niedersachsische Justizgesetz (§ 31a).
Danach durfen diejenigen, die ,in einer Verhandlung ihnen obliegende richterliche Aufgaben wahrneh-
men, keine sichtbaren Symbole oder Kleidungsstlicke tragen, die eine religiése, weltanschauliche oder
politische Uberzeugung zum Ausdruck bringen.“ Da diese Vorschrift ,die Funktionsfahigkeit der Rechts-
pflege und das Vertrauen der Gesellschaft in die Neutralitat und Unabhangigkeit der Justiz schitze, sei
der mit diesem Verbot einhergehende Eingriff in die Religionsaustibungsfreiheit verfassungsgeman®,
urteilte das Gericht. Bei der Abwagung sei dartiber hinaus die negative Religionsfreiheit der Verfahrens-
beteiligten, insbesondere der Angeklagten, zu berlicksichtigen.

Da die Schoffin sich weigerte, das Kopftuch abzunehmen, entliel} sie das Gericht ,wegen grdblicher
Amtspflichtverletzung“ aus ihrem Amt. Die Entscheidung ist unanfechtbar (mehr).

1.3. Evangelische Kirche in Deutschland gedenkt der Opfer des 7. Oktober

Die Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD), Bischofin Kirsten Fehrs, und die
Leitenden Geistlichen der 20 evangelischen Landeskirchen, unter ihnen der hannoversche Bischof Ralf
Meister, haben anlasslich des Jahrestags des 7. Oktober 2023 der Opfer gedacht und dazu eine Erkla-
rung verfasst. Darin heil3t es:

.Der 7. Oktober markiert den Tag des schlimmsten Massakers an Jadinnen und Juden seit der Shoa:
Terroristen der Hamas griffen Israel in einem beispiellosen Terrorakt an, ermordeten tber 1.000 Men-
schen, verschleppten 251 und verletzten viele weitere. Dieses Verbrechen hat tiefe Wunden hinterlas-
sen — bei den Opfern und ihren Familien, in der israelischen Gesellschaft und bei Jidinnen und Juden
weltweit.

Heute, zwei Jahre spater, ist die Situation in Israel und den palastinensischen Gebieten von Gewalt
und Zerstdrung gepragt: durch die fortgesetzte Gefangenschaft israelischer Geiseln und andauernde
Angriffe auf Israel, durch den Gaza-Krieg mit Zehntausenden zivilen Opfern und die Zerstdrung der
Lebensgrundlage im Gazastreifen. Die Traumatisierung und das Leid der israelischen wie auch der
palastinensischen Bevolkerung pragen die Gegenwart.
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Wir beklagen das Leiden der Zivilbevélkerung auf beiden Seiten und erinnern eindringlich daran,
dass alle Konfliktparteien aufgerufen sind, die Grundséatze des humanitaren Vélkerrechts und internati-
onale Vereinbarungen zu achten.

Mit groRer Sorge nehmen wir wahr, wie die Kirchen im Heiligen Land gefahrdet sind.

Die Auswirkungen des Krieges sind in Deutschland und weltweit spirbar: Offene und gewaltsame
Formen des Antisemitismus, besonders in Gestalt israelbezogener Judenfeindschaft, treten deutlich
zutage. Mit gro3er Sorge sehen wir, dass teilweise sogar das Existenzrecht Israels in Frage gestellt
wird. Zugleich geraten Paldstinenser*innen sowie Muslim*innen unter einen pauschalen Verdacht der
Nahe zu Terrorismus oder der Hamas. Beides ist inakzeptabel. Wir fordern alle Kirchengemeinden und
Birger*innen dazu auf, jeder Form von Ausgrenzung, Feindseligkeit und Gewalt entschieden entgegen-
zutreten. Kritik an dem Vorgehen einer Regierung oder Konfliktpartei darf niemals in verbale oder kor-
perliche Angriffe gegen Menschen miinden — weder gegen Paldstinenser*innen oder Muslim*innen
noch gegen Jidinnen und Juden.

Wir rufen zu einer Sprache und Haltung auf, die der vielschichtigen gegenwartigen Lage, den histo-
rischen Prozessen und Kréafteverhaltnissen im Nahen Osten wie auch der Gewalt des 7. Oktober gerecht
zu werden versucht.

Die Evangelische Kirche in Deutschland und die evangelischen Landeskirchen sind mit Kirchen und
zivilgesellschaftlichen Organisationen in Israel und den palastinensischen Gebieten verbunden. Wir ver-
pflichten uns, diese Partner in ihrem Einsatz fur Verstandigung und Verséhnung zu unterstitzen.

Gemeinsam mit ihnen halten wir an der Hoffnung fest, dass Vertrauen wechselseitig aufgebaut und
entstandene Wunden geheilt werden kénnen, damit ein gerechter, dauerhafter Frieden im Nahen Osten
madglich wird“ (mehr).

1.4. Was sonst noch war

— Cuxhaven: 13. Interreligidses Gebet in der Moschee an der Meyerstral3e (mehr)

— Hannover: Social-Media-Reels ,Religion in 90 Sekunden® des Evangelischen Kirchenfunks Nieder-
sachsen-Bremen jetzt auch bei Instagram (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Schleswig-Holstein schliel3t Vertrag mit dem Verband Islamischer Kulturzentren

Das Land Schleswig-Holstein und der Verband Islamischer Kulturzentren (VIKZ) haben einen Vertrag
geschlossen. Kulturministerin Dorit Stenke und der Vorsitzende des VIKZ-Landesverbands Nord-
deutschland, Murat Pirildar, besiegelten mit dem ,wegweisenden Vertrag“ eine ,Verstandigung auf
gemeinsame Grundlagen, die das verfassungsrechtlich garantierte Recht auf freie Religionsausiibung
bekraftigen und gleichzeitig Bildung sowie den gesellschaftlichen Zusammenhalt férdern®, teilte das
Ministerium mit.

Mit der Unterzeichnung betonten beide Seiten ,die Wichtigkeit eines respektvollen und friedlichen
Miteinanders®. Zugleich gehe es um ,eine rechtliche Absicherung der bisher gelebten Praxis®. Ein zen-
trales Anliegen sei die Starkung der Bildungsarbeit: Der Vertrag unterstreiche ,das Recht des VIKZ LV
Norddeutschland, eigene Bildungs- und Kultureinrichtungen zu betreiben sowie Imame auszubilden.”
Besonderen Wert legten beiden Seiten auf die Férderung der Jugendarbeit.

Dariiber hinaus werde ,die religiose Praxis anerkannt: Der erste Tag des Ramadanfestes sowie der
erste Tag des Opferfestes werden als islamische Feiertage gewirdigt. Im Sinne des Sonn- und Feier-
tagsgesetzes sowie des Schulgesetzes kdnnen Beamtinnen und Beamte, Beschéftigte sowie Schile-
rinnen und Schiler an diesen Tagen freigestellt werden.“ Perspektivisch ebne der Vertrag auch den
Weg fur die Einfihrung eines Faches Islamische Religion als ordentliches Unterrichtsfach an Schulen.

,Dieser Vertrag ist ein wichtiges Zeichen der Anerkennung und Gleichbehandlung der Religions-
gemeinschaften. Menschen muslimischen Glaubens sind Teil unserer Gesellschaft. Das besiegeln wir
mit diesem Vertrag,“ erklarte Ministerin Stenke bei der Unterzeichnung. Murat Pirildar sagte, der VIKZ-
Landesverband freue sich ,auf die wichtige Rolle, die wir als Vertragspartner des Landes Schleswig-
Holstein Ubernehmen.”

Der Landesverband Norddeutschland des VIKZ wurde 2014 gegrindet. Er umfasst nach eigenen
Angaben derzeit zwolf Gemeinden in Schleswig-Holstein mit rund 12.000 Mitgliedern. Der Bundesver-
band VIKZ wurde 1973 in K6ln gegriuindet. Inm gehdren neun Landesverbande mit rund 300 Moschee-
und Bildungsvereinen an (mehr).

Scharfe Kritik an dem Vertrag auf3erte der Landesverband Hamburg und Schleswig-Holstein der
islamischen Religionsgemeinschaft DITIB. Mit dem Abschluss eines Vertrags ausschlief3lich mit dem
VIKZ habe ,die Landesregierung Schleswig-Holstein die gréRten muslimischen Religionsgemeinschaf-
ten bewusst ausgeschlossen und damit das verfassungsrechtlich garantierte Paritatsgebot verletzt®,
schrieb DITIB-Nord in einer Pressemitteilung.
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DITIB und die Schura Schleswig-Holstein wirden ,trotz zahlreicher Gesprache mit dem Bildungsmi-
nisterium ausgegrenzt — obwohl beide Religionsgemeinschaften zusammen fast 80% der Muslime im
Land reprasentieren.” Ein solcher Alleingang untergrabe ,das Vertrauen vieler Muslime in staatliches
Handeln®, so DITIB. Die zwei gré3ten Religionsgemeinschaften hatten sich ,uber Jahre hinweg als
kooperationsfahige und verlassliche Partner erwiesen.“ lhre Nichtberiicksichtigung bedeute ,eine Ver-
achtung ihres Engagements und eine bewusste Verengung muslimischer Représentation.®

»+Ausgrenzung von bestimmten muslimischen Religionsgemeinschaften darf kein Staatshandeln
sein®, erklarte der Vorsitzende von DITIB Nord, Bulent Arlioglu: ,Wer muslimisches Leben reprasentie-
ren will, muss alle relevanten Gemeinschaften an den Tisch holen. Gleichbehandlung ist kein Gnaden-
akt, sondern ein verfassungsrechtliches Gebot.” Man fordere die Landesregierung daher auf, ,schnellst-
mdglich die Gesprache hin zu einem Staatsvertrag zwischen der Landesregierung in SH und den groi3-
ten muslimischen Reprasentanten aufzunehmen.” Ziel sei ,nach wie vor die Anerkennung als Kérper-
schaft des 6ffentlichen Rechts (Kd6R) mit DITIB Nord und der SCHURA Schleswig-Holstein (mehr).

2.2. Bundesinnenministerium verbietet den Verein ,,Muslim Interaktiv*

Das Bundesinnenministerium (BMI) hat den Verein ,Muslim Interaktiv‘ verboten. Er richte sich ,mit sei-
nem Zweck und seiner Tatigkeit gegen die verfassungsmafige Ordnung und gegen den Gedanken der
Volkerverstandigung“. Das Vermdgen werde beschlagnahmt, teilte das BMI mit.

Zur Aufklarung ,moglicher weiterer Strukturen® fanden Durchsuchungen in sieben Objekten in Ham-
burg statt, hiel3 es weiter. Gleichzeitig wirden ,im Rahmen vereinsrechtlicher Ermittlungsverfahren
gegenuber den Vereinen ,Generation Islam‘ und ,Realitat Islam‘ in den Landern Berlin und Hessen*
zwolf weitere Objekte durchsucht.

Bundesinnenminister Alexander Dobrindt sagte dazu: ,Wer auf unseren Stral’en aggressiv das
Kalifat fordert, in unertraglicher Weise gegen den Staat Israel und Juden hetzt und die Rechte von
Frauen und Minderheiten verachtet, dem begegnen wir mit aller rechtsstaatlichen Harte. Wir lassen
nicht zu, dass Organisationen wie ,Muslim Interaktiv’ mit ihrem Hass unsere freie Gesellschaft zerset-
zen, unsere Demokratie verachten und unser Land von innen heraus angreifen.*

Zu den Verbotsgriinden im Einzelnen hiel3 es, ,Muslim Interaktiv* richte sich gegen die verfassungs-
maRige Ordnung und den Gedanken der Vdlkerverstandigung, der Verein lehne das Demokratie- und
Rechtsstaatsprinzip ab und weise somit ,eine verfassungsfeindliche Grundhaltung auf®. ,Der Islam® sei
fur den Verein ,unverhandelbar”, die demokratische Gesellschaft eine ,Wertediktatur. Darliber hinaus
werde die ,Errichtung eines Kalifats“ gefordert, und der Verein missachte die Menschenrechte.

Die Ermittlungsverfahren gegen ,Generation Islam“ und ,Realitat Islam® seien geboten, ,da die
Organisationen dringend verdachtig sind, die gleichen Verbotsgriinde zu verwirklichen wie ,Muslim
Interaktiv’ bzw. Teilorganisationen von ,Muslim Interaktiv‘ zu sein“ (mehr).

2.3. Schweiz: Bundesrat lehnt Verbot von Kopftiichern an éffentlichen Schulen ab

Der Schweizerische Bundesrat hat ein generelles Kopftuchverbot fur Schiilerinnen unter 16 Jahren an
offentlichen Schulen abgelehnt. Das bestehende Recht garantiere, dass alle Madchen am gesamten
Unterricht teilnehmen kdnnten.

Mit der Entscheidung reagierte der Bundesrat auf eine Initiative aus dem Parlament, die eine gesetz-
liche Grundlage fur ein Kopftuchverbot an Schulen fir Schilerinnen unter 16 Jahren prifen liel3. Der
Rat betonte, dass Bildung und Religionsfragen in der Kompetenz der Kantone lagen. Einige Kantone
hatten zwar Kopftuchverbote ausgesprochen. Das Bundesgericht habe jedoch schon 2015 festgestellt,
dass ein generelles Verbot nicht mit der Verfassung vereinbar sei (mehr).

2.4. Was sonst noch war

— Ahrensburg: Erstes Grabfeld fur Muslime eingeweiht (mehr)

— Essen: Muslimische Graber verwiistet (mehr)

— Evangelisch-theologischer Fakultdtentag: Studium der Evangelischen Theologie soll reformiert wer-
den (mehr)

— Katholische Deutsche Bischofskonferenz verodffentlicht Erklarung zum Gazakrieg (hier)

— Bundesverfassungsgericht: Kirchliche Arbeitgeber dirfen konfessionslose Bewerber ablehnen
(mehr).

Hannover, den 5.11.2025
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 10, 2025

1. Niedersachsen

1.1. Kultusministerium: Tragen des Kopftuchs an Schulen ist und bleibt erlaubt

Das niedersachsische Kultusministerium hat klargestellt, dass das Tragen von Kopftiichern als Zeichen
des Bekenntnisses zum Islam an den Schulen nicht untersagt werden darf. ,Das Tragen eines Kopftu-
ches durch Schilerinnen und Lehrerinnen ist als Ausdruck der Religionsausiibung grundsatzlich an
niedersachsischen Schulen erlaubt®, betonte ein Sprecher in Hannover. ,Es darf nicht verboten werden.*

Das Ministerium bezog sich dabei auf einen aktuellen Fall in Buer bei Osnabriick. Die dortige Lin-
denschule hatte Anfang November in ihrer Schulordnung festgelegt, dass Kopfbedeckungen vor dem
Betreten der Schule abzulegen seien. Ausnahmen kénnten auf Antrag genehmigt werden. In einem
Brief hatte die Schule die Eltern Gber die Neuregelung informiert, die auch fur Mitzen oder Kappen
gelte. Vor allem Eltern muslimischer Schilerinnen nahmen daran Anstof3.

Das Kultusministerium erklarte, das zustandige Regionale Landesamt flr Schule und Bildung habe
umgehend Kontakt zu der Schule aufgenommen. Es habe deutlich gemacht, dass die Regelung rechts-
widrig sei. Ein Kopftuch dirfe in der Schule getragen werden. Unzulassig sei lediglich der sogenannte
,Nikab“, der das gesamte Gesicht verdecke. Ein klarender Brief sei an die Eltern verschickt worden.

Nach einem Bericht der ,Neuen Osnabricker Zeitung® hatten Unbekannte Graffitis an die Schulmau-
ern geschmiert und der Schule Rassismus vorgeworfen. Auch Drohmails gingen ein. Die Schule erstat-
tete Anzeige. Sie hat die Regelung zu den Kopfbedeckungen inzwischen ausgesetzt (mehr).

1.2. Hannover: Richtfest fir neues Schillerwohnheim des VIKZ

Der Verband der Islamischen Kulturzentren (VIKZ) hat in Hannover Richtfest fur ein neues Schdler-
wohnheim gefeiert. In der Gerberstralie in der Calenberger Neustadt entsteht auf funf Etagen ein Haus
mit Speisesaal, Dachterrasse und Gebetsraum. Bauherr ist der ,Bildungs- und Kulturverein Hannover
Zentrum® des VIKZ.

,Dies soll ein Ort fur Bildung und Respekt werden®, sagte der Vereinsvorsitzende Davut Turkal. Er
wiinsche sich, dass ,dies ein Ort des Friedens und der Offenheit wird, ein Ort, an dem Briicken gebaut
werden zwischen Menschen unterschiedlicher Herkunft und Uberzeugung®. Im Hinterhof des neuen
Hauses betreibt der VIKZ seit 1979 eine Moschee. Den vorderen Teil des Grundstiicks pragte bis zum
Abriss 2024 ein einst prachtiger Veranstaltungssaal aus dem Jahr 1898.

Oberburgermeister Belit Onay (Griine) begliickwiinschte die Gemeinde zum Rohbau. ,Wir sind eine
vielfaltige Gesellschaft. Dieser Bau ist ein Zeichen dafir, dass Menschen angekommen sind und die
Stadt zu ihrer neuen Heimat gemacht haben.” Die Landtagsabgeordnete Heike Kdhler (CDU) nannte
das Wohnheim einen ,wichtigen Beitrag zur Chancengleichheit im Land®. Das Bildungsprojekt stehe fur
,das, was die Gemeinschaft zusammenhalt: Gestalten, Anpacken, Verantwortung tbernehmen.” Das
Gebéaude soll im September 2026 bezugsfertig sein (mehr).

1.3. Diskussion tUber Verwendung des Begriffs ,,Genozid*“ durch palastinensischen Bischof

Der Leitende Bischof der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands (VELKD) und Lan-
desbischof der hannoverschen Landeskirche, Ralf Meister, hat sich zum Streit um AuBerungen des
palastinensischen Bischofs Azar geduRRert.

,lch bin persénlich der Uberzeugung, dass der umstrittene Begriff des Genozids oder des Volker-
mords aus deutscher Sicht fiir mich nicht benutzt werden kann und darf, sagte Meister wahrend der
Jahrestagung der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland in Dresden. Zugleich sei er der
Meinung: Bischof Sani Ibrahim Azar, eine Person, ,die staatenlos ist und eine Kirche leitet, die seit
vielen Jahrzehnten individuelle und staatliche Ubergriffe erlebt hat und sich in einer Situation befindet,
in der in den besetzten Gebieten massive Rechtsverstd3e gegeniiber palastinensischen Bevdlkerungen
stattfinden®, dirfe den Begriff als Beschreibung seiner persdnlichen Erfahrungen benutzen und mit Blick
auf den Gaza-Krieg von Genozid sprechen.

Azar hatte in einer Predigt im internationalen Gottesdienst zum Reformationstag in Jerusalem mit
Blick auf die Lage in den palastinensischen Gebieten gesagt: ,Aber wie sieht Reformation nach zwei
Jahren Voélkermord aus? Was bedeutet Reformation, wenn wir eine Welt, ein Land betrachten, das so
zerbrochen ist?“ Den Hamas-Uberfall auf Israel am 7. Oktober 2023 erwahnte Azar nicht. Daraufhin
verlie3 der Vizeprasident des Zentralrats der Juden in Deutschland, Abraham Lehrer, den Gottesdienst,
den er gemeinsam mit einer Delegation des nordrhein-westfélischen Landtags besucht hatte. Auch die
Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) distanzierte sich. Der Begriff ,Vélkermord® stehe einer Ver-
stéandigung und Versdhnung entgegen (mehr).
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1.4. Theologe Reinbold beantwortet 101 Fragen zu Religionen
Der Gottinger Theologieprofessor Wolfgang Reinbold hat eine zweite Zusammenstellung von Themen
aus seinem erfolgreichen Radio- und Social-Media-Format ,Religion in 90 Sekunden® veroffentlicht. Der
Titel ,Warum ist Weihnachten am 7. Januar?“ ist beim Verlag Vandenhoeck & Ruprecht in Géttingen
erschienen. Er bietet eine Sammlung kurzer und kurzweiliger Texte zu Fragen aus den Religionen (hier).
Die Texte sind der Ertrag einer mehrjahrigen Zusammenarbeit mit dem Evangelischen Kirchenfunk
Niedersachsen-Bremen, der ,Religion in 90 Sekunden® produziert und es inzwischen auch auf den
Social-Media-Plattformen TikTok und Instagram erfolgreich etabliert hat. Die reichweitenstarke Produk-
tion hat Reinbold, der zugleich Beauftragter fiir Interreligiosen Dialog der evangelisch-lutherischen
Landeskirche Hannovers ist, weit Uber theologische Fachkreise hinaus als fundierten und humorvollen
.Religionserklarer‘ bekannt gemacht. 2024 war eine erste Zusammenstellung von 101 Fragen und Ant-
worten unter dem Titel ,Warum ist der Buddha so dick” erschienen (mehr).

1.5. Was sonst noch war

— Haus der Religionen schlief3t Projekt ,Der globale Konflikt im Klassenzimmer — Antisemitismus trifft
auf antimuslimischen Rassismus* ab und verdéffentlicht Videos zum Umgang mit Konflikten um Gaza /
Israel und den 7. Oktober (mehr)

— Braunschweig: Christina-Maria Bammel wird neue Landesbischéfin der Evangelisch-lutherischen
Landeskirche in Braunschweig (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Bundesinnenministerium beruft neuen ,,Beraterkreis Islamismuspravention“

Das Bundesinnenministerium (BMI) hat ein neues Beratungsgremium zum Thema Islamismuspraven-
tion berufen. Es setzte damit einen Beschluss aus dem Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD um.
Das Gremium tritt an die Stelle der von der Vorgangerregierung 2024 eingerichteten ,Task Force
Islamismusprévention® (hier). Es soll den Bund bei der im Koalitionsvertrag angekiindigten Erarbeitung
eines ,Bund-Lander-Aktionsplans® gegen Islamismus unterstiitzen (s. Mitteilungen 4/2025, S. 2), unter
Leitung des Parlamentarischen Staatssekretérs Christoph de Vries (CDU).

Dem Gremium gehdoren die folgenden Expertinnen und Experten an: Christine Schirrmacher, Mouha-
nad Khorchide, Ruud Koopmans, Kyrill-Alexander Schwarz (Wissenschaft und Forschung); Giner Balci,
Gulden Hennemann, Ahmad Mansour, Ali Ertan Toprak, Hans-Jakob Schindler, Rebecca Schénenbach
(Pravention, Deradikalisierung und Integration); Florian Endres, Aladdin Sarhan, Falko Liecke, Nina
Dierkes, Lars Ruckheim (Sicherheitsbehdrden). Nicht mehr in dem Gremium vertreten sind Dominik
Irani, Lisa Borchardt, Claudia Dantschke, Thomas Miicke, Jamuna Oehlmann, Julian Junk und Michael
Kiefer.

Nach einem Bericht der ,Welt* begriindete de Vries die Neubesetzung mit einem umfassenderen
Ansatz des BMI. Das Ministerium wolle in Zukunft nicht nur den gewaltbereiten Islamismus, sondern
auch den legalistischen Islamismus ins Visier nehmen. Ziel sei es unter anderem, der Online-Radikali-
sierung von Jugendlichen Einhalt zu gebieten. Man wolle der Erzahlung, Muslime seien Opfer einer
rassistischen Mehrheitsgesellschaft, etwas entgegensetzen. Mit diesem Narrativ wirden radikale Grup-
pen Anhanger kddern.

Insgesamt soll das BMI fir das Thema Islamismuspravention acht Millionen Euro bereitstellen. Da-
von solle unter anderem die Forschung in dem Bereich gestarkt werden, so die ,Welt“. Auch die Entste-
hung einer Dokumentationsstelle fir den politischen Islam nach 6sterreichischem Vorbild werde in den
Blick genommen. Das neue Gremium soll seine Arbeit im kommenden Frihjahr aufnehmen (mehr).

Die Ahmadiyya Muslim Jamaat (AMJ) erklarte in einer Pressemitteilung, sie nehme die Einrichtung
des Beraterkreises ,mit Sorge zur Kenntnis“. Die gewahlte Sprache und die inhaltliche Ausrichtung
lieRen ,eine zentrale Erkenntnis vermissen: Extremismus bekampft man nicht gegen muslimische
Gemeinschaften, sondern mit ihnen.” Muslimische Religionsgemeinschaften leisteten ,einen nachweis-
baren Beitrag zur Extremismuspravention. Genau an diese Erkenntnisse musste die Bundesregierung
heute anknupfen.*

Umso irritierender sei, dass der neue Beraterkreis ,keine muslimische Binnenperspektiven einbin-
det®, so die AMJ weiter. ,In diesem Kreis sitzen einige Personen, die weniger durch Expertise zum Islam
und starker durch Reproduktion antimuslimischer Ressentiments auffallen — und damit in vielen musli-
mischen Gemeinden Irritation und Besorgnis auslésen®, sagte der Berliner Imam Scharjil Khalid. ,Wer
gesellschaftlichen Zusammenhalt starken und Extremismus wirksam bekampfen méchte, muss die Viel-
falt muslimischen Lebens als Ressource anerkennen und muslimische Religionsgemeinschaften als
demokratische Partner ernst nehmen.”
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2.2. KoéIn: DITIB-Bundesverband wahlt neuen Vorstand
Der DITIB-Bundesverband hat einen neuen Vorstand gewahlt. Das teilte der Verband in den Sozialen
Medien mit. In Anwesenheit des neuen Prasidenten der turkischen Religionsbehérde Diyanet, Safi Ar-
pagus (mehr), wurde der leitende Diyanet-Beamte Ramazan llikkan zum neuen Vorsitzenden gewahilt.
Iikkan war bis 2017 tirkischer Religionsattaché in Dusseldorf. Dann wurde er im Kontext des Spio-
nageskandals um DITIB-Imame in die Tirkei versetzt. In einem Schreiben hatte Diyanet seinerzeit unter
anderem das turkische Generalkonsulat in Dusseldorf um ausfiihrliche Berichte tiber Personen, Einrich-
tungen und Tatigkeiten der Gilen-Bewegung in Deutschland gebeten. Viele Imame hatten dem Folge
geleistet (s. Mitteilungen 1/2017, S. 1-2).
Neben llikkan wurden in den Vorstand gewahlt: Muhammet Catmak (2. Vorsitzender), Eyiip Kalyon
(Generalsekretér), Erhan Akyol, Muhammed Sahin, Yasin Oztiirk und, als einzige Frau, Merve Mert
(mehr). Offizielle Reaktionen auf die Wahl des neuen Vorsitzenden gab es bisher nicht.

2.3. Was sonst noch war

— Vorsitzender des Koordinationsrats der Muslime, Ali Mete, kritisiert Gaza-Papiere der evangelischen
und katholischen Kirche scharf; ,Wer schweigt und nicht mehr den Mut findet, das Leid beim Namen zu
nennen, verliert seine Glaubwdirdigkeit als moralische Stimme* (mehr)

— Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen: Bestreiten des Existenzrechts des Staates Israel darf
nicht generell untersagt werden (mehr).

3. Meinungsforschung

Studie: Islamfeindlichkeit basiert auf Fremdenhass, nicht auf Religion

Anti-muslimische Vorurteile in Westeuropa gehen vor allem auf autoritére, nationalistisch gefarbte Ein-
stellungen zuriick, nicht auf christlichen Glauben. Das ist das Hauptergebnis einer neuen Studie der
Johannes-Gutenberg-Universitat Mainz (JGU).

Islamfeindlichkeit in Westeuropa habe weit weniger mit Religion zu tun, als oft angenommen werde,
so die Studie. Stattdessen werde sie vor allem durch nativistische und autoritare Einstellungen befeuert,
so Kai Arzheimer vom Institut fur Politikwissenschaft der JGU. Das widerspreche der verbreiteten
Annahme, Religion sei maR3geblich fur islamfeindliche Einstellungen in Westeuropa verantwortlich.

Die Studie entstand im Rahmen des internationalen SCoRE-Projekts, das politische Einstellungen
und Radikalisierung in Europa untersucht. Kai Arzheimer analysierte daflir Daten von knapp 75.000
Personen aus GroRRbritannien, Frankreich, Deutschland und den Niederlanden. Die Analyse kon-
zentrierte sich auf Staatsbirgerinnen und Staatsbiirger der vier genannten Lander. Personen, die
anderen Religionen als dem Christentum angehdrten, wurden nicht berlcksichtigt, Menschen ohne
religiosen Glauben einbezogen.

,Die Ergebnisse sind sehr deutlich®, so Arzheimer. ,In allen vier Landern ist der Zusammenhang
zwischen personlicher Religiositat und Islamfeindlichkeit praktisch gleich null. Menschen, die regelma-
RBig in die Kirche gehen oder sich einer christlichen Tradition zuordnen, sind also nicht systematisch
islamfeindlicher als Menschen ohne religiésen Glauben.“ Deutlich nachweisbar sei dagegen der Zusam-
menhang zwischen Islamfeindlichkeit und sowohl nativistischen als auch autoritéren Einstellungen —
und das in allen vier Landern gleichermalR3en.

Diese Ergebnisse seien wichtig, ,um zu verstehen, warum einige rechtspopulistische Parteien in
Westeuropa sich als Verteidiger angeblicher ,christlicher Werte* gegen eine vermeintliche islamische
Bedrohung inszenieren®, so Arzheimer weiter. In der Forschung werde diese Strategie der politischen
Instrumentalisierung christlicher Identitét als ,Christianismus® bezeichnet. ,Akteure der radikalen Rech-
ten haben ein Narrativ geschaffen, in dem das Christentum als kulturelles Symbol einer angeblichen
westlichen Zivilisation erscheint, wahrend der Islam als Bedrohung fiir ,unsere‘ Identitat dargestellt wird.*
Damit erreichten sie ,eine breite, zunehmend sékulare Wahlerschaft, die zugleich offen ist fur nationa-
listische und einwanderungskritische Botschaften® (mehr).

4. Literatur: Neuerscheinungen

I. Kupeli, Graue Wolfe. Turkischer Rechtsextremismus in Deutschland, Miinster 2025

W. Reinbold, Warum ist Weihnachten am 7. Januar? 101 weitere Fragen und Antworten aus der Welt
der Religionen, Géttingen 2025.

Hannover, den 3.12.2025
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Christen und Muslime in Niedersachsen

Mitteilungen 11, 2025

1. Niedersachsen

Hannover: Schmierereien an mehreren Moscheen

Nach Schmierereien an mehreren Moschee-Gebauden in Hannover ermittelt der polizeiliche Staats-
schutz. An den Fassaden einer DITIB- und einer Milli-Gériis-Moschee seien Schriftziige mit einem Be-
zug zu den israelischen Streitkraften und zur weltpolitischen Lage angebracht worden, teilte die Polizei
auf Anfrage des Evangelischen Pressedienstes (epd) mit.

Nach einem Bericht der ,Hannoverschen Allgemeinen Zeitung“ wurden die Schriftzige ,IDF* und
.srael® auf die Fassaden einer DITIB- und einer Milli-Gériis-Moschee gespriht. Die Abkurzung ,IDF*
steht fur ,Israel Defence Forces®, die Streitkrafte des Staates Israel. Bei einer weiteren Moschee sei
eine Fensterscheibe zerstort worden.

Der Antisemitismus-Beauftragte Wegner rief nach dem Bekanntwerden der Taten zur Solidaritat mit
den muslimischen Gemeinden auf: ,Hauser des Gebets sind nicht dafiir da, auf diese Weise politisch
missbraucht zu werden.” In einer solchen Situation misse die Stadtgesellschaft zu ihren muslimischen
Partnern stehen: ,Uber alle Grenzen von Religionen, Parteien und anderen Einstellungen hinweg.“ Die
Parolen sollten offensichtlich suggerieren, dass hier Sympathisantinnen und Sympathisanten Israels
oder gar Juden am Werk gewesen waren, sagte Wegner: ,Das ist jedoch vollkommen absurd und soll
wohl dazu fuhren, Muslime und Juden gegeneinander auszuspielen und aufzuhetzen.“ Das sei ein ,per-
fides Spiel“, auf das niemand hereinfallen sollte.

Auch die Judischen Gemeinden, der Rat der Religionen Hannover und der evangelische Landes-
bischof Ralf Meister verurteilten die Tat. Sie seien ,der verachtenswerte Versuch, Religionen zu verun-
glimpfen und gegeneinander aufzubringen®, sagte Meister. ,Gott sei Dank gibt es zwischen Christentum,
Judentum und Islam in Hannover und Niedersachsen ein vertrauensvolles Miteinander® (mehr).

2. Allgemeine Lage

2.1. Bremen: Gericht bestatigt Verbot der Parole ,,From the river to the sea“

Das Verwaltungsgericht Bremen hat das Verbot der Parole ,From the river to the sea“ fiir eine pro-
palastinensische Kundgebung fiir rechtmafdig erklart. Eine Klage gegen die versammlungsrechtliche
Auflage wurde abgewiesen (Urteil vom 27. November 2025, Az. 5 K 1012/24).

Die Richter urteilten, bei der Parole handele es sich um ,eine Parole der Hamas® und des verbotenen
Vereins ,Samidoun® (s. Mitteilungen 12/2023, S. 2). Fur beide Gruppen sei sie eine ,Kampflosung®, die
,die politischen bzw. militédrischen Ziele der Vereinigungen [...] treffend auf den Punkt bringt.“ Die in der
Rechtsprechung ,teilweise gedullerte Auffassung, es handele sich nicht um ein Kennzeichen der
Hamas bzw. Samidouns®, berzeuge nicht.

In dem Verfahren ging es um eine Mahnwache aus dem Jahr 2024. Wegen der ,zahlreichen, sich
widersprechenden (Eil-)Entscheidungen der Verwaltungsgerichtsbarkeit’ lieR das Gericht eine
Sprungrevision zu (mehr).

2.2. Niederbayern: Polizei verhindert offenbar Anschlag auf Weihnachtsmarkte
Die bayerische Polizei hat funf Verdachtige festgenommen, die einen Terroranschlag auf einen Weih-
nachtsmarkt im Raum Dingolfing in Niederbayern geplant haben sollen.

Nach derzeitigem Ermittlungsstand bestehe folgender dringender Verdacht, teilten die Bayerische
Zentralstelle zur Bekdmpfung von Extremismus und Terrorismus (ZET) und weitere beteiligte Sicher-
heitsbehdrden mit: ,Ein 56-jahriger agyptischer Staatsangehoriger soll in einer Moschee im Raum Din-
golfing-Landau dazu aufgerufen haben, in der Weihnachtszeit 2025 mittels eines Fahrzeugs einen An-
schlag auf einen Weihnachtsmarkt im Raum Dingolfing-Landau zu begehen, um méglichst viele Men-
schen zu téten oder zu verletzen.”

Drei weitere Tatverdachtige im Alter von 30, 28 und 22 Jahren mit marokkanischer Staatsangehd-
rigkeit sollen sich in der Folge zur Anschlagsbegehung bereit erklart haben. Eine flinfte Person, ein 37-
jahriger Syrer, soll die Tatverdéachtigen in inrem Tatentschluss bestérkt haben. Es sei ,von einer islamis-
tischen Tatmotivation auszugehen.“ Das Amtsgericht Minchen erlie Haftbefehl gegen vier Tatverdach-
tige. Eine Person wurde in Praventivgewahrsam genommen (mehr).

2.3. Sydney: 15 Tote bei antisemitischem Terroranschlag

Bei einem antisemitischen Terroranschlag in der australischen Stadt Sydney sind 15 Menschen getétet
und etwa 40 verletzt worden. Bei den Tatern soll es sich um den 50-jahrigen Sajid Akram und seinen
24-jahrigen Sohn Naveed Akram handeln. Der Vater wurde von der Polizei am Tatort erschossen.
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Die Attentater seien offenbar von der Terrororganisation Islamischer Staat (IS) beeinflusst worden,
erklarte der australische Premierminister Anthony Albanese. Der Fernsehsender ABC berichtete, sie
héatten kurz vor dem Anschlag eine ,militdrahnliche Ausbildung“ auf den Philippinen erhalten. Die philip-
pinische Insel Mindanao gilt als Hotspot der islamistischen Terrorgruppe ,Abu Sayyaf“.

Der Sohn soll 2020 am ,Al-Murad-Institut* im Westen Sydneys einen Korankurs absolviert haben.
Sein Lehrer verurteilte den Anschlag gegentiber ABC News. Dieser stehe im Widerspruch zur Friedens-
botschaft des Islams. ,Was sich gestern in Bondi abgespielt hat, ist im Islam vollig verboten. Nicht jeder,
der den Koran rezitiert, versteht ihn auch oder lebt nach seinen Lehren, und leider scheint das hier der
Fall zu sein®, sagte der Griinder des Instituts, Adam Ismail (mehr).

2.4. Osterreich: Parlament beschlieRt Kopftuchverbot fiir Schiilerinnen unter 14 Jahren
In Osterreichs Schulen soll ab dem kommenden Schuljahr ein Kopftuchverbot fiir Madchen unter 14
Jahren gelten. Das beschloss das Parlament mit groRer Mehrheit (OVP, SPO, Neos, FPO).

Im Gesetzestext wird mit der ,bestméglichen Entwicklung und Entfaltung im Sinne des Kindeswohls*
sowie mit ,Selbstbestimmung, Gleichberechtigung und Sichtbarkeit von Madchen“ argumentiert. Das
Tragen eines ,Kopftuchs, welches das Haupt nach islamischen Traditionen verhllt®, ist damit im Unter-
richt verboten.

Die Erziehungsberechtigten werden verpflichtet, fur die Einhaltung des Verbots zu sorgen. Bei ein-
maligem Verstol3 ist die Schulleitung verpflichtet, ein Gesprach mit der Schilerin und einem Erziehungs-
berechtigten zu fiilhren. Kommt es zu einem erneuten Verstol3, muss die Schulbehérde verstandigt wer-
den. Bei weiteren VerstéRen muss auch die Kinder- und Jugendhilfe hinzugezogen werden. Dann wer-
den Strafen von 150 bis 800 Euro fallig.

Das Kopftuch sei ,kein reines Stlick Stoff, sondern ein Zeichen der Unterdriickung®, sagte Integrati-
onsministerin Claudia Plakolm (OVP). Es gehe nicht um eine Einschrankung, sondern um den Schutz
der Freiheit von Madchen bis 14 Jahren, erklarte Neos-Fraktionschef Yannick Shatty. Einzig die Griinen
stimmten gegen das Gesetz. Sie halten die Regelung fiir nicht verfassungskonform. Der FPO ging das
Vorhaben nicht weit genug. Sie lie3 Uber ein Verbot ,flir das gesamte schulische Personal, insbeson-
dere Lehrerinnen®, abstimmen. Der Antrag fand jedoch keine Mehrheit im Parlament.

Kritisch &auRerte sich unter anderem die Islamische Glaubensgemeinschaft in Osterreich (IGGO):
.Kein Kind darf zum Kopftuch gedrangt werden, das ist flr uns unverriickbar. Aber ebenso darf kein
Kind durch staatliche Verbote daran gehindert werden, seine religiése Identitat freiwillig zu leben.” Die
IGGO kiindigte eine Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof an.

Ein Kopftuchverbot gab es bereits unter der Regierung von Kanzler Sebastian Kurz. Dieses wurde
2020 vom Verfassungsgerichtshof aufgehoben, weil es gegen den Gleichheitsgrundsatz und die Religi-
onsfreiheit verstie3 (mehr).

2.5. Was sonst noch war

— Germersheim: Deutsche Bischofskonferenz und Koordinationsrat der Muslime wiirdigen 60. Jahrestag
der Konzilserklarung ,Nostra aetate — Uber das Verhdltnis der Kirche zu den nichtchristlichen Religio-
nen“ (mehr)

— Berlin: Shitstorm gegen Veranstaltung ,decolonizing christmas® im Weihnachtsgarten der baptisti-
schen Friedenskirche in Charlottenburg; die ,Tageszeitung® spricht von ,Hetze* des Mediums ,Die Welt*
(mehr); Veranstalter Berliner Forum der Religionen wehrt sich gegen ,Missverstandnisse“ und rdumt
Fehler ein (mehr); Friedenskirche sagt Folgeveranstaltungen ,aus Sicherheitsbedenken® ab (mehr)

— Osnabruck: Islamische Theologin Dua Zeitun mit dem Bundesverdienstkreuz ausgezeichnet (mehr).

3. Meinungsforschung

3.1. Robert Bosch Stiftung: Neue Studie zur Akzeptanz von Vielfalt

Bei der Bewertung verschiedener Formen gesellschaftlicher Vielfalt zeigen Menschen mit und ohne
Migrationshintergrund deutliche Unterschiede. Das zeigt die Sonderauswertung , Teilhabe und Zugeho-
rigkeit in der Einwanderungsgesellschaft* des Vielfalisbarometers 2025 der Robert Bosch Stiftung.
Wichtige Ergebnisse:

— Die grundsétzliche Akzeptanz von Vielfalt unterscheidet sich bei Menschen mit und ohne Migrations-
hintergrund kaum (62 zu 63 Punkte auf einer Skala von 0 bis 100). Deutliche Abweichungen gibt es bei
einzelnen Dimensionen wie Religion, sexuelle Orientierung und ethnische Herkunft.

— Die grofiten Unterschiede zeigen sich bei religidser Vielfalt. Menschen mit Migrationshintergrund ste-
hen ihr deutlich offener gegentiber (41 zu 31 Punkte).

— Auch ethnische Vielfalt bewerteten Menschen mit Migrationshintergrund positiver (62 zu 54 Punkte).
— Umgekehrt verhdlt es sich bei der sexuellen Orientierung. Hier sind, bei insgesamt deutlich h6heren
Werten, Menschen ohne Migrationshintergrund offener (72 zu 63 Punkte).
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— Bei Menschen ohne Migrationshintergrund beeinflusst ,der Ort, an dem sie leben, ihre Einstellung zu
gesellschaftlicher Vielfalt erheblich: Diejenigen, die in Westdeutschland oder in deutschen Grol3stadten
leben, sind Vielfalt gegentber deutlich offener eingestellt als Ostdeutsche oder Menschen in landlichen
Regionen.“ Menschen mit Migrationshintergrund zeigen ,unabh&ngig vom Wohnort &hnliche Akzeptanz-
werte.”

— In beiden Gruppen herrscht ,eine ahnlich kritische Grundstimmung®: Etwa zwei von funf Befragten
fuhlen sich ,als Burger:innen zweiter Klasse.“ Am starksten ausgepragt ist dieses Geflhl ,bei Menschen
in Ostdeutschland” (48 Prozent; Menschen mit Migrationshintergrund: 41 Prozent).

— 36 Prozent der Menschen mit Migrationshintergrund flihlen sich ,oft* oder ,manchmal“ diskriminiert,
hauptsachlich wegen ihres Aussehens.

— 80 Prozent begriiRen Zuwanderung aus Nord- und Westeuropa. Deutlich kritischer sehen die Befrag-
ten Migration aus Osteuropa (45 Prozent), Stidasien (41 Prozent), Afrika (36 Prozent) und dem Nahen
Osten (28 Prozent Zustimmung).

— Was Zugehorigkeit zur deutschen Gesellschaft ausmacht, ist fur die meisten eindeutig: Gesetze ach-
ten (91 Prozent), Deutsch sprechen (86 Prozent) und arbeiten (78 Prozent). Herkunft, Geburtsort oder
deutsche Vorfahren spielen eine nachgelagerte Rolle (mehr).

3.2. Studie: Rechtsextremismus beunruhigt Deutsche stérker als Zugewanderte (mehr)

Wir wiinschen unseren christlichen Leserinnen und Lesern frohe Weihnachten.
Allen Leserinnen und Lesern winschen wir ein gesegnetes neues Jahr.

Den Interreligidsen Kalender 2026 des Hauses der Religionen und des Integrationsbeauftragten des
Landes Niedersachsen, Deniz Kurku, finden Sie hier (als pdf-Datei; gedruckte Exemplare kdnnen
bestellt werden).

Den digitalen Kalender fir das Smartphone und den Computer finden Sie hier (ein Projekt des Hauses
der Religionen in Kooperation mit www.religionen-entdecken.de).

Die umfangreiche Kalender-App ,Holydays* finden Sie hier und auf den blichen App-Plattformen.

Hannover, den 16.12.2025
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